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Einleitung. 


ao Fediktiinen auf his bestehenden Rechtsverhältnisse Er 
die einzelnen kantonalen Gesetzgebungen ausüben? — Esist 
i weniger zu untersuchen, ob eine einheitliche Ordnung des 
Fein Güterrechts in der Schweiz ‚wünschbar sei, als vielmehr 


tie grosse Verschiedenheit: ne kantonalen Boss buhsen Zur 
Annahme empfehle, eventuell welche interkantonale Regelung. dieser 
erhältuisse sich als zweckmässig und wünschbar erweise 2, 


Ei 


sen, um a Ergebniss der Untersuchungen Arch das Preis- 
G en zu lassen. ‚Für’s Erste war seine ‚ Zeit sehr oft 


Kanon Se hat die ee eines Bireerlichen. Gesetz- | 
ches in nähere Aussicht gestellt. Alle Biene en Be- 


über die eivilrechtlichen Verhältnisse der en assenen. 
Dis Prüfung der Collision von 25 verschiedenen kantonalen Gesetz- 


war zum Zwecke der Vergleichung unumgänglich nothwendig, de 
verschiedenen Rechte, nach einheitlichemSchema, streng systematisch 


geordnet, einander gegenüber zu stellen. Allerdings wäre dieser 
Theil der Arbeit, mit Rücksicht auf die Preisaufgabe, nur als Vor- 


studium in Betracht gekommen und in der Mappe des Coneurrenten = 
zurückgeblieben. Bei dem beschränkten Umfange, den jene haben er 
durfte, wäre es nur darauf angekommen, mit einigen schlagenden 
Beispielen für oder gegen die Wandelbarkeit des ehelichen Güter- 
rechts in die Schranken zu treten. Allein das Studium der Details, 
ob dieselben mit veröffentlicht wurden, oder ob sie bloss als Stoff 


zur Argumentation eine beschränktere Verwendung fanden, konnte oe 


nicht umgangen werden, wenn man sich nicht in unklaren Allgemein- & 
. heiten verlieren wollte, wozu die Klage über die Verletzung der 


wohlerworbenen Rechte bei Annahme der Wandelbarkeit auch gehört: 


«Was unter Ehegatten gemeinsam war, wird getrenntes Gut», und 


umgekehrt, heisst es. Worin aber das grosse Unrecht besteht, vermag 
man dabei, ohne Berücksichtigung der Details, nicht klar zu sehen. 


Viel richtiger werden die verschiedenen Rechte nach ihrem Effekte . 
geprüft, wie die vermögensrechtliche, die materielle Stellung beider 


Ehegatten, bei der Ausscheidung der ehelichen Gemeinschaft, im 


CGoneurs und bei Betreibung sich macht, und wie dieser Effekt ge- : 


sichert ist. Bei materiellem Fortgang der ehelichen Gemeinschaft 
lässt es sich unter allen 25 Gesetzgebungen der Schweiz gut leben, 
eine andere Seite bietet das Unglück. Hier handelt es sich nament- 


lich um den mehr oder weniger günstigen vermögensrechtlichen 


Effekt für die Gatten. Dabei kommt es oft nicht einmal auf de 


Eigenthumsverhältnisse am Ehevermögen an. Wo die Frau ihr 
Vermögen zu Eigenthum behält, kann sie übler mitgenommen werden, 


als wo dasselbe in der Gemeinschaft aufgeht. In der That aber 


liegen die Schlussresultate der verschiedenen Güterrechte der Schweiz 
nicht so weit von einander ab, dass der Gedanke an die Wandell- 


barkeit derselben schon von Vornherein erschrecken sollte. Wo in 
aller Welt nähme man den Stoff her, 25 im Effekt grundverschiedene 
eheliche Güterrechte aufzustellen. 


Das hier vorgesteckte Ziel ist ebenfalls die Behandlung der an 


die Spitze gestellten Fragen des schweiz. Juristenvereins. Bloss be- 


trachten wir dabei die systematische Nebeneinanderstellung der in 
der Schweiz geltenden ehelichen Güterrechte als die Hauptsache und 
zugleich als das Vorstudium und die Grundlage für die Lösung der 


Fragen, wie der Art. 6 des Bundesgesetzentwurfes in seinen ver- 


schiedenen Redaktionen sich zu den bestehenden Rechten verhalte, 


und wie die ehelichen .Güterverhältnisse schweizerischer Nieder- 


gelassener zu ordnen seien. Der Verfasser hat sich also hauptsächlich 


zwei Fragen zur Aufgabe gemacht: eine allgemeine, bestehend in 


der Darstellung der ehelichen Güterreehte der Schweiz, welche die 


Bei  nefellung ae eh den? "Juristenverein. ilgeworen- 


ragen scheint uns bei dieser Abhandlung ebenfalls geboten. Im 


.n Abschnitt werden die verschiedenen Redaktionen des Ar O0 


‚nach dem die Analyse vor sich gehen soll, ist folgendes: 


1. Wird das in jedem Kanton geltende gesetzliche Güterrecht 


: festgesetzt. Es kommen folgende Unterabtheilungen in Betracht: 
> 2 Eigenthumsverhällnisse und aktive Vermögensrechte, nämlich: 
 _Sachenrechte mit Bezug auf die in die Ehe gebrachten Ver- 
mögen, Forderungen und Erwerb. 
2) Dispositionsbefugnisse; 
a. des Mannes, 
bi, der Frau, mit Rücksicht auf Veräusserungen und Inter- 
_  cessionen, wann ihr ein Vormund bestellt werden muss, ob 
Schenkungen unter Ehegatten zulässig, die Handelsfrau und 
3 die Testirfähigkeit des Weibes. 
8) Sicherheiten, welche der Mann für Erhaltung des SNEINTEUUS 
= 2.20 leisten hat; 
a. bei Vebernahme, resp. Anfall, 
= ‘b. bei Misswirthschaft. 
4) Rechte der Gläubiger; ; 
a. vereheliche Schulden, | 
-b. Schulden während der Ehe, 
C. Intercessionen und Cautionen, 
-..d. Goneurs. 
5) Aussch:idung ; 
a. Restitution des Frauengutes in natura oder in Ersatz; 
b. rhierhi der Ehegatten (statuario portio); 
. bei unbeerbter Ehe, 
6 bei beerbter Ehe, 
y. bei Kindern verschiedener Ehen; 
c. Verkürzung der statutaria portio, 
a. wegen Wiederverheirathung:: 
ß. durch Testament, 
y. durch Ehevertrag, 
.d. ausandern Gründen (Majorennität, Abtrennung der Anden, 
N N 


R. iedergelassenen wiedergegeben, analysirt und deren Hafptssehliehften 
 Differenzpunkte hervorgehoben. Der zweite Abschnitt hat die schwei- 
 zerischen Güterrechte zum Gegenstand. Das einheitliche Schema, 


u. Der Hheconir akt ni verwandte Verhältisse I 
Zeitpunkt des Abschlusses, — nn 
Fähigkeit der Abünderung, aan 
‚Publizität, Be 

der Gegenstand des Vertrages, — 

Aufhebung durch Tod und Scheidung, 7 
Rechte der Gläubiser, a ei 

» Die Darstellung der kantonalen Rechte et richtei sich nach 
der Turnus, wie die Kantone dem Schweizerbunde beigetreten. 
Gearbeitet wurde nach den kantonalen Gesetz- und Landbüchern. 


> © = er 


Auf manche dieser Fragen blieben die verschiedenen Gesetze die : 
Antwort schuldig. Ich "habe sie selbst gegeben, wie sie mir das 


Syslem, welchem der betreffende Kanten huldigt, zu diktiren schien. 
Neben dem Quellenstudium suchte und fand ich oft Rath und Unter- 


stützung in dem vorzüglichen Werke von Dr. C. Lardy, «Gesetz En 


 gebungen der Schweizerkantone in Hinsicht auf das Vormundschafts- 


wesen, das eheliche Güterrecht und das Erhrecht», Paris, 1877, und 


in Dr. W. Munzinger’s «Studium über das eheliche Güterrecht der _ 


Schweiz », bearbeitet von Dr. E. Huber, Bern, 1874. Ist die a 
Zusammenstellung mangelhaft, so ist sie doch verbesserlich, und ich 
bin von vornherein dankbar, wenn mich Einer von der «Jlesum 


avida juventus» oder auch von den Alten und Bewährten auf ber as 


sangene Fehler aufmerksam macht. 

Oft musste ein kantonales Recht etwas zu aa zerrissen 
werden, um sich in dem aufgestellten Rahmen fassen zu lassen, 
allein ich glaubte dieses Opfer dem Vergleichungszwecke al zu 
müssen. 


haltend die Vergleichung der kantonalen Rechte nach den Materien, 
wie selbe im obstehenden Schema geordnet sind. Hier wird es sich 


zeigen, welchen Einfluss Artikel 6 des Gesetzentwurles in seinen = 


versrhiedenen Fassungen haben müsste. 

An der Hand der bisher erlangten Resultate ist der vierte A 
‚schnitt der Kritik der Redaktionen und der Aufstellung der Ben 
Ansicht gewidmet. 

Ein Verdienst schreibe ich mir dann zu, wenn die Tara 
der Wandelbarkeit des ehelichen Güterrechtes. durch diese Schrift 


von den allgemeinen Betrachtungen auf das Gebiet der Spezialitäten > =, 


hinübergeführt wird. 
November 1879. 


Die II. Lieferung hat mit dem dritten Abschnitt zu en ent — 


4 Abschnitt. 


echtlichen Verhä iniäse schweiz. rel ene. und 
2 - Aufenthalter durch die Bundesbehörden. 


Die gegenwärtig bestehende Bundesverfassung vom 31. Jan. E 
‚enthält, nachstehende Bestimmungen: | 


i Art. 46. 


Wohnsitzänderung bei der zuständigen Behörde einregistriren lässt. ® % 
Ist diese Anmeldung unterlassen worden, so gilt bezüglich der An- 


sprüche von Drittpersonen (Gläubiger) das Recht des neuen Wohn- | 
sitzes.» } 


In dieser Fassung liegen verschiedene Kehl: : 


'1) Das bei der Eingehung der Ehe beginnende Güterverhältniss = 
zwischen Mann und Weib richtet sich nach dem Rechte des Wohn- 
sitzes des Mannes. Es wird also bei Begründung des ehelichen 
Güterrechts das Heimathsprinzip definitiv durch das Territoriatäts- 
prinzip beseitigt. | 


2) Das gesetzliche, eheliche Güterrecht ändert sich, wenn die 
Eheleute, resp. der Mann, das Domizil in ein anderes Rechtsgebiet 
verlegt. Das am frühern Wohnort begründete Recht wird durch 
dasjenige des neuen Wohnsitzes ersetzt. Der Mann wählt Wohnsitz 
und Güterordnung auch während der Ehe. Die Veränderung be- 
zieht sich auf das Verhältniss der Gatten unter sich und auf das- 
jenige zu Drittleuten (Gläubigern). Ob. das neue Recht auf den Ab- 

schluss der Ehe zurückwirke oder nicht, ist nicht ausgesprochen, 
doch ist zu vermuthen, das Erstere sei beabsichtigt. Das eheliche 
Güterrecht lässt sich nämlich als Potenz (Recht im objektiven Sinne) 
und als Recht im subjektiven Sinne (unter der Potenz erworbenes 
Recht) auffassen. Es könnte in dem neuen Wohnsitz bloss das 
bisherige Recht im objektiven Sinne durch eine neue Potenz beseitigt 
werden. Während die unter dem frühern Gesetz wirklich erworbenen 
Sachen- und Forderungsrechte der Ehegatten aufrecht erhalten 
blieben, würde nur Anfall, Erwerb und Zuwachs vom Wohnsitz- 
wechsel an durch die neue Rechtsordnung erfasst. Das eheliche 
Güterrecht im subjektiven Sinne erhielte so mit jeder Veränderung 
des Domizils einen Abschluss und einen Anfang. Es ist diess be- 
kanntlich die Auffassung, welche Wächter der Wandelbarkeits-Theorie 
beilegt (Archiv für eivilistische Praxis, Bd. 25, S. 54 u. 55, Anm. 271). 
Funk (Wandelbarkeit, Archiv für civilistische Praxis, Bd. 21 u. folg.) 
legt die selbe im Sinne der Rückwirkung aus und ist unterstützt von 
Savigny (Syst., Bd. 8, S. 333), welcher die vermittelnde Theorie 
Wächter’s verwirft und schon, um Verwirrung zu verhüten, Einheit 
und Rückwirkung annimmt, wo Wandelung eintritt. Wir urgiren diese 
Auffassung auch für die Auslegung des Art. 6, wo die eidgenössischen 
Behörden Veränderung des Rechts unter Ehegatten vorschlagen. 

3) Die Güterordnung wird auch der Gerichtsbarkeit (dem Forum) 
des Wohnsitzes unterstellt. In Sachen hat nicht bloss das örtliche 
Recht des Domizils, sondern auch der örtliche Richler zu entscheiden. 


> ehe stehende Mobilien, in Betracht kommen. Das Spezialdomizil 
der gelegenen Sache (Forum rei site), wo es sich um Grundeigen- 
thum ‘und damit zusammenhängende dingliche Rechte und Be- 
 sehwerden handelt, will durch die vorliegende Bestimmung offenbar 
nieht aufgehoben werden. Das eheliche Güterrecht selbst und das 
Sachenrecht mit Rücksicht auf die in die eheliche Gemeinschaft 
fallenden Gegenstände müssen hier genau unterschieden werden. 
‚etzteres bewirkt, dass der Richter der gelegenen Sache in manchen 
"ällen (namentlich bei Grundeigenthum und Dienstbarkeiten), aller- 
ings unter Wahrung der Güterordnung des Domizils der Parteien, 
abzusprechen in den Fall. kommt. Es mag diess ein Grund sein, 


‚gleiche Normirung, die Gerichtsbarkeit betreffend, aufzustellen. 
4) Das durch einen gültig abgeschlossenen Ehevertrag begründete 
Güterrecht soll auch nach der Wohnsitzänderung unter Ehegatten 


Und doch beruht in einem Rechtsgebiet, wo es den Parteien an- 


men! abweichenden Vertrag zu schliessen, Beides auf einer und 
derselben Autonomie, welche aber im ersten Fall geringer ange- 
n schlagen wird als im zweiten. _ 

5) Drittleuten, Gläubigern, nicht etwa auch den Erben der Ehe- 
leute gegenüber, welche als Rechtsnachfolger der Letztern als eadem 
 persona in Betracht kommen, unterliegt auch das Vertragsrecht 
bedingtermassen der Wandelung. Es wird durch das gesetzliche 
_ Recht des Wohnortes ersetzt, sofern dasselbe nicht binnen drei 


 Einregistrirung angemeldet wird. Die Registerbehörde zu bestimmen, 


‚steht es der eheherrlichen Willkür nicht zu, mit dem Domizil zu- 
gleich das Güterrecht zu ändern. Der Bestimmung. liegt der Ge- 
danke zu Grunde, dass der Gläubiger die gesetzlichen Güterrechte 
voraussetzen. darf, sofern das öffentliche Register nicht Gegentheiliges 
_ enthält. Creditschädigender Irrthum und wohl auch böser Wille 
- sollen Treu und Glaube im Verkehr nicht beeinträchtigen. Die 


warum der Nationalrath und der Ständerath unterlassen haben, die 


' in Kraft bleiben. Es tritt da die Anschauung an den Tag, dass das 
gesetzliche Recht weniger Kraft äussern soll, als das Vertragsrecht. 


 heimgestellt ist, stillschweigend nach dem Gesetz zu leben, oder 


Monaten nach der Einwanderung in ein neues Rechtsgebiet bei der 
zuständigen Behörde durch den einen oder andern Ehegatten zur 


_ wäre Sache der kantonalen Ausführungsgesetze. In diesem Falle 


ehe ish "Funk, it: a 1 a. :hte 
x 50; Dr. 1: ‚Bar, «Internationales Peiyai und 


ie Eine andere Gestaltung erhielt. eh on 
Be a Beschluss vom 18. Dezember 1876: 


Sitzes: 


== „Nach a des Wolnslize lt im Falle de Conuraı = , 
ahocht. des neuen Wohnsitzes. Im Uebrigen bleiben die betreffenden 


Rechtsverhältnisse, soweit sie durch Vertrag oder Gesetz begrün 


_ sind, während 6 Monaten unveränderlich bestehen. Sie bleiben auc 
= ferner in Kraft, wenn innerhalb der genannten Frist der eine oı 
andere Ehegatte bei der zustandigen Behörde sie einregistriren läss 


Ist die Anmeldung zur Einregistrirung nicht innert der erwähnt n 


Frist erfolgt, so gilt hernach das Recht des neuen Wohnsitzes. > = 


Daraus geht heryor : De 
1) Die Zustimmung zum Entwurf des Bunderae sowe 
derselbe das durch Abschluss der Ehe zu begründende Güterrecht 
dem Gesetze des Wohnorts des Mannes unterstellt, und also das 
 Heimathsprinzip dem Territorialgrundsatz opfert. Es würde also 
den Kantonen die Wahl. zwischen jenen Prinzipien benommen. und 
einheitliches Recht für die Eidgenossenschaft geschaffen. 


2) Das einmal begründete gesetzliche Güterrecht bleibt. en prior 

unter den Ehegatten und Dritten gegenüber auch nach Verlegung 
des Wohnsitzes bestehen. Jedoch gibt es zwei Bedingungen, unte r 
denen dasselbe sowohl im Verhältniss der Ehegatten unter sich, als 


En auch Dritten gegenüber, nach der neuen lex m sich richte! 


a. Im Falle des Goncurses immer. 2 

b. Wenn dasselbe nicht binnen der Nothfrist von 6 Monaie | 
bei der zuständigen, durch die Kantone zu bezeichnenden Behörde 
auf Antrag eines Gatten einregistrirt wird. Dass das neue Gesetz 
auf den Abschluss der Ehe zurückwirken soll, als ob diese selbst 
am betreffenden Ort eingegangen wäre, gehl hier mit geringerem 
Zweifel hervor. Der Nationalrath spricht hier allgemein von «Rechts- 
 verhältnissen», welche bestehen oder fallen sollen, während der 
' Bundesrath von «Rechtswirkungen» redet, wobei ee Deiraa win] n 
sich eher ausgeschlossen denken liesse. 


3) Ueber die Gerichtsbarkeit sagt der a nalrakh Niehts 5 N 
der Prüfung des einzelnen Falls er. die Competenz 


a die Bennien ae nn i 


kit, I nicht vrlin, muss ‚der Richter des neuen Wohn- 


en Das: Beh er hegründete illerrecht wird dem geseize. = 2 
n gleich geachtet, beide beruhen auf Autonomie, wo das Ne. 25 


1 recht ee ist, wie das zn depositum. eic. 


n ei nnung. der gesetzlichen Folgen, oder ob Mies durch Neben-- 
bestin mungen ‚abgeändert werden. Es steht und fällt unter den 
& a en wie en gesetzliche Güterrecht, und zwar n 


ine Wehe lner gilt ‚das eheliche Güterrecht des frühen 
\ SNBNzeN, wenn es am, neuen Wohnsitze auf Verlangen der Khe- 


hör - 5 eat gemacht wurde. Diese sein ist jedoch 
innert Jahresfrist zulässig und hat nur dann rückwirkende 
aft, wenn ı innert drei Monaten nach erfolgtem DEE 
ttgefunden. 
_ Ebenso gilt Dritten Sekeniher in Bezug auf Verbindlichkeiten, 
lehe schon vor dem Wohnsitzwechsel entstanden waren, das 
bisherige eheliche Güterrecht.» 
Aus dieser Redaktion geht hervor: = 
1) Die vollständige Uebereinstimmung mit dem Nationalrath 
und dem Bundesrath, dass das Recht des Wohnortes des Mannes bei 
Abschluss ( der ne, = Gülerordnung normiren, nn begründen soll. 


BR EP ET FR OR 
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auf den Zeitpunkt des Wohndusen a wenn sie e innert 


drei Monaten erfolgt, resp. es gilt den Gläubigern gegenüber dasnue 


Gesetz bis zur Eintragung, wenn sie zwar innert Jahresfrist, aber 


nach 3 Monaten nach dem Domizilwechsel vorgenommen wird. In 


2 


diesem Falle entstehen bereits mehrerlei Creditverhältnisse. 

Die Gültigkeit der von Mann und Weib eingegangenen Ver- 
bindlichkeiten richtet sich mit Bezug auf einen Theil der Gläubiger 
nach dem Gesetz des ersten, für den andern Theil nach dem des 


spätern Domizils. Das Executionsobjekt, Nehmen und Belassen wird 


nach verschiedenem Recht bestimmt. Dabei versteht es sich von 


selbst, dass die Gegenstände der Execution für alle Gläubiger nach 


einer und derselben Schuldbetreibung, nämlich nach derjenigen des 
Wohnortes, liquidirt werden. Die Einheit des Rechtes geht unter 
grosser Zersplitterung in die Brüche. Es wird sich darum handeln, 
welche Gläubiger den grössten Theil des Frauengutes zur Deckung 


ihrer Ansprüche heranziehen können. Dieser Theil verfällt den | 


Creditoren, und zwar so, dass die Gläubiger mit geringern An- 
sprüchen auf das Weibergut innerhalb dieser Vermögensparzelle 
mit den ersiern concurriren. Für die Frau hat diese Bestimmung 
den gleichen Effekt, wie wenn das Güterrecht nach dem Ir sie 
unvortheilhaftern Recht sich richte. 

Wenn die Jahresfrist ohne Eintragung verstrichen, so gilt unter 


den Eheleuten das alte Recht fort, die Gläubiger aber könnenauf 


das Recht des neuen Domizils sich berufen. Die Letztern nehmen 
also den Eheleuten bei der Betreibung Alles weg, was das örtliche 
Recht erlaubt, und die Frau ist befugt, sich für Entschädigung an 
den Mann zu halten, und umgekehrt, weil unter ihnen das alte 
Verhältniss fortwirkt. | | 

Aus diesem Dualidmus ergibt sich die Inconvenienz, dass im 


Falle des Concurses der Eheleute, resp. des Mannes, dem rechtlichen, 


ein widersprechender, aber stärkerer faktischer Zustand gegenüber- 
gestellt wird. Der Effekt ist der gleiche, wie wenn das Weib, auch 
mit Bezug auf ihr Verhältniss zum Manne, nach dem neuen Orts- 
recht behandelt würde; denn vom falliten Manne wird sie in der 
Regel Nichts erhalten. Würde aber das neue Domizil die Frau 
günstiger behandeln, so kann sich die Fortexistenz alter Beziehungen 
unter Ehegatten auch nicht verwirklichen, indem der Mann z. B. 
zur Rettung seiner Ehre nicht so viel Frauengut opfern darf, als 
im frühern Domizil. Könnte aber die Frau gezwungen werden, 
nach altem Recht zur Deckung der Schulden beizutragen, so würde 


sich die Sache so gestalten, dass die Frau bald nach dem neuern, 


bald nach dem ältern Ortsrecht den Gläubigern haften würde, 
nachdem dieses oder jenes ihr ungünstiger wäre. 


e a Der arg wird in seiner Bodens, en seakio lichen 
Rechte gleichgehalten. Er bleibt unter den Gatten unbedingt fort- 


_ bestehen, während er _ 
er 20).1H Greditverhältniss unter den ganz erschon Bungee 


 hältniss, dass ein Kanton den auswärtigen Creditoren mehr oder 
“weniger Recht auf das Frauengut zugestehen muss, und der Dualismus 


an von Streitfragen hineingetragen. — 
esichispunkt, sofern durch Unterlassung der Eintragung Dritten 


5 die bisherigen Gläubiger gilt die alte Güterordnung, für die Greditoren 
: des neuen Domizils die neue. Der Fall ist dem sub 2 berührten ganz 


Funk (Arch. cit.) schreiben den Gläubigern des ersten Forums 
geradezu ein Vorrecht zu auf den Stand des Frauengutes, wie er 
durch das Gesetz dieses Forums normirt war, vor den spätern 
Gläubigen. Die richtige Auffassung ist die: 

22.4. Die Gültigkeit der durch Mann oder Weib eingegangenen 
 Verbindlichkeiten richtet sich nach dem jeweiligen Domizil, in dem 
‚sie eingegangen worden, und bleiben natürlich auch nach dem 
_ Wohnungswechsel bestehen. 


> Anhänger der Wandelbarkeitstheorie, welche keine erworbene Rechte 
Dritter verletzen wollen. Pfandrecht bleibt Pfandrecht, Forderung 


recht ändert mit Rücksicht auf letztere, z. B. dadurch, dass. die 
Schulden gemeinsam werden. 

6. Die Gläubiger des frühern und spätern Domizils haben gegen- 
‚seitig kein Vorrecht zu beanspruchen, wohl aber können sie das 
Frauengut in verschiedenem Umfang zur Deckung herbeiziehen. 
 2.B.das erste Domizil gewährt im Coneurs einen Drittel des Frauen- 
en gutes als Deckung für die Gläubiger, das zweite die Hälfte. Das 
Exeeutionsobjekt ist nun die Hälfte. Dagegen haben die Gläubiger 


durch das Recht des neuen Wohnsitzes verdrängt wird, wie die 
ursprüngliche gesetzliche Güterverordnung Auch hier wird das Ver- 


verschiedenen Rechts für Ehegatten und Dritte mit dem ganzen 
‘Ausserdem bietet die Fassung des Ständerathes einen neuen 


gegenüber ein neues Recht Platz greift. Unter Ehegatten und für 


- Dieses Y erhältniss, welches zu sehr verworrenen Anschauungen 
geführt hat, muss namentlich klar gedacht werden. Manche, z. B. 


b. Ebenso die speziellen Pfandrechte. Das verlangen auch die 


Forderung, nur die persönlichen Beziehungen und das Executions- 


a2 eher, Die ersten Gläubiger müssen sich dee freie gefallen 


- zukünftigen überlässt, und die Gläubiger des zweiten Forums haben - 


Höhe ihrer Berechtigung. Wo direkte Gläubiger der Frau in den 


a ‚Bezug auf denjenigen Theil des Frauenvermögens, der ihnen nach 


Be 


S lassen, weil ihr Gesetz diesen Drittel allen Gläubigern, auch den 


um so weniger sich zu beklagen, da sie in vortheilhaftester. Weise 
mit jenen sich in den Drittel zu theilen brauchen, während sie nach 
‚eigenem Gesetz die Concurrenz in die Hälfte zulassen müssten. Die 
- Kapitalfrage ist immer die: welchen Theil des Frauengutes können 
nach diesem und jenem Güterrecht die Gläubiger des Mannes be- 
 anspruchen. Die kleinern Ansprecher concurriren dann innerhalb 
des Betrages der Ansprache der grösseren mit diesen bis auf die 


Kreis der Interessen treten, nehmen diese das ganze Weibergut, 
‘innerhalb des Ganzen concurriren die Gläubiger des Mannes mit 


“ 


diesem oder jenem Gesetze in Aussicht gestellt ist. 
Der Gedanke, welcher diesem Verfahren zu Grunde liegt, besteht : 
darin, dass nicht. bloss die Gläubiger des letzten Forums, sondern 
auch die frühern die gesetzlichen Verhältnisse voraussetzen konnten. 
Schuldbetreibung muss natürlich diejenige des Wohnortes, wo 
_ der Goneurs oder die Betreibung angehoben wird, ausschliesslich für 
Alle zur Anwendung kommen. ee 
S 2. | Es 
Uebereinstimmung und Differenzuunkte en 
1) Alle Räthe sind einig, dass das eheliche Güterrecht nach dem E 
Territorialitätsgrundsatz, d. h. nach dem Rechte des Wohnsitzes des © 
Mannes bei Eingehung der Ehe begründet werden soll. 
2) Mit Bezug auf das gesetzliche Güterrecht nimmt der Bundes- 
rath unbedingte Wandelung an und zwar mit Bezug auf Ehegatten 
und Gläubiger. Der Nationalrath gibt der Veränderung den gleichen ä 
Umfang, knüpft sie aber an die Bedingung des Coneurses oder der s 
Unterlassung der Eintragung innert bestimmter Frist nach dem 
Wohnungswechsel. Der Ständerath statuirt Unwandelbarkeit zwischen 
Ehegatten und Gläubigern des bisherigen Forums und durch Nicht- 
.eintragung bedingte Wandelung für Gläubiger des spätern Wohnsitzes. 
3) Die Gerichtsbarkeit betreffend sind wohl alle Räthe materiell 
einig, der Bundesrath ruft die Gerichtsbarkeit des Wohnortes aus- 
drücklich an, während Nationalrath und Sa hierüber ehe = 
‚fesiseizen, 


| ing! n N ee ern den Nationalrath i im a Ralle des onenrass n > 
4 der. we Der Ständerath beschränkt auch hier die 


Bir usses ne Torschläge auf die vielen ehelichen Gütferrechte =: 
m en sehr. vereinfachen. ‚ Die Prüfung, ob bei Pepe NG 


Wandelbarkit selbst, wo sie ale Diese Bong ergibt 
der a ‚der kantonalen Rechte von ee 


X : cent Gatten und Drittleuten ehe ei 
) Grin wie ‚der Nationalrath im nn auf Geselz und Vertrag statuirt. 


Eu len Besonderer Beachtung verdient dabei ‚die Frage der 5 
kwirkung, 


= Anmerkung. Den 320,8. ud 9. Dezember 1879 beschäftigte. sich der 
-Nalionalrath abermals mit "Berathung des betreffenden Gesetzes. Auf Antrag von. 
Bundesrath ande wert erhielt Art, 5 folgende Fassung: 


; Behörde, einregistriren lässt. Die betreffende Behörde hat für die amt- £ 


blikatioa einer solchen Er ang zu sorgen,“ 


£ we 


liche Pu 


Die kantonalen ehelichen Güterrechte. 


Der Kanton Zürich. 


(Zür cherisches Privatrecht, erlassen vom 31. März 1854 bis 81. Mar 1856. 
Die angerufenen Zahlen verweisen auf die $$ dieses Gesetzbuches.) 


I. Gesetzliches Güterrecht: 

Der Kanton Zürich huldigt dem Grundsatz der Güterverbindung, i 
auch getrennte Gütergemeinschaft genannt: «Frauenvermögen darf _ = 
weder wachsen noch schwinden.» 


1) Eigenthumsverhältnisse und aktive Vermögensrechte: | 
a. Sachenrechte: Aeusserlich in der Verwaltung des Mannes zur 
Gemeinschaft vereinigt ist das zugebrachte Vermögen beider 
Ehegatten innerlich in der Weise getrennt, dass jeder Theil 
sein Eigenthum daran behält, wie es vor der Ehe bestanden. 
b. Mit den Forderungen ist es ebenso. | 
Nimmt der Mann Veräusserungen von Frauengut vor, oder 
zieht er Forderungen ein, so haftet er der Frau für deren Ersatz, 
c. Der Erwerb beider Gatten während der Ehe gehört ausschliess- 
lich dem Manne (142 u. 143). 


2) Dispensationsbefugnisse: A. Des Mannes. a 
Er ist natürlicher Vormund der Frau. Ueber die Fahrhabe und > 
Forderungen, versicherte und unversicherte, verfügt er frei. Zur SI 
Veräusserung und Verpfändung von Liegenschaften der Frau bedarl nn. 
er der Einwilligung derselben (138—140). u 
Ueberdiess ist die Zuziehung eines ausserordentlichen Vorhubdes 
nothwendig zu nachstehenden Geschäften: i 


Gleichzeitig wurde in Art. 12 bestimmt: „Das Erbrecht des Ehegatten richtet 
sich nach dem Gesetze, welchem das eheliche Güterrecht unterliegt“ und dadurch 
die Collision des frühern Entwurfes mit den Bestimmungen über das Güterrecht 
gehoben, welcher in Art. 13 allgemein das Erbrecht dem Gesetze des Wohnortes. 
des Verstorbenen unterstellt hatte. 

Allein der ganze Entwurf wurde schliesslich verworfen, 


Eye soherdngchriefes a 2 
d. zur Eingehung persönlicher Schulden der re ( 146); Se 
. zum Abschluss von Rechtsgeschäften mit dem Manne, wodurch 
sie Rechte abtritt oder Schuldverpflichtungen eingeht. Hierher 
gehören bedeutende Schenkungen an den Mann, Kautionen und 
Intercessionen zu seinen Gunsten etc.; 
. zum Prozess gegen den Mann mit Ausnahme zur Stellung. der 
 Scheidungsklage (147 u. 307), 
Durch $ 149 ist bestimmt, wie bei diesen Geschäften zu ver- 
fahren ist. Der ausserordentliche Vormund wird mit geeigneten 
ufträgen und Vollmachten durch den Bezirksrath ausgerüstet, 
jachdem das Waisenamt selbst die materiellen Seiten des Geschäftes 
geprüft und dem Bezirksrath Bericht und Antrag gestellt hat. In 
wichligen Fällen muss das Waisenamt nicht bloss die Frau, sondern 
die ‚nächsten. yolljährigen Anverwandten Serseihen beiziehen. 


ne des Weibergutes, so lange die Ehe besteht, in 
a während der Teamene von Tisch und Bett. Die le 


Dr. sn Die ehelichen Güterrechte der Schweiz. 


Te he EEE 
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In beiden Beziehungen kann das Weib durch den Mann be- 
schränkt werden. Damit diese Beschränkung Dritten gegenüber 
Wirkung habe, ist sie zu publiziren. Die Publikation geschieht durch 
den Bezirksrath nach TOTER Prüfung durch die Vormundschafts- 
behörde (152). 

Freie Hand zum Handeln hat die Fran in folgenden Fällen: 

a. zu kleineren Geschenken unter Ehegatten (148). 


b. Sie hat auch die freie Verfügung und Nutzniessung in Bezug 
auf ihr Sondergut, das Spargut, das Spiel- und Nadelgeld. Diese 
Objekte entziehen sich daher der Vormundschaft und Nutz-- 
niessung des Mannes. 


Unter Sondergut ist immer nur Fahrhabe ertand Es rd 
übungsgemäss oder durch Eheverirag der Frau vorbehalten. Das 
Spargut kann auch aus Liegenschaften bestehen und eonstituirt sich 
-aus den Zuwendungen, welche den Kindern noch in der Haushaltung 
des Vaters gemacht werden, z. B. durch Pathen und Verwandte. 
Auch während der Ehe kann dasselbe durch Geschenke des Mannes 
geäufnet werden. Hierher gehört auch die Morgengabe. Das Spiel- 
und Nadelgeld wird der Frau vom Manne ausgesetzt (144). 


c. Wenn die Frau als Handelsfrau ein Handelsgeschäft auf eigenen 
Namen und eigene Rechnung betreibt. 


Ein solches Handelsgeschäft hat vom ehelichen Vermen iNso- 
weit eine ganz abgeschlossene Existenz, als es die Frau selbstständig 
verwaltet und nutzt, sich hierfür allein verpflichtet und für diese 
Schulden mit ihrem ganzen Vermögen haftet. Zu verhältnissmässigen 
Beiträgen an den Haushalt aus diesem Geschäftsvermögen kann sie 
natürlich angehalten werden (129). 


Die Frau kann ihrerseits freiwillig das Handelsgeschäft aufgeben 
‚oder hiezu vom Manne dadurch gezwungen werden, dass derselbe 
seine Zustimmung zur Betreibung desselben zurückzieht. Um mit 
dem Manne in Societät ein Geschäft zu führen, bedürfen Mann und 
Weib der Ermächtigung des Bezirksgerichtes (169-174). a 

Zur Errichtung eines Testamentes ist die Frau ohne Einwilligung 
des Mannes befugt (2054). 


3) Sicherheiten für das Frauenvermögen. 


Die Frau ist jederzeit berechtigt, vom Manne ein Inventar über 
ihr Vermögen und Sicherheit hierfür zu verlangen (153). 

Auch der Gemeinderath des Heimathortes hat dieses Recht selbst a 
gegen den Willen der Frau, sofern das Weibergut gefährdet ist und ° 
moralische Gründe den Verbrauch desselben nicht rechtiertigen. 


| Te Gentiindersihs muss sein Gesneik aut Sicherstellung bei dem 
Bezirksrathe ‚anbringen. Der Mann hat das Recht, die daherige 

© B 3 Ansdune vor die Gerichte zu ziehen (154 u. 155). 

=. Die Frau kann den Versicherungsbrief in die Schirmlade nieder- 

22 legen (156). 

2, ,..sVeber die Zulänglichkeit der vom Manne anerbotenen Sicherheit 
en Bo neden im Streitfalle die Gerichte. Ist derselbe nicht im Stande, 
sie zu leisten, so ist die Frau oder dieVormundschaftsbedörde berechtigt, 
das bewegliche Kapitalvermögen und die Fahrhabestücke, welche 
nieht in der Haushaltung Verwendung finden müssen, in den Schirm- 
" kasten zur Aufbewahrung zu legen und überdiess die in der Haus- 
haltung zurückgebliebenen Fahrhabestücke im Pfandbuch des Ge- 
meindeammanns als durch den Mann unverpfändlich vorzumerken. 
Die Frage der Sicherstellung wird dadurch UIIEANBEN, dass der 
: Mann das Weibergut herausgibt (157). 

Eine fernere Sicherheit der Frau besteht in einem gesetzlichen 
_  Vorzugsrecht am ganzen Vermögen des Mannes. Dieses Privi- 
 _legium geht aber sämmtlichen speziellen und gesetzlichen Pfand- 
rechten nach (160, 896, 899, 900, 901). Es gehen demnach der Frau 
vor: alle speziellen Pfandrechte, bestehen dieselben in Hypotheken, 
ee 'Faustpfändern oder Pfändungen, sowie alle gesetzlichen Pfandrechte: 
Pacht-, Mieth- und Kostgeldforderungen, Dienstbotenlohn, Arzt-, Apo- 
nn theker-, Hehammen-Conti, Beerdigungskosten, Lidlohn, Forderungen 
aus Vormundschaften. | 
Endlich kann zur Sicherheit der Frau durch das Gericht die 
ae Eeonnung beschlossen werden (162, 143). 


4) Rechte der Gläubiger : 


= = a. Die vorehelichen Schulden. Diese behaften Person und Ver- 
& : mögen des ursprünglichen Schuldners. Die Gläubiger haben 
sich also daran zu halten; 

b ‚Schulden während der Ehe: 


a. Für sämmtliche während der Ehe durch den Mann selbst oder 
ac. die Frau in Vertretung desselben eingegangene Schulden haftet 
en der Mann ganz allein und kann das Frauengut durchaus 
er . nicht dafür herangezogen werden. Tritt sie im Coneurse 
N neben den Gläubigern des Mannes als Gläubigerin für ihr 

Frauengut auf, so hat sie das sub Ziffer 3 beschriebene Pri- 
vilegium (150, 151, 152, 160). 

-ß. Ist die Frau mit Beiziehung des Mannes und des ausser- 

ordentlichen Beistandes Verbindlichkeiten eingegangen, So 

haftet sie ganz und voll mit ihrem Weibergut (146, 147, 149), 


| = Mit Rücksicht ni ie Ernst. ie di Freu ‘ohne Be 
_ schränkung sich Dritten gegenüber verpflichten (146). a 
ö. Als Handelsfrau obligirt sie sich. persönlich, wenn sie inner 
'halb des Rayons ihres Handelsbetriebes Geschäfte abschliesst. 


Zu bemerken ist, dass durch den Coneurs die Güterverbindung. 
"aufhört und die Ausscheidung sich vollzieht. Das Weib geräth unter 
Vormundschaft, die Nutzung gehört ihr. Diese Abtrennung hört auf 2 

mit dem Akkordement oder mit der Rehabilitation (162, 317). 


9) Die Ausscheidung. Sie tritt bei Tod, Scheidung, Goneurs - = 
und bei der gerichtlichen AR NUR (162, 143) ein, Ä 
a. Die Restitution. a 

| Der Mann, resp. dessen Hrben, haben der Fran, resp. ihren 

Erben, Alles, bestehe es in Liegenschaften, Kapitalien und Fahrhabe, 
herauszugeben, was sie in die Ehe gebracht. Hausgeräthe und = 

Kleidungsstücke der Frau, welche durch Gebrauch gelitten oder 
untergegangen, müssen, besondere Verträge vorbehalten, nicht ersetzt _ 

„werden. Sind aber eigens zu diesem Ersatze während der Ehe- 
Anschaffungen gemacht worden, so gehören diese der Frau (158 u. .159). 
| Die Pflicht des Ersatzes hört auf, wo aus moralischen. Gründen z 
der Verbrauch von Frauengut sich rechtfertigt, z. B. im Falle ächter / 
Noth, zur Etablirung und Aussteuer von Kindern etc. | = 

Auch darf die Frau den Mann wegen Weiberguisforderungen = 
oder wegen Forderungen, die in Folge des ehelichen Verhältnisses. 
= entstanden, nie bis zum Auffall betreiben. Ihr Privilegium im Con- 

....eurse des Mannes haben wir oben schon dargestellt (158, 160, 161). 

b. Erbrechte der Ehegatten (portio statutaria): o. des Mannes: - 
Erstens: Bei beerbter Ehe. Der Mann nimmt die”Hälftetfder 
von der Frau hinterlassenen Fahrhabe*) zu Eigen, sowie das Bett 
der Frau und die derselben  zugekommenen Hochzeitsgeschenke, 
hiezu einen Drittheil der reinen Verlassenschaft auf Lebenszeit zur 
Nutzniessung. Bis alle Kinder volljährig sind, hat er auch die 
Nutzniessung an der Hälfte des Vermögens der volljährigen Kinder, 
wobei es sich von selbst versteht, dass er das ganze Ve der . 
minderjährigen Kinder nutzt. = 


Zweitens : Bei unbeerbter Ehe. Sind Vor andte der elterlichen — 
Parentel vorhanden, so erbt er die ganze Fahrhabe der Frau zu 
Eigen und hat den sechsten Theil der reinen Verlassenschaft eben- 
falls zu Eigenthum zu nehmen oder die Hälfte auf Lebenszeit. zu 


*) Anmerkung. Unter Fahrhabe ist hier, soweit das Erbrecht des En 2 
gegenüber der verstorbenen Frau in Betracht fällt, alles bewegliche Gut mit 
Ausschluss aller Forderungen, Werthpapiere und des Geldes zu verstehen S6L.) 


dieselbe a Werth der halben Fanlassenschaft übersteigt. In — 
iesem Falle ist der Mehrwerth in die Erbsmasse zu wen. 
Sind Bene on Verwandte, so ‚erbt. der Mann das ‚ganze ers 


SB. der Eau. Bas 1955): 


= Erstens: Bei beerbter ‚Ehe: Die Frau : Aut die Hälfte des 


| as zu nutzen, so lange sie Wittwe bleibt. | 
ee Das Hecht der Wine auf den Hausrath kann bloss dann ohne 


rn reinen Veechat nicht übersteigt. 


Der Mehrwerth muss 
setzt werden. | 


s = Bus bei der beerbien Ehe ist zu verfahren, wenn legitime Nach- 
kommien ı einer ‚ftühern Ehe des Veriorbenen Theils vorhanden sind, 


®» 


oder wenn die Kter ausser Shih Kindes hinterlässt J edoch - 
versteht sich der Niessbrauch am Kindervermögen nur in Bezug auf = a 


die gemeinsamen Descendenten (1939, 1948, 1949, 1958). 


"Das Erbrecht des überlebenden Ehegatten ist ein Pflichterbreeht. 


Der andere Gatte kann ihn durch letztwillige Verfügungen blos um 
den vierten Theil verkürzen, drei Viertel seines gesetzlichen Erb- 


theils müssen ihm werden. Und sind keine erbfähigen Verwandte, 


so dass der Gatte Alleinerbe ist, so muss er bei demjenigen Rechte 


(Quantum) geschützt bleiben, das ihm würde, wenn Verwandte dr 
grosselterlichen oder urgrosselterlichen Parentel sich vorfinden würden. = in 
Er muss alsdann als Pflichttheil erhalten: den Hausrath, resp. die 
Fahrhabe, und den Viertel der reinen Verlassenschaft, oder hierfür 
zwei Drittheile zur Nutzung während des Wittwenstandes (betr. die: 


Frau), resp. auf Lebensdauer (beim Mann) (2038, 1951, 1960). 


. Dieses gesetzliche Erbrecht darf auch nicht durch Geschäfte unter Be 
Lebenden beeinträchtigt werden, sofern es sich erzeigt, dass sein 
pfliehtwidriger Absicht, das Recht des Ueberlebenden zu kürzen, 


eingegangen worden (2046, 2047, 1079, 1080, 1369, 1678). 
I. Der Ehekontrakt (164—168). 


a. Zeitpunkt. Ein Ehevertrag kann sowohl vor der Heirath unter = os 
Brautleuten, als auch nach derselben zwischen. Mann und Weib a 


abgeschlossen werden. 


b. Er kann widerrufen und abgeändert werden in Ueberein- ne e x 


"stimmung der Contrahenten und in gesetzlicher Form. 


c. Derselbe muss in der Regel vom Bezirksgerichte ratifizirt und en | 
' amtlich publizirt werden, desgleichen der Widerruf und a “a 


Abänderung. 


d. Gegenstand: Als Regel gilt: «Das eheliche Güterrecht ist in = = . 


seinen wesentlichen Bestimmungen obligatorisch.» 


Soll durch Ehevertrag ein abweichendes Güterrecht, z. B. Güter-- 
gemeinschaften, Gütertrennung, oder Dotalrecht eingeführt oder ds 
auf diese Weise eingeführte wieder aufgehoben oder abgeändert 
werden, so bedarf es, wie’ schon gesagt, der Mitwirkung des u- 
ständigen Bezirksgerichtes. Die Ratifikation einer abweichenden | 


 Güterordnnng darf nur aus erheblichen Gründen ertheilt werden. 


Dagegen können die Ehegatten unter sich, ohne die beschriebene 


Form, gültig Eheverträge abschliessen, welche sich innerhalb des 


gesetzlichen Güterrechtes, der ehelichen Vormundschaft und Nutz- ; = 
niessung bewegen. Das Gesetz zählt (168) einige Fälle dieser AaHt 
auf, als: Verträge über die Art und Weise der Wiedererstattung des 


N 


2 rguf 
es) ler eek, Verkiioe über de  harzul de Bian Kon- a 
stituirung von Sondergut für dieselbe, Bestimmungen über das ae 
N  Eherecht: im Falle des: Todes eines Ehegatten. 2; 5 
Dabei sind die beiden Grundsätze festzuhalten, dass solchen 
Bestimmungen nieht die pfliehtwidrige Absicht zu Grunde liegen ne 
darf, das Gesetz betreffend Pflichttheilsrechte zu umgehen (2046) Ze 
_ und dass die Frau der Zustimmung eines ausserordentlichen Vor- Se 
-  mundes bedarf, wenn in einem solchen Ehekontrakt Rechtsgeschäfte a 
_ enthalten sind, wodurch sie Rechte abtritt oder Schuldverpflichtungen ee 
eingeht (147). Kleinere Geschenke bei Familienanlässen, sowie 5 
® "= Familien- und erbrechtliche Verträge werden durch diese Be- 
sehränkung nicht berührt (148). 

Verwandte Verhältnisse. Die Ehegatten können sich durch a 
Testament und Vermächtniss unter Respektirung der Pflichttheils- a 
\ rechte Dritter bedenken.*) Zu ihren Gunsten besteht sogar die Aus- = 
_ nahme, dass sie sich die lebenslängliche Nutzniessung an dem ganzen 
_ Vermögen, also auch an dem Pflichttheile der gesetzlichen Erben, 
_ zuwenden dürfen. Sind jedoch eheliche Nachkommen die nächsten 
Erben, so wird die Nutzniessung am Erbtheil auf die Hälfte zurück- 
geführt, wenn dieselben sich gs oder die Volljährigkeit 
_ erreichen (2039). | en 
Die gleichen Vortheile können sich die Eheleute durch wechsel- ae 
 seitige oder andere Erbverträge zuwenden und bedarf die Frau zü 
_ ersteren keiner weitern Zustimmug (2115 u. folg.). 

-— ..Dureh Scheidung verliert der wechselseitige Erbvertrag seine 
| Gültigkeit (2135). ee 
-  — Der Erbvertrag verliert, die Wirksamkeit, sofern nicht ntggen- 
stehende Bestimmungen getroffen sind, wenn der Vertragserbe vor ee 


dem Erblasser stirbt (2124). Er kann wegen Undanks widerrufen 
‚werden (2136; 2130; 2053; .2042). 


.e. Rechte der Gläubiger.  Dieselben sind an den gültig abgeschlos- | | Rn 
0. „senen Ehevertrag gebunden. Die Vortheile der lex Pauliana A 
a bleiben ihnen gewahrt (1019). 


) Anierkuns. Die $$ 2028—2036 bestimmen: Nachkommen beschränken 
die Testirfreiheit auf einen Fünftheil, wenn Jemandem unter ihnen verordnet wird, ae 
sonst auf einen ‚Zehntheil; die Eltern auf einen Viertheil; Geschwister auf einen en 

. _Drittheil; fernere Verwandte der elterlichen Parentel auf die Hälfte; Grosseltern u 
auf zwei Drittheile; die erste und zweite Linie der grosselterlichen Parentel auf 
vier Fünftheile der reinen Verlassenschaft. Ueber diese Verwandtschaftsgrade 
hinaus, ausgenommen, wenn das Eintrittsrecht angerufen sn kann, hesteht 
Ren ne 


. BE 
BR 


= ; : = 2 DE 4 =. 2 

| i Der Kanton Bern. we | Ä 

| (Alter Kantonstheil und neuer, soweit vormundschaftliche Bestim- s 
mungen in Betracht fallen; das eheliche Güterrecht des neuen 

Kantonstheils wird durch den Code Napoleon geordnet) = 

(Das bürgerliche Gesetzbuch, erlassen in den Jahren 1824 auf 1831, gültig 

im alten Kanton. Die blossen Ziffern beziehen sich auf die $$ dieses Gesetzbuches, 

Gesetz über Vormundschaft vom 28. Nov. 1825, gültig im ganzen Kanton. Gesetz . * 


vom 27. Mai 1847. Gesetz vom 26. Mai 1848. Bekies des ee nn vom 
2, Juni 1849.) 


I. Das gesetzliche Güterrecht: 
1) Eigenthumsverhältnisse und aktive Vermögensrechle. 


a. Sachenrechte. Alles Vermögen, welches die Frau in die Ehe & 
bringt oder während derselben ihr zufällt, geht. in das Eigenthum 
des Mannes über. Es bildet sich somit nur eine Vermögensmasse 
und der Mann ist ausschliesslich Eigenthümer derselben. : 
wird er für den Werth des Zugebrachten, nach Abzug der Schulden 
der Frau, welche er ebenfalls zu übernehmen hat, Schuldner der- 
selben (88). 


In das Eigenthum des Mannes geht jedoch nicht über und ver- a 
bleibt somit der Frau das vorbehaltene Gut. Dasselbe besteht: 


1. aus den Kleidern, Zierrathen und Beweglichkeiten, welche 
ausschliesslich zum persönlichen Gebrauche der Frau bestimmt 
sind; = 


2. die Summe, welche ihr der Mann zum persönlichen Gebrauche | 
aussetzt, soweit dieselbe verfallen oder bezahlt ist; - 


-3. die vor der Ehe vom Manne versprochene oder wirklien aus- 
gerichtete Morgengabe; 


4. Geschenke von Seitenverwandten des dritten oder ee | 
‘Grades und von dritten Personen an die Frau, wobei der 
Schenker die Absicht hat, das vorbehaltene Gut zu vermehren (90) 


Das Vermögen der Frau wird bei dem Uebergang an den Mann 
eidlich geschätzt und inventarisirt. Letzterer hat auf zwei Aus- 
fertigungen des Verzeichnisses den Empfang des darin enthaltenen 
‚Werthes zu bescheinigen. 

Bei dieser Inventur haben sich zu betheiligen: 


1. Mann und Weib, dieses versehen mit einem Beistand; 
2. der Regierungsstatthalter, der sie zu genehmigen hat; | 
3. der Amtsschreiber, welcher dieselbe in ein eigens hiezu be- = 

stimmtes Register einzutragen hat. 


= erden. diese Wormliehkeiten r nicht beachten. so aller! A ra 
ihr Vorrecht i in Bezug auf Ersatz des "Vermögens (94—97, Art. 4 u. . 
= a vom 26. Mai 1848; Beschluss des Grossen Rathes vom 


Dr so ercbe Werth de Er een ögene bleibt unver- 
änderlich und muss ihr einst ersetzt werden. Abschreibungen haben 
r statt, wenn dem Mann Bestandtheile des Inventars ohne sein 
chulden® entwährt werden oder nicht: ‚alle Schulden der an 
ngegeben sind (8). 
b. Erwerb. ern ergibt sich von selbst, dass der Mann 
Gewi 2 und ‚Verlust während der Ehe allein trägt Der Erwerb 


» Dieposiilänsbefugnässe a. Des Mannes. en = 
‚Er ist das Haupt Er ehe und wirthschaftet unumschränkt mit | 


ne Beistandes, der vom erlerongsstalthalier zu ernennen 
ist. Als solche ngealue sind zu betrachten die Eheverkomm- 


- Mit dem Tode des Mannes erhält die Mutter die eheliche Gewalt a ne 
über die Kinder, so lange sie im Wittwenstande verharrt (153, 165, re, 


Ziff. 5). 


untersagt, ohne Einwilligung der Letzteren oder ihrer Vormund- 
schaftsbehörde das Kapitalvermögen wesentlich zu verändern und 
die Eingehung von Bürgschaften überhaupt (6 d. Gesetzes v. 27. Mai 
1847). 

Die verheirathete Weibsperson ist ohne Assistenz innert dem 
Rahmen des Gesetzes Kae (Art. 3 d. Gesetzes v. 27. Mai 1847, 
vergl. 554 u. 556). 


3) Sicherheiten. Die Frau kann jederzeit vom Manne Sicher- 
stellung der Hälfte ihres Zugebrachten verlangen. Dabei haben zu 
handeln: 


1. die Ehefrau, welche das Begehren bei dem Regierungsstatthalter a 


anbringt ; 


2. dieser Letztere, welcher den Vermögenszustand des Mannes 2 


untersucht und über das Begehren entscheidet; 


3. der Regierungsrath, welcher einen allfälligen Rekurs in Sachen 
erledigt (102—104; Art. 2 d. Gesetzes v. 27. Mai 1847). 


Kann der Mann die Sicherheit nicht leisten, so wird der Frau 
ein Beistand gegeben, dem der Mann die Hälfte des Zugebrachten 
herausgeben muss. Er verwaltet dieses Vermögen, muss aber den a 
Ertrag des Gutes dem Manne verabfolgen. Sorgt der Mann in anderer 
Weise für das Weibergut, so muss ihm das Ausgehändigte wieder 


zurückgegeben werden (105 u. Art. 4 d. Gesetzes v. 26. Mai 1848). 


Werden Gläubiger durch eine solche Vermögensherausgabe b- 
nachtheiligt, so habeu sie das Recht, auf den Ueberschuss über die 


Hälfte zu greifen (105 u. 1, 2, 3, 5, 8 d. Gesetzes v. 26. Mai 1848). 


Das eheliche Güterverhältniss hört auf mit dem Geltstag des = 


Mannes. Was sie aus dem Schiffbruch gerettet und was ihr nachher 


zufällt, verwaltet und nutzt sie selber, ist jedoch verpflichtet, die 


Dagegen ist der Wittwe bis zur Ableitung: mit den Kine : = 3 


' Familie aus ihrem Vermögen verpflegen zu helfen (106, 107 u. Art.2 E 


d. Gesetzes v. 27. Mai 1847). 

Im Goneurse hat die Frau ein Vorrecht in der dritten Klasse 
der Gläubiger für die Hälfte des Zugebrachten und coneurrirt hier 
nicht etwa mit den Faustpfandrechten, welche ihr vorgehen, sondern 
lediglich mit den Grundpfandrechten, welche ihre Entstehung während 


des Besitzstandes des Schuldners erhielten, und zwar hebt ihr Vor- 


recht für jeden zugebrachten Vermögenstheil mit dem Datum des 
Empfangscheins an (97). Nicht in diese Klasse gehören die dureh 2 


‚ welche durch den Geltstag 


Für. den Rest ist sie in die siebente Klasse nach. sAmmilichen 
“ Ereditoren verwiesen, jedoch nur insofern als die A gelöst ist 
5 6, 588 über das Vollziehungsverfahren). 
Die Frau kann von sich aus auf ihr Vorrecht zu alien der 
Ciäubiger verzichten. So allgemein lautet das Gesetz. Dagegen sind 
die Rechtsgelehrten und die Praxis im Zweifel, ob der Verzicht so 
_ allgemein geleistet werden könne oder vielmehr bloss zu Gunsten 
der Hypothekargläubiger (vergl. Dr. W. Munzinger, resp. Dr. E. Huber 
nee die ehelichen Güterrechte der Schweiz, S. 21, u. Lardy, 1877, 
S. 66). 
ee Abgesehen von dem Rechte der Frau, jederzeit die Hälfte des 
 Zugebrachten sicherstellen zu lassen, erscheinen ihre Interessen durch 
_ das dem Concurse vorausgehende Pfändungs- und Versteigerungs- 
verfahren gefährdet. Im alten Kantonstheil haben nämlich nur 
_ Pfandgläubiger an versteigerten Gegenständen und mitbetreibende 
Gläubiger, diese nach dem Datum ihrer Pfändung, jene nach dem- 
jenigen der Constituirung der Pfandrechtes, das Recht zu inter- 
_  veniren und nach ihrem Range aus dem Ganterlös befriedigt zu 
werden. Das Vorrecht der Frau beginnt erst im Geltstag (Voll- 
- ziehungsverordnung 507, 520, 524—527, 535). 
ng Anders ist die Ehefrau im neuen Kantonstheil situirt, wo sie 
nach dem Code civil francais eine eigenlliche Hypothek für ihre 
Ansprüche am Manne besitzt, welche sich dann allerdings im Voll- 
5 m niien geltend macht (Vollziehungsverordnung 507). 
4) Rechte der Gläubiger. a. Voreheliche Schulden der Frau 
steh auf den Mann über (88). 
= 2. 8..Die Schulden des Mannes während der Ehe, sowie die Ver- 
 bindlichkeiten, welche die Frau in blosser Vertretung des Mannes 
für die Haushaltung eingeht, haften ausschliesslich auf seiner Person. 
€. Mit Ermächtigung des Mannes (85) kann die Frau auch per- 
‚sönliche Schulden eingehen und mit Beihülfe eines Beistandes für 
den Mann und gegenüber demselben sich verpflichten. Dafür hat 
sie selbst aufzukommen, und endlich 
d. kann sie sich mit Bezug auf ihr vorbehaltenes Gut selbst- 
ar ständig verpflichten. Solche Gläubiger haben dann ausschliesslich das 
Recht, auf das Sondergut zu greifen. Der Mann ist hierfür ebenso- 
> _ wenig verantwortlich, als auch das vorbehaltene Gut für Schulden 
. des Mannes nicht herangezogen werden kann (85, 91, 92). 
| Die Beschränkung der Gläubiger durch das Privilegium der Frau 
im Concurs des Mannes ist oben schon besprochen worden. 


5) Ansscheikug, Eine eigenthirhe Auschäding des ge 
Frauengutes aus dem Vermögen des Ehemannes, Er reataleiu 32 = 
dafür, hat nur in folgenden Fällen statt: ee 


1. Wenn die Ehe geschieden wird (180, 137). 


2. Wenn der Mann in’s Falliment geräth Ber Nötie Erbschaft 
‚ausgeschlagen wird und in Folge dessen der Geltstag Se 
(99, 637; 584 u. 588 über den Geltstag), = 


3. Wenn der verstorbene Vater eine Wittwe hinterlässt, mit oder 
‘ohne gemeinsame Nachkommen, nebst Sprösslingen einer frü- 
heren Ehe, oder auch, wenn er Kinder ve : Ehen e: 
"hinterlässt und keine Wittwe (540). = 


Im Uebrigen wird das eheliche Güterrecht zwischen dem übers 2 
lebenden Gatten und den gemeinsamen Kindern geradezu fortgesetzt, 
wie es während der Ehe sich gestaltet, und eine Theilung desälter- 

lichen Vermögens tritt erst ein, wenn der überlebende Ehegatte sich 
wieder verheirathet oder mit Tod abgeht (528). Es erinnert dieses a 

Verhältniss an die Communio proragata, wie sie in einzelnen Ba = 
_ Deutschlands gebräuchlich ist. Dafür haben die Kinder auf Abschlag 
des Pflichttheils die Ehesteuer von A Eltern zu a! das 
Recht (151). 


1) Tod der Mutier. Es hat vorläufig gar kems Erbtheilnue : 
zwischen Vater und Kindern statt. Diese treten einfach in das 9 ig 
gatorische Verhältniss der Mutier ein, welches zwischen ihr und 
dem Manne in Betreff der Ersetzung: des Zugebrachten. bestanden < 
(159, 88, 99—106, 519). Nur das vorbehaltene Gut fällt den Kindern. = 
und ihren Nachkommen sogleich an (90, 527, 519). | = 

Schreitet der Mann zu einer zweiten Ehe, so tritt der Fall ı ein, 
dass er den aus seiner Gewalt scheidenden Kindern erster Ehe die nr 
. Hälfte Muttergut herausgeben muss (160). : 2 
| Stirbt er mit Hinterlassung der Wittwe zweiter Ehe Od mit 
Hinterlassung von Kindern aus derselben, so beziehen die Kinder Es 
erster Ehe die andere Hälfte ae zum Voraus aus der Ver- 
lassenschaft. 3 

Wir erlauben uns hier eine Zwischenbemerkung. Eine vo 
gleichung der Art. 517 und 518 ergibt, das der überlebende Gatte 
Notherbe ist, wenn keine Kinder vorhanden sind, und die Kinder, S 
wenn: keine Ehegatten vorhanden; d. h. wenn Ehegatten und Kinder * 
' vorhanden sind, so ist gar Niemand Notherbe, sondern wir haben 
eine fortgesetzte Gütergemeinschaft. Diese Vergleichung führt auf 
den Gedanken, dass das bernische eheliche Güterrecht nicht aus 
der Güterverbindung, sondern aus der allgemeinen Gütergemeinschaft 


RE 


9 Tod des Vaters. Gegenüber dem klaren Wortlaut, des Art. 517, 
> cher den Ehegatten nur als Notherbe hezeichnet, wenn KeiBE 
Kander vorhanden, ‚bestimmt Art. 923, dass die Ehefrau Notherbe 


_ Vermögen es Vaters an sich. 
Geht sie eine zweite Ehe ein, so muss sie sich mit den Kindern 
_ abtheilen. Die Theilung vollzieht sich, wie folgt: Die Kinder nehmen 
: die 'Heergeräthe, die Frau die Garderobe. Das übrige Vermögen, das 
Zugebrachte der Frau sowohl, als die Güter des Mannes werden 
unter die Mutter und die Kinder nach Häuptern getheilt. Einen 
- deutlicheren Beleg für ee up ıne Gütergemeinschaft könnte es 
Ss ent geben. 

Diese Theilung Kan auch die Mutter jederzeit beantragen und 
hat statt, wenn die Kinder alle den Antrag annehmen. 
Ss Verhältnisse, welche nach der Wiederverheirathung und der 
i _ erstmaligen Abtheilung entstehen. 

ark, Wiederverheirathung der Mutter. 
a. Sie hinterlässt einen Ehemann und Kinder früherer Ehe. 
rn erbt das Betreffniss, welches die Frau bei der Abtheilung 
_ mit den Kindern erster Ehe erhalten, allein. Was der Frau seit 
der Theilung zugefallen, hat der Ehemann zweiter Ehe mit den 
‚Kindern früherer Ehe gleichmässig (nach Köpfen) zu theilen (520). 
6. Sie hinterlässt einen Ehemann nebst gemeinsamen Nach- 
= rahmen und Nachkommen früherer Ehe. Auch hier nimmt der 
Mann das Betreffniss aus der Abtheilung mit den Kindern früherer 
Ehe, und das seither der Mutter zugefallene Gut wird.so zwischen 
dem Ehemanne und den Kindern früherer Ehe vertheilt, dass er 
= viele Kopftheile bezieht als gemeinsame Kinder sind und von den 
. Kindern früherer Ehe nimmt jedes ebenfalls einen Kopftheil (521). 
: c Sie hinterlässt Kinder verschiedener Ehe ohne Ehemann. 


B. Wiederverheirathung‘ des Vaters: 


-a. Er hinterlässt eine Wittwe und Kinder früherer Ehe. Letztere > x 


beziehen die Hälfte Mutterguts, welche der Vater bei Wiederverhei- 
rathung behalten, vom übrigen Vermögen erben sie Je einen Kopt- 
theil, so auch die Wittwe (524 u. 540). 


b. Er hinterlässt eine Wittwe, gemeinsame Kinder und sölche 
früherer Ehe. Diese beziehen wieder ihre verfangene Hälfte des 
Zugebrachten der Mutter, nehmen überdies je einen Kopftheil und 
die Wittwe zweiter Ehe erbt so viele Kopftheile, als gemeinsame. 
Kinder vorhanden (525 und 540). 


c. Er hinterlässt bloss Kinder verschiedener Ehen. Die Nach- 


kommen früherer Ehe erholen sich das verfangene Muttergut; die 


Kinder letzter Ehe beziehen ebenfalls ihr Muttergut. Der Rest wird 


nach Köpfen getheilt (540). 

Reicht die Verlassenschaft nicht hin, das Zugebrachte aus den 
verschiedenen Ehen zu decken, so geniesst die Hälfte des Zugebrachten 
. der frühern Ehe das Vorrecht vor der Hälfte des Zugebrachten der 
spätern. Bleibt nach Restitution der Hälften ein Rest, so wird er _ 
unter die Kinder pro rata ihrer Ansprachen für das MEET ge- 
theilt (542). 


4) Die Ehegatten hinterlassen gar keine Nachkommen (der 


Vater keine legitimen und anerkannte aussereheliche und die Mutter 2 | 
auch keine illegitimen), Der Ueberlebende ist Notherbe des Ver- 


storbenen und erbt sein ganzes Vermögen (517). 


Das Recht der Ueberlebenden ist ein Notherbrecht *). Durch ne 


letztwillige Verordnung kann der Mann die Frau bloss um den 
dritten Theil seines Vermögens nach Abzug der Schulden und des 


Zugebrachten und um das Heergeräth verkürzen. Die Frau hingegen . 
darf dem Mann gegenüber bloss über das vorbehaltene Gut auf Ab- 


leben verfügen (553). 
Durch die Eingelıung eines Ehekonktrates (Erbvertrag) verzichten 


die Ehegatten auf ihr Notherbrecht. Diese Verzichtleistung fällt : 
aber dahin, wenn Sprösslinge aus der Ehe hervorgehen (896 und 


516, Nr. 1). 


il. Der Ehevertrag. 


a. Zeitpunkt. Er kann unter Brautleuten und unter Verkeia 
'theten, wobei jedoch die Frau von einem Beistand assistirt sein 


*)_ Anmerkung. Notherben sind bloss Ehegatten und Descendenten. Der 


Pflichttheil beträgt 2/ der Erbportion. Sind keine solche Notherben, so ist die ar 


Testirfreiheit unbeschränkt (553, 618). 


;S, abgeschlossen erden En erskren Falle heisst der ee, 
Bhetag, im andern Eheverkommniss VG 
 .b. Abänderlichkeit. Derselbe ist Verftllerlich 
ce. Publieität ist unnöthig (Form vide 902). 
.0.d. Gegenstand. Er darf die gesetzliche Güterordnung nicht ab- 
En eh (82-85 u. 88—92, 897). Dritte können darin nicht bedacht 
und die gesetzliche Erbfolge (618—631) nicht verändert werden. 
Dagegen dürfen dritte Personen in einem Ehevertrage schenkungs- 
halber als Mitkontrahenten mitwirken, und der Bräutigam setzt der 
- Braut darin Morgengabe und Nadelgeld aus (898). Im Uebrigen ist 
der Ehevertrag lediglich ein Erbvertrag, indem durch die Eingehung 
auf das Notherbrecht verzichtet und dadurch eine vertragsmässige 
Erbfolge eingeführt wird. Die Eheleute können sich darin Schen- 
kungen auf den Todesfall und Nutzungen ausbedingen (896). 
Der Erbrvertrag fällt dahin: 1. Wenn eheliche Nachkommen aus 
der Ehe abstammen, 2. bei der Scheidung und 3. durch Aufhebung 
und Abänderung. 
5 Der Erbvertrag kann darnach bloss eine nachtheilige Wirkung 
2 "ausüben gegenüber Kindern früherer Ehe. Ihr Pflichttheilsrecht, 
2, der Erbportion von Seiten der Eltern, darf ihnen selbstver- 
'ständlich dadurch nicht verkümmert werden. 
Verwandte Verhältnisse. Die Ehegatten können sich auch innert 
. den Schranken des Notherbrechts durch Testament bedenken (553). 
Schenkungen unter Ehegatten sind ebenfalls durch das Noth- 
.  erbrecht beschränkt (722, 726, 727, vergl. 553). 
ae e. Rechte der Gläubiger. Der Erbvertrag hat wenig Einfluss 
auf dieselben. Indessen könnte es vorkommen, dass etwas in fraudem 
_ _ereditorum vorkäme, wogegen sie die geeigneten Rechtsmittel haben. 


s5. 
Der Kanton Luzern. 


(Bürgerliches Gesetzbuch des Kantons Luzern vom Jahr 1839, Die Zahlen 
ohne weitere Beigabe verweisen auf dieses Gesetzbuch ; Gesetz über Vormund- 
schaft vom 7. März 1871.) 


I. Gesetzliches Güterrecht. | 
1) Eigenthumsverhältnisse. und aktive Vermögensrechte. Auch 
_ der Kanton Luzern huldigt dem Grundsatze der Güterverbindung 
oder der getrennten Gütergemeinschaft: « Frauenvermögen darf 
weder wachsen noch schwinden. » 


a. Sachenrecht Die Frau bleibt änher Eigenthnmerike des Zu- 
gebrachten. Für diejenige Stücke, welche der Mann veräussert, ister 
ersatzpflichtig (182, Al. 5). Bei der Zurhandnahme des -Frauen- 
vermögens durch den Mann gelten folgende Regeln: Fällt der Frau 
Kapitalvermögen durch Erbschaft zu, so ist dasselbe dem Gemeinde- 
rathe gegen Empfangschein suszuhändigen. Auf die schriftliche 


Zustimmung der Frau hin, und wenn keine Besorgnisse dem Manne 


gegenüber vorhanden sind, wird es demselben herausgegeben gegen 
Empfangschein, welcher in die Depositalkasse niederzulegen ist. 
Die Vermögensstücke sind speeifieirt mit Ursprung, Berkun u 
Werth anzugeben. 
Für das Vermögen, welches die Erau auf anderem Wege zum 


Manne bringt, hat er einen ähnlichen Empfangschein auszustellen, > 


der vom Gemeinderath unterzeichnet werden soll. 


Bei Abgang eines solchen Inventars hat die Erau im Streitfalle = 


die gewöhnlichen Beweismittel zur Vertheidigung ihres Eigenthums. z 
b. Forderungen der Frau nimmt der Mann zur Hand und schuldet 
dafür Ersatz. 


c. Der Erwerb der Gatten während der Ehe gehört ausschliesslich = 


dem Manne (49). Er hat die Nutzniessung, am Frauenvermögen 
ausgenommen an dem vorbehaltenen Gut. Darunter werden ver- 


standen: 1) Kleider, Zierrathen und Beweglichkeiten, welche zum 
gewöhnlichen Gebrauch der Frau bestimmt sind ; 2) der Gehalt, den 
ihr der Mann zum willkührlichen Gebrauch aussetzt; 3) durch 
Ehekontrakt vorbehaltenes Gut (48 u. 49). en 
2) Dispositionsbefugnisse: a. Des Mannes. Er verwaltet das Frauen- 
vermögen (47; 181, Al. 4). Er kann das bewegliche Gut der Frau 
veräussern. Zur Veräusserung nnd Verpfändung ihrer Liegenschaften 


jedoch, sowie zum Erwerb von Grundstücken zu Handen der Frau, 


bedarf es der ne! des Gemeinderathes (181, Al. 4, 176, e 
Al. 2, 148). 


b. Die Frau steht unter Vormundschaft des Mannes. Sie a 


ohne Zuziehung desselben keine Rechtshandlung gültig vornehmen. 


Eine Ausnahme erleiden nur die Geschäfte, welche sie für Verwaltung a 


des Hauswesens abschliesst. In diesem Falle obligirt sie den Mann. 
Bei Missbrauch dieser Freiheit, kann dieselbe durch Publikation von 
"Seiten des Mannes zurückgezögen werden. 

Die Frau bedarf zudem der Zustimmung eines ausserordentlichen 2 
Vormundes zur Eingehung eines Eheverkommnisses und zum Ab- 


schluss von Rechtsgeschäften mit ihrem Manne. In keinem Falle z = 
kann die Ehefrau, weder für den Mann noch für Dritte Bürgschaft 


leisten ; dagegen darf sie ohne Beistand des Gemahls testiren (184, 


unter orondschatt, so mar a a eigenen Rechte; Er 
unbeschränkt handlungsfähig, sofern nieht Gründe der Bevogligung 
S auch ihrerseits vorliegen (Ges. v. 1. Mai 1871, $$ 9 u. 76 a). 

Es bleibt noch zu bemerken, dass im Falle des Todes, der 
Pflichtversäumniss, der Haft und des Concurses des Mannes, sowie 
wenn er selbst unter Vormundschaft geräth, die eheherrliche Gewalt 
über die Kinder an die Frau übergeht, sofern sie dazu einwilligt 
(Ges, 1871, 8$ 9 und 10). 


_ Vorrecht für Ersatz des Vermögens. Ist ihr Vermögen gefährdet, 
0 kann sie selbst, der Gemeinderath von sich aus oder auf Antrag 
der nächsten Anverwandten der Frau verlangen, dass dasselbe in 
die, Depositalkasse niedergelegt werde. 

“ 4) Rechte der Gläubiger. a. Die vorehelichen Schulden der 
Gatten verbleiben jedem persönlich. | 


2b Für die Schulden- während der Ehe haftet der Mann aus- 
‚schliesslich allein. 


des Mannes, z. B. mit Rücksicht auf ihr vorbehaltenes Gut ab- 
‚schliesst, ist dieselbe Dritten gegenüber haftbar. 

5) Ausscheidung: a. Restitution. Im Falle des Todes, der Ehe- 
eidune, Er Scheidung von Tisch und Bett und des Concurses, 


> Tabsich Ei Ehegatten (portio statutaria). «. Bei bebrbier Ehe 
oder wenn der Verstorbene Descendenz früherer Ehe hat. Der 
 überlebende Ehegatte hat an dem vierten Theil der Verlassen- 
schaft die Zebenslängliche Nutzung. 
8. Bei unbeerbter Ehe erhält der überlebende Theil.den benannten 
Viertel. zu Eigenthum, wenn Vater, Mutter oder Descendenten 
‚des Vaters des Verstorbenen vorhanden sind. Einen Drittheil 
der Verlassenschaft erhält der Ueberlebende, wenn benannte Erben 
sich nicht vorfinden, und die Hälfte, wenn keine gesetzlichen 
' Erben (Blutsverwandten) leben (418). 
Dieses Erbrecht ist ein Pflichttheilsrecht, aber nur in dem sehr 
beschränkten Maasse, dass die Person, welche einen Ehegatten hinter- 
lässt, die Jetztwilligen Verfügungen so einrichten muss, dass dem 
selben + zum mindesten ein Viertheil der Verlassenschaft als Nutz 
 niessung belassen wird (429). 
en : Dr. Schreiber. Die eheliche # Güterrechte der Schweiz. 3 


3) Sicherheiten. Die Frau hat im anberi des Mannes kein 


as Für persönliche Schulden, welche die Frau mit Einwilligung 


A 
N 
ZEN 
ER 


Vorhandensein eines nein (a1 u u.- 468, Al. 9) Eben en 
geschiedene Ehegatten (nämlich wirklich geschiedene und: nur von 
Tisch und Bett a gegenselliß Kern Erbrecht (420, Bi be 
vergl. 56). ar 

Hier mag noch berührt werden, dass der Mitier, ob sie ie 
- Vormundschaft über die Kinder annehme oder ausschlage, die Nutz- 
niessung am Vermögen derselben zusteht, so lange sie unter elter- 
licher Gewalt stehen (80 u. 79), immerhin unter der Voraussetzung, = 
dass sie den Ertrag für die Familie verwende. Diese Nutzung hört 
auf mit deren Wiederverheirathung (Ges. 18, 89u. 


Il. Der Ehecontrakt. 

a. Zeitpunkt. Der Ehecontrakt kann unter erlobeen, oder unter 
Verheiratheten abgeschlossen werden. Im ersteren Fall heisst er 
Heirathsverkommniss, im letzteren Eheverkommniss, in beiden Fällen 
wird er auch Ehevertrag genannt (468 u. 54, lit. b). 

b. Er ist veränderlich (475). ee 

c. Publieität, um Dritten gegenüber geltend zu sein, ist nicht 
nothwendig. Sn 

d. Gegenstand. Die Frage, ob die Güterverbindung als Güterven 
ordnung unter Lebenden obligatorisch sei, muss bejaht werden. Der 
Umstand, dass durch Ehecontrakt der Frau keinerlei Mithaft für _ 
Schulden überbunden werden darf, schliesst jede Gemeinschaft aus. 

Auch für das Dotalsystem, sowie für die vollständige a 
mit Ausschliessung der Nutzniessung des Mannes, finden sich keine 
Anhaltspunkte im Gesetze. Der $ 48 spricht freilich von vorbehal- 
tenem Gut der Frau, woran die Nutzung des Mannes ausgeschlossen 
ist. Insbesondere a sub Ziff. 3 eit. als vorbehaltenes Gut das 
Vermögen bezeichnet, welches sich die Frau in dem Ehecontrakt 
zur persönlichen Benutzung vorbehält. Allein dabei ist bei weitem 
noch nicht gesagt, dass das Dotalsystem oder die vollständige Eder 
trennung durch Anwendung dieser Gesetzesbestimmung eingeführt 
werden könnte, zumal die Frau auch über ihr vorbehaltenes Gut 3 
nicht ohne Zustimmung des Mannes verfügen kann (181, Al. 2). 
Auch darf kein Ehecontrakt der eheherrlichen Gewalt und selbst- 
verständlich den guten Sitten widerstreiten (44—46). 5 

Durch diese Erörterungen ist der Ehevertrag auf sein ha 
sächlichstes Gebiet zurückgeführt. Er ist wesentlich ein Erbverlrag. 
Darin können sich die Brautleute oder Ehegatten gegenseitig Ge- 
schenke, Nutzungen, Erbrecht überhaupt zusichern. Das Pflichter- 
recht Dritter darf aber nicht verletzt werden. Sind eheliche Nch- 


ie Hälfte en ‚wenn Vater, M utter 
\ en des Vaters des Verstorbenen leben, sie dürfen 
ie ganze Verlassenschaft. erschöpfen, ‚wenn bloss fernere Ver- 
z on ‚werden a u. u en Hinterlässt der 


lich Furch Aufhebung und Abänderung (476; 54). ® 
ae ee Die En JONMEIe wie durch I 


Doch nehmen sie eine Haftbarkeit der Frau für die Eheschalden 
Die andere Hälfte könnte versichert 


w 


$ 6. 


Der Kanton Uri. 


x Wandbuch und amtliche Sammlung des Kantons Uri, Bd. I-VII. Die 
chlägigen Gesetze werden im Text besonders bestimmt: Die römische 
S verweist auf En Band, die arabischen Ziffern auf die ne Seite 


a. herein « Frauengut soll bei ihrem Maine noch chen Ze 


noch wachsen» bestimmt Art. 112 des Landbuches (I, 97). Daraus 
ergeben sich die dem System der Güterverbindung eigenen Rechts- 


sätze. Das Vermögen des Weibes geht in die Verwaltung und 
Nutzniessung des Mannes über, das Eigenthum verbleibt der Frau 
(Art. 132, I, 121). Ersterer haftet für ungeschmälerte Wieder- 
erstattung; „was das Weib während der Ehe durch Arbeit erwirbt, 


gehört dem “Manne. 


b. Forderungen. Dieselben gehen im gleichen Sinne an den. 


Mann über. 
2) iinosttionsberinässe a. Des Mannes. 


Er ist der Vormund der Frau und besitzt als solcher die volle er 


Gewalt der Vormundschaftsrechte des Staates, welche er ausschliesst- 


Er verfügt daher frei über das ganze Vermögen der Frau, über a 
Liegendes und Fahrendes. Ist der Mann zu dieser Verwaltung un- 


fähig, so wird das Weib von Staatswegen bevogiet nach dem Grund- 


satz des Art. 111 (I, 97), wonach alles Weibergut im Kanton zu 
bevogten ist. *) 


b. Der Frau. Ohne Einwilligung des Mannes darf sie keine“ | 
Rechtsgeschäfte abschliessen. Ausgenommen werden müssen die- 


jenigen Handlungen. welche sie für den täglichen Haushalt oder zur 


Besorgung eines Berufszweiges vornimmt, den sie mit Vorwisen 
des Mannes betreibt. Für daherige Verpflichtungen muss dieser Sn 


aufkommen, so lange das Verfügungsrecht der Frau durch Bekannt- 


machung von Seiten des Mannes nicht entzogen ist. Im Uebrigen 


gelten für Schuldverpflichtungen der Frau, welche sie ohne Zu- n 
‘stimmung des Mannes eingeht, die Bestimmungen, welche diessfalls 


auf die Bevogteten im Allgemeinen zur Anwendung kommen, näm- 


lich dass sie ungültig sind.- Die Bereicherungsklage ist selbst- : 


verständlich vorbehalten (Art. 115, I, 100). 


Um mit ihrem Manne oder zu seinen Gunsten zu dba z 
(zu intercedireu oder Rechte abzutreten) muss die Frau zu diesem 
Zwecke einen Vogt verlangen, oder auch bloss die obrigkeitliche 
Einwilligung einholen. In beiden Fällen muss also die Obervor- 


mundschaftsbehörde wissen, worum es sich handelt (Art. 111, I, 97). 
Weil im Lande Uri, ohne nähere Bestimmung, die Vormund- 


schaftsbehörde jede Person bevormunden soll, die dessen bedürftig 


*) Anmerkung. Die Geschlechtsvormundschaft wird durch den Entwurf 
des Bundesrathes zu einem Bundesgesetz, die persönliche Handlungsfähigkeit 


betreffend, vom 7. Nov. 1879 (Art. 1) N (vergl. Botschaft. vom 
gleichen Datum, 8. 13). = 


Fe ist der Fall, da die Frau berg rd, auch im Falliment | 


kon: $ 39° der ne vom? 7. April 1854, VI, 42). 
5 > Das Gericht kann der Falliten-Frau die Führung eines Handels- 
emie bewilligen SB. 
Uri hält an der Geschlechtsvormundschaft fest. Die Wittwe 
= steht unter Vormundschaft. Ebenso erhält die Frau einen Vogt, 
wenn die eheherrliche Vormundschaft durch Scheidung oder Tren- 
“ nung von Tisch und Bett aufhört, oder wenn der Mann sonst unfähig 
befunden wird, sie auszuüben. 
Die Frau ist testirfähig, wahrscheinlich jedoch bloss mit Ein- 
_  willigung des Mannes (vgl. 8$ 2 u. 3 d. Ges. v. 4. Mai 1873). Sie ist 
nicht gesetzliche Vormünderin der vaterhalb verwaisten Kinder. Die 
- Nutzniessung am Vermögen derselben hat sie ebenfalls nicht; hin- 
gegen werden die Kosten zum Unterhalt der nach dem Tode des 
Vaters zusammenlebenden Familie aus dem Vermögen aller Glieder 
bestritten. | 
: 3) Sicherheiten: Kommt das Frauengut durch Missgeschick oder 
< Misswirthschaft in Gefahr, so wird ihr ein Vogt bestellt, welcher 
2 für die Sicherstellung zu sorgen hat. Auf obervormundschaftlich&n 
Befehl kann das Frauengut dem Gewahrsam des Mannes entzogen 
ar werden (Art. 118, I, 101). 
....]m Goneurse hat die Frau für ihr Zugebrachtes ein Vorrecht 
"wm vor den laufenden Schulden. Dieses Privilegium kann ihr durch 

- gerichtlichen Entscheid enzogen werden, «wenn sie dem Mann ge- 
en an hat, das Gut ungebührlich durchzujagen» (Art. 112, I, 97). 
CE Dieses Vorrecht der Frau ist durch Art. 161, Ziff. 6 des Land- 
R buches (I, 143) und durch die Fallimentsordnung vom 7. April 1854, 
829 (VI, 38 u. 39) dahin des Nähern bestimmt, dass ihr die 
 Fallimentskosten, die speciellen Pfandrechte, Begräbniss-, Arzt- und 
N Verpflegungskosten, Lidlohn für Dienstboten vorgehen, die generellen 
Verpfändungen, der Lidlohn der Taglöhner und die übrigen laufenden 
= Forderungen nachgehen. 
x 4) Rechte der Gläubiger. a. Voreheliche Schulden der Ehegatten 
'  behaften Person und Vermögen des Contrahenten. 
> b. Die Eheschulden hat der Mann allein zu tragen. Die Frau 
ist nicht schuldig, für den Mann zu bezahlen (Art. 112, in fine I, 98, 
vergl. Fallimentsordnung $$ 8, 10, Ziff. 11a). 

€. Für persönliche Schulden (Intercessionen), soweit sie gültig 
eingegangen, haftet selbstverständlich auch die Frau. 
5) Ausscheidung. a. Restitulion. Im _Concurs des Mannes, bei 
gänzlicher und temporeller Scheidung, bei ‘dem Tode eines Ehegatten 


nimmt die Frau ihr Zugebrachtes, a esin natura vorhanden, 


aus Pietätsrücksichten, welche die Frau betreffen, verwendet worden. 


früherer Ehe hinterlässt, kommt dem überlebenden Theile, wenn 
‚keine Leibeserben vorhanden sind ein Viertel der Verlassenschaft : zur 


geding vermachen, seien Kinder vorhanden oder nicht (s. Ges. über 


den sechsten Theil, wenn Geschwister vorhanden sind, und über den 


'Kothing, Rechtsquellen des Kantons Schwyz, 1853, nämlich; Landbuch der = 
March v. 26. April 1756 u. ‚Vorgänger; Waldstattbuch v. 157 2 u. Hofrodel 


zurück. Für das Uebrige hat sie am Manne Ersatz zu fordern. Was = 
durch Zufall oder natürliche Abnützung und Gebrauch untergeht - 
oder den Werth verliert, ist von dieser Ersatzpflicht auszunehmen. 
Desgleichen liegt es im System der Güterverbindung, dass dafürkein 
Ersatz zu leisten ist, was an Frauengut im Falle ächter Noth und 


Es ist auch selbstverständlich, dass nützliche und nothwendige Ver- 
wendungen auf die Frauengüiter, welche über den gewöhnlichen 
Unterhalt hinausgehen, dem Manne vergütet werden müssen. 
b. Erbrecht der Ehegatten (statutaria portio). 

0, Bei beerbter Ehe, oder wenn der Verstorbene Neck 


er zu keiner fernern Ehe schreitet, ein Kindstheil, welcher jedoch 
ein Viertel der Verlassenschaft nieht übersteigen darf und ß. im Falle _ 


Nutzniessung zu. a 
Eheleute mögen einander die Hälfte ihres Vermögens zu I 


Vermächtnisse v. 4. Mai 1873, $ 10). 
Das angerufene Gesetz verkiel ferner: 
Hinterlässt Jemand legitime Descendenten oder Ascendenten, so. 
kann er über den zehnten Theil der Verlassenschaft verfügen, über . 


Viertheil, wenn bloss Nachkommen der Geschwister den Erbfal: 
erleben oder fernere Verwandte (Ges. v. 4. Mai 1873, 88 4u.5) 


N. Der Ehecontrakt, früher noch bekannt unter nes ist. 
nicht mehr gesetzlich. 


$7. 


Der Kanton Schwyz. 
 (Kothing, Landbuch von Schwyz, 1850, eitirt wird L. S. und die Seite, 


u. Waldstattordnung v. 1702; Hofartikelbuch v. Wollerau v. 23. April 1622; 
Hofbüchlein v. Pfäffikon v. 5. Juni 1631; Hofrodel v, Reichenburg v. 8. April 

1536; Hofrecht v. Wangen; Artikelbuch v. Gersau v. 1751; Landbuch v. 
Küssnacht v. 13. Febr. 1769. Citirt wird Rq. u. die Seite; Kothing, Erb- 
rechte des Kantons Schwyz, 1856 ; Vormundschaftsverordnung v. 17. Juli 1851, 
amtl. Sammlung, Bd. II u. III, S. 143 u. folg.; Widmansges. v. 18. Nov. 
1830; Kothing, Sammlg. der Ges. v. 1803—1832, herausgegeben 1860, 
S. 173—175.) 


F gen der e rllosnas der Ehe durch den Tod eines. Ehegatten, 
lich ein Widwansgesetz d. d. 18. Nov. 1830 (Kothing, Samml. der 
Gesetze von 1803—1832, S. 173 und fgg.). 
a = ‚Für den ganzen Kanton gilt jedoch die allemannische Rechts- 
parömie: « Frauenvermögen darf weder wachsen noch schwinden. » 
Sie ist ausdrücklich anerkannt im Artikelbuch von Gersau, das letzte 
Mal durch Landsgemeindebeschluss v. 29. April 1792, welche zu- 
glı ch bestimmt, dass das Frauengut durch den Sehuldgläubiger nur 
dann respektirt werden muss, wenn ein im Beisein des Mannes, we 
vi ı einem beeidigten Vogt oder Landschreiber gezogenes Inventar ee. 
_ über das Zugebrachte aufgewiesen werden kann. Nur in diesem 
Falle hatte Frauengut auch ein Vorrecht im Concurse des Mannes. x 
(Rq. 101, vide Schuldbtr. v. 1828, Art. 18, S. 166, Kothing 1860). Se 
Das angeführte Reehisspricheert findet sich ferner im Land.- 
buche von Küssnacht, $ 3, Art. 1, mit dem Zusatz, dass die Frau . 
den zwanzigsten Theil von Gewinn und Verlust tragen soll, soferne - 
die Eheleute eine Handlung, Gewerbschaft, Kramladen oder Wirth- | 
schaft betreiben, wobei das Weib das Seinige beitragen kann. Diese 
Bestimmung ist durch das kantonale Widmansrecht derogirt. 

. Das Weibergut musste bei dem Zubringen von dem geschwornen 
| reiber oder. einem Be Mann inventarisirt und der 
sonst fand dasselbe weder vor Gericht 


= = = ‚den Brisen Rechtsquellen er Kantons fehlt zwar die be- 
ner Born, ein Blick. aber auf die verschiedenen 


bet Aufhören der ehelichen Gemeinschaft wiedererstatten 
= 2 ersetzen. Vom Ersatz ist AUSESHONIEREN ‚ was durch recht- 


. Eine ee ee enthält in dieser Hinsicht 
6, Rq. 245). 


Der Min muss die Giter de Frau wie ein Uebtrucinge a - 


seine Kosten unterhalten. Für ausserordentliche Verwendungen 
 „ (Hauptreparaturen, Bauten) kann er Ersatz von der Frau oder ihren 
Erben fordern. Diese Gonsequenz aus dem System der Güter- 


verbindung ist ebenfalls im Landbuch von Küssnacht anerkannt 
($ 3, Art. 7, Rg. 246). 
= In Falle ächter Noth darf das Weibergut angegriffen werden, 


ohne Ersatzpflicht des Mannes. Wäre dem nicht so, so würde die 2 


nächste Gonsequenz die sein, dass in Krankheitsfällen von Frau und 
Mann oder Kindern, wo der Verdienst der Eheleute und der Zins 
des Weibergutes nicht ausreichen, die Armenunterstützung eintreten 
müsste, während das Muttergut unangetastet bliebe. Die aufgestellte 
Ansicht findet ihre unumwundene Bestätigung im Waldstattbuch 
und im Hofrodel und in der Waldstattordnung von Einsiedeln (vide 
Waldstattbuch, Art. 105, Rq. S. 187 u. Hofrodel und Waldstattordnung 
(22) Rq. S. 199). Die Bestimmung ist auch im Hofbüchlein von 
Pfäffikon (Art. 19, Rq. S. 326) enthalten; verlangt aber hiezu Wissen 
und Willen der Frauen Vogt und Ver wandtschaft | 

b. Forderungen gehen in gleichem Sinne an den Mann über, 
wie die körperlichen Sachen. 

2) Dispositionsbefugnisse. a. Des Mannes. Er disponirt frei über 
Liegendes und Fahrendes, das der Frau gehört. Einzig das Land- 
buch von Küssnacht ($ 3, Art. 4—7, Rq. 245 und 246) knüpfte die 
Veränderung an den Kapitalien der Frau und den Verkehr mit ihren 
Liegenschaften an die Einwillignng des Vormundes und der Erben 
der Frau, welche Anordnung jedoch durch das Vormundschaftsgesetz 
v. 17. Juli 1857 (Il, IH, S. 143 feg.), wornach die Vormundschaft 


des Staates durch die Vormundschafi des Ehemanns über die Ehe- En 


frau ausgeschlossen wird, aufgehoben ist. 


b. Der Frau. Sie steht unter der Vormundschaft des Mannes, Se = 


kann also keinerlei Rechtsgeschäfte eingehen ohne Zustimmung des- 


selben. Mit seiner Einwilligung kann sie Rechte an Dritte abtreten, 
für Dritte intercediren; der Mann aber bleibt für Vermögensvermin- 


derungen den Erben der Frau verantwortlich. | 

Eine ziemlich offene Frage ist die, ob die Frau für ihren Mann 
interveniren könne. Dabei fällt ausser Betracht: ihr Regressrecht 
als Bürgin gegen den Mann, sowie ihr Ersatzrecht als Ehefrau, 
sondern es handelt sich einzig um die Frage, ob sie aus ihren 
Intercessionen, welche sie mit dem Mann für ihn eingegangen, Dritten 
gegenüber haftbar sei. 

Das Landbuch von Küssnacht ($ 3, Art. 8, Ra. 246 u. $ 21, 
Art. 6, Rq. 267) erklärt jede Bürgschaft des Weibes zu Gunsten des 


Sebi die elta. Hicht ee Dem esdhieh‘ von Küss- 
nacht schliesst sich das Hofbüchlein von Pfäffikon an. Darnach ist 
nn Intercession der Frau für ihren Mann ausdrücklich an die Ein- 
 willigung® des Vormundes gebunden (Art. 20, Rq. 326). 
Eine Sessionserkanntniss von Einsiedeln vom 8. Nov. 1791, 
< Ziff. 4 (Rq. 197) lässt die Intervention der Frau zu, desgleichen der 
-  Hofrodel von Reichenburg (Art. 2, Rq. 339) und das Hofrecht von 
Wangen (Art. 3, Rq. 361). Die beiden zuletzt angeführten Rechts- 
quellen sagen, dass die Frau Schulden des Mannes zu zahlen habe, 
a wenn sie es mit Mund und Hand verheissen hat. » 
Der Bezirk Schwyz und die übrigen nicht genannten Gesetzes- 
© sprengel berühren die Frage nicht. Es handelt sich nun vor allem 
darum, ob es im Sinn und Geist der Vormundschaftsverordnung 
liege, dass der Mann seine vormundschaftliche Gewalt soweit aus- 
dehnen könne, seiner Frau die Ratifikation zu Bürgschaften zu eigenen 
Gunsten zu ertheilen. Ich glaube nicht. Die schwyzerische Vor- 
 mundsehaftsverordnung ist dem Zürcherrecht wesentlichst entlehnt 
_ und jenes Reht fordert die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde, 
_ wenn die Frau für den Mann interveniren will. $2 der Vormund- 
 schaftsverordnung (II u. III S. 143) verlangt denn auch, dass der 
Frau ein ausserordentlicher Vormund bestellt werden soll, so oft 
die Vormundschaft des Mannes nicht ausreiche und ein besonderer 
 Sehutz ihrer Person nothwendig werde. Nun sehen die meisten 
Gesetze der Schweiz die Intercession der Ehefrau als ein solches 
ce Moment an. Durch diese Anordnung betrachten wir die oben an- 
‚gegebenen Landesgesetze aufgehoben, obwohl wir zwar wieder auf 
‚die Schwierigkeit stossen, dass es dort Gesetze sind, welche hier 
‚durch eine « Vormundschaftsverordnung » derrogirt werden. Es ist 
_ daher anzunehmen, dass zu Intercessionen zu Gunsten des Mannes 
der Frau ein Vormund beigegeben werden muss, welcher jedoch nur 
: = unter Ratifikationsvorbehalt durch die Vormundschaftsbehörde die- 
selben eingehen kann. (V. W: $ 47—50, U, S. 147—159). 


SA 


- Vebungsgemäss verpflichtet die Frau den Mann, so lange 


derselbe ihr das Verfügungsrecht nicht durch öffentliche Bekannt- 
- machung entzieht, für alle Handinngen, die sie mit Rücksicht auf 
den täglichen Haushalt oder auf einen Berufszweig, den sie mit 
- Vorwissen des Mannes betreibt, vornimmt. 

- Geräth ein Ehemann in’s Falliment, oder kommt ein solcher 
‚unter Vormundschaft, so wird im ersten Falle der Frau ein eigener 
 Vormund bis zur Rehabilitation des Mannes bestellt, und im letztern 
Falle’ wird die eheliche Vormundschaft durch den Vormnnd des 


RL R 


Ehemannes ansgenkt ® 1 d. Vier, 1, 143; 31, 1; 8.158; ‚st | 
cit., S. 149; 8 88 cit., IL, 167; 89 eit., S. 168), Er se 
$ Mit Zustimmung: der Vormurtdschaftsbehörde kann die Frau de 
- Falliten unter Leitung und Verantwortlichkeit des Vogtes ein Ge- 

werbe auf eigene Rechnung betreiben. Für Betreibung einer "Wirth- 2 

schaft ist diess ausdrücklich anerkannt durch $ 3 der bezüglichen 
| Verordnung vom 12. März 1851 (amtl. Samml., I, 89). | 
nn Die Wittwe ist nicht Vormünderin der Kinder. und hat ae 
nn die Nutzung ihres Vermögens nicht. Bleibt die hinterlassene Familie 
in einer Häushaltung, so werden die Kosten derselben gemeinsam 
bestritten. Rücksichtlich der Versorgung und Erziehung vaterhalb 
verwaister Kinder sind die Ansichten und Wünsche der Mutter zu 
a | hören ($ 71 cit., S. 163). Ä = 
ad | Wenn eine "Wittwe, welche aus frülerer Ehe Kinder hat, de | 
noch unter Vormundschaft stehen, sich wieder verehelicht, so hat 
das Waisenamt ein Inventar über ihr Vermögen aufzunehmen und 
dasselbe in die Waisenlade zu deponiren ($ 40 eit., S. 155), . 
re Die Geschlechtstutel existirt nicht und ist das Weib, soweit es = 
2. „erlaubt ist, testirfähig.*) 2 

cn 3) Sicherheiten. Die Frau hat kein Privilesium im Coneurse 
des Mannes für Ersatzforderungen für ihr zugebrachtes Vermögen. 
Sie selbst, die Anverwandten und Armenbehörden, welche dieselbe 
im Verarmungsfalle zu unterstützen hätten, sowie das Waisenamt, 
die letztern drei auch ohne und gegen den Willen der Frau, sind 
berechtigt, vom Manne Sicherstellung des Frauengutes zu verlangen, 
wenn Gefährde hierfür vorhanden. Erfolgt dieselbe nicht, so ist ihr 
zum Schutze ein Vogt zu bestellen. Die eheliche Nutzniessung des 
Mannes darf in diesem Falle nur so weit beschränkt werden, als der 
standesgemässe Unterhalt von Frau und Kindern es nöthig macht. 
Die Frau ist überdiess berechtigt, jederzeit von dem Manne ein 
beglaubigtes Inventar über ihr zugebrachtes Vermögen zu verlangen 
(88 14 u. 15 cit., 8. 147 u. 148). 

4) Rechte der Gläubiger. a. Voreheliche Schulden behaften Person = 
und Vermögen der Contrahenten. & 
b. Für Eheschulden haftet der Mann allein und kann hierfür 2 

nicht auf das Frauengut gegriffen werden (8 66 der Schuldbetreibung, 
V, 149). 


*) Anmerkung. Es ist eine Singularität des schwyz. Rechts, dass das = 
weibliche Geschlecht erst mit dem erfüllten 22. Altersjahr handlungsfähig wird, 
während das männliche mit dem 20. Jahre Pe ist. Ss 80 d. V. NY 


v. 7. Nov. 1879 fallen. 


hr neh, sondern bloss ein lebenslängliches N utzungsrecht. 
Mann nutzt und niesst in allen Fällen lebenslänglich die Hälfte 
en der verstorbenen Frau in ir auf Liegendes und 


interlässt, hedichi die Wittwe einen Kindestheil, und zwar einen | 
Fochtertheil an der Verlassenschaft zu Iebenslänglicher Nutzung,nebt4 — 22 
m ‚angemessenen Widmannssitz, so lange sie Wittwe bleibt, wın 

ine W ohnung in der Erbschaft vorhanden ist. Neben Töchtern De 

bezieht sich ihr Nutzungsrecht auch auf einen verhältnissmässigen a 
, heil an ‚den Liegenschaften, Sind Söhne oe, so hat sie 


ih dr Frau bestellt erden könne. Dieser Varkrag ist 
ausser Uebung (altes Landbuch der March, Art. 68, Rgq. 41; 


Hofartikelbuch von Wollerau, Art. 7, Rq. 299; Art. 9, Rq. 300; Hof- 


rodel von Reichenburg, Art. 2, Rgq. 399; Hofreeht von Art. v 


22, Rq. 365). 

Was die eigentliche Frage anbelangt, bestimmt das Weide 
gesetz von 1830, dass es nur Anwendung finde, sofern nicht eine 
rechtsgültige Uebereinkunft zwischen den Ehegatten vorliege. Was 


aber eine rechisgültige Uebereinkunft ist, darüber ist nahezu Alles | =. 
streitig und unsicher, und muss man da auf dieStatutarrechte zurück- 


gehen und untersuchen, was in jedem Gesetzessprengel ungefähr 
noch gelten mag. 

1) Für den Bezirk Schwyz kann ein allfälliger Vertrag vor und 
nach der Ehe abgeschlossen werden. Nach einer Urkunde von 1294 


(L. 8. 266) kann ein Gatte dem andern halbes Gut vermachen. Diese ö 
Bestimmung enthält auch das Landbuch auf S. 150 mit dem Beifügen, 
dass diese Zuwendung nur zu Leibding geschehen dürfe und se 


könne diess wo und wenn (wann) geschehen. Ein Landsgemeinde- 


beschluss vom 30. April 1741 stellt aus wohlfahrtspolizeilichen ee 


Motiven den Satz auf, dass in Zukunft das Weib bloss mehr einen 


Kindertheil-widmen soll; wenn aber keine Kinder vorhanden, de 
Hälfte.der Verlassenschaft. Dadurch ist in Frage gestellt, ob über- 
haupt noch die frühere Vertragsfreiheit gelte. Aus dem Umstand, 
dass obige Bestimmungen im Landbuche nach dem Beschluss von 


1741 folgen, lässt sich noch nicht auf die Fortexistenz der Vertragsfrei- 


heit mit Sicherheit schliessen. Der Fehler kann am Abschreiber 
liegen. Auch kommen solche Fälle im angeführten Sinn nicht vor. 

Sicher ist bloss, dass durch Testament und Ehevertrag in 
Ehegatte dem andern zuwenden kann, was er will, sofern er aut 
Testirrecht die Einwilligung der Erben, die er zur Zeit der Errich- = 


tung hat und die Ratifikation des Gemeinderathes (Revision der Ad- = 
ministratiiv-P.-O. vom 13. Juli 1876, $ 5) erlangen kann (L. S. 170). 


Die Renitenz der Verwandten wird oft dadurch gebrochen, dass dr 


Erblasser ihnen einerseits Versprechungen macht, andererseits droht, 
Wohnort und Bürgerrecht zu ändern. 


Solche Verträge sind dem Verfasser bekannt, wo ein Ehemann 2 | 


der Frau, unter Zustimmung der Präsumpliverben, das ee Ver-. 
mögen zu Leibding vermachte. 

Für die Schenkung unter Lebenden stellt das Londinih von 
Schwyz 8. 170 die Requisite auf: 1. dass nur Errungenes geschenkt 
werden dürfe; 2. dass die Gewere mindestens «Jahr und Tag» 
vor dem Tode vom Schenker aufgegeben werde. 


Es frägt sich nun, ob diese Schenkung neben den landesüblichen = i 


Präsenten unter Ehegatten zulässig sei. 


: Zu bemerken ist noch, ie das nessfeliche. Widmansrecht hier 
3 überall durch eleichartige Geschäfte mit Drittleuten beschränkt 
/ _ werden kann. = 

; 2) Gersau und Küssnacht schliessen sich dem Recht des Bezirks 


der Präsumptiverben abhängig gemacht (Artikelbuch von Gersau, 
Ra. 95; Landbuch von Küssnacht, $ 11, Art. 3, Rq. 254). Mit Bei- 
 ziehung der erbfähigen Verwandten, muss sich also auch da durch 
 _Vermächiniss oder Vertrag zwischen Ehegatten jederzeit festsetzen 
S lassen, ‚was der Ueberlebende aus der Verlassenschaft beziehen soll. 
nn Die Schenkung unter Lebenden ist den gleichen Bedingungen 

unterstellt wie in Schwyz (Artikelbuch von’ Gersau, Rq. 95 und 
Landbuch von Küssnacht, $ 11, Art. 4,Rq. 254) und wiederholt sich 


_ kennt Küssnacht noch ausdrücklich den Ehevertrag über Errungenes. 
Er muss kanzleiisch gefertigt oder durch einen unparteiischen Dritten 


 wendungen sollen zu den zugebrachten Vermögen und unter sich 
selbst in einem billigen Verhältnisse stehen (Landbuch $ 2, Art. 3, 
‚Ra. 854: 811. Art. 1, Rq. 253 ; vergl. 83, Art..12, Rq. 247). 
nn 9), Waldstattbuch Art. 100 (Rq. 187) und Waldstattordnung 
> (Ra. 199) kennen den vor der Heirath abgeschlossenen Ehevertrag. 
Seit dem 18. Februar 1778 (Waldstattordnung $ 67, Rq. 207 u. 208) 
darf ohne irgend welche Beschränkung das ganze Vermögen zu 
_  lebenslänglicher Nutzung vermacht werden. Die kanzleiische Fertigung 
‚ und die Bestätigung durch das Gericht sind erforderlich. Unter den 
gleichen Bedingungen muss auch ein Ehekontrakt möglich sein. 
4) In der March und in der Höfe sind Vermächtnisse über das 
erhausete Vermögen zulässig in kanzleiischer Form. In gleicher 
Weise muss eine Zuwendung durch Ehevertrag gemacht werden 
können. Das Landbuch der March trifft in Art. 73 (Raq. 141) die 
Bestimmung, dass solche Ehecontrakte vor den Sponsalien kanzleiisch 
\ zanzeinsst werden sollen (vergl. Art. 13, Rq. 115). 
Ausser dem Bezirk Schwyz beschäftigen sich die übrigen Sta- 
| .  Autarrechte auch mit den «Seelenstiftungen» und erklären sie als 
gültig, wenn sie in einem billigen Maasse auf dem Todbett vor zwei 
z enden. mündlich eröffnet werden. Sie üben einen unerheblichen 
Einfluss auf das Erbrecht aus. 
Als eine offene Frage dürfte hingestellt werden, ob die alten 
3 Widmannsrechte durch Vertrag eingeführt werden dürften. Einsiedeln, 
March und Höfe erkannten dem überlebenden Ehegatten einen Theil 
der Fahrhabe des Verstorbenen zu Eigen zu. Offenbar konnte dieses 


s Schmyr: an. Letztwillige Zuwendungen sind von der Einwilligung 


hier die Frage wegen der donatio inter virum et uxorem. Daneben 


_ verfasst werden und zwar vor der Heirath. Die beiderseitigen Zu- - 


| gesetzliche ‚Gttterrecht auch als a zu einem Eee 2 
dienen und hatte dann den Sinn, dass durch letztwillige Verordnung 
keine Beeinträchtigung erfolgen durfte. Ein solcher Vertrag war 


also eine rechtsgültige Uebereinkunft. Das Widmannsgesetz- von 1830 Es | 
behält den Ehegatten die u Uebereinkunft vor. Fe 2 


diese Frage. 


Die Rechte der Gläubiger dürlen nach allgemehsen Rechtsgrund — 


sätzen durch Ehevertrag nicht lädirt werden. 


Anmerkung. Durch die Mediationsakte v. 19. Febr 1803 (Art. 3) ne 2 
alle folgenden Verfassungsrevisionen ist das Gesetzgebungsrecht der alten. I 
Gesetzessprengel auf den Kanton übergegangen. Dort musste die Fortent- 


wickelung des Rechts verfassungsmässig aufhören, hier wurde in der Civil- 


gesetzgebung nichts geleistet. So wurde Volksleben und Recht aus ihrem = = 


natürlichen Zusammenhang gerissen. Das Alte will auf die Verhältnisse der 
Zeit nicht mehr passen und ist vielfach absolet geworden, ohne dass es durch. 
neue Institutionen ersetzt worden wäre. Daher rührt die peinliche Rechts 
unsicherheit im Kanton Schwyz. Man muss geradezu rathen, was Rechtens ” 
sei, und Jeder hat seine eigene Ansicht. 


8 S. 
Der Kanton Obwalden. 


(Sammlung der Gesetze und Verordnungen des Kantons Obwalden. Bd. 
I—IV. Die römischen Zahlen im Text bedeuten den Band, die blosse Ziffer 
ohne Zusatz die Seite. Insbesondere heben wir als Quellen hervor: Gesetz 
über Frauengut und Morgengabe, I, 151, 152; über Inventarisation, v. 
26. April 1846, I, 152, 153; über Vormundschaft vom 24. April 1864, IH, 
417 u. folg.; über Coneurs ve 26. Nov. 1869, III, 222 u. m Hypo- 
thekargesetz vom 20. Febr. 1858, II, 268 u. folg,) : 


I. Gesetzliches Güterrecht. 


1) Eigenthumsverhältnisse und aktive Vermögensrechte. 
a Sachenrechte. Dass das Frauengut «nicht schwinden noch 


wachsen » soll, besagt das Landesgesetz von 1570 (1, 150, 151). Der 


Mann hat die Verwaltung und Nutzniessung des Vermögens der Frau, 
welches er ihr bei Auflösung der Ehe in natura herauszugeben oder 
zu ersetzen hat und bezieht ihren Erwerb. Der Frau soll auch eine 
Morgengabe werden, welche sofort als Eigenthum der Frau zu be- 


trachten ist, wenn sie ihr in bestimmten Gegenständen oder Werthen a 


angewiesen wird. Geschieht diess nicht, so hat sie für eine billige 
Morgengabe eine unprivilegirte laufende Forderung am Manne. Das 
Landesgesetz von 1570 erhielt in Bezug auf die Morgengabe durch 
Landsgemeindebeschluss von 1776 (I, 151) die Erläuterung, dass die 


E Die en gehen in angeführtem Sinne ebenfalls in die I 
| Terwaltung des Mannes über. ae Ä ee 
nn 2) Dispositionsbefugnisse. a. Des Mannes. Der Mann verfügt 

eh über Dr re der Frau. Zur Veräusserung von a 


ana allen durften, nicht aber versetzen und verpfänden. Diese 
Beschränkung der Kantonsfremden ist nun weggefallen (Art. 49 des 
Gesetzes über Vormundschaft, IL, 436). Dagegen ist die Verpfändung 
von Liegenschaften der Frau von ihrer Zustimmung abhängig. Art.4 
= = een vom 21. Februar 1858 (I, 269) besagt, dass 


en Sn Der Fean. Sie steht unter der Vormundschaft des Mannes 
und darf über die Sorge um den täglichen Haushalt hinaus oder Sn 
um den Erwerbszweig, den sie mit Vorwissen des Mannes betreibt, a 
reine Verpflichtungen ohne Einwilligung des Mannes eingehen (Gesetz ee 
über das Vormundschaftswesen vom 24. April 1864, Art. 1, II, 418; a 
"Art. 21, II, 425). Geräth der Mann unter Vormundschaft, so geht = 
die 'eheliche Vormundschaft auf den Vogt über. Während des Con- 
'curses des Mannes bis zur Rehabilitation ist der Frau ein eigener Se 
 Vormund zu bestellen (Art. 1, 44 lit. e cit.). Ihr ist aber in der Se 
Regel der Selbstbezug und die Verwenduug der Früchte ihres Kapital- ee 
 vermögens und ihrer Arbeit zu gestatten. Dem Vormund liegt hier ae 
zunächst nur die Obsorge auf ungeschmälerte Erhaltung der Kapital- 
'substanz ob und erscheint in der Gesetzgebung als Schirmvogt, 
" Gültenbehalter oder Mattenvogt. Ohne des Schirmvogtes Zustimmung 
larf sie keine Schulden eontrahiren ausser für die Haushaltung oder 
für Betreibung ihres Berufs oder Gewerbes (Art. 21, 23 cit.). Die 
Wittwe ist nicht gesetzliche Vormünderin der Kinder. Dennoch kann 
die Vormundschaftsbehörde der Mutter die nämliche Befugniss zu u 
freier laufender Wirthschaft mit Bezug auf vaterhalb verwaiste yon 


Kinder neben dem für diese bestellten Vormund ganz oder theilweise > 
übertragen (Art. 24 eit.). Be 


Ausserdem wird der Frau ein Beistatid. bestellt in allen Fällen, 


wo aus besondern Gründen die eheliche Vormundschaft des Mannes = 


nicht ausreicht, oder in einem auffallenden Maasse vernachlässigt oder 


ein besonderer Schutz der Person nöthig wird (Art. 2lit.a, 12, 14 cit.). 3 ; 


Diess ist oft der Fall bei Sicherstellung des Frauengutes (Art. e n 
12 cit.), bei Anstrengung der Ehescheidungsklage (Art.4 des eye Er 


über Ehescheidung vom 30. April 1876, IV, 152). 


Nur mit Einwilligung des betreffenden Gemeinderathes kannen 


Ehemann seiner Frau auf seinem eigenen Unterpfande ein gültiges 
Pfandrecht ertheilen (Hypothekargesetz Art. 4, II, 269). Reichen 
die Liegenschaften des Mannes zur Sicherung des Frauengutes nicht 


aus, so wird ihr ein Vogt beigegeben, welcher dann unter Vorbehalt > 
der Gutheissung durch die Vormundschaftsbehörde (desKirchgenosen- 
rathes für Kantonsbürger, des Einwohnerrathes für Kantonsfremde) 


auf der Fahrniss des Mannes Sicherung zu nehmen hat (Art. 4 cit, 
Landbuch betr. Versetzung von fahrendem Gut, I, 200: Art. 27 ion 
u. b des Vormundschaftsgesetzes, II, 427). Ä 


An der Landsgemeinde von 1728 ist beschlossen worden, dass a 
die Frau für ihren Mann weder Bürgschaft leisten, noch anderswie 
für ihn mit ihrem Gute interveniren darı ohne Vorwissen der Vor- 


mundschaftsbehörde («Verbürgungen» I, 227, II, 198, Ziff. 6; Vor- = 
mundschaftsgesetz Art. 31 lit. f, II, 429). N 
Die Ehefrau ist testirfähig. 


3) Sicherheiten. Die Ehefrau oder diejenigen Behörden und 
Anverwandten, welche sie im Verarmungsfalle zu unterstützen hätten, 
sind berechtigt, vom Manne die Sicherstellung des Frauengutes u 
verlangen und selbst auch nöthigenfalls zum Schutze desselben einen n 
Vogt zu begehren, sofern Gefährde nachgewiesen ist. Die ehelichke 
Nutzniessung des Mannes darf im Falle der Bevogtigung nur inso- 


weit beschränkt werden, als der standesgemässe Unterhalt von Frau 
und Kindern es nöthig macht. Die Frau ist überhin jederzeit be- 


rechtigt, von dem Manne ein Inventar über ihr zugebrachtes Ver- = 


mögen zu verlangen und zwar nach Gesetz von 1846, wovon sofort die 
Rede sein wird (Art. 12 u. 13 des Vormundschaftsgesetzes). Hier ist 

festzuhalten dass es der blossen Bewilligung des Gemeinderäthes 
bedarf, wenn der Mann auf eigenem Unterpfande Sicherheit leistet, 
aber die Beiziehung eines Vogtes nöthig wird, damit Sicherheit us 
der Fahrniss desselben bestellt werden kann (I, 200, Art.4 des Hypo- 
thekargesetzes). va 


En Gendirse des Manns hat die Pran ein vermeintliche Vorrecht 
; für ihr zugebrachtes Vermögen. | 


. Das Landesgesetz von 1510 erlaubt der a ne Vermögen vor 
allen «Gelten» aus der Masse zu nehmen. Für die nicht ausgerichtete 

— _ Morgengabe jedoch hat sie bloss eine unprivilegirte Forderung. An 
der Landsgemeinde von 1793 erging die Erläuterung, dass in Anfällen 


die «Verbot» (Arreste) dem Frauengut nicht vorgehen sollen (I, 150, 


151, 216; «von den Verboten», vergl. Art. 22 des Betreibungsgesetzes 
vom 27. "April 1862, I, 373), Dieses Privilegium hat durch das 
nen) vom 26. November 1869 eine Einschränkung erlitten 


| Ach den ee Forderungen und Zinsen kommen alle 
« vorrechtlichen» Ansprachen. Hier steht das Weibergut in der dritten 


Klasse, nach den Forderungen aus der Vormundschaft und für 


Kindergut, vor den Leichenkosten, Arztkonti ete. und vor den Lid- 
 löhnen. Die Gesetzesstelle lautet in Art. 48, Ziff. 3: «Das zugebrachte 
ar Frauengut, sofern hiefür ein gesetzlich eltern besteht oder 


. . durch Theilungsakten erweislich gemacht werden kann, dass solches 


noch in natura vorhanden und im Guthaben des Mannes (in den 
Sa Aktiven Art. 3 des Concursgesetzes) verzeichnet ist.» 


Wenn diese Stelle wörtlich genommen wird, so hat die Frau. 


Er gar kein Vorrecht, weil sie nur ihr Zugebrachtes, soweit es in natura 


vorhanden, herausnehmen kann, für den Ersatz desnicht Vorhandenen 


aber kein Vorzugsrecht mehr hat. Zudem erscheint auch das 
Vorhandene durch die Forderungen aus der Vormundschaft und 


der Kinder gefährdet. Dieses Vorzugsrecht der Frau ist des Weitern 
' durch das, durch Gesetz vom 26. April 1846 (I, 152, 153) bestimmte 


Kr ; Inventar bedingt. 


' Bei Verlust des Privilegiums und bei Bestrafung des Mannes, 


= ist er pflichtig, innert Monatsfrist, nachdem er das bei der Verehe- 


lichung vorhandene Frauengut « hinter sich gebracht hat» und 
ebenso, wenn einer Frau während der Ehe eine Erbschaft zufliesst, 
in Monatsfrist nach gemachter Erbtheilung, durch einen Geschwornen 
am Wohnort des Ehemanns ein Inventar errichten zu lassen. Die 
 Versäumniss kann jedoch dadurch nachgeholt werden, dass das In- 
' ventar später noch errichtet und vom Regierungsrath ratifizirt wird. 
Das Privilegium tritt aber auch hier nicht in Kraft, wenn innert 
Jahresfrist nach Ertheilung der obrigkeitlichen Sanktion der Ehe- 


mann in CGoneurs geriethe. Eine Abweichung trifft das Konkurs- 


gesetz selbst, indem ein Theilungsakt das daherige Inventar ver- 
treten kann. 


Pr. Schreiber. Die ehelichen Güterrechte der Schweiz. 4 


Aus diesem. re ee a eine eigenthümliche 
Abweichung vom. System und den ‚bisherigen Satzungen. Das 
Weibergut erscheint im Concurse unter den Aktiven des Mannes, : 
soweit es in natura vorhanden, fällt also in die Maasse. Aus den = 
Aktiven werden zuerst Vormundschafts- und Kinderansprüche be- 
friedigt ; dann kommt erst die Frau mit ihrem Anspruch auf dsin 
natura vorhandene Zugebrachte. Die Ersatzforderung für nicht 
mehr Vorhandenes ist gewöhnliches, unprivilegirtes Guthaben. Sind 
die Bedingungen des Inventars nicht erfüllt, so hat sie eine unprivi- 
legirte Forderung für ihr ganzes Vermögen, welches unter den Ak- 
tiven des Mannes liquidirt wird. Wir haben hier unbedingte Haftung 
des Frauengutes mit Bezug auf die zwei erstern Kategorien von 
Kreditoren und bedingte Haftpflicht für alle übrigen vorberechtigten 
Forderungen. 


4) Rechte der Gläubiger : 


a. Voreheliche Schulden behaften ‚Person und Vermögen N = 
Kontrahenten. 


b. Schulden während der Ehe, welche der Mann abschlie, oder | 
die Frau für den Haushalt oder für ihren Beruf. oder für ihren 
Gewerb, sind von dem Manne zu fordern. Das Frauengut kann. 
dafür nicht: beansprucht werden ausser unter der soeben erwähnten 
Voraussetzung im Concurse. a 

c. Für persönliche Forderungen der Frau für Büreschalen. a 
Intercessionen etc., ist sie und ihr Vermögen selbstverständlich obligirt. 


EN B 


5) Ausscheidung. Sie tritt ein: im Concurse des Mannes, bei 
dauernder und temporeller Scheidung (Art. 11 des Gesetzes betr. 
Ehescheidung IV, 155) und beim Tod des einen Ehegatten. An 

a. Wiedererstattung. Die zugebrachten Vermögen von Mann und. 
Weib fallen nach ihrem Ursprunge zurück. Für nicht mehr vor- 
handenes Weibergut ist der Mann ersatzpflichtig. Die Frau oder 
ihr Erbe nehmen auch die ihr übertragene Morgengabe oder haben 
hierfür, wenn sie nicht ausgerichtet worden, eine gewöhnliche For- 
derung am Manne. (Landesges. v. 1570. 1776 u. 1793, I, 150, 151). 

b. Erbrecht der Ehegatten (statutaria partio). Der üherlebönde- 
: Ehegatte hat in Ermangelung eines Ehecontraktes, eines Testamentes 
‚oder Erbvertrages weder zu Nutzung noch zu Eigenthum pen ein 
- Erbrecht. ; 

Der Vater nutzt übungsgemäss das Vermögen der ee 
Gewalt stehenden Kinder. Die Wittwe hat dieses Nutzungsrecht 
nur, soweit der Unterhalt der Familie und die Du der freien 
Aaufenden Wirthschaft es verlangt. 


ta ee en athwandin, enit die Keban Einspruch da- 
gegen erheben können. Der Kantonsrathsbeschluss vom 29. Mai 1868 

(UI, 43) bestimmt, dass der Regierungsrath für testamentliche Ver- 
_ ordnungen ‚einen Fataltermin zu gerichtlichem Einspruch erlässt. 
en Wer diese Nothfrist versäumt, kann ELZIDER 1ER Yeroninungen nicht | 
EN mehr anfechten. s 
= 6 Gegenstand. Schon die Landsgemeinde ‘von 1776 sicht den. | 
rekonirakt vor zur Bestimmung der Morgengabe (I, 151). Das. 
gesetzliche eheliche Güterrecht ist obligatorisch und kann durch 
Vertrag nicht abgeändert werden. Es ist also der Ehevertrag im 
 Uebrigen lediglich ein Erdvertrag. Durch Landsgemeindebeschluss 
von 1804 ist erkannt worden, dass Ehekontrakte und letztwillige 

Verordnungen von jedem Geschworenen im Lande verschrieben 
werden können (I, 190). Durch Interpretation vom 28. Mai 1870 sind 
die Mitglieder der kantonalen Gerichte von der Fertigung aus- 
geschlossen (IH, 340). Ueber den erbrechtlichen Inhalt der Ehe- 
_ verträge und über den Inhalt der Testamente sind keine ganz 
_ prägnante Bestimmungen zu finden. Das Rathserkenntniss vom 28, 
- April 1810 (I, 189) gibt die Erläuterung, dass der Richter Rücksicht 
zu nehmen habe, ob das Testirte von ererbtem oder erhausetem 
Kr Vermögen herfliesse, mit der Bedeutung, dass in der Regel über 
& Ererbtes nicht letztwillig verfügt werden kann. Alle letztwilligen 
Verfügungen werden unantastbar durch Ablauf der durch die Re- 
gierung zur Einsprache anberaumten Nothfrist, ohne dass eine solche 
 Einsprache erfolgt. Wird ein Ehevertrag oder ein Testament ge- 
 Tiehtlich bestritten, so ee der Richter nach billigem Ermessen zu 
- urtheilen. 

Ein altes Landesgesez ohne Datum (I, 188) entwickelt folgende 
Srmdlz: 
ik Auf dem Todbett darf Einer nur fünf Pfund geben oder ver- 
_ testamentiren. Dem nahen Freunde darf er mehr geben. Die 

Erben haben aber das Recht, die Zuwendung auf ein billiges 
- Mass durch die Gerichte reduziren zu lassen. 
an ‚Seelgemächte sind gestattet im Masse der Billigkeit. 

3, Will Jemand ausser dem Todbette mehr als fünf Pfund «geben, 

° _ vermachen oder vertestamentiren», so muss es vor dem Land- 
 ammann geschehen und seinen «Botten», wenn sie um Geld- 

_  sehulden richten bei Androhung der Nichtigkeit. 


ig Die Zuwendung vom ganzen Vermögen muss vor air fand 
leuten zu Sarnen geschehen. Zudem muss der Testator schwören, 
dass er es nicht thue in der Absicht, Jemanden zu schädigen. 

5. Auf dem Todbette kann die Frau dem Ehemann die Morgen- | 
gabe zurückgeben. Wenn sie wieder geneset, so wird die 
Schenkung von selbst nichtig. 

6. An diese Bestimmungen lehnt sich die Erläuterung vom 28, 
April 1810 an, wornach der Richter in Erwägung zu ziehen 
hat, ob über Ererbtes oder Erhausetes verfügt worden sei. 

Die Schenkung unter Lebenden ist in diesen Beschränkungen 
inbegriffen. 

Die formellen Bestimmungen dieses Landesgesetzes gelten nicht 
mehr. An ihre Stelle tritt die erwähnte Terminirung. Die ma- 
teriellen Bestimmungen bilden noch eine gewisse Richtschnur für 
den Richter. Verträge über nicht verfallene Erbschaften gelten nur 
unter Mitwirkung der Obrigkeit (Ges, v. 1567, I, 187). Hier sind 
jedoch die Erbverträge zwischen Erblasser und Erbe nicht verstanden, 
sondern lediglich der Handel mit unverfallenen Erbschaften. 

Erwähnt werden muss, dass uneheliche Kinder kein Erbrecht 
weder am Vater noch an der Mutter haben (Ges. betr. uneheliche 
Kinder v. 26. April 1863, $ 20; vergl. $ 23, IL, 628 u. 629 u. Ges. v. 
4. April 1834, $ 11, I, 162, 185 u. 186). 


S9. 
Der Kanton Nidwalden. 


(Bürgerliches Gesetzbuch für den Kanten Unterwalden nid dem Wald, 
Personenracht 1852, Erbrecht 1859, Die Zahlen beziehen sich auf die $$ 
eitirten Gesetzbuches.) 

I. Gesetzliches Güterrecht. 

1) Eigenthumsverhällnisse und aktive Vermögensrechte. 


a. Sachenrechte. Das Eigenthum der beiden Vermögen von Mann 


und Weib bleibt auch während der Ehe getrennt. Aktiven und 
Passiven, welche die Frau in die Ehe bringt und welche ihr während 
derselben anfallen, sollen durch einen Unparteiischen auf Angabe 
beider Theile inventarisirt und für jedes einzelne Stück ein billiger 
Preis beigesetzt werden. Die dereinstige Rückerstattung des Frauen- 
gutes hat auf Grundlage dieses Inventars zu geschehen, nach Abzug 
der Schulden (55). I 

Die Verwaltung und Nutzniessung des Weibergutes steht während 
der Ehe dem Manne zu. Er bezieht auch dasjenige, was die Frau 


huzch ie Arbeit erh aan. haftet er der Frau für dies. 
 Restitution ihres Vermögens (56, 57, 64). | 
Ä b. Forderungen. Sie gehen im gleichen Sinne an den Mann über. 
2) Dispositionsbefugnisse. a. Des Mannes. Ausser in der Ver- 
 waltung und Nutzung ist er in jeder weitern Verfügung über das a 
Vermögen der Frau beschränkt. Zur Veräusserung und Verpfändung a 
der ihr zugehörenden fahrenden Habe, Ansprachen, Gülten oder Ba 
Versicherungen bedarf er ihrer Zustimmung. Diese Zustimmung 
& muss in jedem einzelnen Falle von zwei der nähern, statthaften, 
© freundschaftsfähigen Verwandten der Frau schriftlich bezeugt sein. 
Nur dem redlichen Besitzer gegenüber gelten die ohne diese For- 
malitäten gemachten Veräusserungen (58). Liegenschaften der Frau 
darf der Mann nur käuflich an sich bringen, an Andere veräussern 
oder Versicherungen oder Gülten darauf bekennen, wenn nebst der 
Frau auch ihre Freundschaft die Zustimmung hiezu ertheilt. Er- 
folgen solche Handlungen ohne die erwähnte Zustimmung, so können nn 
siezu Gunsten der Frau als nichtig angefochten werden, und haftet der a 
Mann dem gutgläubigen Mitkontrahenten für den Schadenersatz (59). nn. 
_ Die Freundschaft (Verwandtschaftsrath) wird vom Landammann aus 2 
den nächsten Anverwandten bestellt und hat aus drei väterlichen nn 
und zwei mütterlichen Verwandten zu bestehen. Wenn keine oder = 
zu wenig Vater- oder Mutterfreunde zu finden sind, so werden 
 Gemeinderäthe des Wohnortes substituirt. Für fremde Frauen vertritt 
der Gemeinderath die Freundschaft (121 u. 122), wie auch bei 
kantonsfremden Bevogteten, sofern sie im Kanton unter Vormund- ar 
schaft gestellt werden (168—170). In wichtigen Angelegenheiten, ER 
z. B. bei Liegenschaftsveräusserungen, wird zu einem gültigen Be- I 
schlusse die persönliche Anwesenheit aller fünf, vom regierenden 
 Landammann bezeichneten Freunde erfordert (143). 

Der Ehemann muss als Nutzniesser den Unterhalt der Liegen- 
schaften der Frau selbst bestreiten. Nur Hauptreparaturen, welche 
er durch seine Wirthschaft nicht selbst verschuldet, darf er auf 
Rechnung der Frau besorgen, sofern ihm die Frauenfreundschaft 
solchen Aufwand zum Voraus bewilligt. Im Falle der Nichtbewilli- 
gung von Seite der Freundschaft steht dem Ehemann der Rekurs 
an das Gericht offen (63). 

b. Der Frau. Sie steht unter Vormundschaft des Mannes (52 

u. 118). Ohne seine Einwilligung darf sie nur Handlungen vor” 
nehmen mit Bezug auf den täglichen Haushalt und auf einen Be- 

rufszweig, den sie mit Vorwissen des Mannes besorgt. Solche Schuld- 
- verpflichtungen hat derselbe ohne Weiteres auf sich zu nehmen (61). 

Um mit ihrem Ehemann Rechtsgeschäfte abzuschliessen, wodurch 
die Frau an denselben Rechte abtritt oder Schuldverpflichtungen 


eingeht (Bürgschaften der andere‘ Inferesssinien); De, zu ı Pro- 
zessen mit dem Manne a die Frau a u Zustimmung 
der Freundschaft (60). 


Frauen von Falliten sind zu hevopien (126, Z. SE 


Wird ein Mann wegen geistiger oder körperlicher Gebrechen ii 


oder wegen Verschwendung bevormundet, so wird es auch die Frau. 
Mit Zustimmung der Freundschaft kann ein und: derselbe Vogt auch 


für die Frau bestellt-werden. Alle Beschlüsse aber betreffend ds 


Frauengut haben von Seite ihrer Freundschaft zu erfolgen. Der : 
Vogt eines unvermögenden, verschwenderischen, abwesenden oder 
zu Zuchthaus verurtheilten Mannes vertritt zugleich mit der Mutter 


die elterliche Gewalt über die im väterlichen Haushalte sich be- 


findenden Kinder (126, Ziff. 2, 3, 4, 5; 127, 128). Die gesezickee 
Freundschaft, mit Zustimmung der Armenverwaltung, kann uch 
der Wittwe die Verwaltung und Nutzniessung des Vermögens der 

Kinder anvertrauen. Im Uebrigen ist die überlebende Ehefrau nicht 
gesetzliche Vormünderin. Ist sie selbst bevogtet, so übt sie mitdem 


Vogt die elterliche Gewalt aus; die Vermögensverwaltung besorgt 
aber für Frau und Kinder der Vormund. Bei Wiederverheirathung 
der Mutter bleiben die Kinder früherer Ehe, sofern die Umstände 
nicht etwas Anderes erfordern, der Obsorge und elterlichen Gewalt 
unterstellt; übersteigen die Vermögenszinse die Kosten des Unter- 


haltes und der Erziehung, so ist ein Ueberschuss zu Gunsten der . x 


Kinder zu kapitalisiren (92; 126, 2. 1). 


Die Testirfähigkeit der Frau ist durch keine gesetzliche Vorschrift = 


beschränkt (22, 93a, 237, 238). 


3) Sicherheiten. Sie bestehen in der Regel in der Rückerstattung na 


des Weibergutes, also im Entzuge desselben aus dem Gewahrsam ne 


des Mannes, soweit nicht gewisse Gegenstände um des Bedürfnisses 


der Haushaltung willen in dieser zurückbleiben müssen. Bei be- 


‚glaubigter Gefährde kann die Frau oder deren Freundschaft Sicher- 


stellung oder Ersatz des verbrauchten Frauengutes durch den Mann; = 


oder selbst auch die Bevogtigung der Frau begehren. Weigert er 
sich dessen, so steht den Betheiligten nacb Prüfung des Falles durch 


die Armenverwaltung der Rekurs an den Wochenrath (Regierung) En 
offen. Durch die Bevogtigung der Frau verliert der Mann das Recht, 


iiber irgend welche Fahrhabe der Erau gültig zu verfügen (65, 66; 
vergl. 1385 im Gegens. 58, Abs. 2). Ist der Ehemann nicht eigenen 
Rechts oder ist ihm das Vermögen der Frau nicht anzuvertrauen, 
so behält eine hevogtete Weibsperson, a heirathet, ihren Vor- 
ae ee (164, 2. er 


von «Jahr. m Tag» darauf in’s Falliment kömmt. 
Rückerstattungen an eine bevogtete Frau sollen durch den he- | 
5 treffenden Waisenvogt verschrieben werden (67). | 
ad) ‚Rechte der Gläubiger. a. Voreheliche Schulden. Aus dem 

it nistande, dass der Mann dereinst das zugebrachte Vermögen der 
Frau nach Abzug der Schulden restituiren muss (55, 56), geht hervor, 
dass er für die vorehelichen Schulden sowohl, als für die Schulden, 
welche der Frau während der Ehe durch Erbschaft, Testament und. 
Schenkung zufallen, haftet. Nur frägt es sich, ob diese Haftbarkeit 
sich bloss bis auf den Betrag des Eingebrachten erstrecke, oder ob \ 
sie keiner Beschränkung unterliege. $ 68 schliesst die Verantwort- 
lichkeit des Mannes für Schulden der vermögenslosen Frau, in welche 
= sie ohne seine Mitschuld durch Strafurtheil gekommen ist, aus. Das 
Gütersystem, womit wir es hier zu thun haben, berechtigt zum 

Schluss, dass jene Haftbarkeit den Mann nur bis zur Höhe des 
 Weibergutes verpflichtet. Umgekehrt darf das Frauengut nicht für 
 voreheliche Schulden des Mannes angegriffen werden, und ebenso- 
_ wenig 
2 h fürsdie: ehrsohndilen, die derselbe allein zu tragen hat (52, 55, 


6, or 


= = Fürs gültig eingegangene Schuldverpflichtungen 2 B. für 

ieieeioren) hat die Frau selbstverständlich mit Ihrem ganzen 
_ Vermögen aufzukommen (60, 47). 

5) Ausscheidung. a. Wiedererstaltung. Dieselbe erfolgt zum 
Zwecke der Sicherstellung, bei der gänzlichen und temporellen 

Br Scheidung, im Concurse des Ehemannes und beim Tode eines Ehe- 


| Die Frau oder ihre Erben nehmen das Weibergut in Liegendem 

und Fahrendem, soweit es in natura vorhanden, sammt den Kleidern 
der Frau zurück. Das nicht mehr Vorhandene muss von Seiten des 
' Mannes oder von seinen Erben ersetzt werden. Was durch Zufall 
oder durch Gebrauch unterg gegangen, ist von der a 


Sofern der Vater ganz hablos ist und von der Armenverwaltung ee 


unterstützt wird, so mag diese unter Voranzeige an die Frauenfreund- 
Schaft zum Unterhalte der Familie und zur Erziehung der Kinder 
Frauengut angreifen. Die gleiche Unterhaltungspflicht mit Bezug auf 
vaterhalb verwaiste Kinder trifft die Mutter (77). 

b. Erbrecht der Ehegatten (statutaria portio). Ein gesetzliches 
Erbrecht zu Eigenthum besilzt der überlebende Ehegatte nicht. Seine 
Nutzniessung ist Jebenslänglich und wie folgt bestimmt: 

a. Bei beerbter Ehe auf einen Viertheil des Nachlasses, wenn 
weniger als vier Kinder vorhanden sind; bei vier und mehr Kindern 
auf einen Kindstheil (214). Auf Liegenschaften und Fahrnisse hat 
der Ehegatte zu verzichten, ist aber dafür PEnAN SE zuent- 
schädigen. 

8. Bei unbeerbter Ehe. In Goncurrenz mit Geschwistern erbt 
die Mutter, wenn weniger als vier Geschwister da sind, den vierten 
Theil, bei vier und mehr Geschwistern einen Geschwistertheil zu 
lebenslänglicher Nutzniessuug, wobei zu bemerken, dass die Nach- _ 
kommen verstorbener Geschwister in die Erbrechte der letztern 
eintreten. | 

Gelangt die Erbschaft an die grosselterliche Parentel vaterseits, 
so erhält die Mutter einen Viertel, und gelangt die Verlassenschaft 
an die Linie des Ahnivaters, die Hälfte des Nachlasses zu lebens- 
länglicher Nutzung. | 

In allen Fällen hat die Mutier auf Liegenschaften und Fahrnisse 
zu verzichten und ist dafür zu entschädigen (215). 

Der überlebende Vater erbt bei unbeerbter Ehe immer den 
vierten Theil zu lebenslänglicher Nutzung, wie bei der beerbten Ehe, 
wenn weniger als vier Kinder vorhanden. | 

Uneheliche Kinder üben hier keinen Einfluss, weil sie kein 
Erbrecht besitzen (213, 114). Das Recht des Ueberlebenden kann 
durch letztwillige Verordnungen in unten stehender Weise beschnitten 
oder vermehrt werden. | 


il. Der Ehevertrag. 


Der Ehecontrakt ist unter Kantonsbürgern unzulässig und daher 
das gesetzliche Güterrecht obligatorisch. Das Sachregister des bürger- 
lichen Gesetzbuches und dieses selbst reden bloss von Eheverträgen 
unter Niedergelassenen. Auch der Erhvertrag zwischen Erblasser 
und einem allfälligen Vertragserben ist vom Gesetze mit Bezug auf 
Kantonsbürger nicht normirt. Dieses kennt nur den Erbvertrag 
unter Präsumptiverben (247, vergl. 219), welcher hier ausser Betracht 
fällt. 


reale Verhältnisse, ee. unter les sowie 
“ Schenkungen auf den Todesfall oder bei schweren Krankheiten sind 
untersagt (248). Desgleichen sind Geschäfte unter Lebenden ungültig, 


welche zur Umgehung des Testirgesetzes dienen sollen (249). 


Dagegen ist das Testament zulässig: 

1) Unbedingt, sofern der Testator nur über den zwanzigsten 
. Theil des «erhauseten» Vermögens verfügt. 

2) Uebersteigen die Zuwendungen diesen Betrag, oder erstrecken 
‘sie sich auf ererbtes Gut, so sind die muthmasslichen Erben des 
Testators davon in Kenntniss zu setzen, und im Falle sie Einwen- 
dungen erheben, ist unter Vorladung der Erben der gerichtliche 
Entscheid einzuholen, welcher nach billigem Ermessen zu erfolgen 


hat. Das Gericht kann im Widerspruch mit den Erben Liberalitäten 
zulassen: 


a. Bis auf den zehnten Theil des Erhauseten und den zwanzigsten 
Theil des Ererbten, wenn Descendenten vorhanden. 
 b. Bis auf den vierten Theil des Erhauseten und auf den zehnten 
Theil des Ererbten, wenn solche fehlen. 
3) Zu jeder weitergehenden Verfügung ist, die ausdrückliche 
. Einwilligung der Erben erforderlich. 
= Der Testator kann bei Lebzeiten das Testament der gerichtlichen 
.‚ Bestätigung unterbreiten oder der Bedachte kann es thun nach dem 
Tode des Erblassers (240). 
Der Testator kann die letztwillige Verfügung widerrufen und 
zernichten und in der Form der Errichtung wieder abändern (242, 
ER 


$ 10. 


Der Kanton Glarus. 


(Landbuch des Kantons Glarus, I. Theil, nebst Beilagen, Druck v. J. Vogel, 
1861. Daraus besonders die Betreibungs- und Concursgesetze, als: «Von 
Forderungen und deren Geltendmachung», Landbuch (eit. L.-B.), $ 194 fgg.; 
«vom Concurs», L.-B. $ 209 fgg; Gesetz über gleichmässige Behandlung der 
Fallimentsfälle von 1841, Beil. VI; Regulativ über das bei Schatzungen zu 
'beachtende Verfahren v. J. 1853; bürgerliches Gesetzbuch für den Kanton 
Glarus, erlassen in den Jahren 1869 auf 1874, Druck von Friedr. Schmid, 
1878. Die Zahlen ohne weitere Beigabe verweisen auf die $$ des bürger!l. 
Gesetzbuches.) 


I. Gesetzliches Güterrecht. 
1) Eigenthumsverhältnisse und aktive Vermögensrechte. 


Kaya EM 


Vom Eonenise des Me abgesehen, läben. die erden ZU- 
Geirschier Vermögen von Mann und Weib innerlich nach ihrem 


ursprünglichen Eigenthume getrennt. Der Ehemann hat die Ver- 


waltung und Nutzniessung des Frauenvermögens; ihm gehört alles 


das, was die Frau während der Ehe durch ihre Arbeit erwirbt. - 


Nach dem Tode des Mannes haben seine Erben noch vier Wochen = = 
lang die Zinse und Früchte des Frauengutes zu beziehen, wogegen 
die Wittwe noch ebenso lange die Haushaltung auf Kosten des Mannes 


forisetzt (152, 153). 


Ausgenommen von der ehelichen yormundschuh und N utzniessung i == 
des Ehemannes ist das Sondergut der Frau. Zu demselben gehören: 


a. Ihre Kleider und Schmucksachen nebst andern, ausschliesslich 
zu ihrem persönlichen Gebrauche bestimmten Fahrnissen. 

b. Das in die Ehe gebrachte Spargut (Sparhafen). 

c. Geschenke, die ihr von dritten Personen zur freien Verfügung 
überlassen worden sind (154). 


Beim Aufhören der ehelichen Vormundschaft haftet der Mann 
für ungeschmälerte Herausgabe des Weibergutes (157), wovon bei 5 


der Ausscheidung die Rede sein wird. 


2) Dispositionsbefugnisse. a. Des Mannes. So lange er selbst = 
oder seine Frau nicht bevogtet wird, besitzt er das unbedingte Dis Sa 


positionsrecht über das Frauenvermögen (152). 
b. Der Frau. Sie steht unter der ehelichen Vormundschaft des 


Mannes (152). Nur über ihr Sondergut verfügt sie frei. Sonst kann or 
sie ohne Zustimmung des Mannes keine Rechtsgeschäfte abschliessen. ar 
Würde sie es dennoch thun, so entstünde bloss ein Klagerecht im | 


Falle der Bereicherung der Ehegatten. Dennoch hat der Mann 
aufzukommen für die Schulden, welche die Frau contrahirt mit 
Rücksicht auf die täglichen Bedürfnisse der Haushaltung und mit 


Rücksicht auf einen Beruf, den sie mit Vorwissen des Mannes be- en 
treibt. Auch dieses Dispositionsrecht fällt mit dem Zeitpunkte dahin, 
da sich der Ehemann durch Vermittlung der Regierungskanzlei 


durch öffentliche Kundmachung im Amtsblatt der daherigen Haft- 
barkeit entschlägt (155). 

Geräth der Mann unter Vormundschaft, so geht die eheliche 
Vormundschaft auf seinen Vogt über, sofern die Frau nicht € einen 
eigenen Vogt verlangt (152). | 


Die Ehefrau erhält einen Vormund, falls ihr Vermögen in der | 


Hand des Ehemannes gefährdet ist, im Falliment des Mannes, bei 
Trennung von Tisch und Bett, and wenn ihr sonst gestattet wird, 
getrennt vom Ehemann zu leben ($ 204 lit. e, 162, 151). Die obrig- 


keitliche Bevormundung der Frau hat die Gütertrennung zur role 


- Ne x 


Unterhalt d der Familie verwenden rdeni müssen (158). 


\ Mit Zustimmung des. Waisenamtes und im Rekursfalle’ 
standeskommission kann der ee Ehefrau die selbstständige 


2 a ddraf verpflichtet sie sich, She orwissen des Mannes. Ebenso 
kann ihr der Selbstbezug und die freie Verwendung des Ertrages ihres 
i er und ihrer Arbeis überlassen werden. ‚Sich weiter 


= jerden, dass die Frau der Beiziehung eines ausserordentlichen Vor- 
a bedarf zu ne mit dem Manne und zu Inter- 


u 


. Die Wittwe hat nicht, wie der überlebende Vater, die Nutz- 
 niessung am Vermögen der minderjährigen Kinder. Denselben wird 
ein Vormund bestellt. Die Mutter ist jedoch zur Erziehung derselben 
berechtigt und verpflichtet. Wenn die Zinsen des Vermögens der 
Kinder nicht hinreichen, um die Kosten ihres Unterhaltes und ihrer - 
Erziehung zu bestreiten, so hat die Mutter mif den Zinsen ihres 
. Vermögens nachzuhelfen, Bei Unzulänglichkeit dieser Hülfsmittel Fr 
darf das Kapitalvermögen der Kinder und zuletzt dasjenige der Mutter 
angegriffen werden (185). 

Er Die Ehefrau ist testirfähig (264, 297). 


en Sicherheiten. Kommt ne a, in Folge übler 


2 Schar gesagt, iritt dieselbe inmer ein im Falliment des Mannes bei 
Trennung von Tisch und Bett, oder wenn ihr das Getrenntleben 
‚gestattet wird (208, 204 b, e, N). Die Bevogtigung hat die Güter- 
trennung in dem Sinne zur Folge, dass der Mann die Verwaltung 
verliert, nicht aber die Nutzung, soweit dieselbe durch den Unterhalt 
_ der Familie nicht beansprucht wird. Da die Frau im Concursfalle 
"unter der nachfolgenden Modifikation mit der Hälfte des Vermögens 
für die Schulden des Mannes haftet, so handelt es sich darum, bei 
jeder Bevogtigung der Ehefrau diese Haftbarkeit für die Zukunft 
aufzuheben. Der Zweck wird erreicht, indem jede obrigkeitliche 
"Bevormundung der-Frau, ausser im Coneursfalle selbst, in dem Sinne 


publieirt wird, dass die Gläubiger des Mannes innert 14 Tagnnch 
der Publikation im Amtsblatte für ihre Forderungen « einzulegen» 


und innert drei Monaten, vom gleichen Tage an, für dieselben sich 


zu sichern oder den Concurs des Mannes zu veranlassen haben. 


Nach Ablauf dieser Nothfrist kann das Vermögen der Frau für de 


Schulden des Mannes nicht mehr in Anspruch genommen und 
im Falle des CGoncurses ebensowenig in die Masse gezogen werden. 
Das gleiche Verfahren hat statt, wenn die Ehe durch Tod der Ehe- 
frau, oder durch gerichtliche Scheidung aufgelöst wird. Erfolgt 
dieser Rechnungsruf nicht, so bleibt das Frauengut auch fernerhin 
haftbar (159, 160). Bee 


Im Goneurse des Mannes fällt das Weibergut (mit Inbegriff des 


Sondergutes, $ 154) in die Masse und die Ehefrau hat sodann die 
Wahl, entweder die Hälfte desselben, unter gänzlicher Verzichtleistung 


auf die andere Hälfte, als Gegenstand einer privilegirten Forderung = 


vorabzunehmen, oder mit ihrem ganzen Vermögen unter die laufenden 


Forderungen einzutreten (158). Dieses Concursprivilegium ist noch 
besonders normirt, L.-B. 88 211, 213: Beil. VI $8$ 10 u. 11. 
Durch dieses Concursverfahren wird das System der Güterver- 


bindung theilweise aufgegeben und in dasjenige der Gütergemein- 


schaft eingelenkt. Es vollzieht sich da das umgekehrte Verfahren, 
wie in Basel. Hier hebt der Concurs die Gütergemeinschaft auf und 
führt die Güterverbindung ein, in Glarus hebt das Falliment die 
Güterverbindung auf und führt theilweise zur Gütergemeinschaft. 


Eine Frage muss hier noch erledigt werden. Dem Concurs geht 
das Schatzungsverfahren voraus, L.-B. $$ 194 feg., Beil. VII. Darf 


nun auch da Frauengut geschätzt werden? Mit Rücksicht darauf, 


dass die Frau Eigenthümerin des zugebrachten Gutes ist, muss nach. 


$ 13, Beil. VII diese Frage verneint werden. Die Frau haftet bloss 5 


im Falliment, oder wenn sie dasselbe im eigenen Interesse durch 


Zahlung abwenden will. Dafür sprechen auch die Schuldenrüfe bei 


Bevogligung der Frau, bei Tod und Scheidung. 


4) Rechte der Gläubiger. a. Voreheliche Schulden der Frau hat 
der Mann insoweit zu bezahlen, als ihr in die Ehe gebrachtes, oder 
während derselben ihr zugefallenes Vermögen reicht (156). 

b, Für die Schulden des Mannes und die Eheschulden haftet 
dieser in erster Linie allein. Im Goncurse jeduch tritt die oben 
erwähnte Haftbarkeit der Frau hinzu, ob die ARDERNRN vor oder 
während der Ehe entstanden. 


c. Für persönliche Schulden, z. B. die mit Rücksicht auf ihr 


Sondergut eingegangenen, sowie für allfällige Intercessionen haftet | 


die Frau selbstverständlich; im erstern Falle mit dem Sondergut, 
im letztern mit dem ganzen Vermögen. 

= 445) Ausscheidung. a. Restitution. Sie hat also in allen Fällen 

S  obrigkeitlicher Bevogtigung der Frau stati, wo der Mann noch das 

„oben bezeichnete beschränkte Nutzniessungsrecht beibehält (204, 153), 


sowie bei Scheidung und Tod. Zum Zwecke der Entlastung von ihrer 


‚Haftbarkeit muss die Bevogtigung der Frau publicirt, beziehungs- 
weise der Rechnungsruf angeordnet werden (159 u. 160). 
eh Die Ausscheidung hat nach folgenden Grundsätzen statt: Die 
Frau erhält ihr Zugebrachtes in natura zurück, soweit es vorhanden. 
Liegenschaften und anderes Kapitalvermögen, das sich nicht mehr 
vorräthig findet, muss der Mann vollständig ersetzen. Der Mehrerlös 
veräusserter Liegenschaften und Werthpapiere gehören der Frau. 
Den Mindererlös muss der Mann ebenfalls ersetzen, wenn er nicht 
machweist, dass er nicht Schuld daran ist. Casus sentit dominus. 
Was durch Zufall untergegangen, ist von der Ersatzpflicht aus- 
genommen. Ebenso ist kein Ersatz zu leisten für Fahrnisse, 
welche durch den Gebrauch in der Haushaltung an Werth verloren 
oder zerstört worden sind. Dagegen nimmt die Frau die noch vor- 
 handenen eingebrachten Sachen, sowie die als Ersatz der verbrauchten 
Gegenstände während der Ehe angeschafften Stücke zurück. Offenbar 
bildet eine Ausnahme von der Ersatzpflicht auch dasjenige, was im 
Falle ächter Noth und in Folge Erfüllung von Pietätspflichten von 
Seiten der Frau verwendet wird. 
Für Ameliorationen an Liegenschaften der Frau darf der Mann 
Gegenleistung fordern (157). 
Bei Trennung von Tisch und Bett und bei der Scheidung statuirt 
das Gericht des Weitern über Unterhalt, Erziehung und Alimentation 
der Kinder, über die daherige Kostentragung und über die Ent- 
 hldigang (162—166). 
5 b. Erbrecht der Ehegatten (statutaria portio). Der überlebende 
Ehegatte hat sich innerhalb zwei Monaten bei dem Waisenamte 
seiner Wohngemeinde schriftlich zu erklären, dass er an einen 
Kindstheil, oder wenn der Verstorbene keine eheliche Nachkommen 
hinterlässt, «an das halbe Gut kommen wolle». Wenn er jedoch auf 
dieses Recht Anspruch erheben will, so muss er sein eigenes Ver- 
mögen einwerfen. Die Frist kann durch die Standeskommission wegen 
Abwesenheit des überlebenden Ehegatten oder wegen besonderer 
Schwierigkeiten, auf gestelltes Ansuchen, verlängert werden (263). 
Wird von dieser Befugniss kein Gebrauch gemacht, so wird 
angenommen, dass der überlebende Ehegatte «an sein eigen Gut 
komme » (262, vergl. 153 u. 157). : 


Einfluss übt hier das Erbrecht der unehelichen Kinder. In 
Coneurrenz mit ehelichen Nachkommen erben sie von der Verlassen- 
schaft des Vaters drei Viertheile von dem Erbtheile eines ehelichen 
Kindes. Sind keine ehelichen Nachkommen vorhanden, so fällt iimen 
die ganze Verlassenschaft zu (257). Der Mutter ‚gegenüber erbt ar 
uneheliche Kind wie ein eheliches (258). = 
Durch gegenseitiges Testament können sich die Ühesshon: die: | 
Nutzniessung an ihrem ganzen Vermögen zusichern, sofern entweder 
beide Personen in erster Ehe leben, oder wenigstens kein un aus 
einer frühern Ehe Kinder hat. 

Das Testament besteht in einer beiderseitigen Erkliinie vor 
dem Gerichtspräsidenten oder einem Mitgliede des dreifachen Land- 
rathes. Von da wandert sie zur Genehmigung an die Standeskom- 
mission, welche durch die Kanzlei eine Testamentsurkunde ausferigen 
lässt. Auch bevogtete Personen können ohne Einwilligung vom Vogt 
oder Waisenamt derartige Testamente errichten (265). Die testa- 
mentarisch erworbene Nutzniessung dauert bis zur Wiederver- = 
ehelichung oder bis zum Tode. Der Ueberlebende oder seine Erben 
haften für ungeschmälerte Rückgabe der Nutzgüter an die gesetz- 
lichen Erben (265, 269). Uebersteigt das testamentarisch zugesichere 
Nutzgut 10,000 Fr., so ist der überlebende Ehegatte verpflichtet, 
verheiratheten oder sonst volljährig gewordenen (182) Kindern ds 
Erblassers die Hälfte desjenigen Erbtheils von ihrem verstorbenen 
Vater oder von ihrer Mutier herauszugeben, den es ihnen nach 
Abzug jener 10,000 Fr. trifft (265) 

Der überlebende Ehegatte erbt die ganze Verlassenschaft: a 
versiorbenen, wenn keine Erben der urgrosselterlichen Parentel 
(der vierten Klasse) vorhanden sind (256, 270). Das gleiche Recht 
hat er, wenn sämmtliche Erben ausschlagen (278). Ist der ver- 
storbene Ehegatte unehelich geboren, und hinterlässt er keine Nach- 
kommen und keine Ascendenten, so beerbt ihn der Ueberlebende 
(261), da Uneheliche nur in der Descendenz und Ascendenz aktives 
und passives Erbrecht besitzen (257—261). 

Ein Erbrecht gewährt Glarus auch dem überlebenden Verlahlen 
Er erhält die dem Verstorbenen gegebenen Verlobungsgeschenke, 
soweit sie vorhanden, zurück und den Drittheil der reinen Verlassen- 
schaft, sofern der Verstorbene keine Descendenz hinterlässt (271). 

Das Erbrecht des überlebenden Ehegatten kann in folgender 
Weise durch Vermächtnisse geschmälert oder erweitert werden: Wer 
eheliche Nachkommen hat, darf über 15°, der reinen Verlassen- 
schaft verfügen. Um an einen Erben selbst zu vergaben, ist der m 
Erblasser an die Zustimmung sämmtlicher Erben gebunden (292). _ 


esch: ster oder kommen. dersehen oder einen .n Ehegatten, oder 
meheliche Nachkommen hinterlässt, darf über einen Drittheil, ne 
wer keine gesetzlichen Erben erster oder zweiter Klasse, noch % 
s einen Ehegatten, noch uneheliche Nachkommen, wohl aber Gross- 
‚eltern hinterlässt, darf über zwei Fünftheile, BR 
_ wer nur entfernlere Erben dritter Klasse (253), nämlich Nach- 
kommen der Grosseltern, hinterlässt, darf über zwei Drittheile des er 
reinen ‚Vermögens, welches er im Zeitpunkte seines Todes besitzt, 
frei verfügen. 
Wer nur Erben vierter Klasse, nämlich aus der urgresselterlichen x 
Barantel hinterlässt, kann über sein ganzes Vermögen unbeschränkt 
verfügen (293). | 
Ist dem überlebenden Ehegatten die Nutzniessung am nie 
"Nachlasse. zugesichert (264), und hat der Erblasser sich über die 
Ausrichtung der allfällig ausgesetzten Vermächtnisse nicht aus- 
gesprochen, so sind die Vermächtnisse nur soweit, als sie einen 
x Zehntel des reinen Vermögens nicht übersteigen, sofort auszurichten; 
an dem Mehrbetrage derselben hingegen bleibt dem überlebenden 
Ehegatten seine Nutzniessung vorbehalten (294). 


Jede volljährige Person (182, 183) kann testiren. Letztwillige 
- Verordnungen der Bevogteten unterliegen der Genehmigung der 
Standeskommission (297). Geschäfte unter Lebenden, welche die 
 Gleiehberechtigung der Erben oder das Pflichttheilsrecht zu umgehen 
saelien, unterliegen der Anfechtung und Berichtigung (289,291, 296). 


Zu erörtern bleibt auch noch die Zulässigkeit der Schenkungen 
anler Ehegatten. $ 164, welcher von der Rückforderung der Ge- 
. schenke im Falle der Scheidung handelt, spricht bloss von Geschenken, 
welche sich die Eheleute vor oder hei der Ehe machen. Dagegen 
erwähnt $ 219 mit Bezug auf die Gleichstellung der Erben , dass 
unter Anderm grössere Schenkungen des Erblassers an einen Erben 
. der Collationspflicht und der Berichtigung unterligen, hier in dem 
Sinne, dass dasjenige zurückbezahlt werden muss, was-Einer mehr 
3 bezogen hat, als sein Erbtheil beträgt. Darnach darf wohl an- 
. genommen werden, Schenkungen unter Ehegatten seien zulässig. .. 


I. Der Ehecontrakt. en | = 


=. „Das gesetzliche Güterrecht ist obligatorisch, also der Ehecontrakt | 
e ausgeschlossen. Auch Erbverträge sind verboten. Durch Vertrag kann 


Niemand in Abweichung von der gesetzlichen Erbfoge zum Erben 
eingesetzt werden und Keiner auf ein Erbrecht verzichten (8 301). 
Ebensowenig sind Rechtsgeschäfte über Erbschaften bei Lebzeiten 
des Erblassers zulässig. Ä 


$ 11. 
Der Kanton Zug. 


(Privatrechtliches Gesetzbuch für den Kauton Zug, erlassen in den Jahren 
vom 1. Januar 1862 bis 1. Januar 1876. Die Zahlen beziehen sich auf die 88 
desselben.) 


Der Kanton Zug steht auf dem Boden der reinen Güterverbindung 
ohne Beimischung fremdartiger Bestandtheile. Sein Civilgesetzbuch 
lehnt sich an das zürcherische Privatrecht an. 


1. Gesetzliches Güterrecht: 
1) Eigenihumsverhältnisse und aktive Vermögensrechte. 


a. Sachenrechte. Der Mann verwaltet und nutzniesst das Ver- 
mögen der Frau, sowie auch der Ertrag dessen, was die Frau er- 
wirbt, ihm gehört (32). Für den Fall der Auflösung der ehelichen 
Vormundschaft haftet der Mann für die ungeschmälerte Herausene 
des Weibergutes (39). 

Ausgenommen von der ehelichen Vormundschaft und Nutz- 
niessung ist das ausdrücklich oder übungsgemäss vorbehaltene Sonder- 
gut und Spargut der Frau und was ihr von Seite des Mannes zu 
eigenem Gebrauche ausgesetzt worden (33). 

b. Forderungen. Auch diese gehen im EIN Sinne in ‚die 
Verwaltung des Mannes über. 

2) Dispensationsbefugnisse: a. Des Mannes. 

Der Mann ist befugt, über die der Frau zugehörende Fahrhabe 
mit Einschluss der Forderungen, seien sie versichert oder nicht, frei 
zu verfügen. Für Veräusserungen und Verpfändungen von Liegen- 
schaften und für Verfügungen über der Frau zustehende, nicht aus- 
gefertigte Hypotheken (Hypothekarges. v„29. Dez. 1859, $ 15—17), 


sowie für Veräusserung und Verpfändung von Erbrechten, von ver-r 


fangenem Gut, für Veräusserung, Verpfändung oder Veränderung 
von Weibergutsversicherungsbriefen, für Aufnahme genereller Pfand- 
verschreibungen über das ganze oder theilweise Frauenvermögen 
bedarf er der Zustimmung der Frau (33). 

b. Der Frau. Sie steht unter der Vormundschaft des Mannes- 
(32, 79). Ohne seine Zustimmung kann sie keinerlei Rechte an 


er. ndere übertragen. - Ausgenommen ist das Sondergut derselben, 
worüber sie unabhängig verfügt (35 u. 36). S : 
Verfügungen, welche die Frau für die täglichen Bedürfnisse des 
.  Haushaltes trifft, sowie solche, die sie mit Bezug auf einen Berufs- 

 zweig, den sie mit Vorwissen des Mannes betreibt oder mitbesorgt, 
vornimmt, hat Letzterer anzuerkennen und die daherigen Kosten zu 
wragen. 


Dieses Verfügungsrecht kann der Frau für dritte Personen 
verbindlich in Form öffentlicher Verwarnung entzogen werden. Der 


ee Mann muss jedoch den daherigen Antrag an die Vormundschafts- 
- behörde stellen, welche nach Prüfung des Falles die Bekanntmachung 


= anordnet (37). 
Persönliche Schulden kann die Frau a Zustimmung des 
Mannes absolut keine eingehen. Für unbefugt eingegangene Ver- 


& pfliehtungen haftet, ausser im Falle unberechtigter Bereicherung, 


die Frau nicht einmal mit ihrem Spargut. 

nn Zur Abschliessung von Rechtsgeschäften mit ihrem Mann, sei es 
behufs Abtretung von Rechten (Schenkung) oder behufs Eingehung 
von Schuldverpflichtungen (Bürgschaft und andere Intercessionen), 
- sowie zu Prozessen mit demselben (Ehescheidungsklage ausgenommen) 
bedarf die Frau des Beirathes und der Zustimmung eines ausser- 
ordentlichen Vormundes (36, 80a). Dieser ist hinwiederum durch 
die waisenamtliche Genehmigung beschränkt, namentlich bei Ein- 
sehung von Bürgschaften und Intercessionen (105g). 


-  Gerätlı der Mann unter Vormundschaft, so geht auch die eheliche 
= Vormundschaft an den Vogt des Mannes über (40). 

- Im Falliment des Mannes erhält die Frau ebenfalls einen Vormund 
: bis zur Rehabilitation des Mannes (40, 79, 117 lit. e). Diese Vor- 


 _ mundschaft ist auf möglichst ungeschmälerte Erhaltung der Kapital- 


 substanz gerichtet. Die Frau hat in der Regel den Selbstbezug und 
die Verwendung des Ertrages ihres Kapitalvermögens und ihrer 


, ‚Arbeit (96). 


ER Nach Zugerrecht ist die überlebende Mutter nicht Vormünderin 

der Kinder. Die Befugniss zu freier laufender Wirthschaft mit Bezug 
auf vaterhalb verwaiste Kinder kann jedoch ganz oder theilweise 
von der Vormundschaftsbehörde der Mutter übertragen werden (97). 
$ Die Ehefrau ist ohne Zustimmung des Ehemannes oder des Bei- 

_ standes testirfähig (307, 79). In der Eigenschaft als Erblasserin kann 
»sie ganz unabhängig Erbverträge abschliessen, als Erbin hat sie die 
Mitwirkung des Mannes nöthig. Im Gegensatz zu $ 36, Lemma 3, ist 
es ihr gestattet, ohne Beistand wechselseitige Erbverträge mit dem 


Dr. Schreiber. Die ehelichen Güterreehte der Schweiz. d 


no, desselben zu verlangen. Die Obervormundschaftsbehörde trifft die 


Me nen md nt: seiner 7 ae gewisse . Ausrichtungs 
S verträge abzuschliessen. und sich an . Erbauskäufen ZU beibelaen 
(880, 335, vergl. 36). er | | = a 
| 3) Sicherheiten. Die Frau ung die Feimaikgemeinde selbst 
‘ohne ihre Zustimmung sind berechtigt, vom Manne jederzeit in 
beglaubigtes Inventar über das Weibergut und ühberdem Sicherung 


- allfällig nöthig werdenden vorsorglichen Verfügungen. Die Frage 
der Sicherstellungspflicht und der Hinlänglichkeit der angebotenen 
Sicherung kann vom Manne der gerichtlichen Entscheidung unter- 
breitet werden. Die Frau, resp. die Vormundschaftsbehörde, a 
berechtigt, das bewegliche Kapilalvermögen. dem Besitz des Mannes Be 
zu entziehen und in die Waisenlade zu deponiren, im Falle der Mann 
nicht genügende Sicherheit leistet. Er kann aber auch das Weiber- 
gut einfach herausgeben. Soweit nicht die Sicherung im Wege steht, 
bleiben die Verfügungsrechte des Mannes ungeschmälert (38, vergl. 
Rechtstrieb v. 25. Okt. 1815, $ 29 b). 

Die Frau hat im Coneurse des Mannes ein Vorzugsrecht für dns 
zu ersetzende Weibergut vor den nicht privilegirten laufenden 
Forderungen mit den Kindern (39, vergl. Fallimentsverordnung vr 
18. Mai 1818, $$ 19, 20, 21, 26, 27, 28, 34, 40, 50). | 


4) Rechte der Gläubiger : a. Die vorehelichen Schulden der Gatten 
behaften Person und Vermögen der Contrahenten. re 
b. Für die Eheschulden, mit Einschluss der von der Frau ein- > 
 gegangenen Haushaltungs- und Berufsauslagen, hat der Mann allein 
zu en und darf das Frauengut dafür nicht in Anspruch genommen 
werden (34, 37, vergl. Rechtstrieb v. 25. Okt. 1815, 88 lei u. 34 = 
der Fallimentsverordnung). = 
c. Die persönlichen Verpflichtungen, welche das Weib befugier a 
Weise eingegangen (36) behaften Person und Vermögen a! 
Das Privilegium der Frau ist oben berührt worden. 


5») Ausscheidung. Sie tritt ein bei Tod und Scheidung, auch u = 
Trennung von Tisch und Bett, durch den Eintritt des Auffallsüber 
den Mann bis zur Rehabilitation und durch gerichtliche Verfügung ° 
im Sinne der Sicherung des Frauenguts (40, 48, 79, 38). on 

a. Wiedererstattung. Die Frau nimmt ihr zugebrachtes Vermögen, 
bestehe es in Liegenschaften, Fahrnissen oder Kapitalvermögen, inn- 
tura zurück, soweit es vorhanden. Für das Uebrige ist der Mann 2 
ersatzpflichtig, Nicht zu ersetzen braucht er, was durch Zufall oder. — 
Gebrauch ohne sein Verschulden untergegangen, und was im Interesse 
der Frau und ohne Vernachlässigung der ihm obliegenden Pflichten 


| von Welchen. anzunehmen ist, dass. sie zum Ersatz der verbrauchten 
- Sachen der Ehefrau angeschafft worden seien, ansprechen (39). ER, 
Die Wiedererstattung soll sofort nach dem Tode stattfinden. a 
on ee Sicherheit und wenn es die Umstände erfordern, 


. =: Erbrecht der Ehegatten (statutaria portio). Der überlebende 
Ehegatte hat erst ein eigentliches Erbrecht in Abgang erbfähiger Ver- 
wandtschaft, also nach der urgrosselterlichen Parentel (269, 264, 265), 22% 
dann fällt ihm die ganze Verlassenschaft des Verstorbenen zu Eigen- 
thum zu. Auch hat er das Recht der Uebernahme der Erbschaft, 
S wenn alle erbfähigen Verwandten dieselbe ausschlagen (281). 

| Sonst kommen dem überlebenden Ehegatten blosse N a ls 
rechte zu, und zwar: 

& bei beerbter Ehe oder wenn der Erblasser überhaupt Nach- 
nen. also auch, wenn die Mutter uneheliche Abstämmlinge 
‚hinterlässt (74, 267), i an einem Drittheile der reinen Verlassenschaft 
a | 

ß. bei unbeerbter Ehe an de Hälfte, wenn Verwandte der elter- 
‚lichen Parentel vorhanden sind, und an zwei Dritiheilen, wenn ent- 
5 ferntere Verwandte zur Erbschaft gelangen. 

=eDe, Wiederverehelichung der Witiwe vermindert sich die ihr 
‚zustehende Nutzniessung auf die Hälfte (269). 

Drei Viertheile dieser dem Ehegatten gesetzlich zustehenden 
: Niessbrauchsrechte bilden seinen Pflichttheil. Im Uebrigen können 
seine Rechte durch Testament und Erbvertrag erweitert und ge- 
schmälert werden (303, 325). 

Geschiedene Ehegatten (Auch bei blosser Absönderung von Tissh 
und Beit) geniessen gegenseitig kein Erbrecht (270, 43 lit. b). 


: I. Der Ehevertrag. 


Das gesetzliche Güterrecht ist obligatorisch. Dasselbe lautet 
kategorisch u es ist keine Gesetzesstelle, welche demselben bloss 


| Die Ansicht, ie das eheliche Güterrecht nur subsidiär wirke, ist 
auch durch die Gewohnheit nicht begründet. Es sind keine Fälle 
der Einführung der Gütergemeinschaften, des Dotalsystems oder der 
Gütertrennung mit Ausschluss der Nutzungsrechte des Mannes durch 


Vertrag und daherigen Schutzes durch die Gerichte bekannt. Die Ehe- 
contrakte, welche vor Inkrafttreten des privatrechtlichen Gesetzbuches 
abgeschlossen wurden, waren erbrechtlicher Natur und heissen seit 
dem Erlasse des neuen Erbrechts Ehe- und Erbverträge ($ 3 der 


Uebergangsbestimmungen vom 1. Febr. 1875) und in $ 332 sogar 
Eheverkommnisse. Auch erklärt $ 1 der Uebergangsbestimmungen 
vom 23. Sept. 1861 und $ 5 derjenigen vom 1. Febr. 1875 alle ört- 


lichen Statuten und Gewohnheiten, soweit dieselben mit dem privat- | 


rechtlichen Gesetzbuche in Widerspruch stehen, als aufgehoben. 


Wohl kann durch Vertrag das Sondergut und Nadelgeld der Ehefrau, | 
die Art und Weise und der Zeitpunkt der Rückerstattung des Weiber- 


gutes und solche Bestimmungen getroffen werden, welche mit den 
Grundsätzen der Güterverbindung nicht im Widerspruch stehen. Im 


0. Uebrigen gilt der Satz: «Frauengut darf nicht wachsen und schwin- 
nr den», absolut. Ausserdem ist der Ehevertrag lediglich ein Erbvertrag. 


Die Bedingungen desselben sind folgende: . 
a. Zeitpunkt. Er kann vor und während der Ehe abgeschlossen 
werden in Form des schriftlichen Testaments. In gleicher Form 


ist die Schenkung auf den Todesfall als Vermächtnissvertrag zu | 


errichten (327 u. 319). 
bh. Erb- und Vermächtnissverträge können unter Zustimmung 


beider Theile in der zu ihrer Errichtung erforderlichen Form auf- 
gehoben und abgeändert werden. Eheverkommnisse fallen dahin, 
wenn die Ehegatten temporell oder für immer geschieden werden = 


(332). 
c. Publieität ist für diese Verträge nicht verlangt. 


d. Gegenstand. Insoweit Jemand mittelst letztwilliger Verord- 


nung über seinen Nachlass verfügen kann, darf er denselben, sei es 
als Erbschaft oder als Vermächtniss mittelst Erbvertrages, einem 
Andern, also auch dem Ehegatten, zusichern (825). Desgleichen 
darf darin auf die Erbschaft verzichtet werden (329). 

Das Maass der Zuwendung ist folgendes: 


1. Bei Descendenz (die uneheliche der Mutter eingerechnet, 267) 


ein Viertheil der reinen Verlassenschaft (261); 
2. bei Verwandtschaft aus der elterlichen Parentel die Hälfte (262); 


3. bei Verwandtschaft aus der grosselterlichen Parentel drei Vier- 


Lheile (263); 
4. bei entferntern Verwandten die ganze Verlassenschaft (264 u. 265). 
Wie die übrigen kantonalen Rechte, bestimmt auch das zugerische 
Privatrecht, dass Erben, welche Kraft Eintrittrechtes berechtigt sind, 
denjenigen Pflichttheil nehmen, welcher demjenigen zugehören würde, 
den sie repräsentiren (302). | 


Rn 
CT, 


Er Ueberhin kann der Erblasser dem überlebenden Ehegatten an 
der ganzen Verlassenschaft den Niessbrauch bestellen, und zwar: 


a. Wenn er Leibeserben hinterlässt für die Dauer des Wittwen- 


des Dieser Niessbrauch ist mit der Pflicht des Unterhaltes und 


_ der Erziehung der minderjährigen Kinder belastet und beschränkt 
sich auf die Hälfte des betreffenden Erbantheils, wenn ein Kind sich 


= verehelicht oder volljährig wird. 0 


Here a Br RAR 


b. Wenn er keine Leibeserben beninnlise: auch lcbenslänglich ; 


‚dieser Niessbrauch beschränkt sich aber, wenn Eltern, Grosseltern 
oder Geschwister vorhanden sind, auf die Hälfte der denselben 
treffenden Erbantheile (303). 


Alles diess ist vom Testament, womit sich die Ehegatten eben- 
falls bedenken können, auf das Eheverkommniss übertragen (325) 


und gilt auch für pflichtwidrige Geschäfte unter Lebenden, z. B. in 
Bezug auf die Schenkung unter Ehegatten (305). 


Wenn nichts Anderes bestimmt ist, so fällt der Erbvertrag dahin, 


wenn der Vertragserbe vor dem Erblasser stirbt (326). 


Ss” 


Ss ı2. 


Dr Kanton Freiburg 


(Civilgesetzbuch des Kantons Freiburg, erlassen in den Jahren 1834 auf 
1849. Die Zahlen ohne weitere Beigabe verweisen auf die Artikel dieses 
Gesetzbuches. Gesetz über uneheliche Kinder v. 23. Juni 1871; Betreibungs- 


‚gesetz v. 24. Okt. 1849.) 


I. Das gesetzliche Güterrecht: 
1) Eigenthumsverhältnisse und aktive: Vermögensrechte. 
Das Recht des Kantons Waadt übte auf dasjenige des Kantons 


Freiburg einen solchen Einfluss aus, dass aus den gesetzlichen Be- 
stimmungen beider Staatswesen in vorliegender Materie mit einiger 
Schwierigkeit herausgefunden würde, dass eine kantonale Grenze 


dazwischen liest. Auch hier besteht das System der Güterverbindung. 


Die zugebrachten Vermögen sind grundsätzlich nach dem ursprüng- 


lichen Eigenthum geschieden. Der Mann hat Verwaltung und Nutz- 
‚niessung des Frauengutes und bezieht den Erwerb, welchen die Frau 
durch ihre Arbeit erzielt (65, 66, 131). 

Das römische Recht, welches es für unmöglich hielt, dass Jemand 


= frei über Sachen verfügen kann, die nicht sein Eigenthum sind, 


übt hier den gleichen Einfluss aus, wie in der Waadt und bewirkt 
den Gegensatz, in dem die beiden Kantone sich zu andern Kantonen 


der Schweiz befinden, welche Men er Gütersystem hen 
und wo der Mann das freie Pe über das Een 
der Frau besitzt. 

Der Grundbesitz bleibt unbedingt im "Eigenthum derselben, sie 


gebe ihn denn gegen »stimatio venditionis causa und gegen Ver- ar 


sicherung der Verkaufssumme dem Manne hin. 


Die Fahrniss der Frau verbleibt a priori ihr ebenfalls eigen- 


thümlich bis der Mann nach den Bestimmungen über die Sicherung 
des Frauengutes für die Restitution desselben Garantie geboten hat. 
Diese besteht im Affignat oder in der Reconnaisance (67, 68, 83, 94). 
Unter dieser Voraussetzung geht das bewegliche Vermögen, als: 
Schuldforderungen, baares Geld, die sogenannten vertretbaren Sachen 
(rit fungibiles), Lebensmittel, selbst Handelswaaren und Vieh aller. 
Art in das Eigenthum des Mannes über und kann derselbe zur 


Versicherung der aufgezählten Mobilien gezwungen werden 87). . = 
Der Uebergang an den Mann ist gesetzlich geboten, ausser wenn er 


keine persönliche oder reelle Garantie bieten kann. Das gleiche 
Schicksal theilt die übrige Fahrhabe, die nur nach und nach durch 
Gebrauch abgenutzt wird, wie Möbel, Wäsche, Bett- und Hausgeräthe 
u. dgl, wenn der Mann sie zu Eigenthum erwerben will und sie 
durch gewöhnliche Weibergutsversicherung oder durch Bürgschaft 
sichergestellt. Es genügt zu diesem Eigenthumsübergang der blosse 


Empfangschein (Reconnaissance) nicht, wie bei den erstangeführten : 


Gegenständen. 

Diese ganze Manipulation ist dazu da, einerseits das juristische | 
Gewissen zu beschwichtigen, damit der Mann bloss über sein Eigen- 
thum verfügt, und andererseits die Restitution des veräusserten 
Frauengutes von Vorrherein zu sichern. Bei der Wiedererstattung 
nimmt die Frau ihr eingekehrtes Gut in natura zurück, soweit es 
vorhanden, ja sie trägt sogar den Zufall, wenn ihre, in das Eigen- 
thum des Mannes übergegangenen Schuldforderungen ohneVerschulden. 
des Letztern untergegangen sind (96, 98). 

Der Ehemann allein führt sowohl die possessorischen Klagen, 
die dem Nutzniesser zustehen, als auch die Klagen in Betreff des 
Kigenthums des beweglichen und unbeweglichen Weibergutes (70). 
Dasselbe kann für die Schulden des Ehemanns nicht zu Pfand er- 
griffen werden (71). 

2) Dispositionsbefugnisse. a. Des Mannes. 

Es versteht sich von selbst, dass er über dasjenige Weibergut, 
welches er sichergestellt, als über sein nunmehriges Eigenthum frei 
verfügen kann. Ueber das eigentliche, der Frau zu Eigenthum 
verbleibende Weibergut hat er bloss Verwaltungsrechte (66 u. 69). 


= der Interdiktion sie sind (55). Desgleichen an 
sie den Mann, innerhalb den: Grenzen der ertheilten Vollmacht, 
ans ‚sie einen öffentlichen Handel, eine Kunst Quer ein Gewerbe 


Ei kung I Ehemannes. Diese ist auch nöthig zur Führung 
‚von Rechtsstreiten, in welchen die Gegenwart der Frau gesetzlich 
verlangt wird. In diesem Falle ertheilt bei Weigerung des Mannes 
i das Waisenamt die Ermächtigung (58). 


Pur Zustimmung des u Ei noch ne Ermächtigung des 


Ankauf von Immobilien, zur hr von Darlehen, zur 
Contrahirung mittelbarer Schulden und zur Belastung ihres Ver- 
 mögens, zu Bürgschaften und anderen Intercessionen, zu Schenkungen 
- und Abtretungen, und wenn sie sich zu Gunsten des Mannes verpflichten 
will (57). Generelle Ermächtigungen haben keine Gültigkeit (59). 
Alle eigenmächtig von der Frau abgeschlossenen Rechtsgeschäfte 
sind null und nichtig (60). Nur die Klage auf Sonderung von Tisch 
und Bett, oder auf Ehescheidung darf sie von sich aus anheben, 
. ebenso ebtwiihee: Verfügungen treffen (61). Dagegen sind Schen- 
kungen unter Ehegatten des Gänzlichen untersagt (128). 

Die Guratel, welche über den interdieirten Ehemann verhängt 
z wird, erstreckt sich auch aufcdie Frau (346). 


Im Geltstag des Mannes, im Falle fortdauernder Abwesenheit 
‚desselben und wo die Interessen von Mann und Frau collidiren; 
 wird.letztere in den beiden ersteren Fällen mit einem gerichtlichen 
 Beistande, wo es sich aber bloss zur Vornahme einzelner Rechts- 
geschäfte handelt, z. B. bei Sicherung des Weibergutes (86), mit 
| au ausserördentlichen, bloss vom Waisenamte bestellten Beiständer 


2: Die: elterliche Gewalt kommt der Mutier zu, wenn der Vater 
= gestorben ist, ohne über die Vormundschaft seiner Kinder anders 


verfügt zu haben, wenn der Yallar, in den Geltstag verfällt, oder : 


_ wenn sie ihr durch Urtheil übertragen wird (211). 


3) Sicherheiten. Der Ehemann ist verpflichtet, die Wieder- 


erstatiung des beweglichen Gutes zu versichern, das er von der Frau 


zur Zeit der Verheirathung und während der Ehe empfängt. Weiss- . 


zeug und Kleider sind davon ausgenommen (82), und wo die Ueber- 
nahme und Sicherung fakultativ ist, ist oben schon gezeigt worden 


(68). Diese Versicherung geschieht entweder durch die Einsetzung 


eines oder mehrerer Unterpfänder (Weibergutsversicherung, 2045, 


2046), oder wenn er keine Immobilien besitzt, durch einen Empfang- ee | 


schein mit Verpflichtung des gesammten Vermögens (83). Die Grund- 


versicherung, wie der Empfangschein, datiren ihre Berechtigung 
vom Tage der Verschreibung der Versicherung oder der Ausstellung 
der Reconnaissance (93). Baares Geld und Schuldforderungen sollen 


in der Regel durch Assignat gesichert werden und gehen erst dann 


in das Eigenthum des Mannes über. Kann der Ehemann keine 
unterpfändliche Sicherheit leisten, so werden das baare Geld und die 
Schuldforderungen, unbeschadet der Nutzniessung des Mannes, in 
das Archiv des Waisenamtes niedergelegt. Durch Verfügung des 


Gerichtes können ihm jedoch die hinterlegten Gelder und Werthtitel = = 
gegen blossen Empfangschein ausgehändigt werden, wenn das Gericht 


auf das Gutachten des Waisenamtes findet, dass er dieses Zutrauen 
verdient, oder dass die angebotene Bürgschaft hinreichend sei. In 
Betreif der übrigen Fahrhabe genügt es, dass der Mann dafür den 


vorschriftsmässigen Empfangschein ausstellt, wenn er nicht im Stande n 


ist, unterpfändliche Sicherheit zu leisten (vergl. 67 u. 68). 

Wenn die Fahrhabe der Frau, welche weder durch Unterpfand, 
noch durch Bürgschaft gesichert ist, in Handen des Mannes Gefahr 
läuft, ebenso wenn er Schuldner der Frau geworden, und für die 


Forderung keine hinlängliche Zahlbarkeit gewährt, ist das Waisenamt > 


befugt, auf das Begehren der Frau, ihrer Verwandten oder der Orts- 
behörde oder von sich aus diejenigen Erhaltungsmassregeln, z. B. die 
Einleitung der Interdiktion oder Betreibungen vorzunehmen, welche 
den Umständen entsprechen (94). Erst mit Erfüllung dieser Vor- 
schriften über Sicherung wird der Mann Eigenthümer des beweglichen 
Weibergutes (67 u. 68). Findet die Ehefrau, ihre Verwandten, ihr 
Beistand oder das Waisenamt die angebotenen Sicherheiten für un- 
genügend, so schreitet dieses zu allen nöthigen Erörterungen und 
unterbreitet nöthigenfalls die Sache dem Gerichte zur Entschei- 
dung (89). 

Die Verwandten der Frau, Eltern, Ascendenten und Geschwister, 
welche durch Versprechung einer Ehesteuer oder eines Erbvor- 
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schusses, de in Rolge Erhtheilung ihre Schuläner sind; oe 
welche ihr Gut in Nutzung oder vormundschaftlicher ea ltung 
‚haben; Diejenigen, die ihr eine Erbschaft, eine Schenkung .oder ein 
 Legat zu übergeben haben, können der Frau oder dem Manne unter 
eigener Verantwortlichkeit für allfälligen Verlust weder solches Gut 
 ausliefern, noch ihre Schuld abtragen, ohne dafür zu sorgen, dass 
2. .die vorgeschriebenen Sicherheiten gehörig geleistet werden (88). 
Wenn das Gericht die Veräusserung und Verpfändung von Liegen- 
schaften der Frau im Interesse der Familie gestattet, hat dasWaisen- 
amt dafür zu sorgen, dass die daher fliessenden Gelder bestimmungs- 
gemäss verwendet werden (90). Der blosse Empfangschein muss in 
eine förmliche Grundversicherung verwandelt werden, sobald der 
Mann zu Grundeigenthum kommt (91). 
Assignat und Reconnaissance muss der Mann innert 60 Tagen 
_ vom Empfang des Weibergutes an, oder wenn er zur Zeit im Aus- 
 lande gewohnt, vom Zeitpunkte seiner Rückkehr in den Heimath- 
 _kanton an, errichten. Im letztern Falle muss der Empfang durch 
authentischen Akt erwiesen werden (84, 85). Die Ausstellung ge- 
 schieht vor dem Waisenamt im Beisein der Ehefrau und von zwei 
_ nahen Verwandten oder eines ad hoc bestellten Beiständers. Der 
Mann muss den Empfang, den Zeitpunkt des Empfanges bezeugen, 
sowie Ursprung und Werth angeben (86). Verzögert er die Ver- 
sicherung über 60 Tage, so hat ihn das Waisenamt auf Antrag der 
Frau, ihrer Verwandten oder der Ortsbehörde vorzuladen; leistet er 
nieht Folge, so hält der Oberamtmann ihn an, auf Begehren des 
Waisenamtes (87). 


 Assignat und Reconnaissance, die nicht vor dem Waisenamt 
verschrieben, oder wenn darin der Zeitpunkt des Empfanges, Ursprung 
und Werth des Frauengutes nicht angegeben sind, haben den Gläu- 
' bigern gegenüber keine Wirkung. Diese Nichtigkeitsgründe können 
jedoch von den Ehegatten und ihren Erben nicht eingewendet werden 
- (92). Ueberdiess ist den Betheiligten gestattet, dem Ehemann oder 
der Ehefrau, oder Beiden zugleich, über den wahren Inhalt der 
Weibergutsversicherung oder des Empfangscheins den Eid zuzu- 
schieben (95). 
4) Rechte der Gläubiger. a. Die vorehelichen Schulden der Frau 
hat der Mann zu bezahlen bis zum Betrag des eingekehrten Gutes. 
b. Die Eheschulden trägt der Mann allein und haftet dasWeibergut 
‚nicht dafür (71). In dem dem Concurse vorangehenden Pfändungs- 
verfahren kann sich die Frau der Wegnahme derjenigen Vermögens- 
stücke widersetzen, welche nicht durch Anerkennung und Assignat 
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in des Mannes Eigenthum übergegangen (8 97 d. Betreibungsgesetzes ; 
v. 24. Okt. 1849). Die dem Manne zustehenden Nutzungen am Frauen- 
gut können nur soweit gepfändet werden, als damit der Unterhalt 


und die Erziehung der Familie nicht bestritten werden müssen 
($ 27 eit.). 


c. Für gültig eingegangene persönliche Sclen z. B. aus s Inter- — 


cessionen, muss natürlicher Weise das Weib selbst Anikamean. 


5) Ausscheidung. a. Wiedererstattung. Bei temporeller Scheidung 
von Tisch und Bett behält der Mann Verwaltung und Nutzung des 
Weibergutes. Das Gericht bestimmt die Alimentationspflichten gegen- 
über Weib und Kindern (139). Bei der Interdiktion verliert der 


Mann bloss die Verwaltung, nicht aber auch die Nutzung (72). 
Hingegen greift die Gütersonderung Platz mit Ausschluss der 


Verwaltung und Nuizniessung des Mannes bei unbeschränkter Tren- 
nung von Tisch und Bett, sowie bei der Ehescheidung und wegen 
Vergeltstagung des Mannes (72, 140, 141, 73). Der Mann kann durch 
notarialischen Akt in seine Verwaltungs- und Nutzungsrechte wieder 
eingesetzt werden, welchen das Waisenamt abschliesst und öffentlich 


bekannt gibt (74, 75). 
Endlich hat die Ausscheidung statt bei dem Tode eines Ehe- 
gatten (97). 


In allen diesen Fällen nimmt die Frau ihr eingekehrtes Gut ie 


zurück (96, 97). 


Schuldforderungstitel sind ihr in natura zurückzugeben oder 
dem Werthe nach zu ersetzen. Für solche, welche durch Zufall 
untergegangen sind, hat der Mann keinen Ersatz zu leisten (98). 
Hauptreparaturen, die er an Immobilien der Frau vorgenommen, 
muss diese vergüten (100). Im Uebrigen gelten die Regeln vonder 


Nutzniessung (100, 101, 103). 


b. Erbrecht der Ehegatten. a. Bei beerbter Ehe und wenn zugleich I 


Kinder früherer Ehe des Verstorbenen vorhanden sind. 


Der überlebende Ehegatte hat die Nutzniessung am Vermögen 
der Kinder bis zu ihrer Volljährigkeit oder Emancipation, resp. bis 
zu ihrer Scheidung vom elterlichen Hause (194). Scheidet ein vol- 
jähriges oder emancipirtes Kind aus der Familie, so reduzirt ich 


diese Nutzung auf die Hälfte, bezieht sich aber auch auf die Hälfte 


desjenigen Vermögens, welches den ausscheidenden Kindern von 
Seiten der väterlichen oder mütterlichen Ascendenten durch gesetz- 


liche Erbfolge zufällt (196). 
Dem überlebenden Ehegatten kann die Nutzniessung des Pflicht- 


theils seiner Kinder von dem Vermögen des Verstorbenen oder der 
Eltern des letztern durch keinerlei Verfügungen benommen werden 


= fs ling Geht wenn der Ehegatte in Geltstag 
5 en bis zur Rehabilitation 210, 213). 


Die Mutter verliert die elterliche Gewalt mit- ihren Rechten 


(7 y. Ebenso wenn er zu einer neuen Ehe schreitet, und die Wittwe 
2 nn ihn überdiess noch, wenn sie ausserehelich geht oder einem 


| Dek Ueberlebende erbt den ersörbenen allein, wenn dieser 
ns Descendenten und ohne Verwandte bis zum en Grade 
gaacben ist (741). 

- Der aussereheliche Ehegatte, der keine Nachkommen hinterlässt, 
Wird von den Eltern und dem überlebenden Ehegatten zu gleichen 
_ Theilen beerbt. Die Verlassenschaft fällt diesem bei Abgang von 

Eltern ganz anheim (Ges. v. 23. Juni 1871, 47, 48). 

Unter Descendenten ist auch die uneliehehe Nachkommenschaft 
zu verstehen. Ein illegitimes Kind erbt neben legitimen Kindern 
ie Hälfte der Erbportion eines solchen von der Verlassenschaft der 
An orlelen Eltern, und wenn diese, Vater oder Mutter, 


an ganz aufgehoben werden (z. B. indem er bloss auf die Nutzung 
_ der Legitima der Kinder verwiesen, indem er selbst bedacht wird 
oder ‚wenn über das ganze Vermögen verfügt wird). 


Il. Der Ehatontrakt. 


a. Zeitpunkt. Alle Eheverträge müssen vor der Heirath von T 
einem Notar schriftlich abgefasst werden (109). 


b. Veränderlichkeit. Sie sind nach geschlossener "Ehe en R 


änderlich. Einzig die Errungenschaftsgemeinschaft kann noch nach 


der Heirath durch Vertrag eingeführt werden. 


c. Publicität. Einer weitern Publicität als der notarialischen 
Fertigung bedürfen Eheverträge und Verträge Dritter zu Gunsten 
der künftigen Ehe nicht (1389). 


d. Gegenstand. Das Gesetz schreibt sich bloss subsidiäre Kraft 
zu und überlässt die Ordnung des ehelichen Güterrechts vorab den 
Parteien (105). Allfällige Verträge dürfen jedoch den Rechten des 
Ehemannes nicht derogiren, welche ihm, als dem Haupte der Familie, 
auf Person und Vermögen von Frau und Kindern zustehen, noch 
denjenigen, welche den überlebenden Ehegatten auf Person und 
Vermögen der Kinder zukommen. Der Ehetag darf gebietenden und 
verbietenden Verordnungen nicht widerstreiten (106). Verkommnisse 


und Verziehtleistungen, welche zum Zweck haben, die gesetzliche 


Erbfolge zwischen Eltern und Kindern und dieser unter sich ab- 
zuändern, sind verboten (107). 


In positiver Hinsicht ordnet das Freiburg’ sche Recht zuerst die 


Ehesteuer als Vertrag, welcher bei Gelegenheit der Ehe eingegangen 
wird. Wenn Vater und Mutter zusammen eine solche versprechen, 
so müssen sie dieselbe im Zweifel zu gleichen Theilen, und zwar 
aus eigenen Mitteln entrichten, nicht dass sie dieselbe mit dm 


eigenen Vermögen der Tochter, welches sie etwa in Nutzung haben, 
ausrichten könnten (112, 113, 114). 

Dann fallen die Schenkungen durch‘ Ehevertrag in Betracht, 
welche sowohl von Drittleuten den Ehegatten oder ihren Kindern, 
als auch von den Ehegatten unter sich gemacht werden können. 


Diese Liberalitäten unterliegen nun vorab der Beschränkung durch 


das Pflichttheilsrecht. Schenkungen und Vergabungen unter Lebenden 
und durch letztwillige Verfügungen dürfen niemals den vierten Theil 
des Vermögens des Schenkers übersteigen, wenn er eheliche Nach- 


ommenschaft besitzt; drei Viertheile bilden den Pflichttheil dieser 


letztern. Der Pflichttheil der unehelichen Kinder, wie er oben 
dargestellt worden, muss ebenfalls respektirt werden. Bei Abgang 


von Descendenz darf über das ganze Vermögen verfügt werden. Die 


Ausnahmen bei der Schenkung, welche sich Ehegatten machen, : 
werden unten erwähnt (760—762, 1374—1377). Alle genannten 
Schenkungen können auch zukünftige Güter in sich begreifen (1375). 


_ Diess vorausgesetzt, dürfen Drittleute im Ehetag interveniren 
_ und Geschenke machen zu Gunsten einer Ehe oder der zu zeugenden 
Kinder. Sie können diess auch thun durch besondern Vertrag. 
$ Obwohl Schenkungen von Todes wegen in testamentarischer 
Form errichtet werden müssen, so können solche in diesem Falle 
Er gleichfalls durch Vertrag ausgesetzt werden (1403, 1404). Diese 
Schenkungen unter Lebenden oder von Todes wegen sind bedingt 
durch das Zustandekommen der Ehe (1402). Durch die Dazwischen- 
_ kunft eines Kindes von Seiten des Schenkenden werden sie aufgehoben 
-(1396—1401, 1405). Die Annahme der durch Ehevertrag zu Gunsten 
der künftigen Ehe und ihrer Kinder gemachten Schenkungen wird 
Jure et de jure präsumirt (1370). Wegen Undanks können sie bloss 
_ aus den sub Art. 1392 aufgezählten, gravirenisten Gründen wider- 
rufen werden, sofern der Schuldige keinen Ehegatten oder keine 
ax Nachkommen hat (1395). Diese Schenkungen unter Lebenden sind 
von der gerichtlichen Bestätigung befreit (1389). Sind sie von Todes 
_ wegen ausgesetzt, so werden sie mit Bezug auf die Widerruflichkeit, 
Aufhebung, Reduktion, Hinfälligkeit wie Testamente behandelt (1405, 
 854—863, 892—894, 864-869). Die Form dieser Verträge ist die 
 notarialische, ausgenommen sind Schenkungsversprechen im Betrage 
bis auf 600 Fr. und Handgeschenke (1381—1383, 1403). 
 Hieran schliessen sich die Schenkungen, welche sich die Ehe- 
gatten selber durch Vertrag machen. Sie unterliegen folgenden 
. weitern Beschränkungen: Ein Ehegatte kann zu Gunsten des andern 
nur über den vierten Theil seines Vermögens verfügen und überdiess 
über die Nutzung des ganzen Vermögens für den Fall, da er keine 
- Nachkommen hinterlassen sollte (122, 123). Der Ehegatte, welcher 
‚aus früherer Ehe Descendenz hat, darf dem neuen Ehegatten nichts 
schenken, noch eigenthümlich zubringen (124). 
Schenkungen, welche sich Verlobte durch Ehecontrakt machen, 
_ erhalten ihre volle Gültigkeit durch notarialische Verschreibung 
und sind bedingt durch das Zustandekommen der Ehe (125, 126, 
1371, 1381—1383), dagegen bedürfen sie der gerichtlichen Bestätigung 
er nicht (1389). 
nr Während der Ehe sind Schenkungen unter Ehegatten verboten 
ar 
: Als besondern Fall der Schenkung hebt das Gesetz diejenige 
hervor, welche der eine Ehegatte dem andern durch Ehevertrag 
verordnet, auf den Fall des Ueberlebens des Beschenkten (117). 
Sie wird durch den Tod des Schenkers eröffnet und fällt nach 
dem Ableben des Beschenkten an die in der Ehe erzeugten Kinder 
== zurück .(119, 121): 


Sn welche ihr der Eh male Sn dan Rherontakt macht, wenn sie 
vor Verfluss des dreihundertsten Tages nach Absterhen des Mannes 
wieder heirathet, wenn sie ein uneheliches Kind zur Welt bringt 
oder ein ausgelassenes Leben führt (129). Bei unbeschränkter Son- 
derung oder bei Ehescheidung verliert der schuldige Ehegatte ebenfalls 
alle Vortheile, welche der andere Theil ihm Pe eo hatte (140, 
a 141, 1390). 5 
a Das Gesetz ordnet noch die vertragsmässig eingeführte Errungen- a 
Ir schaftsgemeinschaft unter den Ehegatten. Errungenschaft sind de 
Ersparnisse, welche diese gemacht haben, nach Abzug ihrer ein 
gebrachten Güter. Sie wird gleichmässig vertheikt Der Mann wird 
Eisenthümer der erworbenen Liegenschaften und hat die Frau mit 
Bezug auf ihren Antheil an der Errungenschaft zu entschädigen. 
Diese Gemeinschaft kann auch während der Ehe eingeführt werden. 
Die Frau bedarf der Ermächtigung des Waisenamtes und des Bei- 
standes zweier nahen Verwandten oder eines besondern Beiständers. 
Wollen die Ehegatten die Gemeinschaft des errungenen Ver- 
mögens einführen, so müssen sie über ihre Fahrhabe durch den 
Notar ein Inventar aufseizen lassen, sonst wird alle Fahrhabe, die 
a nicht als erwiesenes Eigenthum der einen oder andern Partei an- 
an erkannt ist, als Errungenschaft angesehen und wird in natura ge- 
en theilt (130—131). 5 
Als verwandte Verhältnisse müssen die letztwilligen Verordnungen 
. erwähnt werden. Durch sie können sich Ehegatten zuwenden, was 
dem Testator zu verordnen erlaubt ist nach den oben angeführten 7 
Bestimmungen über das Pflichttheilsrecht (760, 762). Das Testir- ; 

‚recht geht weiter als das Vertragsrecht. 

.e. Rechte der Gläubiger. Die Vergabung oder Scheikite kan 

den Rechten eines Dritten niemals Nachtheil bringen (1380, Vere 

120, 123). S 
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(Civilgesetzbuch für den Kanton Solothurn, erlassen in den Jahren 1841 
u. 1847. Die eit. Zahl weist auf den bezügl. $.) 


Gesetzliches Güterrecht. 


1) Eigenthumsverhältnisse und aktive Vermögensrechte. Das 
zugebrachte Gut beider Ehegatten bilden diejenigen Vermögenstheile, 


erich bleibt (190), Beide Ehegatten. es in den gemein- 
schaftlichen Genuss der zugehrachten Vermögen (188, 189). 
Es bilden sich drei Vermögensmassen, welche unter sich in: 
: Abrechnung stehen: Die beiden zugebrachten Vermögen der Ehe- 
-gatten und das gewonnene Gut (die Errungenschaft), welche jedoch : 
erst bei der Gütertrennung hervortritt (232). ne 
- Das gewonnene Gut konstituirt sich aus den Ersparnissen n 
den Nutzungen, welche aus dem zugebrachten Vermögen beider Gatten 
herfliessen, und aus dem Erwerb beider Ehegatten. Hiezu werden 
uch die Auskaufssummen gerechnet, welche einem Ehegatten zu- 
fallen behufs Ablösung von demselben zustehenden Nutzniessungen 
ın fremdem Vermögen und Renten auf bestimmte Zeit oder Lebens- 
auer, sowie Hochzeitsgeschenke, welche nicht unzweifelhaft einem 
hegatien persönlich gemacht werden (216, 217). 
Die für den Gebrauch eines Ehegatten selbst während der Ehe 
‚angeschafften Kleider, Ringe, Kleinodien gehören der betreffenden 
‚Partei (225). 
Die vorhandenen Haus- und Küchengeräthschaften, Leinwand, 
Betten und Lebensmittel, ausgenommen Wein, Getreide und Gegen- 
inde, die zum Betrieb eines Handels oder einer Tavernenwirth- 
haft bestimmt sind, mögen sie zugebracht oder während der Ehe 
geschafft worden sein, gehören zu gleichen Theilen den Ehegatten et 
ind werden als Ersatz des Zugebrachten betrachtet (226, 227, 228). m 
Die übrigen Anschaffungen während der Ehe, auch wenn sie 
nur auf den Namen eines Ehegatten gemacht werden, vertheilen sich 
inter die Parteien pro rata des Zugebrachten (229). 
- Alle diese Unterscheidungen ruhen, bis die Gütertrennung erfolgt 
ıd treten erst mit der Theilung an den Tag. Nachdem die Ehe- 
gatten. ihre in dieser Weise festgesetzten eingebrachten Vermögen mit 
den damit zusammenhängenden Verbindlichkeiten erhoben, und nach- 
dem die Eheschulden abgezogen sind, bildet der Rest das gewonnene 
ut, wovon dem Manne zwei Drittheile und. der Frau ein Drittheil 
7 falı a, 233) 


Wenn der Ehemann 


ee Ken ehelichen errohis 


stirbt bloss mit Hinterlassung von Kindern früherer Ehe. oder von ae 
Ascendenten, Geschwistern oder Nachkommen davon, so erhält de _ 


Frau Eberle zwei Drittheile am gewonnenen Gute. Sie tritt hier 


oleichsam in die Stelle des Mannes, und zwar auch nicht als Erb, 


sondern als Gattin. Bloss da, wo einem Ehegatten der letzte Drittel 
Mangels naher Verwandten (vide stat. portio) zufällt, fällt er Kraft 
Erbrechts zu (510, 515, 517—520). 

Was nun das Abrechnungsverhältniss zwischen den verschiedenen 
Vermögensmassen anbetrifft, so ist schon bemerkt worden, dass bloss 
das aktive Vermögen, nach Abzug der zugebrachten Schulden (mit 
Einschluss der vor der Ehe abgeschlossenen oder während: der Ehe 
fällig werdenden Bürgschaftsschulden, 218) als Zugebrachtes zu be- 
trachten ist, wofür der Mann der Frau haftet (215). 

Werthvermehrungen oder Werthverminderungen an den zu- 
gebrachten Gegenständen, ohne -dass dabei grobe Nachlässigkeit oder 
Gefährde unterlaufen, sind vom betreffenden Eigenthümer zu tragen 
(220: 1.222). ne 

Fehlende Gegenstände sind zum Veräusserungspreis oder zum 
Anschlagspreis laut Inventar oder endlich zum reellen Werthe zu 
ersetzen (221). Sollte bei der Trennung nicht so viel vorhanden 
sein, die Frau für ihr Zugebrachtes zu befriedigen, so bleibt der 
Mann für das Mangelnde ihr Schuldner (234). 


Der Loskauf von Lasten, sowie Bauten und Hauptreparaturen = 


muss der Ehegatte, zu dessen Gunsten sie vorgenommen werden, 


sich anrechnen lassen, resp. die daherige Verwendung dem andern 
Theile, wenn er sie gemacht, vergüten, sonst aber in die Errungen- 


Schaft einwerfen (223, 224). 


Die Loskaufssumme, welche für Nutzniessungen und Renten, die ee 


auf dem Vermögen eines Gatten lasten, bezahlt wird, gilt nicht 


als zugebrachte, sondern als gewöhnliche Eheschuld, wie umgekehrt 
solche Auskaufskapitalien zu Gunsten eines HDEBaNen: nicht als zu- 


gebrachtes Gut betrachtet werden (216). 
Die Ehesteuer oder Aussteuer au ein gemeinschaftliches Kind 
haben die Ehegatten im Verhältniss ihres Antheils am gewonnenen 
Gut zu tragen, und wenn dieses nicht ausreicht, im Verhältniss ihres 
Zugebrachten (239). 

| Bürgschaftsschulden. Vor der Ehe eingegangene und während 
der Ehe fällige Bürgschaftsschulden einer Partei gelten als zugebrachte 
Schuld dieses Theiles und vermindern also sein Zugebrachtes (218). 
Während der Ehe eingegangene und während des Bestandes des 
Güterverhältnisses fällige Bürgschaftsverpflichtungen zählen zu den 
Eheschulden. Der Anfall datirt vom Geltstag des Hauptschuldners 


eingegangen, aber nach der Gütertrennung fällig werden, behaften 


einzig die Partei, welche sie contrahirt hat (238). 
2) Dispositionsbefugnisse: a. Des Mannes. Derselbe hat bis zur 
Gütertrennung das unbeschränkte Verfügungsrecht über das in seiner 
Hand vereinigte Ehevermögen (190, 836). 
| b. Der Frau. Sie steht unter der Vormundschaft des Mannes, 
welcher sie in allen rechtlichen Angelegenheiten vertritt. Ohne seine 
Einwilligung kann sie sich nicht verpflichten, keine Erbschaft an- 
nehmen, noch unter onerösen Testamenten und Schenkungen er- 
werben, noch über ihr eigenes Vermögen verfügen. Für solche 
er Handlungen hätten die Ehegatten nur soweit aufzukommen, als sie 
. einen ökonomischen Vortheil dadurch erreicht hätten (188, 192, 264 
165, vergl. 1341 betr. Bürgschaft). 
Für die gewöhnlichen Haushaltungsbedürfnisse verpflichtet sie 


den Mann, so lange ihr dieses Verfügungsrecht durch gerichtliches 


Urtheil und daherige Publikation nicht entzogen wird (193 u. 194). 
. Dagegen kann die Braut oder Ehefrau sich durch Vertrag ihr 
ganzes Vermögen, einen Theil desselben, oder eine jährlich vom 
 Manne zu verabfolgende Summe zur freien Verfügung vorbehalten 
_ Für das Vorbehaltene haftet dann aber der Mann nicht (1325). 
Bei der Gütertrennung, welche nicht in Folge Scheidung oder 
Falliments des Mannes eintritt, wird der Frau ein Sachwalter be- 
stellt, welcher ihr Vermögen administrirt. Ueber die Nutzung hat 


der. Mann zu verfügen. In diesem Falle ist zudem die Einwilligung 
„der Waisenbehörde einzuholen, wenn die Substanz des Frauenver- 


_  mögens angegriffen werden soll, oder wenn die verbeiständete Frau 
“Bürgschaft leisten will (212, 240, 391, Ziff. 2, 400, Ziff. 8). 
 Gütertrennung in Folge Geltstags des Mannes hat zur Folge, dass 


. 5 sie ihr Vermögen selbst nutzt und verwaltet gegen Unterhalt des 


_ Hausstandes (241). Nach der Gütertrennung gewonnenes Gut gehört 
einzig der Person, welche über die Nutzungen zu verfügen hat (242). 
Die Wittwe ist eigenen Rechts und natürliche Vormünderin der 


- minderjährigen Kinder, sie verwaltet und nutzt ihr Vermögen (31, 


253, 269, 360, 362). 
Die Frau ist ohne Zustimmung des Mannes testirfähig (556). 
3) Sicherheiten. Bei Gefährde ihres zugebrachten Vermögens 
in Folge Unglücks, Misswirthschaft oder Liederlichkeit des Mannes 


kann die Frau den Mann gerichtlich zur Versicherung von zwei 


 Drittheilen ihres Zugebrachten anhalten (195). Aus den gleichen 
Gründen ist sie berechtigt, die vollständige Gütertrennung zu ver- 
langen (209), welche sich nach den oben ausgeführten Grundsätzen 
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‘ein Verwalter gesetzt, der Mann behält die Nutzung. Das daherige 
Urtheil ist zu veröffentlichen und hat von da an Dritten gegenüber 


ist sie in die siebente Klasse gestellt nach allen andern Gläu- _ 


‚vergeltstagt worden ist (203). 


‚ist das Prinzip festgestellt, dass die Frau für die Schulden des Mannes‘ 


böllzieht. Sie nimmt ihr vZuschraiiest in lan oder den a er 
für, Kleider, Ringe, Kleinodien, ihren Antheil an Haus- und Küchen- 
geräthschaften, an Leinwand, Betten, Lebensmitteln und Anschaffungen, 
sowie den Drittheil an dem gewonnenen Gut. Darüber wird ihr 


Wirkung. Unter Ehegatten wirkt dasselbe auf den Zeitpunkt der 
Rechtsanhängigmachung zurück (214). Die Gütertrennung hat die 
Wirkung, dass weder Mann, noch Weib, für die zukünftigen Ver- 
hindlichkeiten des andern Theils haftet. Für die vor der De 
entstandenen Eheschulden haftet die Frau zehn Jahre lang mit einem 
Drittheil des bei der Trennung erhaltenen Vermögens in dem Sinne, 
dass sie in dem angegebenen Zeitraume von den verlüstigen Gläu- a 
bigern des verganteten Mannes für den erwähnten Drittheil belangt 
werden kann (236, 237). Die Frau kann jedoch gegen die Haftbarkeit 
vom Manne Sicherheit fordern (239). 
Das Falliment des Mannes hebt das Güterverhältniss mit RS 2 
haltung des Geltstages auf. Das Vermögen der Frau fällt in die 
Masse und wird verkauft. Für zwei Drittheile des Zugebrachten 
hat sie ein Vorrecht in der fünften Klasse, für den letzten Drittel 


bigern, nur die Gesellschaftsmitglieder und Kommanditäre gehen 
ihr nach (198, 1643, 1645). Was die Frau aus dem Schiffbruch 
gerettet, und was sie nun dazu erwirbt, damit haftet sie den Gläu- 
bigern des Mannes nicht mehr (199). Wird der Geltstag aufgehoben, 
so muss die Frau die Fortdauer der Gütertrennung verlangen, sonst 
wird sie wieder Mithafte für die Eheschulden, aber auch im Unter- 
lassungsfalle nicht für solche Schulden, welche bei dem Ausbruche 
des frühern Geltstages bereits vorhanden waren (200—202). Die 
gleichen Vorschriften gelten, wenn der Mann schon vor ee : 


Aber auch der Mann ist berechtigt, die Gütertrennung zu: ver- 
langen: 
1. Innert 90 Tagen, da er zur Sicherstellung des Frauenguten > 
verurtheilt worden ist (206). = 

2. Wenn er nachweist, dass die zugebrachten Schulden. der Fran. & 
ihr Vermögen übersteigen (207). ? 

3. Innert 90 Tagen von der Trauung an, wenn die Frau vor Er 
Ehe mit Verlust vergeltstaget worden, und der Geltstag MIehIE : 
aufgehoben ist (208). Be 

4) Rechte der Gläubiger. Durch die bisherigen Ausführungen 


des Tugebrachten hattet. Im Uehrigen 


auf ni Borscn des Ehemannes vereinigen und er allein dafür 
= ee ‚werden kann (191, t Das besondere Verhältnis nach der 


mit dem eeeitert harmonirendes Resume aufzustellen: 


1. In Folge Absterbens des einen Ehegatten. 
= 2. In Folge Geltstages des Mannes. 


in Folge Scheidung und ee. von Tisch und Bett, wenn - 
es von einer Partei verlangt wird (205, 164, 136, 157); = 

= auf Begehren des Mannes (206—208); Ss 
{% auf Begehren der Frau (209 u. 210). 


Alle diese Ausscheidungen vollziehen sich nach den gleichen 
asien. Bei der Auseinandersetzung in Folge Todesfalls gelten 
h nachfolgende Bestimmungen : 

OR: a. Erbrecht der Ehegatten (portio statutaria). «. Bei beerbter 
Ehe. Nach Rückfall der beidseitigen Vermögen nach ihrem Ursprung 
oder Ersetzung des fehlenden Frauengutes und über die Vertheilung 
des gewonnenen Gutes. nach der aufgestellten Regel hinaus hat der 
Ueberlebende das Nutzniessungsrecht an der Verlassenschaft des 
Verstorbenen (510, 511, 464). 

Seheiden Kinder aus der elterlichen Gewalt des überlebenden 
Ehesalien, so können sie den vierten Theil ihrer Erbportion heraus- 
verlangen, jedoch unter Abrechnung des durch Ehe- oder Aussteuer 
bereits Empfangenen (512). Bei Wiederverheirathung haben die 
Kinder das Recht, die ganze Verlassenschaft herauszuverlangen und 
reduzirt sich die Nutzung des Ueberlebenden auf den finfprozeniieen 
Zins eines Kindstheiles (514). 

Hat der Erblasser einzig Kinder früherer Ehe hinterlassen, so 
- bezieht der Ueberlebende, Vater oder Mutter, zwei Drittheile des 
 Gewonnenen und den oben angegebenen Zins von einem n Kindestheil 
ei). 
z #Bei: Abstimmiinigen aus früherer und letzter Ehe tritt wieder 
Der Ueberlebende 
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Verpflichtungen, welche eintreten, wenn bloss gemeinsame Spröss- AR 
linge da sind (516). 


ßB. Bei unbeerbter Ehe. Hinterlässt der Erblasser Aseendenten : ne 


und Verwandte der elterlichen Parentel (Geschwister und Descen- 
denten davon), so nimmt der Ueberlebende (Mann oder Weib) 
wieder zwei Drittheile des gewonnenen Gutes, einen Drittel des Zu- 


gebrachten des Verstorbenen zu Eigenthum und die übrige Verlassen- | 


schaft zur Nutzniessung (517). Bei entfernteren Verwandten nimmt 
der Ueberlebende das ganze gewonnene Gut (den letzten Drittel nun 
Kraft Erbrechts), die Hälfte des Zugebrachten zu Eigen und die 
andere Hälfte zur Nutzniessung (518). Sind gar keine Blutsver vandte, 
so erhält der Ueberlebende die ganze Verlassenschaft (519, 552, 613, 
616). 

Das Erbrecht zu Eigenthum und Nutzniessung geht verloren, 
wenn in Folge Scheidung oder Trennung von Tisch und Bett auch 
die Gütertrennung stattgefunden hat (521). 

Ein Ehegatte kann durch Testament, Schenkung oder Erbvertrag 


dem Ueberlebenden von den Erbrechten an dem Zugebrachten, sowie 


dem letzten Drittheil des gewonnenen Gutes und von der Nutznies- 
sung die Hälfte entziehen (571). Dagegen verliert das Testament 
durch nachträgliche Ehe, resp. Hinterlassung eines Gatten, die Gültig- 
keit (591, vergl. 1334). 

Der Ueberlebende hat die Nutzniessung am Vermögen der. ulker 
elterlicher Gewalt stehenden Kinder. Im Falle der Scheidung und 


bei Trennung von Tisch und Bett hat die Nutzniessung derjenige | 
Theil, dem die Kinder zur Erziehung anvertraut werden (a69 u.272). 


II. Der Ehecontrakt, nach solothurnischem Rechte « Ehetag » 
genannt. 


a. Zeitpunkt. Derselbe muss durch.notarialische Fertigung innert 
30 Tagen vor oder nach Eingehung der Ehe unter Brautleuten oder 
Ehegatten erstellt werden. Er hat keine Wirksamkeit, wenn er vor 
der Ehe abgeschlossen wird und diese nicht erfolgt (1331). 

b. Veränderlichkeit. Mit Einwilligung der vertragschliessenden 


Parteien kann der Ehetag durch notarialischen Akt aufgehoben | > 


werden. Was dritte Personen in Folge des Ehetags gegeben oder 
bezogen haben, wird durch die Aufhebung nicht rückgängig, dagegen 
erlöschen es dritter Personen durch den Geltstag der- 
selben oder können von ihnen in Folge ächter Noth widerrufen 
werden (1334, 1335, 1310). Das Versprechen Dritter, soweit die 
Ablieferung nicht erfolgt ist, wird durch die Ehescheidung wider- 
ruflich. Desgleichen können die Ehegatten den Fheeontrakt im 


‚gle 
N 1330). 
‚2 ...6.:Eine weitere Publieität ist nicht erforderlich. 


A; Gegenstand. Das gesetzliche Güterrecht ist obligatorisch- 


5 Durch Ehetag kann sich die Braut oder Ehefrau das ganze Ver- 
mögen oder einen Theil desselben oder eine jährlich vom Manne zu 
-  verabfolgende Summe zur freien Disposition vorbehalten. Für das 


vorbehaltene Kapital ist der Mann nicht verantwortlich (1325, 190). 


"Im Uebrigen können die Contrahenten sich selbst oder ihren Kindern 


alle Vortheile zusichern, die sie einander durch letzte Willensver- 
ordnung verschreiben können. Ferner kann darin jeder Ehegatte 


auf sein gesetzliches Erbrecht am andern verzichten (1324). Ueber 
seine eigene Verlassenschaft kann ganz allgemein Jemand nur durch 
 Ehetag einen Vertrag abschliessen (1240. Das Maass der Zu- 
Pe wendungen in Ehetagen, in einseitigen und gegenseitigen Testamenten, 
Schenkungen auf den Todesfall, welche hinwiederum bloss durch 
_  Ehetag und Testament gemacht werden können, sowie durch Schen- 
kungen unter Lebenden bestimmt das Gesetz wie folgt (554 fgg., 559 
feg., 1305 fgg., 1324 fog.): 


1. Descendenten, mit Einschluss der unehelichen Nachkommen 
der Mutter, beschränken die disponible Quote auf einen Vier- 
 theil der Verlassenschaft (566) ; 
2. Ascendenten, Geschwister und Nachkommen derselben auf die 
Hälfte (570, 545) ; 
3. entferntere Verwandte haben keinen Pflichttheil. 


Von Interesse ist, ne der bevogtete Ehemann gar nicht testiren 
kann (997). 

Auch dritte Personen können in den Ehetag interveniren und 
“den Ehegatten, sowie ihren Nachkommen innerhalb ihres Verfügungs- 
rechtes Zuwendungen machen (1327, 1332, 1313—1317 u. 1319). 
Verschreibungen eines verhältnissmässigen Theils des Nachlasses des 
Schenkers gilt als Erbeseinsetzung (1328). Nur diejenigen Schen- 
kungen, welche innert den letzten fünf Jahren vor dem Tode ge- 


macht werden, dürfen wegen Pflichtwidrigkeit angegriffen werden 
(1313). Versprochene Schenkungen können an den Erben des 
 „ Schenkers nicht gefordert werden (1308). 


e. Rechte der Gläubiger. Weil die Frau bis zur Gütertrennung 


ee mit einem Drittheil des Vermögens für die Schulden des Mannes 
"und der Ehe haftet, und zwar auch mit dem vorbehaltenen Gut, so 


kommen die Gläubiger hier nur insoweit in Betracht, als durch 


 Ehetag Schenkungen gemacht werden, 


2, 
WER 


Kleinere übungsgemässe Präsente ausgenommen, können Be 
lustige Gläubiger alle Geschenke zurückfordern, ‚welche der Schenker 
innert fünf Jahren vor Verpflegung des. Geltstages gemacht hat 
(1318, u. 1319, vergl. 277). 


$ 14. 
Der Kanton Basel-Stadt.*) 


(Dr. Lardy: Gesetzgebungen der Schweizerkantone in Bezug auf Vor- 
mundschaft, eheliches Güterrecht und Erbrecht, 2. Ausgabe, 1877, 8. 46 u. — 2 
fgg.; Coneursgesetz v. 8. Febr. 1875. — Anm. Es war dem Verfasser nicht 
ee, die ührigen einschlägigen Gesetzestexte von Basel-Stadt zu erhalten. Ye: 


Gesetzliches Güterrecht. 


1) Eigenthumsverhältnisse und aktive Vermögensrechte. 63 

. Das gesetzliche Güterrecht von Basel-Stadt statuirt die allgemeine ® 

Gütergemeinschaft im Verhältniss der Ehegatten unter sich und 

gegenüber Drittleuten, sofern der Coneurs über den Mann nicht 

ausbricht. Im letztern Fall wird der Gedanke der Gütergemeinschaft 
wieder aufgegeben, wovon weiter unten die Rede sein wird. 

2) Dispositionsbefugnisse. a. Des Mannes. Er verwaltet u 
Vermögen beider Gatten, kauft und verkauft ohne Unterschied das 
beidseitige Mobiliarvermögen. Zur Veräusserung und Verpfändung 
der Immobilien, ob sie von ihm selbst oder von der Frau in die 
Ehe gebracht worden, bedarf er der Zustimmung des Weibes, welche 
dadurch ertheilt wird, dass sie den Akt ohne jegliche Assistenz 
mitunterzeichnet. 

b. Der Frau. Sie steht unter Vormundschaft des Mannes und. = 
kann sich ohne dessen Einwilligung nicht obligiren. Im Falliment des 
Mannes und bei temporeller Scheidung erhält sie einen Vormund.. 

Geräth der Mann unter Vormundschaft, so wird in der Regel 
der Vormund auch zugleich für Weib und Kinder bestellt, wenn sie = 
nicht schon unter getrennter Tutel stehen. 

Die Frau kann sich ohne Beistandschaft durch ihre blosse Mit 
wirkung mit dem Manne verpflichten, also auch Bürgschaften und 
andere Intercessionen für ihn eingehen. re 

Durch Gesetz vom 16. Oktober 1876, in Kraft seit dem 1. Mai = 
1877, ist die Geschlechtstutel abgeschafft. Die Wittwe und die ge- 
schiedene Frau sind also eigenen Rechts. : Die Mutter kann Ban 
wohl nicht Vormünderin der Kinder sein. 

Die Ehefrau ist testirfähig ohne Einwilligung des Mannes. 


*) Anmerkung. Ueber die neuesten en reeetaeesbandelun = 
B aselstadt siehe Anhang. 


1 ehe rde, nie ee des aloe und dr nächsten 
Anverwandten, autorisirt werden, einen Handel zu treiben. Alsdann 
kann sie sich mit Bezug auf ihren Handelsbetrieb selbstständig 

 obligiren. Diese Ermächtigung kann jedoch auf Antrag des Mannes 

= ‚oder der Verwandten zurückgezogen werden. 

83) Sicherheiten. Im Falle ungeschickter Wirthschaft des Mannes 
kann sowohl die Frau als ihre Verwandten die Interdiktion gessolhen 
er verlangen, worüber das Gericht entscheidet. 

Als weitere Sicherheit muss der Umstand angesehen werden, 
‚dass zur Veräusserung und Verpfändung von Immobilien die Ein- 

willigung der Frau nothwendig ist. 

Geräth der Mann in’s Falliment, so hört die Gütergemeinschaft 

_ auf. Als Eigenthum der Ehefrau wird das von ihr in die Ehe ge- 

brachte. und während derselben ihr zugefallene Vermögen, soweit 
es noch in natura vorhanden und nicht rechtsgültig verpfändet ist, 
aus der Aktivmasse des Concursiten ausgeschieden (Concursgesetz, 
$ 148). Was auf diesem Verfahren nicht an die Frau zurückkehrt, 

egründet eine bevorzugte Forderung in der dritten Klasse. Hat 
sich die Ehefrau gegenüber Gläubigern des Mannes in gesetzmässiger 

"Weise mitverpflichtet, so treten diese an ihre Stelle und werden alle 
ohne Unterschied pro rata auf das der Ehefrau Zufallende collozirt 
| bi. $ 154). 

4) Rechte der Gläubiger. Im Goncurse also haftet die Frau für 
die. vorehelichen Schulden des Mannes und für diejenigen, welche 
er während der Ehe abgeschlossen, nur dann, wenn sie als Mit- 
contrahentin primär oder in Form von Intercessionen sich mit obli- 
> gi hat. 
Im Uebrigen werden die vorehelichen Schulden, wie die Ehe- 
= eehniden. gemeinsam. Führt jedoch die Ehefrau einen Handelsbetrieb 

e u... des Mannes, so obligirt sie sich mit Bezug darauf 


ie 5) Ausscheidung. Bei der Trennung von Tisch und Bett und 

: Bei der Scheidung (die Entschädigungsfrage und die Frage des Bei- 

 trages- an den Unterhalt und die Erziehung der Kinder vorbehalten), 

_ sowie im Concurs des Mannes, zieht das Weib sein Vermögen aus 

der Gemeinschaft zurück. In den beiden ersten Fällen bezieht es 

„einen Drittheil der Errungenschaft, se aber im gleichen Ver. 
 hältniss am Verlust. 

Wird die Ehe durch den Tod eines Ehegatten gelöst, und es 

ist. kein Ehevertrag vorhanden, so wird die Gemeinschaft so getheilt, 

dass der Mann ohne Unterschied, von wem das Vermögen eingebracht, 
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oder ob es in der Ehe erworben worden, zwei  Drittheile und die. 2 
Frau einen Drittheil erhält. | 
c. Erbrecht der Ehegatten. (statuteria portio). Ausser dem be- 
sprochenen Antheil an der Gemeinschaft besitzt der überlebende 
Ehegatte gar kein Erbrecht. Dagegen haben Vater und Mutter, resp. 
der überlebende Theil, die Nutzniessung am Vermögen der Kinder 
bis zu ihrer Verheirathung oder bis sie aus der Familie scheiden. 


ll. Der Ehecontrakt. ° 


a. Zeitpunkt. Derselbe muss vor der Ehe eh werden, 
woraus folgt, 

b. dass er unabänderlich ist. 

ec. Publieität ist nicht. verlangt. Dagegen müssen zum Abschluss 
vier Zeugen beigezogen werden, zwei für jede Partei, womöglich aus. 
der Verwandtschaft. | 

d. Gegenstand. Das gesetzliche Güterrecht hat bloss subsidiäre 
Bedeutung für den Fall, da kein gültiger Ehevertrag vorliegt. Da- 
her kann jedes beliebige Güterrecht eingeführt werden. Das Gesetz 
kennt. nur die Schranke, dass dem Interesse von Kindern aus früherer 
Ehe soviel möglich Rechnung getragen werden soll, und dass in 
dieser Hinsicht im Streitfalle die Gerichte zu entscheiden haben. 
Ein grosses Gebiet steht für den Vertrag offen in Bezug auf die 
Auseinandersetzung, wie die Gemeinschaft getheilt werden soll. Wird 
das Dotalrecht, die Güterverbindung, Gütertrennung oder die Er- 
rungenschaftsgemeinschaft eingeführt, so können auch Schenkungen 
vorkommen. | 

Als verwandtes Verhällniss muss ; noch die letztwillige Verfügung 
beigezogen werden. Wer legiıtime Descendenten und Ascendenten 
hinterlässt, kann nicht testiren, sonst wohl. Wer jedoch keine Des- 
cendenten hat, kann mit Einwilligung der Ascendenten und mit 
Erlaubniss der Regierung letztwillig verfügen. Das Testament zu 
Gunsten des überlebenden Ehegatten besitzt die Vergünstigung, dass 
es durch Daswischenkunft eines Kindes nicht annullirt wird. 

f. Rechte der Gläubiger. Dieselben sind an die Bestimmungen 
des Vertrages gebundeu. Das Privilegium der Ehefrau im Concurse 
ist oben dargestellt worden. Handlungen in fraudem ereditorum 
sind untersagt. 


Anmerkung. Die Gesetzesentwürfe betr. «eheliches Giiterrecht, Erbrecht 
und Vormundschaft», auf deren Erledigung mit Sehnsucht gewartet wurde, 
poniren etwelche Verschiedenheiten: An der Gütergemeinschaft wird fest- 


gehalten. Zum Verkehr in Liegenschaften bedarf der Mann der Einwilligung 


Ger Tran, Für:  Hiihalkang an Borufssubchäfe kann sie handeln und ver- 
pfliehtet dadurch den Mann. Im Coneurs des Mannes, bei temporärer Scheidung 
und wenn er unter Vormundschaft geräth, wird die Frau selbst bevogtet. 
Im Concurs kommt die Frau nicht mehr als Eigenthümerin in Betracht, son- 


dern sie wird für die Hälfte des Vermögens als Gläubigerin des Mannes 


behandelt und nach Massgabe des Coneursgesetzes colloeirt. Beim Tod erhält 
der überlebende Ehemann ?/,, die überlebende Frau die Hälfte des gemein- 
samen Vermögens. Die Nutzung am Kindervermögen steht Jedem der Ueber- 
lebenden zu. Temporelle Scheidung hebt die Gütergemeinschaft nicht auf, 
‚bei gänzlicher Trennung hat der Richter freie Hand, das Vermögen nach 
‚Ursprung oder anders zu theilen. Der Ehevertrag («Eheabrede») soll vor 
der Trauung abgeschlossen werden. Er ist erbrechtlichen Inhalts, jedoch 


kann auch darin Gütertrennung statuirt werden. Im letztern Fall muss die 


Frau einen Verwalter (Vormund) haben, welcher die Nutzungen dem Manne 


zu übergeben hat, der allein den Haushalt bestreitet. Im Uebrigen stehen die 


Vermögen einander unabhängig gegenüber. Der Gütertrennungsvertrag kann 


von den Verwandten der Braut gerichtlich erzwungen werden. 


$ 15. 
Der Kanton Basel-Land. 


(9.5. Oberer. Sammlung der Civilgesetze für den Kanton Baselland, 
1876, bei Lüdin und Walser in Liestal. Daraus sind hervorzuheben : Landes- 
ordnung vom 20. Mai 1813, eitirt wird: L.-O., $ ; Gesetz über das Vor- 


-  mundschaftswesen vom 28. Februar 1853, eitirt wird: Anhang I, $ ; 


 Ehegerichtsordnung von 1747, eitirt wird: Anh. III, $S ; Gesetz über die 
 Mestirfähigkeit bei Lebzeiten der Eltern v. 4. Oct. 1826, Anh. IV ; Gesetz 
 v. 27. März 1849, Anh. VI; Gesetz über Aufhebung der Geschlechtsvormund- 
schaft d. d. 17. März 1879, Volksabstimmung d. 22. Juni 1879.) 


1. Gesetzliches Güterrecht. 


1) Eigenthumsverhältnisse und aktive Vermögensrechte. 
Das Recht von Basselland bietet nach der gegenwärtigen Ge- 


2 ‚staltung der juristischen Analyse einige Schwierigkeiten. Vor Erlass 


der Landesordnung vom 21. Mai 1813 bestund die allgemeine Güter- 


gemeinschaft mit allen Consequenzen. Die Vermögen von Mann und 


Weib, Aktiven und Passiven wurden gemeinsam. Das Weibergut 
haftete für alle Schulden, die der Mann bis zum erwähnten Datum 
ordnungsmässig eingegangen war. (L. O. $ 60). Auch die Landes- 


ordnung gibt den Gedanken der Gütergemeinschaft nicht auf, durch- 


 brieht das System aber vielfach in einer Art und Weise, dass dasselbe 
_ nahezu nicht mehr zu erkennen ist. Indessen spricht sich die Landes- 


ordnung bestimmt dahin aus, dass die zusammengebrachten Vermögen 


der Eheleute, auch was sie ererben und ersparen, ein gemeines Gut 
sei (L. 0.8 10). Die Wirkungen der Gütergemeinschaft machen sich 
vor Allem bei der Auflösung der Ehe durch den Tod eines Gatten 
geltend, indem der überlebende Ehegattenicht das von ihm zugebrachte 
Vermögen zurückziehen kann, sondern das gemeine Gut wirdin dei 


Theile zerlegt, wovon die Wittwe einen Dritttheil, der Wittwer aber 
zwei Dritttheile bezieht (L. O. 1, 2 u. 3). Aber auch während der 


Ehe lassen sich gewisse Wirkungen der Gütergemeinschaft erkennen. 

Mit obrigkeitlicher Bewilligung kann der Mann zur Deckung der 
Schulden ohne besondere Einwilligung der Frau sämmtliche Fahr-- 
habe, auch wenn sie von der Frau eingebracht worden, verganten. 


Ebenso scheint auch im Pfändungsverfahren, für kleinere Forderungen 


bis auf 40 Fr. mit Berücksichtigung des $ 299, Ziff. 3 des Gesetzes 
v. 16. Juni 1867, betreffend den Schuldentrieb, das Pfandbuch für das 
bewegliche Frauengut offen zu stehen. In dieser Hinsicht haftetalsode 
Frau für die Schulden des Mannes (vergl. L. O. 207 u. 234). «Endlich 

soll kein Mann befugt sein, zum Nachtheil der Ehefrau einige Liegen- 
schaft ohne Wissen, Willen und Zuthun derselben kräftiglich zu ver- 


pfänden, zu verkaufen oder sonst zu veräussern, es wäre denn Sache, 
dass der Ehemann durch anderwärtige Liegenschaften das Weibergut 
sichern könnte. Sollten sich aber hierüber Anstände ergeben, so 


wird löbliches Waisengericht (Bezirksgericht) entscheiden» (L. ©. 150). = i 
Diese Einwilligung der Frau ist für die Veräusserung sämmtlicher 


zum Gemeindegut gehörenden Liegenschaften zu verstehen, auch 


wenn sie vom Mann eingebracht worden. Obwohl diese Beschränkung = = 
der Handlungsfreiheit des Mannes geeignet wäre, an das Miteigenihum 
der Frau am Gemeingut zu erinnern, so liegt geradezu in dem er- 


wähnten $ 150 die Umkehr zu einem andern Systeme, nämlich zur 


Güterverbindung. Die Gesetzestelle gibt der Frau das Einspruchs- : 
recht nicht wegen ihres Miteigenthums, sondern wegen der Sicherung 


der Frauenmittel. Sobald diese in genügender Weise erfolgt, hört 


das Einspruchsrecht der Frau auf. Praktisch gefasst hat also das _ 


Weibergut, wenigstens seinem Schatzungswerthe nach, eine Sonder- 


existenz, im sogenannten Gemeingut und muss auf Verlangen der 
Frau eigens gesichert werden. Eine spezielle Versicherung (Hypothek) 
ist nicht verlangt, aber es muss soviel freies Eigenthum an Liegen- 
schaften vorhanden sein, dass die Frau im Falle des Concurses oder 


der Gütertrennung für ihr Vermögen sich daran erholen könnte. 
‚Die Sicherung des Weibergutes spielt dann auch ihre Rolle bei 


den Ganten, welche ein Ehemann vor dem Goneurse mit oder ohne — 2 
Verbürgung abhalten möchte. Der Bezirksstatthalter hat die B- 
willigung für Abhaltung von Leistungs-, Fahrni:s- und Güterganten, 


Gondge geleistet wird. 
‘Die Gant mit Verbürgung besteht darin, dass de betriebene. 
Schuldner zur Abwehr des Concurses sein Vermögen versteigern 

lässt, aber zugleich Bürgen stellt, dass die Treibenden und Pfand- 
 gläubiger dabei befriedigt werden (L. 0. 207—231, $ 304 der Prozess- 

_ ordnung v. 16. Januar 1867). Unverbürgt ist die Gant, wenn jene 

_ Bürgschaft wegfällt. Sie wird mit Schuldenruf veröffentlicht und 
führt zum Falliment, wenn die Gläubiger dabei nicht befriedigt 

werden (L-O. 232—234, vergl. 235). Der Concurs tritt ferner ein 
beim Schatzungsverfahren für oben bezeichnete kleinere Forderungen, 
wenn nicht genügend Pfand vorhanden, resp. deren Vergantung nicht 

- volle Deekung gewährt (Prozessordnung $$ 298—302), und endlich 

_ wenn der Betriebene innert 120 Tagen Nichts zur Befriedigung der 

‚Blsubiger gethan (Prozessordn. $$ 304-322). 

Im Concurse des Ehemannes, gleichviel ob dieser bei seinen 

Lebzeiten oder in Folge Ausschlagung. der Erbschaft eintrete, hat 

die Frau für ihr Gut ein Vorrecht in der dritten Klasse der Be 
_legirten Gläubiger, und zwar im dritten Range (L.-O. 241, Ziff. 3). 

. Das privilegirte Weibergut soll aber bloss in dem bestehen, was die 

Frau erweislich zugebracht, während: der Ehe ererbt oder durch 

Schenkung erhalten. haben möchte; folglich sollen die Morgengabe 

in. auf 8 u normirt (L.-O. $ 3), jetzt absolet ge- 


gehörden davon abgezogen werden (1.0, 99). Darnach nimmt also 
die Frau im Concurse des Mannes, oder wenn er eine überschuldete 
_ Erbschaft hinterlässt, das soeben definirte Weibergut, wann sie zum 
Zuge kommt, soweit es vorhanden, in natura zurück, und für nicht 


Für die Schulden des Mannes haftet sie nur soweit, als sie solche 
mit Beistand eines rechtschaffenen Mannes und im Beisein des Be- 
_  zirksschreibers unterschrieben hat (L.-O. 57, vergl. $ 1, Abs. 4 des 
Ges. v.-17. März 1879). Für diese bezahlten Schulden wird sie in 
die Klasse der blossen Handschulden,; d. h. in die fünfte Klasse 
verwiesen, Falls aber aus allfällig verpfändetem Gute ein Ueberschuss 
erzielt würde, so soll derselbe der Frau als ihr Eigenthum vor Anderen 
= zukommen (L.-0. 241, Ziff. 3). Da die Frau ihr Vorzugsrecht erst 


wa 


in der dritten Klasse geltend machen kann, so ist ihr Vermögen er 


durch die Vorberechtigten gefährdet. Allerdings gehen der Frau 
hier, wie in der übrigen Schweiz, die speziellen Pfandrechte vor. 
Diese enthalten aber weiter keine Gefahr, da ein durch sie nicht - 
gedeckter Rest unter die Handschulden verwiesen wird (L>O. 240). 


Der Gedanke der Gütergemeinschaft tritt auch bei der Ehe- 


scheidung zurück. Art. 16, $ 4 der Ehegerichtsordnung von 17497° 


(Anh. III) bestimmt diessfalls: ‚Wenn aber die geschiedene Ehe- 
Leuth ohne Ehe-Beredung die Ehe bezogen, soll dem unschuldigen 
Theil frey stehen, entweder sein zugebracht und ererbtes voraus, 
zusamt dem ihme, vermög des Stadt-Rechtens, gehörigen Theil am 
gewonnen und erspahrten, hinweg zu ziehen; oder aber solches bey 
dem gemeinen Gut bleiben, und hiemit alles in die durch das Stadt- 
Recht bescheidene Abtheilung, kommen zu lassen.» : 

Die Gütergemeinschaft wird also nur durchgeführt, wenn Alles 
gut geht. Im Goneurse des Mannes und bei der Ehescheidung wird 
sie aufgegeben. Im erstern Falle tritt nachgerade die Güterverbindung 
ein, im letztern dagegen hat der unschuldige Theil die Wahl zwischen 
der gesetzlichen Gütergemeinschaft und der blossen Errungenschafts- 
gemeinschaft. 


. 2) Dispositionsbefugnisse. a. Des Mannes. Er kann über die z 


Fahrhabe unbeschränkt verfügen, über die Liegenschaften, selbst 
über die von ihm eingebrachten, nur unter den oben angeführten 
Beschränkungen (L.-O. $ 150). 


b. Der Frau. Sie steht unter der Vormundschaft des Mainde. | 
Ohne seine Einwilligung kann sie keine Rechtsgeschäfte vornehmen. 


Die Fürsorge für den täglichen Haushalt und für den allfälligen = = 


Berufszweig, den sie mit Vorwissen des Mannes betreibt, machen 
auch hier eine Ausnahme. | 

Wird einem verheiratheten Manne die Vermögensvarnelten 
entzogen, und findet keine Vermögenstrennung statt, so ist die Frau 
in Bezug auf das gemeinschaftliche Vermögen ebenfalls dem Vormund 
des Mannes unterworfen, mit Vorbehalt ihrer Sonderrechte im Con- 
curse und bei Veräusserung von Liegenschaften (Anh. I, 84; L. o, 
97 u. 150). 

Bei der Vermögenstrennung, also vorab im Concurse, wird die 
Frau, welche das 24. Altersjahr erfüllt hat, eigenen Rechts. Sie 


wird aber bevogtet, wenn der Mann durch seine Handlungen ihr a 
Vermögen in Gefahr bringt. Desgleichen kann der Frau zwischen 


20 und 24 Jahren die freie Mittelverwaltung überlassen werden ($1 
u. 4 d. Ges. v. 17. März 1879; Anhang I, 8 79—82). 


eingehen. unter Lurichöns eines Fenhfchaffenen Mannes als Beistand 
und im Beisein des Bezirksschreibers, welcher sie aut die Wichtigkeit 
der Handlung und die Folgen der zu leistenden Unterschrift auf- 
 _ merksam zu machen hat (L.-O. $ 57, 58, 241 Ziff.3; Anh. I, $ 4). 
> Die Wittwe ist nicht Vormünderin der Kinder ($ 1 d. Ges. v. 
17. März 1879); dagegen wird sie eigenen Rechts ($ 1 eit.). 
Nach dem Tode eines Ehegatten aber kann mit Zustimmung des 
Vogtes, welcher den Kindern gegeben wird, und des Gemeinderathes, 


wenn die Kinder noch alle unverheirathet oder zum Theil minder- 


jährig sind, die Theilung einer Erbsmasse unterbleiben, also die 
communio prorogirt werden. Wie dem Vater steht auch der Mutter 
‚unter Aufsicht der Vögte die Führung der Vermögensverwaltung zu. 
 Verheirathet sich ein Vermögenstheilhaber, so wird abgetheilt (Anh. 
1, 88 42, 44 u. 3). 
Die "Ehefrau ist ohne Beschränkung estirfähig (L.-0. $ 34, Al. 1). 
3) Sicherheiten. Ist der Ehemann ein Verschwender, oder ge- 
 fährdet er durch unverständige Handlungen das Vermögen, so wird 
ihm die Vermögensverwaltung entzogen (Anh. I, 3, 4). Die Ver- 
wandten des Betreffenden haben das Recht, den Gemeinderath zu 
einer solchen Massregel zu veranlassen. Die Bevormundung selbst 
geschieht auf Antrag des Gemeinderathes und des Bezirksrathes, 
welcher das Aktenmaterial sammelt, durch den Regierungsrath (Anh. 
I, 28—33). Dieser kann bei Gefahr im Verzuge durch vorsorgliche 
Verfügung auf Ansuchen des Gemeinderathes die Dispositionsbefug- 
 niss des zu Bevogtigenden einstellen (Verordnung v. 24. Febr. 1855, 
Anh. D). 
Eine weitere Sicherheit wird der Frau geboten durch das Bin- 


5  spruchsrecht bei Veräusserung und Verpfändung von Liegenschaften 


(L.-0. 150). 

Endlich ist an ihr Goncursprivilegium zu erinnern, welches oben 

schon sub Ziff. 1 behandelt worden (L.-O. 57-60; 241, Ziff. 3). 

4) Rechte der Gläubiger. a. Voreheliche Schulden der Frau 

werden durch den Mann aus dem Gemeingut bestritten. Sie ver- 
mindern aber den Werth des Weibergutes, der im Falle des Gon- 

eurses und allfällig bei der Scheidung zu. ersetzen ist. Die vor- 

ehelichen Schulden des Mannes, sowie 


b. die Eheschulden, hat dieser zu tragen ($ 57 u. fgg. eit.). 


e. Persönliche Schulden, z. B Interventionen zu Gunsten des 
Mannes, hat die Frau mit ihrem u Vermögen zu decken (L.-O. 
57, 60, 241, Ziff. 3). 


Er Ta 


EN 


Natürlich et sich diese Trefmung a Schulden en im Falli- 
neit und allfällig bei der Scheidung, indem bis dahin alle Ver = 
-bindlichkeiten aus dem Gemeingut bezahlt werden. = 

5) Die Ausscheidung. Der Fall des Concurses und der Schei- = 
dung wurde bereits ahgewandelt. So kommt denn hier bloss de 
Auflösung durch den Tod eines Ehegatten in Betracht, und zwar 
zeigt sich bei der Theilung des ehelichen Gemeingutes, abgesehen 
davon, dass die Anspruchsrechte der Eheleute nicht gleich sind, das = 
System der Gütergemeinschaft am klarsten. Das eheliche Vermügen en 
wird ohne Rücksicht auf den Ursprung in drei Theile zerlegt and 
wie folgt vertheilt. 

a. Bei beerbter Ehe. «. Wenn die Frau überlebt, erhält . 
einen Drittel, die Kinder zwei Drittheile. Die Wittwe nimmt ihre 
Kleider, Kleinodien und Leibeszugehörden zum Voraus und behält 
in-der Behausung des Verstorbenen ihre Wohnung, oder vergleicht 
sich hierüber mit den Kindern. Kleider, Kleinodien, Gewehr des _ 
Vaters, und was zu seinem Leibe gehört, gebühren den Söhnen, sind 
‚keine vorhanden, den Töchtern allein (L.-O. 1—5). = 

ß. Der überlebende Vater bezieht zwei Drittheile, die Kine E 
einen. Die Leibeszugehörden der verstorbenen Mutter "gehören den 3 
Töchtern und bei Abgang solcher den Söhnen. 

Gegen die Verpflichtung zur Erziehung und Unierhallına 
unerzogenen Kinder hat der Vater bis zur Volljährigkeit derselben 
die Nutzung ihrer Erbsgebühr und derjenigen Quote, welche etwa 
zu diesem Zwecke aus unvertheiltem Vermögen ausgesetzt wird 
16:0.8 0.9), 

Vater- oder mutterhalb verwaiste, minderjährige Kinder, ne 
ebenso wenn ihnen bei Lebzeiten der Eltern Vermögen zul, sind 
zu bevormunden (Anh. I, la u. b). Jede Person soll in der Regel 
besonders einen Vogt haben. Ausnahmsweise kann mehreren Ge E 
schwistern, wenn sie in ungetheilter Vermögensgemeinschaft leben, Sa 
nur ein Vogt gegeben werden. Die Vögte der Kinder haben den Sr 
Eltern gegenüber die Rechte der ersteren zu wahren, indem sie 
bald Sicherheit vom Verwalter und Nutzniesser fordern, bald die 
Verwaltung selbst übernehmen. Mit Zustimmung der Vögte darfder 
Gemeinderath die Fortführung der Gütergemeinschaft zwischen dm 
überlebenden Ehegatten und den Kindern gestatten, bis ein Ver-- 
mögenstheilhaber sich verheirathet, wo abgetheilt werden muss. Die = 
Vermögensverwaltung wird diessfalls unter Aufsicht der Vögte durch 
den überlebenden Theil, Vater oder Mutter, besorgt (Anh.1, 42 u. 44). 

b. Bei unbeerbter Ehe bezieht der üiherlebende Ehemann zwei 
Drittheile des Ehegutes, ein Drittheil und die Leibesangehörden der 


BR an ihre: Brben. über. ‚Std der nr 


g hört I wie bei ber Ehe & 0. 3) Sie Tezicht: auch das 
ühebett, wenn nicht durch Vertrag anders verfügt ist (L.-O. 55). 
a Durch letztwillige on und Ehevertrag kann das Heeh) 


ER Der Ehecontrakt (die Eheabrede). 


e: Zeitpunkt. «Die Eheabreden sollen, wie von Altem her- 
bracht, frei und erlaubt sein; allein sie sollen vor der Heirath 
‚aufgerichfet, und auf Jedes der beiden verlobten Seiten von zwei 
hrlichen Männern von ihren nächsten Ver wandten, oder in derselben 
langel von zwei andern unverdächtigen Zeugen unterschrieben 
verden | » (L.-0. 52). 
Wenn Kinder früherer Ehe vorhanden sind, so soll ohne Ein- 
illigung dieser Kinder oder ihrer Vögte keine Eheabrede errichtet 5 
werden. Im Streitfalle entscheidet das Gericht (L.-0. 13 u. 58) a 
Diese Vorschriften sind bei Strafe der Nichtigkeit einzuhalten 
54 eit.). Die Parteien können die Eheabrede selbst verfassen oder 
ie durch den Bezirksschreiber fertigen lassen (56). 
—  b. Veränderlichkeit. Testirfähigen Eheleuten ist gestattet, 
H Eheabrede durch eine gemeinsame Letztwillenserklärung zu 
ändern oder auch gänzlich aufzuheben (Ges. v. 27. März 1849, $ 1, 
‚Anh. VI). Hierher gehört auch der Einfluss der Ehescheidung auf 
den 'Ehepakt. Der unschuldige Theil ist befugt, entweder sein zu- 
'gebrachtes und ererbtes Gut zum Voraus zu nehmen und am Vor- 
schlag zu partieipiren laut Eheabred, oder sich lediglich an den 
- Ehepakt zu halten. Wo kein Gewinn vorhanden wäre, sondern das 
- Gut der Eheleute abgenommen hätte, da soll es bei der Eheabrede 
on ‚nämlich Jedem der Theil zufallen, wie verabredet worden. 


dann hat der Mann den Verlust zu tragen, er sei denn im Falle ı zu 
se, ‚dass Unglück und liederlicher Haushalt der Frau am 


&  e. Eine weitere Bin als eben dneedchen; ie zur Gültigkeit 
B8 eiraces nicht erforderlich. 

 .d. Gegenstand. Ganz zweifellos ist die Eheabrede massgebend 
für BB dereinstige e Theilung des gemeinsamen Gutes zwischen dem 
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überlehenden Ehegatten und den Biken des Verstehen Welche ; 
Theile sie sich da bestimmen, müssen hernach ausgerichtet werden : En 
 (L.-0. 6). Das Erbrecht der Kinder unter sich darf durch Ehever- 
trag nicht verändert werden, d. h. alle Kinder der gleichen Eltern 
sollen mit Vorbehalt einer allfälligen verhältnissmässigen Schenkung SS 
(L.-0. 66) zu gleichen Theilen in das Erbe der Eltern treten (L.-0.7). 

Zweifelhafter ist die Frage, ob durch Vertrag ein ganz anderes 
Gütersystem, z. B. die Güterverbindung, Gütertrennung, das Dota- 
system, die partikären Gütergemeinschaften eingeführt werden könnten, 
wodurch die Ehegatten vom ganzen Vermögen oder an einem Theil 
desselben Alleineigenthümer auch während der Ehe blieben, wodurch 
namentlich auch das Mobiliarvermögen der Frau eine sicherere PO 22 
sition den Gläubigern des Mannes gegenüber erhielte. Das Gesez 
spricht sich nicht deutlich aus. Da aber dem gesetzlichen Rechte 
nur subsidiäre Kraft beigelegt wird (L.-O. 54), der Frau auch de 
Mitwirkung beidem Verkauf von Liegenschaften zugesagtist (L.-0.150, 
da sie sich für den Mann verpflichten kann oder nicht (L.-0. 57; 
941, Ziff. 3), so ist wohl anzunehmen, es könne auch durch Ehe- 
vertrag von Vornherein ein abweichendes Gütersystem, wodurch de 
Stellung der Ehegatten gegenüber den Gläubigern vom gesetzlichen 
Rechte abweichend hestimmt wird, eingeführt werden. Es scheint 
dies namentlich da wichtig zu sein, wo wenig oder gar kein Ver- | 
mögen in Liegenschaften vorhanden ist (vergl. $ 1, Abs. 4 des Ges. Er 
v. 17.:März 1879). = 

Verwandte Verhältnisse. Wer weder in auf- noch absteigender Rn 
Linie Leibes- oder Notherben hat, kann über das ganze Vermögen ER 
letztwillig verfügen, sonst überkaupt nicht (L.-O, 30, 34, Ziff.) 
Die unehlichen Kinder üben hier einen Einfluss, indem sie de 
Mutter erben wie eheliche (L.-O. 67). Die Eheabrede darf durch 
Liberalitäten an Dritte nicht beeinträchtigt werden (L.-0. 3). Mit 
Einwilligung der Ascendenten jedoch und mit Zustimmung deskleinen 
Rathes, darf ebenfalls frei testirt werden, sofern keine Descendenz 
vorhanden ist (Ges. v. 4. Oct. 1826, Anh. IV). Nach diesen Regeln 
können sich auch die Ehegatten bedenken, und selbst, wenn sie testir- 
fähig sind (30 u. 34 eit., Ges. v. 4. Okt. 1826), den Ehekontrakt durch 
Letztwillensverordnung aufheben oder abändern (Ges. v. 1849 eit.), « 
Bedenken sich zwei Eheleute per testamentum reciprocum, so soll 
der eine Ehegenoss ohne Wissen des andern nicht zum Schaden 
desselben Veränderungen am Testament vornehmen. Sonst aber in 
allen andern Fällen ist jeder Gatte befugt, seinen letzten Willen 
abzuändern (L.-O. 46, 47). Schenkungen unter Ehre en sind erlaubt 2 3. 
(L.-0. 59). 


$ 16. 
Der Kanton Schaffhausen. 


(Privatrechtliches Gesetzbuch für den Kanton Schaffhausen, 1864 auf 


au Die Zahl ver weist auf den betr. $; Concursgesetz.) 


ir Gesetzliches Güterrecht: 


a Eigenthumsverhältnisse und aktive Vermögensrechte. 
a. Sachenrechte. Sehr genau unterscheidet das schaffhauserische 
Recht zwischen den beiden von den Gatten in die Ehe gebrachten 
_ Vermögen. Sie bleiben auch während derselben nach ihrem Ur. 
-sprünglichen Eigenthum getrennt. Der Mann verwaltet das Vermögen 
‚der Frau und haftet ihr für ungeschmälerte Herausgabe nach Auf- 
‚hörung der ehelichen Vormundschaft (138, 155). Aus den Einkünften 
beider Vermögen, aus dem Erwerbe jedes Ehegatten. sowie aus den 
_ Hochzeitsgaben, wenn sie nicht von den Verwandten oder besonderen 
_ Freunden des einen Theils, diesem gemacht worden sind (201), bildet 
‚sich die Errungenschaft, welche gemeinsames Gut wird. soweit nicht 
die, Bedürfnisse der ehelichen Wirthschaft sie in Anspruch nehmen 
(148, 144, 158, 159). 
= Diese drei Vermögensmassen stehen i in Abrechnung. Insbesondere 
haftet der Mann bloss für das Zugebrachte nach Abzug der Schulden 
der Frau, die während der Ehe ausschliesslich gegen ihn eingetrieben 
_ werden. können, wofür er aber aus dem eheweiblichen Vermögen 
volle Rückerstatlung verlangen kann, soweit dasselbe reicht (140, vergl. 
= ; “ Konkursges. $ 47, Abs. 2). 
Daneben kann die Frau ihr Sondergut haben, über das sie un- 

A abhängig vom Manne verfügt. Es konstitucirt sich aus dem ausdrücklich 
oder übungsgemäss vorbehaltenen Sondergut, aus dem Spargut, 
EN die Geschenke gehören, welche der Ehefrau zu ihrer aus- 
S - schliesslichen Verfügung zukommen, aus dem Nadelgeld, das ihr der 
Ehemann aussetzt (145). 

e Forderungen, welche die Frau in die Ehe bringt, nimmt der 
Mann ebenfalls in seine Verwaltung, seien dieselben versichert oder 
nieht (139). 
2) Dispositionsbefugnisse. a. Des Mannes. Er ist befugt, auch 
ohne Zustimmung der Frau ihre Fahrhabe und ihre Forderungen 


Dr, Schreiber. Die ehelichen Güterrechte der Schweiz, 7 


sen, 


Zu veräussern ünd zu verpfänden (139). Zur Veräusserung und 


Verpfändung von Liegenschaften, welche die Frau bei Eingehung 
der Ehe besessen und während derselben durch Erbschaft, Testament 
und Schenkung erwirbt, bedarf er der Einwilligung der Frau und 
ihres hiezu bestellten ausserordentlichen Vormundes, desgleichen 
zur Ausschlagung einer der Ehefrau anfallenden Erbschaft (141, 142). 

b. Der Frau. Sie steht unter der Vormundschaft des Mannes 
(138, 280, 281). Eine persönliche Schuld kann sie nur in Gemein- 
schaft mit ihm und mit dessen Einwilligung und überdiess unter 
Zustimmung eines ausserordentlichen Vormunds auf sich nehmen 
(146, vrgl. Concursges. $ 47, Abs. 1. Um mit ihrem Ehemann 
ein Rechtsgeschäft ahznschliessen, wodurch sie ihm Rechte abtritt 
(also zu Schenkungen, Eheverträgen, Erbverträgen etc.), ebenso zu 
Prozessen mit dem Manne, mit Ausnahme des Ehescheidungsprozesses, 
bedarf die Frau des Beirathes und der Zustimmung des ausser- 
ordentlichen Beistandes (147, 195, 282 b, 1017). So lange der Mann 
aus besondern Gründen keine öffentliche Bekanntmachung und 
Warnung hat ergehen lassen, verpflichtet sie ihn, wenn sie zur 
Bestreitung des Haushaltes Verfügungen trifft und durch Handlungen 
in Bezug auf einen Berufszweig, den sie mit Vorwissen des Mannes 
treibt (148, 149, 150). Wenn die Frau mit ausdrücklichem oder 
stillschweigendem Gonsens des Mannes ein Geschäft auf eigenen 
Namen betreibt, so haftet sie für die in ihrem Geschäfte gemachten _ 
Schulden den Geschäftsgläubigern subsidiär, nach ihrem Ehemann, 
mit dem ganzen Vermögen. Blosse Hülfeleistung der Frau im Ge- 
schäfte des Mannes schliesst diese Haftbarkeit aus (166). 

Im Falliment des Mannes hört dessen Vormundschaft über die 
Frau auf bis zum gerichtlichen Akkord oder zur Rehabilitation, und 
wird dieselbe selbst bevogtet: Dagegen fällt der. Ertrag des Frauen- 
vermögens und der Arbeitsverdienst der Ehefrau, soweit sie nicht 
für die Bestreitung des ehelichen Haushaltes in Anspruch genommen 
werden, auch fernerhin der Krrungenschallsgemelnschuft zu (158, 
281 e, 372), 

Geräth der Ehemann unter Vormundschaft, so übt sein Vormund 
auch die eheliche Vormundschaft aus. Der Ertrag des beidseitigen 
Vermögens und der beidseitige Arbeitsverdienst dient auch fernerhin 
in gleicher Weise der ehelichen Genossenschaft (159). 

Die Mutter vaterhalb verwaister Kinder kann vom Waisen- 
inspektor ermächtigt werden, Beruf und Wirthschaft des Vaters. 
fortzubetreiben (311). Desgleichen kann die Frau des Falliten befugt 
werden, den Ertrag ihres Kapitalvermögens und ihrer Arbeit en 
zu beziehen und zu verwenden (310). u 


% 


e de Bürgschaften. ind. anderweiligen Intercessionen für den Mann 
© ist die Zustimmung des URN erforderlich (282 b, vergl. $ 47, 


Abs. 1 .d. Concursges.). 


Die Wittwe ist nicht gesetzliche Vormünderin der Kinder. Die 
Ehefrau ist ohne Weiteres testirfähig, wenn sie das achtzehnte 


. - Altersjahr erreicht hat (1922). 


Ueber ihr Sondergut verfügt die Frau nahaafie vom Manne 
(145), wie oben bemerkt, Für Rechtsgeschäfte mit demselben auch 
in Bezug hierauf, sowie bei Intercessionen für denselben bleibt die 
‚vormundschaftliche Vorsorge bestehen (146 u. 147). 

3) Sicherheiten. Die Frau, ihre Anverwandten, welche sie im 
 Verarmungsfalle zu unterstützen hätten, und der Gemeinderath des 
Heimathortes, letzterer selbst ohne Zustimmung der Frau, sind jeder- 


= . zeit berechtigt, vom Manne ein beglaubigtes Inventar über ihr Ver- 
mögen und Sicherung des Weibergutes oder eines Theils desselben 


zu begehren. Vorsorgliche Verfügungen zum Schutze der Frau trifft 
- die Vormundschaftsbehörde. Die Frage der Sicherstellung kann der 
Mann vor das Gericht ziehen, wie die Frau und Interessenten die- 
 jenige, ob die geleistete Sicherheit genügend sei. Ist der Mann ausser 
‚Stand, genügende Sicherheit zu leisten, so kann die Frau, resp. die 
 Öbervormundschaft, dem Manne den Besitz der Fahrhabe entziehen, 
soweit sie in der Haushaltung entbehrlich ist. Die Pflicht der 
Sicherung hört auf, wenn der Mann thatsächlich auf den Besitz des 
'Weibergutes Verzicht leistet. Die Verfügungsrechte des Mannes 
bleiben ungeschmälert, soweit nicht das Bedürfniss der Sicherung 
im Wege steht (151— — 154). 
| Im Coneurse hat das Weib ein Vorzugsrecht in der dritten Klasse 
für ihr ganzes zugebrachte Vermögen (157) und die Hälfte der Hoch- 
zeitsgaben, insoweit ihr Gut nicht schon durch frühere CGoncurse 
geschwächt ist. Dieses Vorzugsrecht geniesst das Weib nur für 
_ denjenigen Theil des Zugebrachten, welcher nicht mehr in natura 
- herausgegeben werden kann. Die noch in natura vorhandenen 
(d. h. von Kosten, Pfand oder Vorzugsrechten freien) Gegenstände 
an Fahrnissen und Liegenschaften dagegen fallen der Ehefrau im 
vollen ursprünglichen Anschlagswerthe anheim (Concursgesetz $$ 43 
und 45). Dabei ist ausdrücklich zu bemerken, dass die Fahrhabe 
der Frau im Betreibungsverfahren gegen den Mann gepfändet werden 
kann, dagegen bleiben ihr die Liegenschaften desselben zur 
Deckung ihres Gutes verhaftet und können, soweit diese Deckung 


es erfordert, nicht gepfändet werden (Betreibungsgesetz 88 25 u. 29). 


Im Conecurse selbst fällt das Vermögen der Frau ebenfalls in 
die Masse, wird aber eigens inventarisirt und die nothwendigsten 


_ Betten, Kleider und Kochgeschirre werden auf Abrechnung des 
Frauengutes der Familie überlassen, wie auch der nothwendigste 


” 


Lebensunterhalt auf Abschlag des Weibergutes bestritten wird (Con- © 


cursgesetz $$ 16, 28, 29, 45). Letzteres kann also auch durch die | 


vorgängigen Gläubiger beeinträchtigt werden (Concursg$ 29 und 
32—49). Dieses Vorzugsrecht kann auch durch die Frau in Folge 


Verschwendung und Arglist verwirkt und durch vertraglich ein- n 


geführte Gütergemeinschaft ganz oder zum Theil aufgegeben werden 
(Goneurs $ 48). 


4) Rechte der Gläubiger. a. Die vorehelichen Schulden der Frau 
sind gegen Kompensation gegenüber dem Weibergut vom Manne 


allein zu fordern, solange die Ehe besteht (140). 
b. Desgleichen alle Eheschulden, für die er allein haftet, habe 


er sie selbst contrahirt oder die Frau in Vertretung des Mannes 2 


(143, 145, 148, 149). 


e. Persönliche Schulden kaun die Frau nur in Gemeinschaft en 


mit dem Manne eingehen (146). Er kann also hierfür ebenfalls 
belangt werden, selbst für die Schulden, welche die Frau mit Bezug 


auf ihr eigenes Geschäft eontrahirt. Nur haftet die Frau in diesen 


Fällen subsidiär mit ihrem ganzen Vermögen (166). In den Fällen, 
da sie mit Zustimmung der Vormundschaft für den Mann intereedirt, 
ist diess selbstverständlich. 

5) Ausscheidung. a. Wiedererstaltung. Bei dörFhescheidunn 
beim Tode eines Ehegatten, im Goncurse des Mannes (im letztern 


Falle dauert zwar die Errungenschaftsgemeinschaft fort) fallen die. 


beiden Vermögen, soweit sie in natura vorhanden, an ihren Ursprung 
zurück (155, 158, 199). Was an’ Frauengut nicht mehr vorhanden 


ist, muss der Mann ersetzen und tritt für diese Ansprache der Frau 3 ’ 
im Falle des Goncurses ihr Privilegium ein. Von dieser Ersatzpflicht 


gibt es folgende Ausnahmen: 


o. Was aus Zufall untergegangen und was im Interesse der Frau = 


und ihrer Pietätsbeziehungen und ohne Vernachlässigung der dem 
Manne obliegenden Pflichten verwendet worden, dafür hat der Mann 
keinen Ersatz zu leisten (155). 

ß. Ebensowenig für andere Fahrniss, welche durch den Gebrauch 
in der Haushaltung an Werth verloren haben oder zerstört worden 
sind, abgesehen von besondern Verträgen. Dagegen ist die Frau 
berechtigt, die noch vorhandenen, von ihr eingebrachten Sachen der 
Art und solche während der Ehe angeschaffte Stücke anzusprechen, 


von welchen anzunehmen ist, dass dieselben zum Ersatz der in- 


zwischen verbrauchten Sachen der Ehefrau angeschafft worden seien 
(156). 


ee die dann. der Man 2 zugebrachte 
‚Vermögen restituirt erhalien, bildet der Ueberschuss die Errungen- 
schaftsgemeinschaft, welche unter sie nach Hälften getheilt wird 


 .di43, 199, 1838). 


Hat die Ausscheidung in Palee Ehescheidung statt, so bleibt die 
Entschädigungspflicht des schuldigen Theils vorbehalten (201—207). 
= Bei der Temporalscheidung dauert die Vormundschaft des Mannes 
und die Errungenschaftsgemeinschaft fort, das Gericht bestimmt bloss 
den Sustentationsbeitrag, welchen der Mann während der Dauer der- 
selben zum Unterhalte der Frau und der der Sorge der Mutter über- 


_ Jassenen Kinder zu leisten hat (192). 


z b. Erbrecht der Ehegatten (statutaria portio). Ein Erbrecht 
- zu Eigenthum hat der überlebende Ehegatte erst, wenn keine be- 
kannte Verwandtschaft des Verstorbenen vorhanden (1846) oder 
dieselbe die Erbschaft ausschlägt und sie vom Ueberlebenden an- 
genommen wird (1876 u. 1878, 187 a). Die gesetzlichen Vortheile 


=.des Ueberlebenden beziehen sich bloss auf die Nutzniessung am 


Vermögen des Erblassers. 

1. Bei beerbter Ehe. «. Bei gemeinsamen Nachkommen. Das 
- Recht von Schaffhausen höhandelt das Recht der Nutzniessung an 
_ dem Vermögen des Verstorbenen und das Recht der Nutzniessung 
des Ueberlebenden am Vermögen der Kinder in connexer Weise 
Se ee u. 1839— 1841). 

5 Der überlebende Ehegatte hat die Nutzniessung an der ganzen 
\ Vorlussenschaft des Verstorbenen bis zur Volljährigkeit sämmtlicher 
- Kinder oder bis zu seiner Wiederverheirathung. Sind sämmitliche 
Kinder volljährig, so muss ihnen die Hälfte des Vermögens des 
Verstorbenen herausgegehen werden. Bei Wiederverheirathung bleibt 


- dem Ueberlebenden die lebenslängliche Nutzniessung an einem 


Kindestheil, die ührige Verlassenschaft ist den Kindern herauszugeben. 
Das herausgegebene Vermögen kann jedoch für einen den Umständen 

angemessenen Beitrag an den Unterhalt und die Erziehung der noch 
minderjährigen Kinder in Anspruch genommen werden (1839, 1840; 
231, 233, 234, vergl. 1843). | 
Die Eltern haben auch gegen Bestreitung der Kosten des Unter- 
haltes und der Erziehung das Recht der Nutzniessung am Vermögen 


der Kinder während der Dauer ihrer Minderjährigkeit. Ausgenommen 
2 ist, wie in andern Kantonen, das Sondergut der Kinder. Diese 
Rechte und Pflichten gehen nl den Ueberlebenden über. Dem 


Letzten steht auch die Nutzniessung an demjenigen Vermögen der 
Kinder zu, welches ihnen während seines Wittwenstandes anfällt 
(229, 230). Nach erreichter Volljährigkeit der einzelnen Kinder haben 


ul 


die Eltern, resp. der überlebende Ehegatte, das denselben von dritter 
Seite angefallene Vermögen zur Hälfte herauszugeben. An der 
übrigen Hälfte dauert die Nutzniessung fort bis zum Tode oder zur 
Wiederverheirathung des überlebenden Elterntheils. Tritt dieser in 
eine zweite Ehe, so ist er zur Herausgabe des den Kindern von 
dritter Seite angefallenen Vermögens verpflichtet (232, 234). Auch 
solches Vermögen kann den Umständen angemessen in Anspruch 
genommen werden, sofern bei der Wiederverheirathung noch minder- 
jährige Kinder vorhanden sind, zum Zwecke des Unterhaltes und 
der Erziehung der Letztern. 


ß. Sind neben gemeinsamen Kindern, solche früherer Ehe vor- 
handen, so ist den Letztern ihr Betreffniss auszurichten. Am Erb- 
theil der gemeinsamen Kinder und an ihrem Vermögen hat der 
überlebende Theil das Nutzniessungsrecht wie oben beschrieben (1841). 

y. Neben Nachkommen des Verstorbenen aus früherer Ehe be- 
zieht der Ueberlebende einen Kindstheil zur Nutzung, welchen er 
in Falle“einer neuen Ehe herauszugeben hat (1842). 


ö. Hinterlässt ‚die Ehegattin uneheliche Kinder, so bleibt das | 
Erbrecht des überlebenden Ehegatten sich gleich als ob sie Kinder 
aus früherer Ehe gehabt hätte (1844). 


2. Bei unbeerbter Ehe. Wenn der verstorbene Ehegatte keine 
Nachkommen (also die Mutter auch keine aussereheliche) hinterlässt, 
so erhält der überlebende Theil, die Zebenslängliche Nutzniessung 
an der ganzen Verlassenschaft des Verstorbenen (1845). 

Der überlebende Ehegatte ist bis auf drei Viertheile der durch . 
das Gesetz ihm angewiesenen erbrechtlichen Vortheile gegen beein- 
trächtigende letztwillige Verordnungen und unter diesen Gesichts- 
punkt fallende Schenkungen oder Geschäfte unter Lebenden zu 
schützen. Dieses Pflichttheilsrecht kann ihm jedoch wegen Indigenität 
entzogen werden (1909, 1914. 1915; 1013—1016; 1910, 1921). 


Eine weitere Beschränkung durch Erbvertrag ist zulässig (1985). 


Il. Der Ehecontrakt. 


a. Zeitpunkt. Unter geriehtlicher Ratifikation kann ein Ehe- 
vertrag jederzeit errichtet werden. 

b. Ebenso kann derselbe unter Mitwirkung des Gerichts auf- | 
gehoben und abgeändert werden. 

ec. Constituirung, Aufhebung und Abänderung müssen gehörig 


publizirt werden, wenn sie Dritten gegenüber Wirkung haben sollen 
(161—164). 


e d. Gegenstand. Durch Vertrag kann zwischen Brautleuten und 
Ehegatten ein von der gesetzlichen Gülerordnung wesentlich ab- 
-  weichendes Recht eingeführt werden. Diese Verträge sind aber nur 

gültig, wenn das Bezirksgericht des Wohnortes nach vorausgehender 


_ - Prüfung die Ratifikation ertheilt. 


Aber auch die richterliche Genehmigung ist Bessioheh dadurch 
beschränkt, dass sie nur erfolgen darf: «. wenn besondere, in den 
individuellen Verhältnissen der Ehegatten liegende Gründe ein. 
wesentlich verändertes Güterrecht wünschbar machen, z. B. wenn 
die Ehe unter der Herrschaft eines abweichenden Güterrechts ge- 
schlossen worden war, und wenn 
x 8. der Vertrag nichts enthält, was dem Wesen und der Würde 
der Ehe zuwider ist (163). Die Aufhebung eines derartigen Ver- 
'trags und Herstellung des Landrechts bedürfen zu ihrer Gültigkeit 
der übereinstimmenden Willerserklärung beider Ehegatten vor Ge- 
richt (164). Diese Bestimmungen sind dem Zürcher-Recht enthoben. 
Eine Abänderung des einmal geschlossenen Ehevertrages, ausser die 
Aufhebung desselben, wird darnach selten vorkommen. 

Im Uebrigen ist das Gebiet des Erbvertrags sehr beschränkt. 
Das gesetzliche Güterrecht ist nahezu als obligatorisch zu betrachten. 
Innerhalb des bestehenden Güterrechts, der ehelichen Vormundschaft 
und Errungenschaftsgemeinschaft dürfen Brautleute und Ehegatten 

‚ohne weitere Förmlichkeiten Verträge abschliessen, z. B. über den 
dem Weibergut beizulegenden Schatzungswerth, welchen der Mann 
an Stelle der eingebrachten Objekte bei Auflösung der Ehe zu ent- 
richten hat, Verträge über Ort und Zeitpunkt der Wiedererstattung 
‚des Weibergutes, Bestimmungen über das Sondergut und Nadelgeld 


oe es. (du 165). 


- Daneben ist es das Testament, die Schenkung unter Ehegatten, 
der Erbvertrag und die Schenkung auf den Todesfall, welche nur 
in Form des Erbvertrages gemacht werden kann, wodureh die Ehe- 
 gatten sich Zuwendungen machen können (1943; 1017: 1985; 1990). 
Alle diese Liberalitäten sind vorab durch das Pflichttheilsrecht 


Dritter beschränkt (1906; 1914, 1915, 1013—1016): 


Ueber zwei Drittheile des ererbten Gutes des Erblassers darf 
letztwillig nicht verfügt werden. Dazu gehört Alles, was der Erb- ' 
lasser durch gesetzliche Erbfolge oder durch dieselbe vertretende 
letztwillige Verfügungen oder durch Vermögensherausgabe erhalten 
hat. Alles Uebrige gehört zum Vorschlag (1818). Die Testirfreiheit 
‚beschränkt sich .also auf den letzten Drittheil des Ererbten, soweit 


> ..er vorhanden ist, und auf den allfälligen Vorschlag über das Ererbte 


hinaus (1906). 


f. Wenn eheliche Neck oder nneheliche ne der 
Mutter (1834; 271) als Erben vorhanden. sind, so kann zu Gunsten 
einzelner Nachkommen verfügt werden: über einen Fünftheil dessen, 
was vom letzten Drittheil des Ererbten vorhanden ist, und über ee 
zwei Fünftheile des Vorschlages; zu Gunsten Dritter: über einen 


Zehntheil des Erstern und über einen Fünftheil des Letztern. 

2. Vater und Mutter beschränken die Testirfreiheit auf einen 
Viertheil des letzten Drittheils des Ererbten und auf die Hälfte des 
Vorschlages; ne 

3. Geschwister auf einen Drittel des Erstern und auf zwei Dritt- 
theile des Letztern ; 

4, Nekkonnen der Geschwister auf die Hälfte des Erster, Die 
Testirtreiheit über den DE unterliegt von da an keiner Be- 
schränkung mehr. 

Ueber den letzten Drittel, soweit er vorhanden, darf von da an 
testirt werden: | 

5. wenn die Erbschaft an die Grosseltern gelangt, zu zwei 
Drittheilen ; | 

6. sind Onkel und Tanten die nächsten Erben, zu vier Fünf- 
en | 

. Gelangt die Erbschaft an entferntere Verwandte, so mag der 


ee über den ganzen, die zwei Drittheile des ererhien Gutes _ 


übersteigenden Betrag frei verfügen. ® 
Darnach beschäftigen uns bloss noch einige Snaziallesin an 


über den Erbvertrag. Er ist einseitig oder wechselseitig und kann neben : = 
den genannten Zuwendungen auch einen Erbverzicht enthalten (1985). 


Er ist zudem bloss gültig, wenn er zwischen dem Erblasser und 
seinen gesetzlichen Erben oder zwischen kinderlosen Eheleuten ab- 
geschlossen worden ist. Bloss unter den nämlichen Voraussetzungen 
‚hat die Schenkung auf den Todesfall rechtliche Wirkung (1990. 
Die Form der Erbverträge ist die des ordentlichen Testamentes 
(1981—1984). Sie können in den gleichen Formen unter Mitwirkung 
beider Vertragspersonen aufgehoben werden (1994). Ueberdem ver- 
liert ein wechselseitiger Erbvertrag unter Ehegatten in Folge später 
eingetretener Scheidung von selbst seine Wirksamkeit (1995) Ab- 
weichende Bestimmungen des Erbvertrages vorbehalten, tritt er 


ausser Wirksamkeit, wenn der: Vertragserbe vor dem Erblasser 


stirbt (1983). 

4) Rechte der Gläubiger. Nach Bekanntmachung des Ehever- 
trages oder der Aufhebung desselben treten dritten Personen gegen- 
über die Bestimmungen des Vertrages, beziehungsweise des resti- 
tuirten Landrechtes, in Wirksamkeit (162, 164). 


dr anion. aeneill Ausser- Rhoden. 
Bee für den Kanton Appenzell A.-Rh., Bd. I, 1864. Die eitirten 
Zahlen beziehen sich auf die Seiten dieses Bandes. Daraus heben wir be- 
> sonders hervor: Gesetz betr. Schuldbetreibung v. 29. April 1860 (184 fgg.); 
Gesetz betr. Concursverfahren v. 28. April 1861 (198 fgg.); Ehesatzungen 


vw. 28. Okt. i860 (210 fgg); Elternr. v. 28. Okt. 1860 (226 u. 227); Gesetz 


= betr. die unehelichen Kinder v. gleichen Datum (228 fgg.); Gesetz betr. 


Erbrecht v. 28. April 1861 (231 fgg.); Gesetz betr. Vormundschaftswesen 
er = v. 28. Okt. 1860 (244 fgg.). 


A Gesetzliches Güterrecht. 


Eigenthumsverhältnisse und aktive Vermögensrechte. 
Ausser-Rhoden bekennt sich zum System der Güterverbindung. 
Die Vermögen der Eheleute bleiben dem Eigenthume nach getrennt. 
Was die Frau bei Eingehung der Ehe besitzt, und was ihr während 
derselben zufällt, geht in die Verwaltung des Mannes über. Das 
"Nutzniessungsrecht desselben an dem Frauengute endigt lediglich 
mit der Auflösung der Ehe. Ebenso bezicht der Mann den Erwerb 
der Ehefrau. Das Frauengut muss im gleichen Werthe erstattet 
werden, wie es in die Ehe gebracht worden ist. Dieser Satz schliesst 
nieht aus, dass die Frau ihr in natura vorhandenes Gut zurück- 
nehmen muss und nur für Fehlendes Ersatz fordern kann. Vor- 
und Rückschlag gehen allein den Mann an. Nicht gesagt ist, ob zu 
dem Rückschlag auch das durch Zufall oder durch gewöhnlichen 
Gebrauch entwerthete oder untergegangene Frauenvermögen gehöre, 


2 worden, ohne dass der Manr sich erholt hätte, ersetzt werden müsse. 
Aus dem System ergibt sich offenbar, dass in solchen Fällen die Haft- 
= barkeit des Mannes aufhört. Im Nothfalle, allerdings mit Zustim- 
mung der Vormundschaftsbehörde, kann ja "auch das Vermögen der 
_ Kinder in ihrem Interesse angegriffen werden (Ehesatz. Art. 18, 

S. 214: Erbr. Art. 4, Abs. 4 u. 5, S. 234: Elternr. Art. 5, $. 227). 

2) Dispositionsbefugnisse. a. Des Mannes. So lange er hand- 
lungsfähig ist, besitzt er gegen Verantwortlichkeit für das Kapital 
das freie Verfügungsrecht über das ETENEHFERIEGEN (Ehesatz. Art. 
18 .cit.); 

b. Der Frau. Sie steht unter Vormundschaft des Mannes und 
kann ohne Einwilligung desselben keine Schulden contrahiren. 
Erfolgt diese Ermächtigung, so haftet der Mann persönlich für die 
Verbindlichkeiten. Diess gilt insbesondere für Handlungen, welche 

die Frau für den täglichen Haushalt oder für einen Berufszweig 
vornimmt, den sie mit seinem Vorwissen betreibt. 


sowie ob auch dasjenige, welches im Falle ächter Noth verwendet 


ee 


/Ju Bürgschaften und Verschreibungen zu Gunsten des Mannes = ä 
bedarf die Frau der Genehmigung der Vorsteherschaft (Vormund- 


schaftsbehörde) der Heimathgemeinde (Ehesatz. Art. 19, S. 215). 
(Geräth der Mann selbst unter Vormundschaft oder in’s Falli- 


ment, so ist der Frau ein Vormund zu bestellen (Vormges. Art.1 


lit. ec, S. 244). Nach den Grundsätzen der Vormundschaft über voll- 
Jährige bevogtete Personen kann der Frau gestattet werden, einen 
Beruf oder ein Gewerbe zu betreiben. Die vormundschaftliche Ob- 
sorge beschränkt sich auf Erhaltung des Kapitalvermögens (Vormges. 
Art. 21 u. 23, Abs. 2, S. 252 u. 253, vergl. Art. 10, S. 248). Da 
der Mann in diesen Fällen das Nutzungsrecht am Frauengut fort- 
besitzt, so wird mit Bezug auf die Fallitenfrau kaum der erste Ab- 
satz des Art. 23 cit. zur Anwendung kommen, wornach bevogteten 
volljährigen Personen in der Regel der Ertrag ihres Kapitalver- 
mögens zu eigener Verwendung überlassen wird (vgl. Ehesatz. Art. 


18, Abs. 3, Art. 32, S. 219). Eine gefährliche Lage für die Eheleute a 


gegenüber den Cläubigern des Mannes! 

Die Mutter ist nicht Vormünderin der vaterhalb verwaisten 
Kinder, dagegen kann sie dennoch für Erziehung und Unterhalt der 
Kinder unter Aufsicht der Vormundschaftsbehörde sorgen , welche 
ihr nach Bedürfniss die Zinsen des Vermögens der Kinder zur 


Bestreitung der Auslagen verabfolgen lässt. Im Nothfall kann ihr 


Vermögen selbst angegriffen werden (Elternr. Art. 5 eit.). 
Aus dem Bestehen der Geschlechtstutel*) ergibt sich, dass die 
Ehefrau zu letztwilligen Verordnungen der Einwilligung des Mannes 


bedarf und die Wittwe der obervögtlichen Zustimmung (Erbr. Ar 


17, Abs. 4, S. 241 u. Vormges. Art. 1 in fine $. 245). 


3) Sicherheiten. Die Vorsteherschaft des Heimathortes der Ehe- 
leute ist berechtigt, auf Begehren der Frau oder auch ohne dasselbe 


die Sicherstellung ihres Frauengutes anzuordnen, wenn nämlich die 


Erhaltung desselben gefährdet erscheint (Ehesatz. Art. 20, S. 215). 

Die Frau hat im Concurse des Mannes kein eigentliches Privi- 
legium. Art. 9 des Goncursverfahrens (S. 202) schreibt diessfalls vor: 

«Bei Fallimentsfällen soll das in natura vorhandene Frauen- 
vermögen, so wie es in die Ehe gebracht oder während derselben 
‘ererbt wurde, bestehe es in Zetteln, offenen Schulden ‘oder Fahr- 
nissen , gesichert sein, sowie auch die auf gesetzliche Weise zu 
Gunsten der Frau errichteteten Widerlagsbriefe. Gleiche Sicherheit 


*) Anmerkung. Dieselbe wird durch den Bundesgesetzentwurf betr. 


persönliche Handlungsfähigkeit entfernt. Siehe Entwurf und Botschaft (8.13) n 


des Bundesrathes vom 7. Nov. 1879. 


en al die: Kapitalbriefe oder Schuldtitel , - die in Folge 
von Umänderungen aus dem Vermögen der Frau angeschafft und 
"innerhalb Jahresfrist, vom Tage der Umänderung an gerechnet, auf 
der Gemeindekanzlei als Eigenthum der Frau eingeschrieben worden 
sind. Was nicht auf diese Weise versichert ist, wird nach Vor- 
schrift des Art. 11 behandelt» (vide S. 203). Der Frau wird also 
in der Betreibung und im Concurse des Mannes lediglich ihr Eigen- 
thum gesichert, d. h., es kann dasselbe für Forderungen des Mannes 
nieht in Anspruch genommen werden. Für die Ersatzforderung 

für fehlendes zugebrachtes Gut ist die Frau It. Art. 11 des Goncurs- 
 verfahrens mit den unversicherten Greditoren in die vierte und 
letzte Klasse versetzt. 

4) Rechte der Gläubiger. a. Voreheliche Schulden der Frau 
hat sie mit ihrem Vermögen zu bestreiten (Ehesatz. Art. 18, Abs. 2 
2b): 
| bh. Für die Eheschulden, mit Einschluss derjenigen, welche das 


Weib mit Einwilligung des Mannes oder in blosser Vertretung des- 


‚selben (Haushaltungskosten und Schulden aus einem von der Frau 


betriebenen Gewerbe), hat derselbe allein aufzukommen. 


ce. Gültig eingegangene Verschreibungen und Bürgschaften der 
Frau zu Gunsten des Mannes hat sie natürlich aus ihrem Vermögen: 
zu bestreiten (Art. 19 cit.). 

5) Ausscheidung. a. Restitution. Bei gänzlicher Scheidung, im 
Concurse und bei Abgang eines Ehegatten mit Tod erhält die Frau 
ihr Zugebrachtes zurück, soweit es in natura vorhanden ist. Nicht 
mehr Vorhandenes ist in dem gleichen Werthe vom Manne zu er- 


3 statten, wie es eingebracht worden. Vor- und Rückschlag betreffen 


den Mann. Die muthmasslichen Ausnahmen von dieser Ersatzpflicht 
sind unter der Aufschrift «Eigenthumsverhältnisse ete.» schon be- 


rührt worden. Es erübrigt noch zu bemerken, dass ausserordent- 
- liche Verwendungen auf ihre Güter die Frau dem Manne zu vergüten 


hat (vide Erbr. Art. 4, Abs. 4 u. 5, S. 234 u. Ehesatz. Art. 11, 
Abs 179.214). 7... 

b. "Erbrecht der Ehegatten (statutaria portio). a. Bei unbeerbter 
Ehe und neben einem gemeinsamen oder einem aus früherer Ehe 
des Verstorbenen herstammenden Kinde oder dessen Nachkommen 


: bezieht der überlebende Ehegatte einen Drittheil der ganzen Ver- 
 lassenschaft zu Eigenthum (Ehesatz. Art. 4, S. 234). 


ß. Bei beerbter Ehe und wenn Kinder früherer Ehe des Ab- 
geschiedenen vorhanden sind, erhält der überlebende Theil einen 
Kindstheil, sofern nämlich ‚mehr als ein Kind oder dessen Nach- 
kommen am Leben sind (Ehesatz. Art. 4 eit.). 


108 we 


y. Ist keine ort nike, so wird der Ehegalte 


alleiniger Erbe (Erbr. Art. 10, S. 37. 


Der Mann erbt überdiose stets den Br autwagen, ei Kleider, en 


Bettgewand und andere hausräthliche Sachen, welche die Braut m = 
die Ehe mitgebracht hat, oder das an dessen Statt vor der Heirath 


dazu bestimmte und gegebene Geld (Ehesatz. Art. 4). 


Ueber Entschädigung, Genugihuung, Vermögensersatz, Besorgung 


und Unterhaltung eines Gatten oder der Kinder bei Ehescheidungen 3 
besteht im Weitern kein Gesetz und hat der Givilrichter darüber u 


entscheiden (Ehesatz. Art: 51, S. 225). 


Das Erbrecht der Ehegatten kann durch letztwillige Verordnung, 2 


durch Ehevertrag und andere Geschäfte unter Lebenden, erweitert = 


und beschränkt werden, was sich aus Nachfolgendem ergeben wird. 


- 11. Der Ehecontrakt. 


a. Zeitpunkt. Der Ehecontrakt muss vor der Ehe abgeschlossen = 


werden und ist sonach nach Eingehung derselben 
b. unabänderlich. 


c. Publicilät. Eheverträge, welche das gesetzliche Güterrecht | — 


‚in wesentlichen Dingen abändern, müssen der Behörde der Heimath- 
gemeinde der Ehegatten vorgelegt werden. Von hier gelangen ie 


mit einem Gutachten der betreffenden Behörde, in welchem de 


persönlichen und Vermögensverhältnisse der Vertragschliessenden 


dargestellt sein müssen, an das Obergericht zur Genehmigung. 


Hiezu kommt die weitere Beschränkung, dass, wenn sich eine 
wesentliche Benachtheiligung der Vermögensrechte von Kindern aus 


früherer Ehe ergeben sollte, solche Eheverträge die Einwilligung ei 
dieser Kinder oder ihrer Vormiundschaftshehörde wenn sie bevogtet _ > 


sind, erfordern (Ehesatz. Art. 21, S. 215). 


d. Gegenstand. Mit diesen weitgehenden Beschränkungen kan nn 
also auch eine von der gesetzlichen abweichende Güterordnung durch 


Vertrag der Brautleute eingeführt werden. Es kann dann ferner 


durch Ehevertrag ein Gatte dem andern Zuwendungen machen. Hier 


kommt vor Allem Art, 18 des Erbrechts (S. 241) in Betracht, wo- 


nach Schenkungen unter Lebenden und Verträge nicht zur Umgehung 


des Pflichttheilsrechts dienen dürfen. Die Zuwendungen durch Ehe- 
vertrag dürfen den zehnten Theil des Vermögens des Erblassers 


nicht übersteigen, wenn Leibeserben vorhanden, den vierten Theil 


nieht in Concurrenz mit der elterlichen Parentel, nachher bleibt 
das Verfügungsrecht auf den dritten Theil beschränkt EB At 


S. 240). 


Todstall a batrashlet sie als Eiktes und dasselbe. Die Ehe- 
ee  gatten können sich dadurch bedenken, wie durch Vertrag, und ebenso 
- darf in gleichem Maasse das gesetzliche Recht des Ueberlebenden 
| is Liberalitäten an ‚Dritte verkürzt ae jedoch nur so, dass 


und der Genehmigung des Obergerichts. Kinder früherer 
Ehe oder ihre Vormundschaftsbehörde müssen auch hier einwilligen, 
sofern ihr gesetzliches Erbrecht dadurch wesentlich bedroht wird 
(Ehesatz. Art. 22, S. 216). 
ER Rechte der en 


$ 18. 


Der Kanton Appenzell Inner-Rhoden. 


| randbuch, gedruckt bei Zollikofer & Züblin in St. Gallen, 1828. Gesetz 
ie Vormundschaftswesen und Fallimentsrecht v. 27. April 1856 ; Erbgesetz 
SL April 1865). 


. Gesetzliches Güterrecht. 


) Eigenthumsverhältnisse und aktive Vermögensrechte. 

a. Sachenrechte. Der Kanton Appenzell Inner-Rhoden huldigt 
- ausschliesslich dem System der Güterverbindung. Dasselbe ist. obli- 
2.  gatorisch. Der Ehevertrag ist untersagt (Landbuch, Satzung v. 158], 
a Art, 189, S. 96). 

$ - -#x.Die Frau behält das Eigenthum an ihrem zugebrachten Ver- 
ee mögen. Die Nutzung und Verwaltung desselben, sowie überhaupt 
aller Erwerb während der Ehe stehen dem Manne zu. Vorschlag 
und Rückschlag, welcher sich während der Ehe ergibt, gehen einzig 


Dieselben sind an den gültig abge 


ame 


sogar bei Trennung von Tisch und Bett, muss as Weiberäut Zu- a 
rückerstatiet werden. Von der Rückerstattung nehmen wir aus, als 


dem Grundgedanken des Systems entsprechend: 

Vermögen der Frau, welches durch Zufall oder natürliche Ab- 
nutzung untergegangen, was im Falle ächter Noth, ohne dass der 
Mann wieder zu Vermögen gekommen wäre, verbraucht worden, 


oder was zur Erfüllung von Pietätszwecken, welche der Frau ob- . 


lagen, verwendet worden. Der Ersatzpflicht entzieht sich auch der 
Minderwerth, welcher sich in Folge ordentlichen Gebrauchs ‚der: 
Vermögensstülcke eingestellt. ; 


b. Forderungen der Frau gehen ebenfalls an den Mann über RS 
mit Ersatzpflicht bei Auflösung der ehelichen Wirthschaft (Art. 10 


des Ges. v. 30. April 1865). | ee, 
2) Dispensationsbefugnisse: a. Des Mannes. Derselbe verlügt 
frei über Mobiliar- und Immobiliarvermögen der Frau. 


b. Der Frau. Sie steht unter Vormundschaft des Mannes. Ohne 


seine Einwilligung kann sie weder sich, noch den Mann verpflichten. 
Eine Ausnahme bilden die Schulden, welche sie mit Bezug auf den 
Haushalt oder auf ein Gewerbe, welches sie mit Vorwissen des 
Mannes betreibt, contrahirt, so lange ihr dieses Dispositionsrecht 
nicht dureh öffentliche Bekanntmachung von Seite des Mannes ent- 
zogen wird. Solche Schulden hat der Mann zu übernehmen. | 


Geräth der Mann in Coneurs oder kommt er selber unter Vor- 


mundschaft, so wird der Frau zu ihrem Schutze ein eigener, obrig- 
‚keitlicher Vogt beigegeben (Art. 4 d. Ges. v. 27. April 1856). In 
Fällen, wo die Vormundschaft des Ehemannes über die Frau nicht . 


ausreicht, oder in einem auffallenden Masse vernachlässigt wird, 


ist ihr ebenfalls ein Vogt zu bestellen (Art. 5 ibidem). Hierher 
gehören die Fälle, wo die Interessen von Mann und Weib collidiren. 
Es ist also anzunehmen, dass zu Rechtsgeschäften mit dem Manne, 
7.B. zu Bürgschaften oder andern Intercessionen zu seinen Gunsten, 


zu Abtretungen und Schenkungen an ihn, soweit dieselben zulässig 


sind (Art. 8 d. Ges. v, 30. April 1865), den Frau ein Beistand bei- 
seordnet werden muss. 

Die überlebende Mutter kann nicht als Vormünderin der Kinder 
bestellt werden (Art. 6 d. Ges. v. 27. April 1856). 

Die Frau kann ohne Intervention des Mannes testiren (Art. 6 
d. Ges. v. 30. April 1865). 

3) Sicherheiten. Der Widerlagsbrief, welcher durch das Land- 
bueh Art. 96, 97 u. 98 vorgeschrieben war, ist abgekommen. Bei 
übler Wirthschaft des Mannes wird ein Vormund bestellt, welcher 
demselben die Verwaltung über das in natura vorhandene Weibergut 


entzieht. Die Forderung der Frau für Ersatz des veräusserten Ver- 

_ mögens wird in das Vogtbuch eingetragen und erhält dadurch ein 
 Privilegium vor den laufenden Forderungen im Concurs des Mannes, 
sofern diese Eintragung mindestens einen Monat vor Ausbruch des 


Coneurses erfolgt ist (Art. 10 des Fallimentsrechtes; Art. 10 u. 15 


des Vormundschaftsgeseizes vom 27. April 1856). Auch kann der 


| ; Mann selbst interdieirt werden. Eine weitere Sicherheit für ihre 


Ersatzforderung hat die Frau ausserdem nicht. Sie coneurrirt sonst 
mit den übrigen Gläubigern. Allerdings vindieirt sie im Concurse 
das in natura vorhandene zugebrachte Gut und können die Gläubiger 
nicht darauf greifen (Art. 11 u. 12 des Fallimentsrechts). 

4) Rechte der Gläubiger. a. Voreheliche Schulden der Frau be. 


ä = : haften lediglich ihr Vermögen. Wenn der Mann dieselben während 


der Ehe bezahlt, so werden sie bei Restitution des Frauengutes in 


< Abzug gebracht (Art. 10 d. Ges. v. 30. April 1865). 


b. Die Eheschulden und die vorehelichen Schulden des Mannes 


. fallen diesem ausschliesslich zu. Das Frauenvermögen darf für die- 
selben nicht in Anspruch genommen werden (Art. 12 des Falliment- 
rechts). 


- €. Für persönliche Schulden, z. B. für gültig eingegangene Inter- 


-  eessionen hat die Frau aufzukommen. 


5) Die Ausscheidung. a. Die Restitution. Bei der Auflösung der 


Ehe durch den Tod eines Gatten, bei der Scheidung und bei der 
- Trennung von Tisch und Bett muss der Frau das zugebrachte Gut 


nach den bereits angegebenen Grundsätzen wiedererstattet werden 


-  (Landbuch Art. 102, 8.48). Im Falliment des Mannes, sowie wenn 
der Frau Sicherheitshalber ein Vormund bestellt wird, nimmt der 


Vogt, resp. die Vormundschaftsbehörde, das Frauengut zu Handen 


(Art. 10 d. Ges. v. 27. April 1856). 


b. Erbrecht der Ehegatten (statutaria partio). co. Bei beerbter 


Ehe oder bei Vorhandensein von Kindern aus früherer Ehe des 
verstorbenen Ehegatten hat der Ueberlebende einen Kindestheil am 
-  Mobiliarvermögen des Verstorbenen als Eigenthum zu beziehen und ° 
_  aneinem Kopftheil an den Liegenschaften die lebenslängliche Nutzung. 


Hinterlässt der Abgeschiedene bloss ein Kind, so reduzirt sich das 
Recht des Ueberlebenden auf einen Drittheil des Mobiliarvermögens 


zu Eigenthum und auf einen Driitheil des Immobiliarvermögens 


zur Nutzung (Art. 11 d. Ges. v. 31. April 1865; Landbuch Art. 101, 


: = 8. 48). 


ve BisBei unbeerbter Ehe. Bei Vorabsterben des Mannes erhält die 
Frau die Hälfte des Mobiliarvermögens desVerstorbenen zu Eigenthum 


und an einem Drittheil der Immobilien die lebenslängliche Nutzung. 


Bei Vorahsterben der Frau gehört dem Manne das Eigenthum a 
am ganzen Mobiliarvermögen derselben und die lebenslängliche ER 


Nutzung an einem Drittheil der Liegenschaften. 


Sei die Ehe beerbt oder nicht, so fällt dem Manne der. «Braut- 


wagen» als Eigenthum zu (Art. 12 d. Ges. v. 30. April 1865, er a 


Landbuch Art. 99 u. 100, S. 48). 


Wenn ein verheirathetes Kind ohne Nachkommen vor seinem 


Vater abstirbt, so gehört das Heirathsgut zur Hälfte dem überlebenden 


Ehegatten, die andere Hälfte fällt an den Geber zurück (Art. 13 cit.), 


Unter Heirathsgut ist dasjenige verstanden, was die Braut über 
den Brautwagen hinaus in die Ehe bringt oder was der Bräutigam Be 


bei der Verheirathung von den Eltern empfängt (Art. 13 cit.). 


Stirbt die Frau vor Sankt Johann, so beziehen ihre Erben dn 
Jahresnutzen vom Frauengut, stirbt sie nachher, so gehört derselbe 


dem Manne (14 ibidem, vergl. Landbuch Art. 102, S. 48). 


Die unehelichen Nachkommen üben hier insofern einen Einfluss, 


als sie die Hälfte der Erbportion eines ehelichen beanspruchen = = 


können (22 ibid.). 


Das Recht des Ueberlebenden kann durch testamentarische 
Verfügung erweitert und beschränkt werden. Wer Nachkommen 


hat, kann ohne Einwilligung der Erben bloss über 3 °/, seines Ver- 2 


mögens verfügen, sonst bloss über 5°/,. Mit Einwilligung der Standes- = | 
kommission dürfen Vermächtnisse an pie cause höher gehen 6 


ibidem). 


Vermächtnisse, welche das gesetzliche Maass überschreiten, nd = 
nichtig (7 ibid.). Schenkungen und Liberalitäten aller Art unter- = 


liegen den gleichen Beschränkungen (Art. 8 ibid.). 


Erbverträge, welche die Rechte der Erben «beträchtlich ver- > 


kürzen» sollen, sind nichtig, desgleichen Kauf, Verkauf, au etc. 
nicht verfällener Erbschaften (9). 


Il. Der Ehevertrag fällt weg. 


$19. 
Der Kanton St. Gallen. 
[Gesetze und Verordnungen des Kantons St. Gallen über die Erbfolge, 


> ; ein Bändchen, 1861. Daraus insbesondere: Gesetz über die Erbfolge vom 
9. Dez. 1808, in Kraft seit dem 12. Febr. 1809; Bekanntmachung der 
Kantonskanzle betr. Fertigung und Aufbewahrung. von Erbverträgen vom 


. März 1839; Vormundschaftsgesetz. v. 29. Nov. 1833, in Kraft seit dem 
is Febr. 1834; theilweise Revision desselben v. 10. Juni 1854, in Kraft 


seit dem 17. Aug. 1854; Schuldentrieb u. Fallimentsverordnung v. 23. Jan. 


“ 


1845.) 
I. Gesetzliches Güterrecht. 


1) Eigenthumsverhällnisse und aktive Vermögensrechte. 
Sachenrechte. Das Einführungsgesetz zum Erbrecht von 1808 


| enthält in Art. 5 folgende Bestimmung: «Das Gut, welches ein Weib 


ihrem Mann in die Ehe gebracht, nebst demjenigen, was ihr während 
der Ehe durch Erbfolge (wohl auch durch Schenkung) zufiel, wird 


\ ‚als Vermögen der Ehefrau betrachtet. 


Alles übrige Gut hingegen wird ohne Rücksicht auf Aeufnung 
oder Abnahme während der Ehe als das Vermögen des Ehemannes 
angesehen.» 


Die Frau bleibt Eigenthümerin ihrer zugebrachten Vermögens- 


 stücke. Der Mann verwaltet das Weibergut, nutzt dasselbe und 


bezieht die Früchte der Arbeit beider Gatten. Vor- und Rückschlag 


hat er zu tragen. Sie nimmt bei Auflösung der Ehe, wenn nicht 


der Coneurs es verhindert, das Zugebrachte, soweit es in natura 
vorhanden, zurück, für veräusserte Objekte jedoch hat sie auf Resti- 
tution des Werthes Anspruch. 

b. Forderungen gehen im gleichen Sinne an den Mann über. 


2) Dispositionsbefugnisse. a. Des Mannes. Er disponirt voll- 
ständig frei über bewegliches und unbewegliches Gut der Frau, so 
lange er eigenen Rechts ist. 

b. Der Frau. Dieselbe steht unter Vormundschaft des Mannes 
und kann ohne seine Einwilligung sich Dritten gegenüber nicht 
verpflichten und Erbschaften nicht annehmen (138 d. Erbr.). Ver- 
bindlichkeiten aus Handlungen, welche sie vornimmt zur Bestellung 
des täglichen Haushaltes oder zur Betreibung eines Berufszweiges 
mit Vorwissen des Mannes, hat dieser so lange zu übernehmen, als 
er das Verfügungsrecht der Frau durch öffentliche Bekanntmachung 


: nicht entzogen. 


. Zu Rechtsgeschäften mit dem Manne oder zu Gunsten desselben, 


z. B. zur Eingehung von Bürgschaften und andern Intercessionen 


für denselben, zur Führung von Prozessen, wobei der Mann interessirt 


Dr. Schreiber. Die ehelichen Güterrechte der Schweiz, 8 


-- 18t, überhanpt wo bi Rechishartlinn gen he ee von on Mang 
und Weib coneurriren, reicht die Vormundschaft des Mannes nicht = 


aus. Es ist der Frau ein Stellvertreter beizugeben, welcher ad hoe 


die Stellung eines Schutzvogtes (Curators) einnimmt, und der die = 


vormundschaftliche Genehmigung einzuholen hat, wo dieselbe vor- 


geschrieben ist, z. B. bei Bürgschaften (Art. 139—113 u. Art. 11 des. 


Vormundschaftsgesetzes, vgl. Art. 126, Ziff. 5 ibid., vgl. überkaup 
125, 126 u. Art. 5 des Gesetzes v. 10. Füni 1854). 


Das St. Gallische Gesetz hält noch an der Geschlechivar u | 


ER 


schaft fest.*) Die Wittwe, die auf Zeit oder für immer geschiedene 


Frau, ebenso das Weib des Falliten, ist unter Curatel zu stellen, bis 


sie selbst die Besorgung ihres Vermögens dem Ehemann wieder 


anvertrauen will und das Waisenamt, und im Widerspruche das 


Gericht hiezu einwilligt (V. V.O. Art. 104, 135; Gesetz v. 10. Juni 


1854, Art. 7). Die öffentliche Bekanntmachung ist überdiess vor- 


geschrieben (Art. 136 eit.). Dem Schutzvogt liegt vorab nur die 


Erhaltung des Stammvermögens ob. Ueber die Einkünfie verfügt 
in diesen Fällen die Frau unbeschränkt (V. V.O. Art. 123 u. 128). 


Ihr kann auch gestattet werden, ein Gewerbe zu betreiben (Art.133eit.). 
Die Wittwe ist niemals Vormüuderin der vaterhalb verwaisten 


Kinder (vgl. Art. 19 u. 39 eit.). 


Jede Person, welche das 18. Jahr zurückgelegt und nicht durch = 


gerichtliches Urtheil oder wegen Verschwendung bevogtet ist, kann 


unbehindert letztwillig verfügen, sonst bedarf ihr Vermächtnis der 


gerichtlichen Gutheissung (Erbr. Art. 61, 62). 


3) Sicherheiten. Auf Verlangen so Frau, ihrer Verwnn 


oder der Armenbehörde kann das Vermögen der Ehefrau unter 
Schutzbevogtigung gestellt werden, wenn dasselbe gefährdet erscheint‘ 
oder der Mann seiner Verpflichtung, aus der Nutzniessung desFrauen- 
gutes Weib und Kinder gebührend zu unterhalten, nicht nachkommt. 
Diese Sicherheitsmassnahme muss der Mann über sich ergehen lassen, 


wenn er nicht das Gegentheil nachweisen kann und insbesondere 
nicht erweist, dass eine allfällige Verminderung des Frauenvermögens 
ausser seinem Verschulden liege.. Ist die Bevogligung begründet, 
und unterwirft sich der Mann nicht freiwillig, so erfolgt sie durch 


‚gerichtlichen Spruch. Dieselbe ist zu publiciren. Waltet die Be- = 


sorgniss ob, die Frau könnte später noch um Schulden des Manns 


von ältern Gläubigern belangt werden, so steht ihr die Berechtigung 


zu, eine ausschliessende Vorladung an jene ergehen zu lassen, welche en 


*) Anmerkung. Durch Bundesgesetzentwurf betr. Handlungsfähigkeit S 


v. 7. Nov. 1879 in Frage gestellt; sieh© auch Botschaft vom gleichen 


Datum, 8. 13. 


un 1850. 
- In dem dem Coneurse es Bene (Schatzungs-) 
verfahren darf auf Beweglichkeiten der Frau nicht gegriffen werden 


oder doch nur allen Rechten ohne Schaden, d.h. Repetition der 


Eigenthümerin vorbehalten. Die deutliche Sprache des Art. 47 lit. a 
des Schuldentriebes und Art. 47 des Geseizes. vom 7 August 1854 
S lassen diessfalls keinen Zweifel zu. 

= Im Concurse des Mannes selbst nimmt die Frau ihre fahrende 
Habe zurück, das übrige Vermögen, soweit es nicht versichert ist, 

fällt in die Concursmasse. Für die Hälfte besitzt sie ein Privilegium 
in der dritten Klasse, nach den Hypothekar- und Schatzungsgläubigern, 

Darauf kann sie jedoeh verzichten und anstatt dessen mit den Current- 

gläubigern in der neunten Klasse Ersatz für ihr ganzes Vermögen 

So ‚fordern (Fällimentsgesetz v. 23. Jan. 1845, Art. 65 u. 70). 

_ Daraus geht hervor, dass die Frau im Coneursfalle mit der 

e ihres unbeweglichen Vermögens für die Schulden des Mannes 

haftet. Diese Haftbarkeit hört für alle zukünftigen Schulden mit 

dem Datum auf, da ihr Vermögen unter Schutzvogtei gestellt und 

‚die daherige Publikation erlassen wird. 

4) Rechte der Gläubiger. a. Voreheliche Schulden. Verbindlich- 

keiten, welche die Frau vor der Ehe eingegangen, hat der Mann zu 

bezahlen, soweit das Zugebrachte reicht. Das Gesetz macht keinen 

Unterschied zwischen vorehelichen Schulden des Mannes und den 

 Eheschulden In Folge dessen könnte die Frau ihre oben besprochene 
Haftbarkeit im Goncurse des Mannes nicht damit zurückweisen, dass 

z = Theil der Ansprachen vor der Ehe her dalire. 

—  — .b. Für die Eheschulden haftet der Mann allein, ausser im Con- 

_e cursfalle,, wo die Regeln eintreten, wie sie unter dem Titel «Sicher- 

heiten» zusammengestellt sind. 

€. Für persönliche Verbindlichkeiten (für eültig eingegangene 

Intercessionen etc.) hat die Frau selbstverständlich ebenfalls aufzu- 

kommen. 

5) Ausscheidung. a. Wiedererstattung. Bei Trennung von Tisch 

- und Bett tritt die Ausscheidung nicht nothwendig ein, ja nicht ein- 

ri mal, dass der Mann unbedingt die Verwaltung des Frauenvermögens 
verliert (V. V.O. Art. 104, Ziff. 2). Güterausscheidung hat aber statt 

bei Ehescheidung, bei Aufstellung der Schutzvogtei und bei dem 

Tode. eines Ehegatten. 

Die Frau erhebt ihr Zugebrachtes, soweit es in natura vorhanden, 

für veräussertes Gut leistet der Mann Ersatz. Vor- und Rückschlag 


ee 


Kein Ersatz kann verlangt werden dafür, was durch Zufall 


untergegangen, ebensowenig für Werthverminderung oder Verlust. = 


an Mobiliar in Folge regelrechten Gebrauchs. Da das St. Gallische 
Gesetz vorsieht, dass das unter Schutzvogtei, resp. unter Vormund- 
schaft, gestellte Vermögen im Nothfalle angegriffen werden darf, so 
wird auch das Frauenvermögen unter gleichen Umständen zum 
Unterhalt der Eheleute und Kinder verwendet werden können (vgl. 
V. V. ©. Art. 63; 130 u. Gesetz v. 10. Juni 1854, Art. 6, Ziff. 3). 


b. Erbrecht der Ehegatten (statutaria portio). 


eo. Bei beerbter Ehe und wenn überhaupt erbfähige Descendenz 

des verstorbenen Ehegatten vorhanden ist, also auch wenn die 
Mutter uneheliche Abstämmlinge hinterlässt, erbt der überlebende 
Theil einen Kindstheil zu Eigenthum (Erbr. Art. 47, 43; Art. 182]. 
Die Söhne haben jedoch das Vorrecht auf Liegenschaften und Werk- 


stätten (161, 162 cit.) Er hat den Besitz und Fruchtgenuss vondem 


Erbtheil der Kinder während ihrer Minderjährigkeit, sofern er der 
leibliche Vater oder die leibliche Mutter ist. Bei der Grossjährigkeit, 
oder bei der Verehelichung müssen dem Kind drei Viertheile des 
Erbtheils herausgegeben werden und den Fruchtgenuss des letzten 


Viertheils verliert er, wenn er selbst zu einer neuen Ehe schreitet 


(Erbr. 219). Grossjährige und verehelichte Kinder können diesen 


Viertheil auch dann an sich ziehen, wenn der überlebende Ehegatte 


vom Verstorbenen durch Ehecontrakt oder Vermächtniss (wohl auch 


durch Schenkung) über seinen gesetzlichen Erbtheil hinaus begün- = 


stigt worden und auf diese Begünstigung nicht Verzicht geleistet 
wird (Erbr. 220). Wenn die Wittwe, welche aus früherer Ehe 


Kinder hat, sich wieder verheirathet, so tritt während der Minder- 


jährigkeit der Stiefkinder der Stiefvater diesen gegenüber in alle 
Rechte und Pflichten der väterlichen Gewalt. Er hat jedoch ihr 


Stammvermögen unter Aufsicht des Waisenamtes zu verwalten und 


darf ohne Zustimmung desselben keine Veränderungen daran vor- 
nehmen. Auch muss er die Vermögenstitel der Stiefkinder in die 
Waisenlade, den Schirmkasten, abgeben. Gegen den standesgemässen 
Unterhalt der Stiefkinder bezieht der Stiefvater den Fruchtgenuss, 
wie er der überlebenden Mutter zusteht. In Nothfällen und bei Unzu- 
reichlichkeit der Einkünfte darf mit Einwilligung der Vormundschafts- 
behörde zum Unterhalt und zur Erziehung der Stiefkinder ihr 
Stammvermögen angegriffen werden. Stirbt die leibliche Mutter, 
oder kommt sie unter Schutzvogtei, auch wenn der Stiefvater selbst 
unter Vormundschaft geräth, so sind die Stiefkinder besonders zu 
bevogten (Ges. v. 10. Juni 1864, Art. 6). 


Bean zu Rigenthum und die ganze Erbschaft tritt er an, wenn 


überhaupt keine erbfähige Verwandte, also keine Verwandte bis zum 
= 10. Grade existiren (Erbr. 48 u. 49 ; 35). 


Die Rechte der Ueberlebenden gehen unter durch rechtliche 


5 und gänzliche Auflösung der Ehe, ebenso durch Indignität und Ent- 
_  erbung (Erbr. 47 und 48; 249252). 


Auch durch letztwillige Verordnung, durch Erbvertrag und 


Schenkung unter Lebenden kann dieses Erbrecht geschmälert werden, 


was aus dem Weitern hervorgeht. 


Il. Der Ehecontrakt. | 
Das gesetzliche Güterrecht ist obligatorisch. Der Ehecontrakt ist 


lediglich ein Erbvertrag. 


a. Zeitpunkt. Als solcher kann er jederzeit abgeschlossen (Erbr. 


125 und 127) und 


.b. verändert werden er Zustimmung der Vertragsparteien. 


nn Einseitig können sie widerrufen werden unter den gleichen Be- 
en dingungen, wie überhaupt Verträge unter Lebenden widerrufen 
werden können (Erbr. 121). Behalten sich beide Theile den Wider- 
ruf vor, so wird der Erbvertrag dem Vermächtniss gleich betrachtet 
(122 vit). $ 125 schreibt vor, dass Erbverträge und Schenkungen 
vor Todeswegen unter Eheleuten den Vermächtnissen gleich gehalten 


werden, und dass sie, um rechtsgültig zu sein, den diesfälligen Vor- 


schriften Genüge leisten müssen. 


c. Publicität. Nach der Bekanntmachung der Kantonskanzlei 


betr. A Fertigung und Aufbewahrung von Erbverträgen vom 1. März 
1839 ist das Bezirksammannamt die competente Stelle, wo Erbver- 


träge errichtet werden. Dieselben sind vor dem Bor kamen, 


- oder durch ihn selbst, wie Testamente auf Stempel niederzuschreiben 
und von den Parteien zu unterzeichnen. Der Beamte hat mit Sigill 
und amtlicher Unterschrift die Aechtheit von Inhalt und Unterschrift 


en zu beglaubigen. Die Parteien können die Urkunde selbst zu Handen 
nehmen, oder sie gleich Testamenten, in amtliche Verwahrung geben. 


Von der Amtshandlung hat der Bezirksammann im Tagbuch Vor- 


merkung zu nehmen. 
d. Gegenstand. Durch Erbvertrag räumt ein CGontrahent dem 


| andern, oder sie räumen sich gegenseitig, gegen bestimmte Leistungen 
Rechte auf ihre künftige Verlassenschaft ein. Fällt die Gegenleistung 
weg, so haben wir eine Schenkung von Todeswegen (Erbr. 114 und 


125). Der Inhalt ist bei Erbverträgen ganz gleich wie bei Vermächt- 
nissen durch den Pflichttheil beschränkt. Nur ist zu bemerken, 


dass die Rechte des Vertrogsärhen nicht durch nachbarte I 


‚Willensanordnungen verletzt werden können, dass hingegen die Be- we 
fugniss, unter Lebenden zu verfügen, durch Erbverträge nicht weiter, 
als nach ihren ausdrücklichen Bedingungen eingeschränkt wird, nd 
dass Alles an die gesetzlichen Erben fällt, was nicht ausdrücklich 
im Erbvertrag benannt ist (Erbr. 116 --119). Aus wechselseitigeen 
Erbverträgen gewinnt nur der Ueberlebende persönlich ein Erbrecht, 


wenn nicht anders bedungen wird (120 eit). 


In Bezug auf den Pflichttheil, käme hier bloss in Betracht, wor- 


über ein Ehegatte zu Gunsten des andern verfügen kann ; da aber 
bei dem gesetzlichen Güterrecht die Frage offen gelassen worden, 


inwieweit auch das Erbrecht der Ehegatten durch letzte Verordnungen E 
und Erbverträge zu Gunsten Dritter beschränkt werden kann, so 


folgt hier die Darstellung des Pflichttheilsrechtes im Allgemeinen. 
1) Hinterlässt der Erblasser ein Kind oder Descendenten davon, 


so beträgt die disponible Quote halbes Vermögen, bei zwei Kindern 
oder ihrer Descendenz einen Dritttheil und bei drei oder mehr 
Kindern oder ihrer Nachkommenschaft einen Viertheil. Nebeneinem 
oder mehreren Kindern wird der überlebende ans gleich einem Te 


Kind gezählt (Erbr. 94—96). 


2) Die Zuwendungen dürfen die Hälfte des Verndgns nicht © 
übersteigen, wenn der Erblasser beide Eltern, oder auch nur Vater 
oder Mutter, oder weitere Ascendenten beider Linien, welche er 
beerben könnte, allein oder mit andern Erben der zweiten Klasse 
(nämlich zweibändige oder einbändige Geschwister), oder ihre Kinder 
ersten und zweiten Grades hinterlässt. Tritt hier zugleich ein Ehe 
gatte in die Erbschaft ein, so beschränkt sich die disponible ro er 


auf einen Drititheil (97- und 99 il). 


3) Sind Ascendenten bloss von einer Linie vorhanden oder nähen 3 
ihnen eben benannte Erben zweiter Klasse, so darf über zwei Drit- 


theile des Vermögens verfügt werden. Kommt ein überlebender 
Ehegatte hiezu, so reduzirt sich die disponible Quote auf die Hälfte 
(98 und 100 cit.) 


4) Bei Erben der zweiten Klasse ohne Concurrenz von Ascen- 


denten erstreckt sich das Verfügungsrecht auf drei Viertheile des Ver- 


mögens, jedoch bloss auf die Hälfte, wenn ein Ehegatte miteintritt 
(101 und 102). 


5) Die Erben weiterer Parentel besiiaen kein Pflichttheilsrecht, z 


In diesem Falle darf über drei Viertheile des Vermögens verfügt 


werden. Der vierte Theil fällt dem überlebenden Ehegatte als = - 


Pflichttheil zu (104 cit.). 


Damit ist dargethan, was durih einen ige dem en 
arch di Testament und ne zugewendet, was ihm aber auch 


; e orge, ar er, wenn a des Rechis sich nicht begeben hat, die Er- 
 gänzung aus dem Nachlass fordern kann, sofern ihm durch Erb- 
_ vertrag weniger als sein gesetzlicher Erbtheil betragen würde, aus- 
geeizt ist. : 
= Durch die ganrliche. Ehescheidung wird der nl unter 

> hegatten aufgehoben (128 cit.). 
Als verwandtes Verhältniss fällt hier in Betracht die Schenkung 
aaten Lebenden. Ihrer wird zuerst erwähnt bei der Collation, 


welche statt hat zwischen leiblichen Kindern und dem Ehegatten, 
sowie zwischen ersteren und Abkömmlingen vorverstorbener Kinder 
und zwischen diesen Abkömmlingen unter sich mit Bezug darauf, 
was ihre Eltern vom Erlasser abrechnungsweise empfangen (227 — 
229 eit.) Hier ist nun bestimmt, dass die Schenkung zu Gunsten 
eines Kindes oder des überlebenden Ehegatten in Abrechnung zu 
: bringen ist, sofern dabei nicht ausdrücklich erklärt worden, dass 
es dem Begünstigten zum Voraus gehören solle. Was über die ver- 
 _ fügbare Quote hinaus geschenkt worden, unterliegt der Einwerfungs- 
-pflicht (230, 231; 232 cit.) Abgesehen von der Collationspflicht 
unter den bezeichneten Verwandten fallen Schenkungen unter Le- 
 benden bei Berechnung des Pflichttheils ausser Betracht. Einzig 
Schenkungen unter Ehegatten unterliegen der Reduktion, wenn sie 
a. gesetzliche Maass überschreiten und fallen somit in die «Berich- 
tigung», wie das Gesetz die Herstellung des Pflichttheils bezeichnet. 
(243, 246: 247 cit.). 
er "Rechte der Gläubiger. Sie kommen bloss soweit in Betracht, 
als s sie durch fr audulöse Schenkungen verletzt würden. 


$ 20. < 
Der Kanton Graubünden. _ Er 


_ (Bündnerisches Privatrecht, in Kraft seit dem 1. September 1862. Die 
Zahlen verweisen auf die S$.) 


er ‚Gesetzliches Güterrecht. a 
=) Eigenthumsverhältnisse und aktive Vermögensrechte. a, 


FEN 


a. 


120 ee 


.. " Snhenreciet Bin die Sn werden die in 
von Ma und Weib äusserlich zum gemeinschaftlichen Ehevermögen 


_ vereinigt, worüber der Mann vollständig freie Disposition erlangt. 
Innerlich bleiben die zugebrachten Güter nach dem ursprünglichen 
Eigenthum geschieden. Das Frauengut geht also bloss in die Ver- 


waltung des Mannes über, welcher frei damit Geschäfte treibt, und = 


er ist der Frau für den zugebrachten Stammbetrag haftbar (38). 
Diese innere Getrenntheit geht vornehmlich aus folgenden Mo- 
menten hervor. Das Gesetz bestimmt: | 
a. Die Frau gelange in den Mitgenuss des Vermögens des Mannes 
und umgekehrt dieser in den Mitgenuss und i in die Verwaltung 
des Frauengutes (37 und 38). 


ß. Die Verwaltung, nicht aber der Mitgenuss, kann dem Manns | , 


während der Ehe entzogen werden (45). 2: 
». Für die von einem Ehegatten vor der Ehe gemachten Schulden 2 
‚haftet derselbe mit seinem Vermögen (40). 


d. Die Frau ist solidarisch erklärt für die während der Ehe > 


' gemachten Schulden und zwar auch mit Rücksicht des in die 

Ehe geworfenen Vermögens (70). = | 

&. Die beiden Vermögen stehen mit einander in Abrechnung (43). 
£. Bei der Trennung fallen die Vermögensmassen, soweit vor- 


handen und erkennbar, nach ihrem Ursprung an die Gatten an > 


zurück (41). 


Durch alle diese Gesetzesstellen ist die Gütergemeinschaft un 2 : 


verkennbar ausgeschlossen. 


Vom Nutzniessungs- und Verfügungsrechte des Mannes ist u 
genommen und bleiben der Frau zur freien Disposition überlassen, eo. 


die Sondergüter: 
a. Ihre Kleidungststücke und Schmuckgegenstände, nebst den zu 
ihrem ausschliesslichen Gebrauche bestimmten Fahrnissen ; 
6. ihr bei Eingehung der Ehe zur persönlichen Benutzung und 
Verfügung durch Vertrag vorbehaltenes Gut; 
y. von Dritten währerd der Ehe ausdrücklich zum Persun Ic EN 
Gebrauche gemachte Geschenke (39). 


b. Forderungen. Dieselben theilen das gleiche Schicksal, wie n 


die körperlichen Sachen. | 
c. Vor- und Rückschlag. Beide werden bei der Gütertrennung 
constatirt und fallen dem Manne zu zwei Dritttheilen und der Frau 
zu einem Dritttheile zu. Hievon bei der Ausscheidung (41 u. 42). 
2) Dispositionsbefugnisse. a. Des Mannes : Bis zur Gütertrennung 
in Folge Todes, Scheidung oder « Stählung » hat der Mann das un- 
bedingte Dispositionsrecht über das vereinigte Vermögen beider 
Gatten (38). 


= >b. Die Frau hat dasselbe über ihr Sondergut (39). Im Uebrigen 
teht sie unter der Vormundschaft des Mannes (38). Sie kann weder 


nn sich noch den Mann, abgesehen von dem Verfügungsrecht über ihr 
 Sondergut, ohne dessen Einwilligung, verpflichten. Der Ehemann 
hat jedoch die Verbindlichkeiten anzuerkennen, welche die Frau für 


den Haushalt oder für einen mit Vorwissen desselben von ihr be- 


_  triebenen Beruf oder Erwerbszweig eingeht. Alle andern ohne Zu- 


stimmung des Eheherrn von der Frau eingegangenen Verpflichtungen 
sind gegen die Ehegatten nur bis auf den Belauf einer allfälligen 
Bereicherung oder nützlichen Verwendung klagbar (44). 


Wenn die Frau durch ihren Haushalt, durch die Art und Weise 


der Führung ihres Berufes oder sonst das eheliche Vermögen ge- 
 fährdet, so können ihre diesfälligen Verfügungsrechte beschränkt 


_ werden. Damit die Frau durch den Mann nicht unberechtigt bloss- 
gestellt werde, hat er das daherige Begehren bei der Vormund- 


= 'schaftsbehörde zu stellen, welche im Falle der Begründetheit die 


_  daherige vormundschaftliche Verfügung publizirt (46). 


3 Vorbehalten kleinere, der Sitte angemessene Schenkungen, be- 
darf die Frau der Zustimmung eines ausserordentlichen Vormundes 


= zu Rechtsgeschäften, wodurch sie sich dem Manne gegenüber ver- 
_ verpflichtet, oder ihm Rechte abtritt (Schenkungen unter Ehegatten), 


- desgleichen zu Eheverträgen während der Ehe. Trotzdem die Ge- 


 schlechtsvormundschaft blos unter der Bedingung besteht, dass die 


F volljährige Weibsperson zur selbständigen Verwaltung des Vermögens 
nicht fähig erscheint, so scheint die Braut, sofern sie nicht unter 


 väterlicher oder obrigkeitlicher Vormundschaft steht, dennoch ganz“ 
allgemein bei Eingehung von Eheverträgen die Zustimmung eines 
 Beistandes nöthig zu haben (48 u. 105, Abs. 2).*) 


Nur mit Genehmigung der Vormundschaftsbehörde dart die 
Frau mit dem Manne eine Mitbürgschaft kontrahiren (40). Die 


S: Ehefrau erhält überdiess einen ausserordentlichen Vormünder im 
 Coneurse des Mannes und bei letztwilligen Verfügungen zu Gunsten 
desselben oder zu Gunsten seiner Anverwandten. Im Uebrigen ist 


die Frau testirfähig ohne Zustimmung des Ehemannes, oder sonst 
Jemandes (48, 105, Ziff. 2, 132 a; 156, 502 Ziff. 2, 511). 

zZ Nach dem Tode übt die Mutter allein das Elternrecht aus, in- 
sofern nud solange sie nicht zu einer neuen Ehe schreitet, oder sic 


& *) Anmerkung. Auch diese beschränkte Geschlechtsvormundschaft lediger 
Weibspersonen ist durch den obenerwähnten (S. 114) Bundesgesetzentwurf 
fallen gelassen. 


ir ihre Kinder nicht obrigkeitlich nude werdet (62). u en 
nahmsweise wird die nicht verbeiständete Mutter Vormünderin der > 


Kinder (112). 


3) Sicherheiten : Wenh Gefährdung des Frauengutes er die . : 
Verwaltung des Mannes zu besorgen ist, soll die Vormundschafts- 


behörde von sich aus, auf Begehren der Frau oder ihrer Verwandten 
dem Manne ganz oder theilweise die Verwaltung entziehen (stählen). 
Die Stählung ist im Amtsblatte zu veröffentlichen. Behufs Güteraus- 
scheidung wird ein Rechnungsruf erlassen und ein Massacurator 
über das gesammte eheliche Vermögen bestellt. 


Die Stählung ist Dritten gegenüber vom Zeitpunkt der Bekannt- = 


machung an verbindlich und hat die Wirkung, dass die Frau in 


Zukunft am Rück- und Vorschlag nicht mehr partizipirt und die a 
solidarische Haftbarkeit der Ehegatten für die Folgezeit mit Bezug 


auf die von dem einen oder andern gemachten Schulden £rlischt- 


Der Mann verliert ‚die Verwaltung, nicht aber den Mitgenuss am — 


Frauenvermögen (45). 


Sofern das Frauengut nicht durch Güterausscheidung früher 
gerettet worden, hat sie für den vierten Theil desselben im Conkurse 
des Mannes ein bevorzugtes Forderungsrecht, in der werten Klasse, 


vor den laufenden Forderungen. Und zwar muss die Frau sowohl 


Zugebrachtes als Sondergüt in die Masse des Mannes werfen, gegen - 
obiges Privilegium und vorbehalten die Einreden hinsichtlich der = 
Schulden, wofür sie überhaupt nicht haftet (z. B. für voreheliche 
Schulden, für Bürgschaften, Trink-, Spiel- und Wettschulden des e 


Mannes) (40, 156, 162). 
Damit dieser Vorzug auch durch die dem Concursreriahrs 
vorangehende Betreibung auf Schatzung nicht illusorisch gemacht 


werde, kann die Frau mit Beiziehung eines auf ihr Begehren vom = 
Kreisamt bestellten ausserordentlichen Kurators vor erfolgter Aus- 


pfändumg die Einstellung derselben beim Kreispräsidenten verlangen, 
sofern sie mittelst Urkunden von unzweifelhafter Glaubwürdigkeit 
(wie namentlich mittelst Inventarien und Theilböden) sofort er- 
_ weisbar machen kann, dass durch die fragliche Auspfändung der 


ihr im Conburs des Mannes vorbehaltene vierte Theil ihres ein- $ 


gebrachten Vermögens gefährdet würde (Art. 22 des Betreibungsges. 
von 1873). 

4) Rechte der Gläubiger: a. Die vorehelichen Schulden der 
Ehegatten werden nicht gemeinsam. Sie haften an Person und Ver- 
mögen des Gontrahenten (40). 


b. Für die während der Ehe von dem einen oder dem andern ge- 2 z 
machten Schulden haben beide Ehegatten solidarisch aufzukommen 


Ss - en oreiruihlen. wohl: als mit dem Sondergut. Vorbehalten ist 
- den Ehegatten das gegenseitige Rückgriffsrecht, sofern der eine 
Theil kraft ihrer Solidarität durch Bezahlung der Schulden mehr 
leistet als sein Betreffniss am Rückschlag beträgt (43). Nur für die 
> Ersatzpflicht aus Schädigungen (470 und 472) haftet der unschuldige 
Theil nicht, ebensowenig die Frau für die Spiel-, Wett-, Trink- und 
- Bürgschaftsschulden des Mannes, sofern sie sich für letztere nicht 
unter Mitwirkung der Vormundschaftsbehör de selbst verpflichtet. 
Ge Gegen benannte Schulden hat sie neben dem oben behandelten Privi- 
- legium ihre Einreden, braucht sich also dadurch ihr Vermögen nicht 
 schmälern zu lassen (156). 


= 5) Ausscheidung. Sie tritt ein bei Tod, Scheidung und Trennung 
von Tisch und Bett, sofern das Gericht Giterirennong beschliesst. 
(Bei der Stählung tritt zwar die Ausscheidung ebenfalls ein, der 
Mann behält aber den Mitgenuss [41, 42, 45, 5l u, 22] 55 u. 56). 


a8: Wiedererstattung. Das zugebrachte Vermögen, d. h. was ein 
x Ehegatte bei Eingehung der Ehe besessen und was er während der 
Ehe durch Erbschaft, Testament und Schenkung erhalten, nimmt 
derselbe in natura zurück. Der Mann haftet dem Weib für den 
 Stammbetrag des Eingebrachten, soweit dasselbe nicht am Rückschlag 
zu partizipiren hat (38 und 41). 


...b. Der Betrag, um den das Zugebrachte vom Momente des Ein- 
 — — bringens bis zur Ausscheidung zu- oder abnimmt, wird als Vor- oder 
- Rückschlag betrachtet. Das vorbehaltene Gut der Frau fällt bei 
dieser Berechnung gar nicht in Betracht. Soweit das von den Ehe- 
 gatten in die Ehe Gebrachte sich nicht ausmitteln lässt, wird es 
als Vorschlag behandelt, 

> An dem Vor- wie an dem Rückschlag partizipirt der Mann zu 
. zwei Dritteln, die Frau zu einem Drittel, 


c. Erbrecht der Ehegatten und andere Folgen. 

= Ein eigentliches Erbrecht hat der überlebende Gatte nicht. Wenn 
- der Verstorbene Descendenten hinterlässt, hat er den Niessbrauch 
an einem Dritttheil, wenn keine Teibeserbön vorhanden, an zwei 
 Dritttheilen während der Dauer des Wittwenstandes. ; 

| Hat der Verstorbene den überlebenden Theil mit einem Ver- 
= "mächtniss bedacht, so hat letzterer die Wahl zwischen dem gesetz- 
as Nutzniessungsrechte und dem Vermächtnisse (500). 

| Dieses Nutzungsrecht ist durch kein Pflichttheilsrecht geschützt, 
kann .. durch letztwillige Verordnungen umgangen Werden, 


., 


Der überlebende Theil hat naeh die un am Veran 


der minderjährigen Kinder. Diese Nutzung wird ihm bei Wieder- 


 verheirathung nur dann entzogen, wenn die Kinder erster Ehe nicht as 


mehr in seiner Pflege stehen (69). 


Il. Der Ehecontrakt. 


a. Zeitpunlst. Eheverträge können zwischen Brautleuten und = | 


Ehegatten abgeschlossen werden ; 
b. dieselben sind lindetlicie 
c. Publieität ist nicht erforderlich. 


d. Gegenstand. Der Ehevertrag darf die vollständige Dispositions- 
befugniss des Mannes über das gemeinschaftliche Vermögen (mit 
Vorbehalt des Sondergutes der Frau) und seine Haftbarkeit für den 
Stammbetrag des Frauengutes mit Vorbehalt der Mitleidenschaft 


der Frau am Rückschlag (38) nicht beschränken. Die vorehelichen — 


Schulden dürfen darin nicht gemeinsam erklärt, die Solidarität für 


die übrigen Schulden und das Privilegium der Frau im CGonkurs S 
' nicht alterirt werden (40). Die Pflicht zur Sicherung des Frauen- 


gutes darf nicht ausgeschlossen (45) und ebensowenig die Möglich- 
keit, die Frau in ihren Dispositionsrechten unter den gesetzlichen 
Voraussetzungen zu beschränken. Die gesetzliche Erbfolge darf keine 
Veränderung erleiden (47). 


Die Einführung einer wesentlich andern Güterordnung, z. B 
der verschiedenen Gütergemeinschaften, der reinen Güterverbindung 
nach dem Grundsatz: « Frauenvermögen darf weder wachsen noch 
schwinden », der Gütertrennung mit Ausschluss des Mitgenusses 
des Mannes "und des Dotalsystems ist darnach unmöglich. 


Es können somit blos Modifikationen innerhalb des im Kanton 


Graubünden geltenden Rechts unter Ehegatten durch Vertrag ein- n 
geführt werden, z. B. Abweichungen über die Vertheilung des Vor- 


schlages. 


Will die Frau sich vertragsmässig Güter zur persönlichen Be- 


nutzung vorbehalten, so muss dies vor oder wenigstens bei Ein- 
gehung der Ehe geschehen, nachher wäre es nicht mehr möglich 
(39). Nachher fällt alles nicht vorbehaltene Gut unter die Gewalt 
des Mannes. Daran könnte nichts mehr geändert werden (38). 

Im Weitern können sich darin die Ehegatten Alles zusichern, 
schenken, abtreten, letztwillig verordnen, was das Gesetz der freien 
Verfügung überlässt. Dasselbe unterscheidet in dieser Hinsicht zwei 
Vermögensmassen: das Ererbte und den Vorschlag. Das Erstere 
begreift in sich dasjenige, was Jemand durch gesetzliche Erbfolge 
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erworben, resp. den blosen Werth desselben zur Zeit des Anfalls. 
Der Vorschlag setzt sich zusammen aus allem Uebrigen : aus dem 
Erwerb durch Testament, Vermächtniss, Schenkung, aus dem Be- 


trage, um den das Ererbte sich vermehrt, und aus allen übrigen 
Ersparnissen. Unter Vorschlag ist also der Betrag zu versiehen, 
um welchen der Nachlass das Ererbte übersteigt (510). 

Die Ehegatten können sich nun durch Ehevertrag zuwenden: 

a. wenn Descendenten vorhanden (auch Mutterseits ein ausser- 
eheliches Kind, welches ihr gegenüber die Stelle eines legitimen 
Leibeserben einnimmt [489, 69, 83]) einen Zehnttheil des Ererbten 
und einen Dritttheil des Vorgeschlagenen ; 

b. bei Verwandten der elterlichen Stammlinie einen Fünfttheil 


des Ererbten und die Hälfte des Vorschlags; 


c. bei Erbberechtigten aus der gross- und urgrosselterlichen 
Parentel einen Dritttheil des Ererbten und den ganzen Vorschlag ; 
d. bei noch entfernteren Verwandten das ganze Vermögen ohne 
Unterschied. 

Hinterlässt der Verstorbene weniger, als er ererbt, so berechnet 


sich die Quote nach dem Betrage der Verlassenschaft. 


Werden die Zuwendungen durch den Pflichttheil Dritter be- 
schränkt, so steht den’ Ehegatten überdiess das Recht zu, an der 
nicht disponiblen Quote sich die Nutzniessung zuzusichern und zwar: 

a. auf die Dauer des Wittwenstandes, wenn Descendenten vor- 


handen, mit der Verpflichtung zum Unterhalt und zur Erziehung 


der minderjährigen Abstämmlinge, und den grossjährigen bei ihrer 
Verheirathung, oder wenn sie sich von der elterlichen Haushaltung 
trennen, entweder einen angemessenen Vermögenstheil herauszugeben, 
oder einen verhältnissmässigen jährlichen Beitrag an sie zu leisten; 
b. lebenslänglich, wenn keine Leibeserben zurückbleiben. In. 
diesem Falle muss der Bedachte die allfällige Verwandtenunter- 
stützungspflicht übernehmen (47, 509—511; 68). 
Verwandte Verhältnisse. Neben dem Ehevertrag kennt das 
Bündnerrecht noch den Erbvertrag unter Brautleuten und Ehegatten. 


Er unterscheidet sich vom Ehevertrag durch seinen rein erbrecht- 


liehen Inhalt. Zuwendungen unter 'einem andern Titel als von 
Todeswegen, fallen hier weg. Auch ist die Form diejenige des ge- 
schriebenen oder des gerichtlichen Testaments, während es zum 
Ehevertrag blos schriftlicher Abfassung, unter Zuziehung des gesetz- 
lichen Vertreters des weiblichen Theils und zweier Zeugen bedarf. 
(48). Im Uebrigen kann durch Erbvertrag, wie auch durch Testa- 
ment, durch Schenkung von Todeswegen in Form des Erbvertrags 
und durch Vermächtniss das gleiche Mass letzter Willensverordnung 


getroffen. een, wie durch en (s16, sin. Sebenkinken was 
unter Ehegatten sind erlaubt, aber ebenfalls durch das Pflichttheils- nn 
recht beschränkt (371 und 374). 

c. Rechte der Gläubiger. Dieselbe Sbranchen sich fraudulöse a. 


Schenkungen nicht gefallen zu lassen, haben überhaupt bloss den 
vierten Theil des zugebrachten Frauengutes zu achten (vrgl. 371). 


$ 21. 
Der Kanton Aargau. 


(Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch für den Kanton Aargau, erlassen 
1847 auf 1855. Die eitirte Zahl ohne weitere Angabe verweist auf den 


bezüglichen $. Hiezu einen Anhang, enthaltend Gesetze, Verträge und Ver- 


ordnungen über Gegenstände des bürgerlichen Gesetzbuches, 22 Nummern; 


einschlägig Nr. 8: Regierungsverordnung betr. Vollziehung der Vorschriften 


des Personenrechts über Sicherung des Frauengutes ($ 53—65) v. 21. Christ- 


monat 1847; Gesetz betr. gänzliche Aufhebung der Geschlechtsbeistandschaft. 


v.1. Jul 1877.) 


I. Gesetzliches Güterrecht: 
1) Eigenthumsverhältnisse und aktive Vermögensrechte. 


a. Sachenrechte. Das Vermögen, welches die Frau bei ihrer 


Verehelichung dem Manne zubringt und welches ihr während der 


Ehe anfällt, wird Eigenthum des Ehemannes, für dessen Stammbeirag 
er der Frau zu haften hat. Es bildet sich also nach Innen und 


Aussen blos eine Vermögensmasse, wovon der Mann Alleineigen- 


thümer wird. Die Frau erhält für den Untergang ihrer Eigenthums- 


rechte einen obligatorischen Anspruch auf Ersatz im Betrage des 
Werthes, den die Vermögensstücke zur Zeit des Zubringens (Ein- 


kehrens) haben. Vor- und Rückschlag trägt der Mann, wie ihn 


denn namentlich der Zufall treffen muss, nach dem Grundsatz: 


casım sentit dominus. Aller Erwerb der Eheleute bezieht der = 
Mann allein (904), so dass sich auch auf dieses Recht die Prämie 


anwenden lässt: « Frauenvermögen darf weder wachsen noch 
schwinden » (53). 


Ueber die Kleider und Zierrathen der Frau, sowie über die für 


den persönlichen Gebrauch derselben bestimmten Beweglichkeiten 
(Sondergut) darf der Mann nicht verfügen er 


b. . Forderungen, Auch ‚bei versicherten und unversicherten 


Nicht in die: Rechte erschhe ein. 
2) Disposilionsbefugnisse. a. Des Mannes. Aus dem Umstande, 
: dass der Mann Alleineigenthümer des ganzen ehelichen enmsens 
wird, ergibt sich von selbst, das er das unbeschränkte Dispositions- 
; recht über dasselbe besitzt. 

bh. Der Frau. Sie steht unter der Vormundschaft des Mannes, 
welcher sie in den rechtlichen Angelegenheiten nach Aussen ver- 
tritt (51). Nur über das Sondergut waltet die Ehefrau eigenmächtie, 
Auch wird der Ehemann durch sie verpflichtet aus HandlInngen, 
‘welche sie für den Haushalt oder in Bezug auf einen Erwerbszweie 
vornimmt, den sie mit Vorwissen desselben betreibt. 

Durch Gesetz über gänzliche Aufhebung der Geschlechtsbeistand- 
schaft vom 15. Nov. 1876, in Kraft seit dem 1. Juli 1877, unterliegt 
die Ehefrau in Bezug auf Bevormundung blos mehr den gewöhn- 
lichen Bestimmungen der ordentlichen Vormundschaft. Geräth der 
"Ehemann unter Bevogtigung oder in den Geldstag, so wird jene 

en, Rechts. 
Das dem Ehemann zustehende Recht auf das Vermögen der 
Ehefrau erlischt mit dem über ihn gerichtlich verfügten Geldstage - 
(62). Nach Aufhebung desselben kann der Mann nur dann die frü- 
 heren Rechte wieder erlangen; wenn er für die Hälfte des sämmt- 
 liehen vor dem Geldstag eingekehrten, sowie des der Ehefrau seit 
dem Geldstag angefallenen Gutes genügende, besondere Sicherheit 
leistet (63). ae 
Die Frau kann alle erlaubten Rechtsgeschäfte, Eheverträge, ee 
= Sicherheitsbestellungen, Schenkungen innerhalb des gesetzichen 
. Masses ete. abschliessen. a 
Gänzlich untersagt ist den Frauenspersonen *), also auch der Ehe- 
| frau, das Eingehen von Bürgschaftsverpflichtungen und die Verpfän- 
dung ihres Vermögens zu Gunsten Dritter. Niemand kann sie hierzu 
 bevollmächtigen. (Gesetz vom 1. Juli 1877, 8 2.) 
= Bei Tod, Bevormundung, Geldstag, Abwesenheit des Mannes, oder 
_ wenn ihn. andere Gründe an der Ausübung verhindern, geht die 
 elterliche Gewalt an die Muter über (174). | 
Die Eigenthumsrechte der vater- oder mutterhalb verwaisten, 
_ minderjährigen Kinder werden durch die Vormundschaftsbehörde 


*) Dieses ‚allgemeine Verbot stimmt wenig mit der Aufhebung der 
- Geschlechtsvormundschaft und wird auch durch den Bundesgesetzentwurf 
. betr. Mau ang Sabekeis soweit es ledige Personen betrifft, fallen gelassen, 


gegenüber dem nulzoiesenden überlebenden Ehegatten ver ine ae 
und kann zu dieser Verrichtung ein Pfleger bestellt werden. (Re- r 


gierungsverordnung vom 17. Heumonat 1868, Anh. Nr. 14, S8 13 — 
16, S. 31 u. 32). 

Die Ehefrau ist berechtigt, ohne Vertretung letztwillig zu ver- _ 
ordnen (910, 911). 

3) Sicherheiten. Die Ehefrau erhält für die Hälfte na ein- 
gekehrten Gutes ein auf das gesammte Vermögen des Ehemannes 


sich erstreckendes Pfandrecht mit dem Range einer durch beson- 


dere Pfandschaft versicherten Forderung. Bei spätern Unterpfands- 
verschreibungen des Ehemannes zu Gunsten Dritter, ist dieses 
Pfandrecht als Vorgang zu verzeigen (55). Die Geldtagsverordnung 
vom 26. Nov. 1856 ($$ 113-117) versetzt diese Forderung im Con- 

- kurse in die dritte Klasse, d. h. unter die unterpfändlich versicherten 
Forderungen. Nur derjenige Betrag des Frauengutes geht an- 

deren grundpfändlich versicherten Forderungen im Range vor, der 
in den dafür errichteten Grundpfandtiteln als Vergang angezeigt ist 
(Regierungsverordnung vom 21. Dez. 1847, Anh. Nr. 8,8 5). Die 
gleiche Verordnung ($$ 6—9) bestimmt, dass dem Gemeinderathe 


bei Eintragung des Vorranges der Ausweis über das wirkliche Ein- 
bringen des Weibergutes geleistet werden muss, dass Liegenschaften 


und Falhırhabe der Frau durch ihn einer Schatzung zu unterziehen 
sind, und der Betrag nach Abzug der Schulden der Ehefrau und 


der ausserordentlichen Verwendungen des Mannes auf ihre Güter 


zu bereinigen ist. Im Widerspruch der Eheleute mit dem Gemeinde- & 
rathe entscheidet das Gericht. 

Die beschriebene generelle Hypothek kann unterbleiben oder 
aufgehoben werden gegen Bestellung besonderer Sicherheit E9) Sie 
wird konstituirt: 

a. auf Begehren des Mannes selbst (58) ; 

b. auf Begehren der Frau, wenn sie sich durch die he 
Sicherheit nicht genügend geschtitzt findet (57); = 

c. auf Begehren der nächsten Verwandten (32) und Verschwä- 
gerten oder des Gemeinderathes (60). 

Die Art und Weise der Bestellung besonderer Sicherheit ist in 


den 8$ 10-24 der Verordnung vom 21. Dez. 1847 reglirt. Der Be- i 


stellung geht die Festsetzung des Werthes des Zugebrachten durch 
den Gemeinderath voraus, wie oben beschrieben ist ($ 18 eit.). 

Sie kann bestehen als Spezialhypothek auf den Liegenschaften 
des Mannes, durch Unterbund an einen Käufer, durch Hingabe 
srundversicherter Titel. Alle diese Kaulionen werden vom Gemeinde- 
rath der Heimathgemeinde in Verwahr genommen. 


Die einıyall Peleisieie ade ‚Sicherheit, an ı nur gegen Be 
lung neuer " besonderer Sicherheit aufgehoben werden wu Ver: 


= _ Kann der. zur E Versicherung angehaltene Ehemann dieselbe nicht 
= ‚leisten, so hat er die Hälfte des eingekehrten Gutes der Ehefrau 
= eigenthümlich herauszugeben, welche zur Selbstverwaltung befugt SE 
z an ‘so lange nieht Gründe vorhanden sind, sie unter Pflegschaft u 
stellen. Der Ertrag des Gutes aber ist dem Ehemanne zu verab- Se 
folgen (A. B. G. 61, Verordn. vom 21. Dez. 1847, 88 19— 24, Verordn. a 
a vom 17. Juli 1868, 88 9—10). 
80 gestaltet sich die Sicherung der Hälfte des Frauengutes, mit | 
der andern Hälfte coneurrirt sie in der Klasse der unversicherien = 
Jaufenden Kreditoren. | Rn. 
ss 4) Rechte der Gläubiger: a. Die vorehelichen Schulden derErau = a 
hat der Mann zu übernehmen, ebenso haftet er 
bh, für die Eheschulden allein mit den unter dem Titel « Sicher- Se er a 
heiten » angegebenen. Modifikationen ; ee 
 e. für die Schulden, welche die Frau in Folge vollständiger 
‚oder ‚theilweiser Selbstverwaltung eingeht, ist sie natürlich haftbar. 
5) Ausscheidung. a. Wiedererstattung. Die zeitliche Scheidung von SEE 
z Tisch und Bett hat blos jene vermögensrechtlichen Folgen, dieschnmit 
der Führung des Prozesses verbunden und inden 88139141 bestimmt 
sind (156). Der Frau wird gestattet getrennt zu leben und der Mann a 
ie ‚hat die Kosten des Unterhaltes ganz oder verhältnissmässig zu tragen, a 
Im Falle des Coneurses hört die eheliche Gemeinschaft in dem Re 
S oben unter « Dispositionsbefugnisse » und « Sicherheiten» dargestellten 
Sinne auf. 
| Bei Trennung und dauernder Scheidung von Tisch und Bett 
erhält: die Frau das von ihr Zugebrachte, der Mann das übrige Ver- 
mögen, unter Vorbehalt der gegenseitigen Entschädigungsansprüche 
a6, 147, 148, 150). 
> “Analog hat die Auseinanderseizung statt, wenn die Ehe durch 
= Tod gelöst. wird. Stirbt jedoch die Ehefrau mit Hinterlassung von 
Kindern, so gehen die Rechte derselben bezüglich des eingekehrten 
Gutes auf .die Kinder über. Sind dieselben minderjährig, so werden 
© ihre Rechte von der Vormundschaftsbehörde ausgeübt (64 u. Verordn. 
— vom 21. Nov. 1847, $ 27). Das eheliche Güterrecht wird also 
wer zwischen Vater und Kindern prorogirt (Erinnerung an die communio 
= ‚Brorogata). 
-b. Erbrecht der Ehegatten. ao. Bei beerbter Ehe erhält der über- 
= chende: Ehegatte die ganze Verlassenschaft zur Nutzung und Ver- 
= waltung (894). | 


ne Schreiber. Die ehelichen: Güterrechte der Schw eiz. 


9) 


en 180 


Hinterlässt der Verstorbene nur Sprösslinge aus fetiberer Ehe, 
so erhält der überlebende Ehegatte die Hälfte der Verlassenschaft. 
zur Verwaltung und Nutzung (895). 

Hinterlässt der Verstorbene Abstämmlinge aus gemeinsamer und 
aus früheren Ehen, so erhält der üherlebende Ehegatte von dem- 
jenigen Theil der Verlassenschaft, welcher den eigenen Nachkommen 
anfällt, das Ganze, und von demjenigen Theile der Verlassenschaft, 
welcher den Nachkommen aus früherer Ehe des Verstorbenen an- 
fällt, die Hälfte zur Verwaltung und Nutzniessung (896). 

‚Das Eigenthum der Verlassenschaft bleibt den Nachkommen des 
Verstorbenen und wird durch die Vormundschaft, nöthigenfalls mit 
Beihülfe der Pflegschaft ausgeübt (897, Verordn. v. 17. Juli 1868, 
88 13 u. 14). Bei Wiederverehelichung verliert die Witwe die 
vorstehend bezeichneten Verwaltungs- und Nutzungsrechte (898). Für 
den Ehemann dauern sie lebenslänglich. | u 

Die unehelichen Kinder üben hier einen Einfluss aus, indem 


‘sie die Mutter, wie eheliche, erben (887). Vom gerichtlich zugespro- 


chenen Vater erben sie die Hälfte der Erbportion eines Chelichen. 
Sind mehrere uneheliche Kinder vorhanden, so erben sie auf keinen 
Fall mehr, als die eheliche Nachkommenschaft des Erblassers. Hat 


er keine solche, dann nehmen die unehelichen Kinder die Hälfte z 


des väterlichen Nachlasses (888). Sie erben auch die Hälfte der 


Verlassenschaft der väterlichen und mütterlichen Ascendenten, wenn 
diese keine legitimen Nachkommen haben (889). Von dem Erbthel 


nun, welcher einem unehelichen Nachkommen des Verstorbenen 


zufällt, kann der überlebende Ehegatte die Hälfte lebenslänglich 


verwalten und nutzen (900) Der Ueberlebende bezieht die Hälfte 
der Verlassenschaft zu Eigenthum in den Fällen, in welchen der 
väterliche Nachlass oder die Erbschaft der Ascendenten zur andern 
Hälfte den unehelichen Nachkommen des Verstorbenen zufällt (888, 
889, 899). | 

ß. Bei unbeerbter Ehe. In Concurrenz mit den Erben zweiter, 
dritter und vierter Klasse des Erblassers, nämlich mit Eltern (881), 
voll- und halbbürtigen Geschwistern (882 u. 883) oder mit Gross- 
eltern, erhält der überlebende Ehegatte die eine Hälfte der Ver- 
lassenschaft zu Eigenthum und die andere Hälfte zu lebenslänglicher 
Nutzniessung (901). Die ganze Verlassenschaft fällt dem überlebenden 
Ehegatten als Eigenthum zu, wenn keine der genannten Erben am 
Leben sind (902). 

Ein Ehegatte kann durch letzte Willensverordnung dem andern 
nicht mehr als den dritten Theil desjenigen entziehen, was ihm naclı 
der gesetzlichen Erbfolge zukäme (913). Testamentarische Verord- 


ae 


nungen zu eamsien Dritter, welche vor Eingehung der Ehe getroffen 
werden, verlieren ihre Gültigkeit, wenn der Erblasser einen Ehe- 
‘ gatten hinterlässt (951). 
Trennung und dauernde Scheidung heben alles Erbrecht zwischen 
Ehegatten auf (903). | 
Als verwandtes Verhältniss muss hier noch rw werden, 

dass auch der überlebende Ehegatte die Verwaltung und Nutzhies: 
sung des Vermögens .der unter elterlicher Gewalt stehenden Kinder 
hat. Die Eigenthumsrechte werden durch die Vormundschaft, eventuell 
durch Pflegschaft ausgeübt (182, 184, 187, Verordn. v. 17. Juli 1868, 
8815 u. 16). Die Mutter verliert dieses Recht durch Wieder- 
_ _ verheirathung (189). 

= Die Eltern haben die Pflicht, unvermögende Kinder auf Abschlag 


des Pflichttheils angemessen auszusieuern (196). 


Il. Der Ehevertrag. 


ne Den gesetzlichen Vorschriften zuwiderlaufende Verträge der 
Ehegatten in Ansehung ihres Vermögens sind verhoten (65). 


Der Ehevertrag ist lediglich ein Erbvertrag, wodurch ein Theil 
dem andern nicht mehr zusichern kann, als er ihm durch letzte 


_  Willensverordnung zukommen lassen dürfte (959). 


a. Zeitpunkt. Der Ehevertrag kann vor oder während der Ehe 


_ abgeschlossen werden (958). Er ist 


‚b. veränderlich. 
ec. Publieität ist weiter nicht erforderlich. Der Ehevertrag ist 
in der Form für letzte Willensverordnungen (927—932) zu errichten 


= und in gleicher Form abzuändern oder aufzuheben. (962). 


- Trennung und dauernde Scheidung heben den Ehevertrag auf 
(865, 903). . 

| d. Gegenstand. Die Zuwendungen welche Ehegatten durch Ver- 
trag einander machen, sind durch das Pflichttheilsrecht beschränkt 
(959). Wer Erben erster oder zweiter Klasse, nämlich legitime 
Nachkommen oder Eltern, hinterlässt, darf bloss über den dritten 
Theil seiner Verlassenschaft verfügen, die Frau, welche legitime 
Nachkommen hinterlässt, sogar bloss über den sechsten Theil (912). 
Unehelichen Kindern dürfen zwei Drittheile ihrer Erbberechtigung 
(8 887-890) nicht entzogen werden (914). Eine weitere Beschränkung 
in der Verfügungsfreiheit besteht nicht (918). Dritte Personen, wenn 


gie nicht Blutsverwandte sind, dürfen in Eheverträgen weder zur 


Erbschaft berufen, noch mit Vermächtnissen beaacht werden (960). 
Verwandte Verhältnisse. Die gleichen Vortheile können sich die 
Eheleute durch letztwillige Verfügungen zusichern, sowie durch 


Schenkung. Letztere, sowie Geschäfte unter Lebenden, el pa Se 
stimmt sind, das Notherbrecht zu umgehen, unterliegen ebenfalls 
den Beschränkungen durch das Pflichttheilsrecht (745 - 748). 
e. Rechte der Gläubiger. Diese kommen bei dem Ehevertrag 
nicht in Betracht. Schenkungen in fraudem ereditorum können 
durch die Gläubiger angegriffen werden. 


s 22. 
Der Kanton Thurgau. 


(Privatrechtliches Gesetzbuch; Personenrecht und Familienrecht vom ee: 


11. April 1860; Erbrecht vom 17. Juni 1839, revidirt den 11. Febr. 1867. 
Die Zahlen ohne weitere a verweisen auf die $$ des Personen- 
und Familienrechts.) 


i. Gesetzliches Güterrecht. 
1) Eigenthumsverhältnisse und aktive Vermögensrechte. 


a. Sachenrechte. Wenn nichts Anderes durch Vertrag festgesetzt 
ist, gehen die beiden Vermögen der Ehegatten eine an die allgemeine 


Gütergemeinschaft grenzende, enge Verbindung ein. Alles Gut, das —_ 
die Frau in die Ehe bringt, sei es zu Anfang oder während der 


Dauer desselben, gehört zum ehelichen Gemeingute, über welches 
dem Manne das unbedingte Dispositionsrecht zusteht. Angefallenes, 
aber noch nicht zügiges Gut gilt nicht als eingebracht (90). Während 


der Ehe, und so lange keine Gütertrennung statt hat, bilden de 
zugebrachten Vermögen von Mann und Weib Dritten gegenüber eine 
einheitliche, in sich nicht getrennte Vermögensmasse und haftenden 
Gläuhigern für die Schulden der Ehe und für die vorehelichen Ver- ni 


bindlichkeiten beider Ehegatten (92 u. 93). 

Mit Bezug auf das Verhältniss zwischen Mann und Weib lassen 
sich hingegen drei Vermögensmassen konstatiren, nämlich: Das zu- 
gebrachte Gut des Mannes, des Weibes und die Errungenschaft oder 


der eheliche Vorschlag (98 u. 106). Diese drei Vermögensmassen, | > 
wovon die dritte allerdings erst bei der Trennung coneret hervortritt, 


stehen mit einander im Abrechnungsverhältnisse, indem für Haupt- - 
verbesserungen an eingebrachten Grundstücken der Mehrwerth in 


Anschlag zu bringen ist. Dieser Mehrwerth ist dem Ehegatten, © 


welcher die Kosten der Verbesserung getragen, zu ersetzen, und 
kommen dieselben aus dem Vorschlag, so gehören sie zu der Er- 


rungenschaft (103). Diese innere Getrenntheit macht sich bemerkbar 


hrem Ursprung in .. zurückfallen‘ as | 
= Nutzniessung und Erwerb. ‚Gegen Tragung der ehelichen Lasten 


hat der Mann die Nutzniessung und den Gebrauch am ehelichen 
_ Gemeingut und bezieht sämmtlichen in der Ehe von den Eheleuten 


gemachten Erwerb, jedoeh nur in dem Sinne, dass ein Vorschlag 


zur Zeit der Ausscheidung zwischen Mann und Weib getheilt wird 
(94, 106). Einfache Schenkungen an einen Gatten während der Ehe, 
sowie Hochzeitsgeschenke, gelten als gemeinschaftlich erworbenes 


se _ Gut, soweit nicht aus dem Schenkungsakt hervorgeht, dass sie einem 
= Ehegatten persönlich gelten (99). 


b. Forderungen. Dieselben gehen ebenfalls von Seiten beider 


\ lesen in das eheliche Gemeingut über. 


2 Dispositionsbefugnisse. a. Des Mannes. 
'Derselbe hat, wie schon bemerkt, das unbeschränkte Dispositions- 


” ‘recht über das Gemeingut. Ueber zukünftiges Vermögen der Frau 
darf er unter keinen Umständen verfügen. Ausgenommen sind bloss 
Erbverträge mit den Erblassern oder mit den Miterben der Frau, 


zei er mit Einwilligung derselben abschliessen darf (90 u. 91). 


b. Der Frau. Dieselbe steht unter Vormundschaft des Mannes 


2 (89). Sie kann sich ohne Zustimmung des Mannes nicht verpflichten. 
Geht sie solche Verbindlichkeiten ein, so können die Ehegatten nur 
in so weit eine Bereicherung statt hat, dafür belangt werden (95). 


Verfügungen der Frau für den Haushalt, ebenso diejenigen, welche 


| s ‚sie für ihren Beruiszweig trifft, den sie mit Vorwissen des Gemahls - 
E a _ betreibt oder mitbesorgt, hat der Ihe anzuerkennen und die daherigen 
= Kosten über sich zu nehmen (96 u. 97). 


Wo die Interessen der Gattin mit denjenigen des Gatten colli- 


 diren, und sie daher eines ausserordentlichen Schutzes bedarf, muss 


: der Frau ein Kurator beigegeben werden, z. B. bei Versicherung 
des Frauengutes. Will die Frau mit Bezug auf das vorbehaltene 
oder versicherte Gut zu Gunsten des Mannes oder Dritter interveniren 


_ oder über dasselbe in irgend welcher Form verfügen (z. B. durch 


nt 


Schenkungen), so muss die Einwilligung der Vormundschaftsbehörde. 
eingeholt werden (286 lit. e, 115). 


Nach dem Tode des Mannes oder bisweilen auch bei der Schei- 


im wird die Mutter Vormünderin der Kinder (198, 159) und hat auch 
_ den Fruchtgenuss am Vermögen der unter Eornündschatt stehenden 
5 Kinder (183 u. fgg.) 


Die Frau ist testirfähig (Erbr. 58) und zu Eheverkommnissen 


mit dem Manne ohne. Weiteres befugt (Erbr. 102, 108). 


3) Sicherheiten. Der Frau steht rahrend der Ehe das Recht 2 er 


zu, auf Güterlrennung, resp. Versicherung ihres gegenwärtigen und = 


und zukünftigen Weibergutes, zu klagen, insofern Gefährde für ihr 


Vermögen nachgewiesen wird (118). Das gleiche Recht sieht der ae 


Frau zu bei Anhebung der Scheidungsklage (123). Das daherige 
Begehren ist bei dem zuständigen Bezirksgerichte anhängig zu machen. 
Der Gerichtspräsident trifft die vorsorglichen Verfügungen (Inventari- 
sation, Pfandbestellung, Bürgschaftsleistung etc... Kann der Mann 
nicht genügende Sicherheit leisten, so kann der Präsident die Publi- 
kation in dem Sinne anordnen, dass das Gut der Frau durch zu- 


künftige Handlungen des Mannes während der Streithängigkeit nicht = 


mehr obligirt wird. 

Der Mann hat nun genügende Sicherheit zu leisten, ansonst 
spricht das Gericht die Gütertrennung aus. Dieselbe wirkt für die 
Parteien vom Zeitpunkt der Klageanhebung, Drittleuten gegenüber 
‘ jedoch erst von der Urtheilspublikation, ausnahmsweise von der 
provisorischen Verfügung des Präsidenten an (118—124). 

4) Rechte der Gläubiger. a. Die vorehelichen Schulden beider 
Ehegatten, sowie diejenigen, welche ihnen während der Ehe durch 


Testament, Erbschaft und Schenkung anfallen, können während der 5 


Ehe nur gegen den Mann eingeklagt werden. Dafür haften die beiden 


zugebrachten Vermögen, sowie auch b. für die Eheschulden, wofür 


jedoch die Frau über das Eingebrachte hinaus nicht mitverschuldet 
wird (92 u. 93). Die Eheschulden behaften nach publieirter Güter- 
trennung den Mann allein. 

| e. Für persönliche Verbindlichkeiten der Frau, welche sie mit 
Zustimmung des Mannes oder der Vormundschaftsbehörde (95, 236) 
eingeht, hat sie mit dem ganzen Vermögen aufzukommen. 

5) Ausscheidung. a. Wiedererstattung. Bei Ehescheidung und 
Tod (im Concurs erholen sich die Gläubiger, soweit nicht Güter- 
trennung eintrat, am zugebrachten Vermögen beider Gatten) nimmt 


jeder Theil diejenigen Vermögenstheile, welche er bei Ringehung der 


Ehe besessen, oder nachher durch Erbschaft, Testament oder Schen- 
kung erworben, nach Abzug der damit zusammenhängenden Schulden, 
soweit die Vermögensobjekte vorhanden, in natura zurück (98 u. 100). 

Für nicht mehr vorhandene Gegenstände muss Ersatz geleistet 
werden (101). 

Gebrauchsabnutzungen und Werthverminderungen, ohne dass 
. dabei grobe Fahrlässigkeit oder Verschulden einer Partei unterlaufen 
sind vom Eigenthümer zu tragen (102). 

Die Frau hat bei der Theilung kein Vorzugsrecht vor dem 


Manne. Sie haben sich gegenseitig für Verschulden und Fahrlässigkeit 


zu nischädigen a holen ch den Ersatz für nicht ehr vorfind- 
liches Vermögen aus der Errungenschaft. Hat das eheliche Gemeingul 
während der Ehe einen Rückschlag erlitten, so haben sie denselben 
pro rata des Eingebrachten zu tragen a). Eine Ausnahme bildet 
nur das vorbehaltene, versicherte oder abgetrennte Gut der Frau. 
Ist solches nicht mehr vorhanden, so hat es der Mann unter allen 
Umständen zu ersetzen. Die Frau hat hierfür eine laufeude For- 
derung am Manne, wofür sie aber im Concurse kein Privilegium 
besitzt (125). 

Kleider, Ringe, Kleinodien, Taschenuhren, Waffen sind ohne 
= Anrechnung in der Theilung Demjenigen herauszugeben, zu dessen 
_ persönlichem Gebrauche sie bestimmt waren, seien sie im Uebrigen 
vor oder während der Ehe angeschafft worden (105). 

Am Vorschlag, welcher sich nach Rückerstattung der einge- 
brachten Vermögen ergibt, Nr) die Ehegaiten zu gleichen 
Theilen (106). 

Dass diese Ausscheidung auch bei der Ehescheidung statt hat, 
besagt $ 139. Der Entschädigung, welche der schuldige dem un- 
 schuldigen Theile zu entrichten hat, ist damit nicht vorgegriffen. 
b. Erbrecht der Ehegatten (statutaria portio). «. Bei beerbier Ehe- 
Gegen Unterhalt und Erziehung der Kinder hat der überlebende 


daher vorläufig gar keine Theilung ein; ein Umstand, der an die 
communio prorogata erinnert. 

Verehelicht sich ein Kind, oder treibt es nach erlangter Voll- 
Jährigkeit auf eigene Kechnung ein Gewerbe, oder einen Beruf, so 
ist der Ueberlebende pflichtig, demselben den vierten Theil seiner 
Erbportion am Vermögen des Verstorbenen herauszugeben (37 u. 38) 

- Eine vollständige Abtheilung mit den Kindern hat nur statt, 
wenn der überlebende Gatte eine neue Ehe eingeht, wenn er die 
rechtsgültig auferlegte Sicherheit nicht leistet oder interdicirt wird, 
oder wenn die Abtheilung vertragsmässig stipulirt ist (89a, bu. d). 
Es verwirklicht sich nun die Ausscheidung des ehelichen Ge- 
=  meingutes, wie sie oben beschrieben worden (98—108; Erbr. 40 lit. c) 
u) Das Zugebrachte des Verstorbenen ist den Kindern zu drei 
- Vierteln herauszugeben und von der dem Verstorbenen zutallenden 
| Hälfte an der Errungenschaft drei Achtel (Erbr. 40 a u. b). 
Er Der überlebende Gatte erhält zu lebenslänglicher Nutzung ein 
- Viertel der Verlassenschaft und ein Achtel der Errungenschaft 
 (Erbr. 4) d). Dieses Gut bleibt den Kindern verfangen. 
stirbt der überlebende Ehegatte, welcher eine zweite Ehe ein- 
gegangen, mit Hinterlassung von Kindern zweiter Ehe (Erbr. 39c 


_ Theil die Nutzniessung am Vermögen des Verstorbenen. Es tritt 


S | 1: Sal); s so ik. ch Her: ih überlebende Rhogatio m. ‚der 
= erster und zweiter Ehe abzutheilen. ne 


Die Kinder erster Ehe nehmen den vlertät des Bingebrachten 
und den Achtel der Errungenschaft, welche der Verstorbene aus 
erster Ehe in Nutzung hatte, (41a u. "40 d). 


a zweite Ehe vom Verstorbenen eingebrachten Vermögens (98, Erie, 
ee 41, Ziff. 2). 

=: Dem überlebenden Galten fällt an: Sein Kingohtashten und die 

0. Hälfte der Errungenschaft nach den Bestimmungen der Ausscheidung 
nn (98-108; Erbr. 41, Ziff. 3a u. b), dann die Hälfte der Errungen- 


Theiles zu lebenslänglicher Nutzung (Erbr. 41, Ziff. 3 e). 


ß. Bei unbeerbter Ehe findet die Theilung nach dem Tode des 
ur einen Ehegatten sofort statt. Zuerst geht die Ausscheidung (nach 
8 98-108 u. Erbr. 42a u. b) vor sich. Dann bezieht der Ueber- 
..... Jebende die Hälfte der gesammten Hinterlassenschaft desVerstorbenen 

(also auch einen fernern Viertel der Errungenschaft) zu Eigenthum 
(42). Die Anverwandten erhalten die andere Hälfte, worin a = 


ein Viertel des Vorschlages enthalten ist. 
Sofern der aus kinderloser letzter Ehe überlebende Ehegatte 


mit den vom Verstorbenen in einer frühern Ehe erzeugten - | 
ss zu theilen hat, so bezieht derselbe einen Viertel der Verlassenschaft 


ie zu Eigenthum. Die Kinder früherer Ehe haben ein Vorzugsrecht 
zum Bezuge der hinterlassenen Liegenschaften (Erbr. 43). Fe, 
; Sind keine Verwandte bis und mit dem 8. Grade vorhanden, so 


recht 44). 


langt werden. Auch darf der Nulaniasser nicht ohne A 
der Interessirten über die Substanz des N utzgutes en (Erbr. 
47 u. 48). 


Das Erbrecht der Ehegatten ist ein Pflichttheilsrecht, es dürfen. 


ihm weder durch letztwillige Verfügungen, noch durch Geschäfte 


unter Lebenden, welche die Tendenz verrathen, das Erbrecht zu 
umgehen, zwei Drittel des ihm eigenthümlich oder nutzniessungs- 
weise. zugesicherten Erbtheils entzogen werden (Erbr. 63 u. 64). 


Dagegen darf das Recht des Ueberlebenden durch Erbvertrag (Hei- 


Für rückfälliges Gut, das gefährdet ist, kann Sicher A, ver- | 


Die Kinder beider Ehen beziehen dreh Viertheile des in die z z : 


schaft zweiter Ehe zur Nutzniessung bis zur Wiederverheirathung, ; 2 
da er sich mit den Kindern nach $ 40 abzutheilen hat, oder biszum 
Ableben, endlich ein Viertheil des Zugebrachten des verstorbenen ; 


fällt dem überlebenden Ehegatten die ganze Verlassenschaft zu (Erb- =: 2 


u Der Ehevertrag. 


Re Das Recht des Kantons Thürsad unterscheidet den anche Fr 
_ Khorertrag und den Erbvertrag (109— — 11911. Behr. Wu tes). > = 
a. Zeitpunkt. Der eigentliche Ehevertrag muss vor dr bee 
durch notarialischen Akt abgeschlossen werden; der Erbvertrag 
kann unter Brautleuten stattfinden und heisst dann Heirathver- 
_kommniss, oder unter Eheleuten und wird dann Eheverkommnis 
- genannt (Erbr. 108). Heirathsverkommniss und Ehevertrag können 
in einem und demselben Akte mit einander verschmolzen werden, 
und wird dadurch ein Ehevertrag vor der Ehe geschaffen, der das 
eheliche Güterrecht und das Erbrecht der Gatten zugleich en 
Eirbr. 112). | 


h Abänderung. Der Ehevertrag (109 —113) ist nach Ab- 
as der Ehe unabänderlich, es sei denn, dass die Vormundschafts- 
behörden die Einwilligung dazu geben (115). Dagegen ist der Erb- 
vertrag veränderlich. Eingegangen wird derselbe in Form des unter 
amtlicher Mitwirkung errichteten Testamentes und kann in derselben 
i Form aufgehoben und verändert werden (Erbr. 68, 87, 105 u. 111). 
Der Erbvertrag ‚wird auch entkräftet durch Ehescheidung (Erbr. 106). 
Ebenso gehen die Erbsansprüche des Vertragserben, welcher vor 
dem mitcontrahirenden Erblasser stirbt, nur im Falle der Nacherb- 
= einselzung auf seine Erben über (Erbr. 103). | 


Een &. Publieität. Der eigentliche Ehevertrag muss in die öffentlichen 
- Protokolle eingetragen werden (110). 


At: Gegenstand. Der Ehevertrag ist bloss fähig, eöne Modifikation 
Sin das gesetzliche Güterrecht hineinzutragen , welches im Uebrigen 
=, . obligatorisch ist. Die Ehefrau kann sich damit vor der Trauung das 
 Zugebrachte, sowie dasjenige Vermögen, welches ihr während der 
en zufallen sollte, ganz oder theilweise vorbehalten und dasselbe 
= ‚gegenüber dem Ehemann und seinen Gläubigern versichern lassen 
x (109). Der Ausweis über den wirklichen Besitz und über das Ein- 
= bringen dieses Vermögens muss dem Bezirksrathe geleistet werden. 
Dieser Ausweis, mit genauer Bezeichnung der Beweismittel, ist dem 
 Fertigungsakte beizuheften (111). Versicherungsverträge heben nur = 
= die Dispositionsbefugnisse des Mannes über die Substanz (Veräusse- ER 
rung und Verpfändung) auf, niemals den Fruehtgenuss, und selten en 
= die Verwaltung. In den Weibergutsbriefen kann diese Dritten über- 


een (z. B. dem Walser. oder die 2 Deposition der Werthpapiore S IE 


in amtliche Hand verfügt werden (112 u. 113). 


Dritte können durch letztwillige Verfügungen oder Schenkungen 


auch während der Ehe der Frau Vermögen in der Eigenschaft als 
vorbehaltenes Gut zuwenden (114). 
Durch den Erbvertrag können sich die Ehegatten in Bezug auf 


gegenwärtiges und zukünftiges Vermögen eine veriragsmässige Erb- 
folge festsetzen, resp. die gesetzliche Erbfolge beschränken oder er- 


weitern. 


Die darin enthaltenen Zuwendungen dürfen jedoch den Pflicht- 


theil Dritter nicht verletzen und müssen bei Ueberschreitung auf 
das gesetzliche Mass redueirt werden (Erbr. 111, 113 u. 97, a 
114 u. 100). 


Das thurgauische Recht unterscheidet mit Bezug auf die Testir- 


freiheit zwei Vermögensmassen: 


1. das von der auf- oder absteigenden Linie durch gesetzliche 


Erbfolge ererbte Gut; 


2. das von der Seitenlinie ererbte Vermögen und der Erwerb 


durch letzte Willensverordnungen oder sonstige De 


(das Erhausete). 
Mit Bezug auf das erste bestimmt es den Pflichttheil: 


a. bei Vorhandensein von Verwandten in auf- oder absteigender 


Linie (die ausserehelichen Kinder in Bezug auf das Vermögen 
der Mutter inbegriffen [Erbr. 54]) auf vier Fünftheile; 
b. bei Seitenverwandten bis zum vierten Grade auf zwei Drittheile; 
c. bei Seitenverwandten bis zum sechsten Grade auf die Hälfte ; 


d. bei Verwandten fernerer Grade herrscht vollständige Testir- 


freiheit (Erbr. 59). 


Sofern keine Abstämmlinge, keine Ahnen oder kein Ehegatte = 


hinterlassen werden, so darf die sub 2. bezeichnete Vermögensmasse 
durch letztwillige Verfügungen sanz erschöpft werden. Verwandten 
aufsteigender Linie darf nicht mehr als die Hälfte, und‘den Descen- 
denten nicht mehr als ein Drittheil daran durch letztwillige Ver- 


fügungen oder durch gefährdende Geschäfte unter Lebenden entzogen 


werden. Der Pflichttheil der Ehegatten, welcher zwar bei Heiraths- 


und Eheverkommnissen nicht in Betracht fällt, beträgt zwei Drittheile 
des eigenthümlich ‚oder nutzniessungsweise zupssicherian Erbtheils 
(Erbrecht 60 u. 63). 

Den Ehegatten steht die Vergünstigung zu, dass sie sich durch 
Erbvertrag und letzte Willensverordnung, wenn keine Abstämmlinge 
vorhanden sind, die lebenslängliche Nutzniessung am ganzen Ver- 
mögen zuwenden können, oder es kann der testirende Ehegatte 


N 


dasjenige, worüber er ei el darf, dem ler als Eigenthum: | 
und den Rest des Vermögens zur lebenslänglichen Nutzniessung 
überlassen (Erbr. 62). 


Durch Erbvertrag kann auch der Zeitpunkt fixirt werden, da 


der üherlebende Theil sich mit den Kindern abzutheilen hat ai 


den Bestimmungen der Ausscheidung (Erbr. 39 d). 
Ä Verwandte Verhältnisse. Durch Testament können sich die Ehe- 


'gatten die gleichen Vortheile einräumen, wie durch Vertrag (Erbr. 


111 u. 59—64). 
Schenkungen unter Ehegatten dürfen mit Bezug auf das ver” 
fügbare Vermögen ebenfalls vorkommen. Die Frau bedarf hiezu der 


Zustimmung der Vormundschafisbehörde (236 e, 115; Erbr. 64). 


e. Rechte der Gläubiger. Dieselben sind an die Bestimmungen 


“ des Ehevertrages gebunden, dürfen also nicht für Eheschulden oder 


Schulden des Mannes auf das vorbehaltene Gut greifen (109 u. 92). 
- Die Frau bleibt Alleineigenthümerin des vorbehaltenen oder 


versicherten Weibergutes und kann dasselbe, soweit es erkennbar 
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- und vorhanden ist, im Concurse des Mannes aus der Masse vindi- 


ziren. Soweit diess nicht der Fall ist, macht sie ihre Versicherungen 


‚geltend, und wo solche nicht bestellt wurden, oder insoweit dieselben 
‚nicht zureichen, hat sie eine unversicherte Forderung an die Masse 
(125). 


$ 23. 


Der Kanton Tessin. 


(Bürgerliches Gesetzbuch v. Jahr 1837, in Kraft seit dem 1. Jan. 1838. 
Die Zahlen ohne weitere Angabe verweisen auf die Artikel dieses Gesetz - 


buches. Gesetz v. 9. Jan. 1876, betr. Civilstand und Ehe; Gesetz v. 31. Mai 
1856.) 


Gesetzliches Güterrecht. 


1) Eigenthumsverhältnisse und aktive Vermögensrechte. 


a. Sachenrechte. Bei Abgang eines Ehevertrages bildet die Güter- 
trennung die eheliche Güterordnung. Das Weib behält das Eigen- 


'thum an ihrem zugebrachten Vermögen (699), jedoch bezieht der 

Mann die Hälfte der Nutzungen des Frauengutes. Wenn die Frau 
‚ihr getrenntes Vermögen dem Manne zur Nutzung überlässt, so muss 
‘er bei der Wiedererstattung die Hälfte der fructus exstantes heraus- 
geben. 
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Bei dieser einspielen lorse dung oe nun in er 
Regel die Gonstituirung einer dos vor. Sie setzt einen Ehevertrag. 
voraus, welcher vor der Ehe notarialisch abgeschlossen werden mus 
(675). Obwohl nun das Dotalsystem zur vertraglich eingeführten 
Güterordnung gehört, so ist man gezwungen, diesen Theil des Ehe- 
 vertrages zugleich mit dem gesetzlichen Güterrecht abzuwandeln, 
weil die dos in der Regel bei jeder Ehe vorkommt und gleichsam 
eine Enclave im gesetzlichen Güterrecht bildet; weil auch das Gesez 
selbst Gütertrennung und dos so connex behandelt, dass eine 
getrennte Behandlung, abgesehen davon, dass viele Wiederholungen 


nöthig würden, an Deutlichkeit verlieren müsste. 


Alles, was die Frau ad onera ferendo matrimonii in die‘ Ehe = 
bringt und Alles was ihr durch Ehevertrag zugewendet wird, sofer = > 
nicht das Gegentheil aus dem Akt hervorgeht, wird als I be- = _ 


trachtet (676, 677). 


Gegenwärtiges und zukünftiges ‘Vermögen kann Bene oder 
speziell, ganz oder theilweise als dos konstituirt werden (678). Wird 


jedoch der Ausdruck « das Weibergut » gebraucht, so ist das zu- 


künftige Vermögen nicht inbegriffen (679). 


Im Gegensatz zu den Dotalgütern, heissen die Keira Ver 4 
mögenstücke, welche also nach den Grundsätzen der Güter eunune > = 


behandelt werden, Paraphernalgüter. 


Während der Ehe kann die Frau sich weder eine dos const- 
tuiren, noch dieselbe vermehren. Verwandte und Drittleute können 
jedoch während der Ehe eine solche hingeben oder die bestehende 
äufnen. Mann und Weib müssen aber formell ihre Zustimmung 


geben. Schlägt der Mann aus, so wird die Zuwendung als Parapherna- 


gut betrachtet (680). Vater und Mutter, welche ohne nähere Be- a 


stimmung der Beiträge eine dos versprechen, haben dieselbe je zur 
Hälfte zu leisten (685). Die Zinsen, resp. der Bezug der Früchte 


der dos gehen an bei der Eingehung der Ehe, auch wenn die Ein- 


zahlung oder Erfüllung betagt, sofern nicht anders bestimmt ist 


(686). Die stillschweigende, oder ausdrückliche Annahme der dos > 
verpflichtet den Mann zur Leistung der Gegendos, welche dem halben 


Werthe der dos zu entsprechen hat, was im Zweifel durch Schatzung ns 


festgestellt wird (681, 682, 683). Die Dotalgüter müssen vom Manne > 


durch Kautionsstellung gesichert werden. Geschieht dies nicht, 0 


hat die Frau Generalhypothek am Vermögen des Mannes (684, 1150). | i 
Der Mann wird Eigenthümer der dos estimata und hat eintretenden 


Falles bloss den Werth zu erstatten (687). An der dos non &stimata 


hat er bloss Administration und Nutzniessung gegen die gewöhnlichen ns 


m. sie sich befinden (687, 688, 689, 66). 


es Die Dotalgüter können von den Ehegatten weder einzeln, noch 
_ gemeinsam veräussert oder verpfändet werden. Das Gericht kann 
die Veräusserung im Nothfalle zum Zwecke des Unterhaltes der 
Z Familie oder zur Vornahme ausserordentlicher Reparaturen an Dotal- 
: grundstücken erlauben. Bei gehöriger Sicherstellung des Kaufpreises 
kann das Gericht die Veräusserung auch dann gestatten, wenn es 

‚den Verkauf im grossen Interesse der Eheleute findet (693, 694). 


= Die in Geld bestehende dos oder die dos &stimata muss bloss 
_ innert Jahresfrist, .vom Zeitpunkt, da die Pflicht zur Wiedererstattung 
_ entstanden ist, sammt Zinsen restituirt werden, während die gewöhn- 
2 lichen Dotalgüler innert Monatsfrist zurückzuerstatten sind (697). 


2) Dispositionsbefugnisse. a. Des Mannes. Derselbe verwaltet 
sein eigenes Vermögen und verfügt darüber frei. Er verwaltet und 
nutzt auch die Dotalgüter. 


‘b. Der Frau. Sie steht unter Worndhalt des Mannes. Ohne 
a Birilligung kann sie ihr Vermögen weder veräussern, noch 
_ obligiren, weder erwerben titulo oneroso, noch vor Gericht auftreten. 
_ Im Behinderungsfalle (also auch wenn er selbst bevogtet ist) sorgt 
der Gemeinderath für Vertretung des Mannes. Bei collidirenden 
- Interessen zwischen Frau und Mann, oder wenn er seine Einwilli- 
gung verweigert, ertheilt das Gericht die Autorisation an die Frau 
oder versorgi sie mit einem Beistand (63). Daraus geht hervor, dass 
die Frau zu Rechtsgeschäften mit dem Manne, zu Bürgschaften und 
Intercessionen zu seinen Gunsten eines Beistandes bedarf. Ueberdiess 
sind Schenkungen unter Ehegatten verboten, dagegen ist es ihnen 
erlaubt, Kinder zu beschenken (1000). Die öffentliche Handelsfrau kann 
E ‚sich selbstständig mit Bezug aufihren Handelsbetrieb verpflichten (66). 


 - Sämmtliches Paraphernalgut (698) verwaltet die Frau gemeinsam 
= mit dem Manne. Zur Veräusserung von beweglichem und unbeweg- 
 lichem Gut bedarf sie lediglich der Zustimmung des Mannes. 


Der Mutter sind keine Nutzungsrechte am Vermögen der Kinder 
eingeräumt (103), auch ist sie nicht gesetzliche Vormünderin der- 
selben. Dagegen kann die Wittwe durch Testament des Vaters oder 
£ Grossyaiers zur Guratel berufen werden (119). 

Bei Ernennung der Vormünder durch den Gemeinderath hat 
die überlebende Mutter während ihres Wittwenstandes das Recht, 
_ in erster Linie als Vormünderin ernannt zu werden (123). 
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Die Frau kann testiren line Autorisation ns Mannes ni Ben — 


auf ihr Paraphernalgut. Ueber die dos Kann sie nur dann a: .e 


verfügen, wenn sie keine Kinder hat (67). 


3) Sicherheiten. Die Frau ist dadurch gesichert, dass sie Fisen. i = 


thümerin ihres zugebrachten Gutes bleibt, soweit es nicht als dos 


hingegeben wird, und dass der Mann darüber nicht verfügen kann. 
Für die dos hat der Mann Caution zu stellen, oder dann hat die 
Frau Generalhypothek am Vermögen des Mannes, welche natürlich 
vom Zeitpunkte der Gonstituirung der dos an allen spätern Ver- 
pfändungen nnd Ansprüchen der Gläubiger vorgeht (684, 1150). Eine 
weitere Sicherheit gewährt die Unveräusserlichkeit der DONE 
(693 u. 694). 


4) hechte der Gläubiger. Wie die beiden Vermögen getrennt 
bleiben, so sind es auch die Schulden. Für die vorehelichen Schulden 
:der Frau, sowie für diejenigen, welche sie während der Ehe mit 
Bezug ie ihr Vermögen unter Zustimmung des Mannes oder als 
Handelsfrau selbstständig eingeht; für gültig eingegangene Bürg- 
schaften und Intercessionen hat sie selbst aufzukommen. Der Mann 


hat ebenfalls seine vorehelichen Schulden zu tragen, ebenso die Ehe- 


schulden, welche er selbst oder die Frau in blosser Vertretung des- 
selben (z. B. Haushaltungsschulden) contrahirt hat. Es gilt also der 
Grundsatz, dass die Gläubiger des Mannes sich an sein Vermögen 


und diejenigen der Frau sich an das ihrige zu halten haben. Von | 


dem Rechte der Frau mit Bezug auf die dos war oben die Rede. 


5) Die Ausscheidung. Bei der Scheidung statuirt das Gericht 
neben der Frage betr. Versorgung und Unterhalt von Ehegatten und 
Kindern, auch über die Frage der Güterausscheidung. Die dos ge- 
langt an die Frau zurück nach den bereits entwickelten Grundsätzen 
(697) und ebenso die Paraphernalgüter (701). | 


Die Ehescheidung hat die Wirkung, dass die geschiedenen Ehe- 
gatten bei lebendigem Leib von ihren Kindern beerbt werden. Die 
Eltern verlieren nämlich die Hälfte von ihrem Vermögen an die 
Kinder, welche dieselbe zu Eigenthum erwerben. Erstere behalten 
jedoch die lebenslängliche Nutzung. 

Das Recht des Ueberlebenden, Schenkungen und Vortheile, welche 
die Ehegatten sich durch Ehevertrag oder sonst zugewendet, des- 
gleichen die Zuwendungen Dritter bei Anlass der Ehe gehen durch 
die Scheidung unter. (Ueber temporelle und gänzliche Scheidung; 
siehe Gesetz v. 9. Jan. 1876, Art. 19—32). 


Auch bei Eintritt des Todes eines Ehegatten hat die Ausschei- 


dung statt. 


Mn Erbrecht der Ehegatten ( ana par fo), 
a. Bei beerbter Ehe, resp. wenn der Verstorbene legitime Nach 


; kommenschaft hinterlässt. Der Ueberlebende hat mit Bezug auf das 
freie Gut des Verstorbenen den Ususfructus an einem Kindertheil; 


b. bei unbeerbter Ehe, resp. wenn der Verstorbene überhaupt 
"keine Nachkommen zurücklässt, an der Hälfte. 

Im Fall der Noth kann das Gericht zum Zwecke des Unterhaltes 
des Nutzniessers die Veräusserung des Nutzgutes anordnen. Ausser 
durch die Scheidung geht dieses Nutzungsreeht auch dadurch unter, 
dass der Ehegatte wegen Ehebruch oder Nachstellung nach dem 
Leben des Verstorbenen verurtheilt worden ist, ferner durch Wieder- 


 verheirathung und im Falle, da der überlebende Ehegatte ein wüstes 


Leben führt (692). Nur der Vater hat von Rechtswegen Verwaltung 


und Nutzung am Vermögen der minderjährigen Kinder (103). Hinter- 
- lässt der Verstorbene keine Descendenten (445, 451), keine Ascen- 


= = denten (452-454) und auch keine Geschwister oder Descendenten 


= a von ihnen, so erbt der überlebende Ehegatte einen Drittel der Ver- 
lassenschaft zu Eigenthum (457, vgl. Ges. v. 31. Mai 1856, Art. 8). 
Nach dem ı0. Grade hört die erbfähige Verwandischaft auf, und. be- 


. zieht der überlebende Ehegatte das ganze Vermögen des Verstorbenen 


(458). Nach dem Ehegatten gelangt das aussereheliche Kind zur 


| Erbschaft (459). Ihre eigenen. Wege geht neben dem gesonderten Gut 


der Ehegatten, dessen Schicksal eben dargestelt worden, die dos 


und der Trossel, sowie die Gontrados. . 

1) Bei Vorabsterben der Frau. a. Sind bloss gemeinsame Kinder 
' vorhanden, so hat der Mann die Nutzung der Dotalgüter, so lange 
er im Wittwenstande verharrt. 


b. Hinterlässt die Frau Kinder früherer Ehe, so nimmt der Mann 
den Trossel zu Kigenthun. An der dos hat er einen Kindstheil 


ebenfalls zu Eigenthum. 


c. Bei Vorhandensein von gemeinsamen Kindern und Spröss- 


2 lingen aus früherer Ehe der Mutter theilt sich die dos zwischen 
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allen Kindern zu gleichen Theilen und der Vater hat die Nutzung 
an den den gemeinsamen Kindern zufallenden Erbportionen, solange _ 
er im Wittwenstand verharrt (690). 


d. Hinterlässt endlich die Mutter keine Descendenz, so fallen 


dos und Trossel dem Ehemann allein zu Eigenthum zu (690). 


2) Bei Vorabsterben des Mannes. a. Der Mann stirbt mit Hinter- 
lassung von gemeinsamen Kindern. Die Witiwe nimmt neben den 
Paraphernalgütern, dos und Trossel als Eigenthum zurück, an der 
Contrados, woran die gemeinsamen Kinder das Eigenthum erlangen, 


hat die Mutter in Gemeinschaft mit den Kindern das Nutzungsrec 
solange sie Wittwe bleibt. | Ri 

b. Der Mann stirbt mit Hinterlassung von Kindern Fe Ihe 
Diese üben im Dotalverhältniss keinen Einfluss aus; denn 

c. stirbt der Mann ohne Hinterlassung gemeinsamer Kinder, so. 
bezieht die Wittwe nicht bloss ihre freien Güter, dos und a | 
sondern sie kann auch noch als wahres Eigenthum die Gegendos 
‚auf den Gütern des Mannes erheben (691). - 


ll. Der Ehecontrakt. 


a. Zeitpunkt. Eheverträge müssen durch notarialischen Akt vor 
der Ehe abgeschlossen werden. Sie sind nach der Copulaioin 
b. unabänderlich. (675). Dagegen werden sie hinfällig durch die 
"Scheidung. 2 

c. Eine weitere Publieität als die notarialische Form ist nicht. = 
erforderlich. : 


d. Gegenstand. Die Ordnung des Güterrechts ist der Aoeeı = 
der Parteien überlassen; das Gesetz hat bloss subsidiäre Bedeutung. 
Dennoch setzt das (veseir dem Vertragsrecht gewisse Schranken. 5 

Eheverträge dürfen gegen die guten Sitten nicht verstossen, den Bestim- = . 
mungen über die ehkehrrrliche und väterliche Gewalt nicht wider- 
streiten und die gesetzliche Erbfolge zwischen Eltern und Kindern 


und zwischen Kindern unter sich nicht abändern (674). 


Neben der gesetzlichen Gütertrennung und dem vertraglich em = 
geführten Dotalrecht können gar wohl die Güterverbindung und die 


particulären Gütergemeinschaften Gegenstand des Ehevertrags sein. a 
Nicht durchweg verträglich mit dem Gesetz erscheint die allgemeine 


Gütergemeinschaft, indem dieselbe tief in’s Erbrecht eingreift, nd 


z.B. die Kinder früherer Ehe in dieser Richtung gefährdet werden. 
Im Weitern ist der Vertrag geeignet, die Nutzungsverhältnisse 

während der Ehe zu regliren, sowie die Grundsätze und Rechte der 

Auseinandersetzung bei Auflösung der Ehe zu bestimmen. 


Die Schenkungen, welche durch Ehevertrag, sei es von Seite = 
der Gatten selbst oder von Drittleuten, gemacht werden, unterliegen 
»dem gesetzlichen Masse, wie das Testirrecht dasselbe festsetzi. Wer 


legitime Descendenten, Vater oder Mutter, oder fernere väterliche 
Ascendenten hinterlässt, kann über die Hälfte der reinen Verlassen- 
schaft letztwillig oder durch Geschäfte unter Lebenden verfügen 
(334, 335, 1001, 975). Eine weitere ern der Dispositions- a 
freiheit besteht: nicht. 
Für die Schenkung von Drittleuten gelten ausserdem folgende 
Maximen: 


= 1 Nur ee hwärliges Vermögen kann Tuhalt der Schenkung 
unter Lebenden sein (967, 968). 

Er 2. Wer keine Notherben besitzt, kann ausser dem Nöthigen zu 
seinem Lebensunterhalt Alles hingeben, behält aber von Gesetzes- 
wegen das Dispositionsrecht über einem Zwanzigstel, welcher dem 
 Beschenkten nur soweit zukömmt, als der Beschenker nicht darüber 

verfügt (975). 

‚3. Schenkungen im Betrage von mehr als 500 Fr. unterliegen 
der Genehmigung des Gerichtes (977). 

4. Der Disponent kann sich auf den Fall, da er den Beschenkten 


‘oder seine Nachkommenschaft überlebe, den ledigen Rückfall der 


Schenkung vorbehalten (981, 282). 
5. Die Schenkung kann revocirt werden 
a. wenn die daran geknüpfte Bedingung nicht in Erfüllung geht 


(unmögliche, gesetzeswidrige und unsittliche Bedingungen gelten 


pro non seriptis) ; 
b. bei Dazwischenkunft eines legitimen oder legitimirten Kindes, 
das nach der Schenkung zur Welt kommt; 
ce. im Falle groben Undanks (983, 984, 985, 988). 
6. Das Recht des Widerrufs ist ein höchst persönliches, kann 
also weder vom Schenker gegen die Erben des Beschenkten, noch 


- von den Erben des Schenkers geltend gemacht werden, es sei denn, 


dieser habe die Klage bei Lebzeiten bereits anhängig an. (990). 
Schenkungen von Drittleuten können auch neben dem Ehevertrag 

zu Gunsten der Eheleute und ihrer Nachkommen gemacht werden. 
| Die Schenkungen der Eheleute selbst durch Ehevertrag unter- 
liegen diesen Beschränkungen nicht. Sie können sich auf zukünftiges 
Vermögen erstrecken und unterliegen der Genehmigung des Gerichtes 
nicht. Dagegen wird von Gesetzeswegen präsumirt (prasumptio 
juris), sie seien unter der Bedingung des Ueberlebens des Bedachten 
gemacht (798). 

Der Ehevertrag unter. Ehegatten einzig ist berechtigt, über nicht 
verfallene Erbschaft zu statuiren. Sonst hält das Tessiner-Recht 
an der römischen Rechtsparömie fest: Turpe est, saliecitum esse de 
 hereditate viventis. 

Unter der Voraussetzung, dass das Pflichttheilsrecht nicht ver- 
letzt werde nach dem Vermögensbestande zur Zeit des Vertragsab- 


schlusses, können Kinder gegenüber den Eltern oder den Ascendenten 


auf das Erbrecht verzichten (535). 
Als verwandtes Verhältniss wird das Testament mit der Be- 
merkung berührt, dass auch die Ehegatten innert den gesetzlichen 
Schranken sich letztwillig bedenken können. 


Dr. Schreiber. Die ehelichen Güterrechte der Schweiz, 10 


IR einem und demaälen Akte dürfen nicht ee oder. gegen- Er 
seitige letztwillige Verfügungen getroffen werden (386). Ve 


Uneheliche haben keine Legitima und überhaupt erst nach _ 


_ sämmtlichen erbfähigen Verwandten und nach dem Ehegatten ein 


Erbrecht. Hingegen werden sie vom Ehegatten schon nach Abgang 


von Descendenz und Eltern beerbt. 


e. Rechte der Gläubiger. Dieselben haben sich an den Ehever- en 
trag zu halten. Fraudulöse Pe haben ihnen gegenüber 


keine Wirkung. 


$ 21. 
Der Kanton Waadt. 


(Code eivil du canton de Vaud, in Kraft seit dem 1. Juli 1821. Die oz 


- Zahlen ohne weitere Beifügung beziehen sich auf die $$ des Code eivil. 
Gesetz v. 11. Dez. 1838 betr. Abänderung einiger Bestimmungen des bürgerl. 


 Gesetzbuches; Gesetz v. 1. Dez. 1855 betr. uneheliche Kinder; Civilprozess- nn 


verordnung v. 25. Nov. 1869; Gesetz v. 4. Dez. 1873 betr. Aufhebung 
der Geschlechtstutel.) 
I. Gesetzliches Güterrecht: 


1) Eigenihumsverhältnisse und aktive Vermögensrechte. 
Der Kanton Waadt huldigt dem System der Güterverbindung. 


Die beiden zugebrachten Vermögen von Mann und Weib bleiben 


grundsätzlich nach ihrem ursprünglichen Eigenthum innerlich ge- 
trennt; der Mann administrirt und nutzt das Frauengut, welches 


bei Aufhebung der eheherrlichen Vormundschaft an die Frau zu > 


restituiren ist. Ihm gehört der Erwerb von Seiten der Arbeit seiner 
Frau (1063, 1084, 1085). 


In Bezug auf das Eigenthum der Frau an ihrem Zugebrachten = 


kennt das Waadtländerrecht etwelche Eigenthümlichkeiten, weiche 
aber dem System den Gharakter keineswegs entziehen. 

Vorab unterscheidet der Code eivil zwischen dem Heiraiharut 
welches die Frau in die Ehe bringt (la dot 1057) und dem Anfall 


von Frauengut während der Ehe. Alle diese Güter sind gesetzlich . © 
ad ornera ferenda matrimonii bestimmt (1058). Vater und Mutter, 
welche der Tochter gemeinsam ein Heirathsgut versprechen, was 


gewöhnlich durch Ehecontrakt geschieht, müssen dasselbe gemeinsam, 
zu gleichen Theilen ausrichten (1059). Haben die Eltern Nutzgüter 
in Händen, welche der Tochter zu Eigenthum angehören, so dürfen. 


dieselben, wenn nichts Anderes bestimmt ist, nicht auf das ver- = 5 


sprochene Heirathsgut angerechnet werden (1060). 


= Die Grundstücke, eich die Bias einbringt, serklatber ihr 
- - Eigenthum, selbst dann, wenn sie geschätzt dem Manne als Heiraths- 
gut übergeben werden. Es kann aber ein Grundstück in dieser 
Weise durch ausdrückliche Verabredung dem Manne als Eigenthum 
übertragen werden, während dann die Frau bloss einen Anspruch‘ 
auf den Schatzungswerth besitzt, der ihr Vermögen bildet (1069). 
Die Fahrnisse, nämlich: körderungen, Geld, Lebensmittel und 
Mobiliar, verbleiben ebenfalls Eigenthum der Frau, bis der Mann 
durch Assignat oder Anerkennung des Empfanges (reconnaissance) 
2 die Wiedererstattung gesichert hat. Diese Fahrhabe wird im Ehe- 
 contrakt oder im Empfangschein (reconnaissance) inventarisirt und 
= geschätzt, geht in das Eigenthum des Mannes über, während die 
Frau bloss einen Anspruch auf den Schatzungspreis als Frauengut 
vorläufig besitzt (res venditionis gratia estimate). Will die Frau 
die Wirkung dieser Anerkennung, resp. den Uebergang des Eigen- 
'thums an den Mann hindern, und dasselbe selbst behalten, so muss 
ausdrücklich erklärt werden: «que l’estimation n’en fait pas vente» 
(res taxationis gralia ®stimata) (1064, 1065). 
Man hat wegen dieses möglichen Ueberganges des Eigenthums 
an den Mann gegen Aestimation an der Reinheit des Systems der 
Gütertrennung gezweifelt. Offenbar mit Unrecht. Denn anderorts 
braucht der Mann das Weibergut bloss zu veräussern, dann tritt 
das gleiche Verhältniss ein, nämlich die Ersatzpflicht des Mannes- 
Das Recht der Waadt hat nun den Vortheil, dass es gleich an- 
 fänglich jene Ersatzforderung für mögliche Veräusserungen sichert. 
 In.der That hat das Assignat und die Reconnaissance vorzüglich 
den Zweck, die Frau gegen Schädigung aus der Veräusserung ihres 
Vermögens zu schützen. Denn es wird keineswegs an dem Gedanken 
festgehalten, dass die Frau auf alle Fälle bloss den obligatorischen 
- Anspruch auf die Aestimationssumme bei Restitution ihres Vermögens 
habe. Im Gegentheil sind das Assignat und die Reconnaissance mit 
ihrer Sicherheit, die sie gewähren, bloss eventuelle Exekutionsmittel, 
während die Frau bei Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft wieder 
vorab an ihr eigenes in die Ehe gebrachtes Vermögen, soweit es in 
: mon vorhanden, verwiesen wird, was die Ausführungen über die 
Ausscheidung erzeigen werden. 
In Bezug auf die Immobilien und Mobilien, woran die Frau ihr 
 Eigenthum vorbehält, besitzt der Mann die Klagen, welche dem 
- . Usufruktuar, ‚die Frau diejenigen, welche dem Eigenthümer zustehen, . 


en 


2) Dispositionsbefugnisse. a. Des Mannes. Der Mann allein hat 
die Verwaltung und Nutzniessung des ganzen Frauenvermögens, be- 


treibt die Schuldner und Gutsinhaber der Frau, empfängt Zahlungen 
aller Art und strengt die possessorischen Rechtsmittel in Bezug auf 
das Eigenthum der Frau an, während diese, wie schon bemerkt, die 
Eigenthumsklagen führt (1063, 1066, 1067, 1068). 


b. Der Frau. Um vor Gericht auftreten zu können (vgl. 1068) 


(ausser in Ehescheidungssachen), um sich zu obligiren, Schenkungen 


und Erbschaften entgegenzunehmen, bedarf sie der Autorisation des 
Mannes und zweier nächster Verwandter innerhalb den sechs ersten 


Verwandtschaftsgraden. Diese Autorisation wird im Streitfalle, oder 
wenn sich keine der bezeichneten Verwandten im Kanton vorfinden, 
nach Anhörung der Parteien durch das Friedensrichteramt (Justice 


de paix) ertheilt, welches gleichzeitig die Funktionen des Waisen- 


amtes ausübt. 


Zu Verpflichtungen zu Gunsten des Mannes, also auch zu Bürg- 


schaften und andern Intercessionen für denselben, muss immer die 
Autorisation der bezeichneten Amtsstelle eingeholt werden (117—121). 


Rechtsgeschäfte, welehe die Frau ohne Autorisation abschliesst, € 


können nur von ihr, dem Manne und ihren Erben angefochten 


werden (125). 

Jede generelle Autorisation ist nichtig (124). Die Ehefrau kann 
während der Ehe durch Kauf keine Liegenschaften erwerben (1049), 
Wenn sie durch Tausch solche an sich bringt, so gehört der Mehr- 
werth dem Manne (1050). Ebenso darf sie keine Forderungen durch 
lästigen Erwerbstitel für sich erwerben (1051). Ihre Liegenschaften 
dürfen ohne die oben bezeichnete Autorisation weder veräussert, 
noch verpfändet werden (1102). Geschieht diess, so gehören allerdings 
- die daherigen Zahlungen und Guthaben der Frau (1053). Eine Aus- 
nahme vom Verbot des Ankaufes von Liegenschaften besteht darin, 


. dass ein Grundstück der Frau zufällt, wenn durch Ehevertrag fest- 


gesetzt wird, dass das Heirathsgut zur Acquisition von Grundeigen- 
thum verwendet werde, und diess innert Jahresfrist vom Anfall des 
Heirathsgutes geschieht (1054). 

Im Falliment des Mannes, und wenn er unterVormundschaft geräth, 


hat die Gütertrennung statt und die Frau wird eigenen Rechts (Ge- 
setz v. 4. Dez. 1873, vgl. 1071). Verwaltung und Nutzung des Mannes 


fallen dahin und ebenso die Beschränkungen der Frau, Grundeigen- 
thum und Forderungen titulo oneroso zu erwerben (1055). 

Die Wittwe ist nicht gesetzliche Vormünderin der Kinder. Den- 
noch kann sie durch Testament des Vaters dazu bestimmt werden, 
und muss dieser Verfügung Folge geleistet werden, wenn nicht 


= genügende Gründe entgegenstehen. Dureh Wiederverheirathung und 


_ dureh Entbindung von einem ausserehelichen Kinde wird sie der 
Vormundschaft verlustig (214, 219, 220). 


Schenkungen unter Ehegatten sind verboten (867). Zu Sehen. 
kungen an Drittleute bedarf die Frau ebenfalls der Einwilligung des 
Mannes und zweier nächster Anverwandter, im Streitfalle des Waisen- 
amtes (justice de paix). Zu letztwilligen Verordnungen hat sie diese 
Zustimmung nicht nöthig (566). " 

Die öffentliche Handelsfrau kann sich ohne Weiteres mit Bezug 
auf ihr Geschäft verpflichten, dagegen nicht ohne die mehrerwähnte 
Autorisation vor Gericht auftreten (117 u. 122). Das Nähere ist 
_ durch die Civilprozessordnung 88 987 u. feg. festgesetzt. Voraus- 
gesetzt wird, dass die Frau ohne Participation des Mannes ein 
 Handelsgeschäft betreibe. Sie muss sich mit schriftlicher Bewilli- 
gung von Seiten des Mannes und des Waisenamtes als Handelsfrau 
mit Bezeichnung des Geschäftes in das Ragionenbuch eintragen lassen. 
* Wer eine Handelsfrau heirathet, gibt stillschweigend die verlangte 

Autorisation bis zum Widerrufe. Der Mann sowohl als das Waisen- 


amt können die ertheilte Erlaubniss zurückziehen, müssen aber diese 


Begebenheit publieiren lassen. Drei Monate nach dieser Bekannt- 
machung kann der Widerruf Dritten gegenüber geltend gemacht 
werden. Der Mann haftet ed für die Verpflichtungen der 
Handelsfrau. 

3) Sicherheiten. Das Grundeigenthum der Frau ist durch die 
besprochenen Beschränkungen der Veräusserung und Verpfändung 
geschützt (119 u. 1102). Zur Sicherung der dereinstigen Restitution 
des übrigen Vermögens (mit Einschluss der allfälligen Aestimations- 
summe für Liegenschaften) besteht die Vorschrift, dass der Mann 
dafür ein Assignat errichten muss, wenn er Grundeigenthum besitzt, 
oder aber eine Reconnaissance, wenn er über keine Liegenschaften 
verfügt (1090, 1091). Erst nach Erfüllung dieser Bestimmung er- 
langt der Mann Eigenthum und damit das freie Dispositionsrecht 
über die Beweglichkeiten der Frau (1064, 1065, vgl. 1068). Assignat 
oder Reconnaissance sollen innert dreiMonaten, nachdem der Mann 
das Frauengut zu Handen nimmt, errichtet werden. Lebten die 
Eheleute im Auslande, so muss dieser Akt innert der gleichen Frist 
nach der Rückkehr in den Kanton nachgeholt werden, wobei die 


Frau sich auszuweisen hat, dass sie das zu sichernde bewegliche 


Vermögen in die Ehe gebracht habe (1092, 1093). Die Sicherung 
‚geschieht durch schriftlichen Akt vor dem Waisenamt, wozu zwei 
der nächsten Anverwandten vorzuladen sind; erscheinen sie nicht, 

so geht die Sache doch vor sich. Der Mann muss den Ursprung 


der Werthe inceben un eidlich versleann dass ı er -dsalren a 


drei Monaten a dato zurückgerechnet erhalten hat. Er muss die = 
_ Werthtitel in natura vorweisen und über die übrigen Mobilien ein 
Inventar vorlegen. Besitzt er Liegenschaften, so wird das Vermögen 


auf diesen durch Assignat verzeigt. Dasselbe ist in die Hypothekar- 
protokolle einzutragen und gewährt Pfandrecht mit der Zeit der 
Errichtung vor dem Waisenamt (1094 u. 1100). Ist der Mann ohne 


Grundbesitz, so wird seine vor Waisenamt ausgestellte Empfangs- 
bescheinigung Reconnaissance genannt. Im Concurs des Mannes 
gewährt dieselbe der Frau ein Vorrecht während 6 Monaten vonder 


Gütertrennung oder Auflösung der Ehe an vor den laufenden = 


Schulden in der fünften Klasse nach den speziell und generell privi- 


legirten Forderungen, nach den Hypothekarschulden und den An- e 
sprachen aus Vormundschaften des Schuldners. In dieser fünften 


Klasse kann die Frau auch einen allfälligen Rest ihres Vermögens z 


fordern, wenn sie aus den assignirten Liegenschaften nicht volle 
Befriedigung erhalten (1091, 1094, 1099, 1624 u. 1628, letztere revidirt 


durch Gesetz v. 11. Nov. 1838). Das gleiche Vorrecht macht sich 


schon im Pfändungsverfahren, welches dem Goncurse vorausgeht, 
geltend (Art. 701 u. fgg. Jes Gesetzes v. 25. Nov. 1869). Sowohl 


Assignat als Reconnaissance gewähren der Frau das Recht, die be- = 
triebenen Liegenschaften des Mannes unter Befriedigung der Vor- 
berechtigten zu erwerben (droit de retrait) (Art. 662— 682 des Ge 


setzes v. 25. Nov. 1869). 


Die Reconnaissance kann jederzeit durch Hypothekbestellung in 5 - 
ein Assignat umgestaltet werden, wenn der Mann Grundeigenthum 


erwirbt (1097). Assignat und Reconnaissance sind nichtig, wenn die 2 


| vorgeschriebenen Formalitäten innert der gesetzlichen Frist nicht E 
erfüllt werden. Dagegen kann diese Nichtigkeit weder von den 


Ehegatten, noch von ihren Erben geltend gemacht werden, also bloss. { 
von den Gläubigern (1098). 


Alle Verwandten, welche in Folge Gonstituirung der dos oder 
in Folge Erbschaft Frauengut innehaben oder ihr etwas schulden 


und daher der Ehefrau oder ihrem Manne Vermögen einzuhändigen 
haben, haben dafür zu sorgen, dass der Mann die vorgeschriebene 
Sicherheit leistet, bevor sie ihre Verpflichtung erfüllen, und haften 

für den Schaden, welcher der Frau aus der Nichterfüllung der For- 


malität erwachsen. Desgleichen sind die Verwandten, welche die 


Frau zur Veräusserung und Verpfändung von Liegenschaften zu 


autorisiren haben, verpflichtet, dafür zu sorgen, dass dieselben Sicher- 
heitsmassregeln getroffen werden, bevor der Mann über den Kaufpreis 


: ne deal das Weiberäut le so Können sie den Mann 
= un Erwerb von Liegenschaften und zur Verzeigung der Weiber- 
Er mittel darauf oder zu genügender Cautionsstellung anhalten. Will 

oder kann er nicht entsprechen, so wird das Vermögen in Dritt- 

_ manns Verwahr gelegt, und der Mann bekommt bloss das Einkommen 

_ davon (1101, vgl. 1056). - | 
Eine weitere Sicherheit besteht in der Interdiktion des Mannes, 

welehe durch jeden Verwandten und durch die Ortsbehörde des 
 Domieils oder des Heimathortes angeregt werden kann (287 u. fgg.). 
- Sie.hat Gütertrennung zur Folge, wie auch das Falliment und der 
= bürgerliche Tod (1071). Diese kann aber wieder aufgehoben werden, 
wenn die Gründe (Falliment, bürgerlicher Tod und Interdiktion) 
weggefallen sind (1074, 1075). | e 
4) Rechte der Gläubiger. a. Für voreheliche Schulden hat die 
Frau selbst aufzukommen, d. h. der Mann hat sie zu bezahlen bis 
zum Betrage des Weibergutes. 

= =, Die Eheschulden belasten einzig den Mann. | 

c. Für persönliche Schulden der Frau (z. B. Bürgschaftsver- 
 pflichtungen) haftet sie mit ihrem Vermögen und für ihre Ver- 
 bindlichkeiten als Handelsfrau haftet der Mann ebenfalls solidarisch 
mm. ES - 
Weibergut, welches nicht in formell richtiger Weise durch As- 
 signat oder Reconnaissance als solches ausgewiesen ist, können die 
Gläubiger des Mannes für dessen Schulden in Anspruch. nehmen 
= (1098). 

Die Stellung der Fran im Concurse ist oben dargestellt worden. 
5) Ausscheidung. a. Restitution. Im Falliment des Mannes, bei 
niet des bürgerlichen Todes oder der Interdiktion kann die Frau 
gerichtlich die Gütertrennung verlangen und gelangt zur freien Ver- 
‚waltung und Nutzung ihres Vermögens (1071, 1104). Die Ausschei- 
dung hat ferner statt bei Auflösung der Ehe (1105). Die Frau 
_ nimmt ihr Vermögen in natura zurück. Die eingebrachten For- 
derungen hat der Mann oder seine Erben ebenfalls in natura oder 
in baarem Gelde zu erstatten. Beweist der Mann, dass Forderungen 
ohne sein Verschulden WEISTESSANGEN, so ist er der Ersatzpflicht 
z  enthoben (1106). 

Mobilien der Frau, welche ohne Verschulden des Mannes durch 

Gebrauch untergegangen sind, hat er ebensowenig zu ersetzen. ‚Die ® 


152 —n 
noch vorhandenen hat die Fras ruehkihen in en ken _ 
in dem sie sich befinden (1107). Hauptreparaturen an Liegenschaften 


der Frau, sofern sie durch zwei der nächsten Verwandten oder durch 


das Waisenamt erlaubt worden, müssen dem Manne vergütet werden. 
(1108). Für gehörige Restitution des Weibergutes haftet das As- 
signat und gewährt die Reconnaissance im Concurse das besprochene 
Vorrecht, sechs Monate von der Gütertrennung oder der Auflösung 
der Ehe an gerechnet (1624 u. 1625 ecit.) 

b. Erbrecht der Ehegatten (statutaria portio). a. Bei beerbter 
Ehe. Der überlebende ‚Ehegatte hat die Nutzniessung an den Erb- 
portionen der Kinder gegen den Unterhalt und die Erziehung der- 


selben (543, 205). Die Hälfte der Erbportion ist aber diesen heraus 


zugeben, wenn sie sich verehelichen oder die Volljährigkeit erlangen 
und zudem aus der Familie scheiden (544). Bei Wiederverheirathung 


verliert der Ueberlebende diese Nutzung, und zwar die Mutter sofort, 


der Vater bei erlangter Volljährigkeit oder Emaneipation der Kinder, 
und zwar bloss jeweilen in Bezug auf die dem majorennen oder 
emanecipirten Kinde zufallende Erbportion (207). Der Ehegatte, 
welcher die Scheidung verschuldet hat, bezieht die Nutzung nicht 
(206). Dem überlebenden Ehegatten kann sonst die Nutzniessung 
am Pflichttheil der Kinder nicht entzogen werden. Nach dem Ge- 
setzestext ist anzunehmen, der überlebende Ehegatte geniesse gar 
keinen Vortheil, wenn die Ehe kinderlos war und der Verstorbene 
Kinder erster Ehe hinterlässt. 

ß. Bei unbeerbter Ehe. Hinterlässt Jemand Vater oder Mutler, 
Bruder oder Schwester, oder Halbgeschwister oder Nachkommen von 


ihnen, so erbt der überlebende Ehegatte den vierten Theil der Ver- | 


lassenschaft, die Hälfte, wenn solche Verwandte keine am Leben, 
und endlich das Ganze, wenn gar keine erbfähige Verwandtschaft 
vorhanden ist, nämlich Verwandte bis und mit dem 10. Grad (542, 
541, 545, 540). 

Durch Verschuldung der Ehescheidung wird dieses Erbrecht 
verwirkt (156 u. 157). 


Durch Ehevertrag und Liberalitäten können diese Vorthele 


des überlebenden Ehegatten erweitert, geschmälert, und sogar SuDR | 
entzogen werden. 2 


li. Der Ehecontrakt. 


a. Zeitpunkt. Der Ehevertrag muss vor der Heirath durch no- 
tarialischen Akt errichtet werden (1046). | 
b. Er ist unabänderlich, dagegen gehen die Vortheile daraus für 


den Ehegatten verloren, welcher die Scheidung verschuldet hat 
(1047, 156). 


e. Eine weitere Publicität als die Errichtung durch den Notar 


ist nicht erforderlich. 


.d. Gegenstand. Das gesetzliche Güterrecht gilt bloss subsidiär. 


Die Ehegatten können durch Vertrag das eheliche Güterrecht ordnen, 
wie sie wollen. Doch darf ihre Uebereinkunft den gulen Sitten 


nieht widerstreiten (1042). 


Die eheherrliche Gewalt über Mutter und Kinder, sowie die 


nn Rechte, welche dem überlebenden Ehegatten mit Bezug auf die 
 välerliche Gewalt und den Titel betr. Minorität, Tutel und Emanei- 


pation übertragen sind,. dürfen nicht alterirt und überhaupt prohi- 


bitive Vorschriften nicht verletzt werden (1043). 


Ebensowenig darf die gesetzliche Erbfolge zwischen Eltern und 


Kindern und zwischen den letztern unter sich angetastet werden 
(1044). 


Selbst durch Ehecontrakt kann kein Erbverzicht und keinerlei 


_  Veräusserung in Bezug auf. die Erbschaft eines Lebenden statuirt 
werden (731). 


In positiver Hinsicht kommen bei dem Ehevertrag vorab die 


S Zuwendungen in Betracht, welche darin von Drittleuten oder von 
den Ehegatten unter sich gemacht werden. 


Die Zuwendungen, welche Drittleute den Ehegatten selbst oder 
den Kindern machen, sind vor Allem an die Bedingung geknüpft, 


dass die Ehe wirklich zu Stande komme (701). Dann dürfen sie 


das Pflichttheilsrecht nicht verletzen (702). Wer legitime Nach- 


kommen hat, darf durch Schenkung unter Lebenden oder durch 
letztwillige Verordnung bloss über die Hälfte seines Vermögens frei 
verfügen. 

Auch der Pflichttheil des unehelichen Kindes am Vermögen der 
Eltern muss gewahrt werden. Neben ehelichen Kindern bezieht es 


den halben Pflichttheil von einem legitimen Nachkommen, und sind 
keine ehelichen Sprösslinge vorhanden, so gebührt ihm die Legitima 
_ eines ehelichen Abstämmlings, wie es denn auch ab intestato neben 
 _lesitimen Kindern die Hälfte der Erbportion eines ehelichen Kindes 
bezieht und die Hälfte der Verlassenschaft beanspruchen kann, wenn. 


der Erblasser keine legitime Nachkommen hinterlässt. Sind keine 
erbfähige Verwandten am Leben, auch kein Ehegatte, so erbt es 


allein den ganzen Nachlass der Eltern (Gesetz v. 1. Dez. 1855). Ist 


keine Descendenz vorhanden, so sind die Liberalitäten unbeschränkt 
(573, 574). | 


Die allgemeinen Regeln über die Schenkung unter Lebenden 


2 greifen auch hier Platz. Die durch Ehevertrag von Drittleuten ge- 


machte Schenkung wird hinfällig, wenn der Schenker nach derselben 


in Nickonmensiatt erhält. es sei an der Don ein ne 


cendent (609). Die Schenkung durch Ehevertrag unterliegt : 
der Homologation durch das Gericht, ist wegen Undank, im Gegen- 


Satz zu andern Donationen, nicht widerufhich und kann unter dem 2 


Vorwand, dass sie nicht acceptirt worden sei, nicht angefochten . 


werden (698, 996. 608, 700). 


Die Schenkungen, welche sich die Ehesatten. durch Eherer rar < 2 
. selbst machen, können sich auf gegenwärtiges und zukünftiges Ver- 


mögen des Schenkers beziehen (598, 703) und unterliegen nach- 


stehenden Beschränkungen: Sie sind bedingt durch das Ueberleben 
des Beschenkten, wenn nichts Anderes ausgemacht ist (704). Dagegen 
können sie sich auf diesem Wege bloss den vierten Theil ihres 
Vermögens zuwenden, und für den Fall, da sie keine Nachkommen 
hinterliessen, können sie sich zudem den Ususfruetus am ganzen 
Vermögen zusichern (705). Besitzt ein Gatte Kinder erster Ehe, o 
kann er durch Ehevertrag dem neuen Ehegenossen bloss einen = 
Kindstheil, und jedenfalls nicht mehr als den vierten Theil seines a 


Vermögens verordnen (707). 


Das Geschenk, welches ein Ehegatte dem andern, gestützt auf ei 2 


dieses Verfügungsrecht, durch Ehevertrag auf den Fall macht, dass 
der Beschenkte überlebe, heisst don de survie en general, das Gi 


die gemeinsamen Kinder zurück (1083). 


Das Gesetz ordnet noch die vertraglich eingeführte Erd er 


schaftsgemeinschaft zu gleichen Theilen (1084, 1085). Die Ehegatten 


schenk, welches der Ehemann der Frau zur ee 
Vermehrung des Heirathsgutes zusichert, l’augment de dot. Ist im 
letztern Fall die Quantität nicht bestimmt, so beträgt der Zuwachs 
den vierten Theil des bei der Heirath zugebrachten Heirathsgutes, 

nicht aber auch des während der Ehe der Frau zugefallenen Ver- 
mögens (1076—1080). Beide Schenkungen werden mit dem natürlichen 
Tode des Schenkers eröffnet und fallen im Concurs des Mannes dahin a 
(1081, 1082). Dieselben fallen nach dem Tode des Beschenkten an = 


müssen vor der Gopulation und vor dem Notar ein Inventar über 


ihr bewegliches Vermögen errichten, sonst wird jede Beweglichkeit, 
‘an der ein bestimmtes Eigenthum nicht nachgewiesen werden kann, = 
als Errungenschaft betrachtet (1086-1088). Erworbenes Grund- 5 
eigenthum gehört dem Manne, welcher jedoch die Frau bei dr 


Theilung zu entschädigen hat (1089). 


Nach der Eingangs gemachten Bemerkung über die Vertrags- 
freiheit der Ehegatten sollte nun angenommen werden, es könnten 
daneben noch alle möglichen Verträge vorkommen. Allein auchda 
hat die Praxis wieder Schranken gesetzt. Nach Dr. Lardy’s Werk 


a rien kann. Ferner soll der Man ausschliessuch die Verwal 
. am ganzen Weibergut behalten. Desshalb ist die Gütertrennung 
a ‚priori durch Vertrag nicht einführbar, sie kann bloss in Folge 
a Urtheils auf gesetzliche Gründe hin eintreten. Ob ein 
im Ausland wohnender Waadtländer einfach stipuliren könne, nach 
dem Güterrechte des Wohnortes zu heirathen, ist controvers. 
. Verwandte Verhältnisse. Dass sich die Ehegatten lt. Testirrecht 
er elatwillie verordnen können, ist selbstverständlich, jedoch sind 
x ‚Schenkungen inter vir. et ux. verboten (1044, 567). | 
4) Rechte der Gläubiger. Für sie besteht der Grundsatz, dass 


$ 25. 
Der Kanton Wallis. 


5 - (Code eivil du canton du Valais, erlassen in den Jahren 1829 = 1855. 
Lois du 1° Mai 1871. Die blossen Zahlen weisen auf den Code eivil bin.) 


1 Das gesetzliche Güterrecht des Kantons Wallis ist die Er- 
 rungenschafisgemeinschaft. 


1) Eigenthumsverhältnisse und aktive Vermögensrechte. 
a. Sachenrechte. Mann und Weib behalten das Eigenthum vom 
ganzen Vermögen, wie sie es in die Ehe bringen, und wie es ihnen 
während derselben durch Erbschaft, Vermächtniss oder Schenkung 
 zufällt (1291). In dieser Hinsicht ist kein Unterschied gegenüber 
der Güterverbindung zu konstatiren. | 
 b. Forderungen. Dieselben verbleiben ebenfalls derselben Per- 
son, welcher sie vor der Ehe angehörten. 
@. Der Erwerb constituirt sich aus allen Acquisitionen, bestehen 
‚sie in Mobilien oder Immobilien, welche Mann und Weib während 
an Ehe gemeinsann oder getrennt machen, aus den Produkten ihres. 
Gewerbes, aus den Ersparnissen an Früchten und Einkünften der 
- Eheleute (1290). Bewegliches und Unbewegliches wird als Erwerb 
en sofern nicht bewiesen wird, dass das Eigenthum schon 
vor der Ehe einem der Gatten angehörte, oder dass es demselben 
_ nachher durch Erbschaft, Vermächtniss oder Schenkung zuge- 
rn fallen (1292). 
a Diese Errungenschaft gehört den Ehegatten gemeinsam. Der 
scheinbare ‚Widerspruch, welcher zwischen Artikel 1278, wornach 


ee 


Hl : 


die Früchte und Einkünfte vom Frauengut dem Manne gehören, ande > 


Art, 1290 löst sich theilweise durch den Hinweis auf Art. 1294, 


wornach der Mann die Gemeinschaft allein verwaltet und vertritt, 
und auch auf Art. 1302, gemäss welchem die Frau erst bei Aufllösung 
der Gemeinschaft in aktiver Weise daran participirt, dadurch dass 
ihr die Hälfte davon zu Eigenthum zufällt (vgl. 1298), auch aus 
Art. 1283, demzufolge der Mann die Einkünfte vom Frauengut be- 
zieht gegen Tragung der Lasten der Ehe und gegen Verzinsung 
der darauf haftenden Schulden, sowie gegen Deckung der Verbind- 
lichkeiten der Frau, die ihr wärend der Ehe anfallen. 

Wir haben also drei Vermögensmassen vor uns, welche gegen- 
seitig im Abrechnungsverhältniss stehen. Was die eine zu ihren 
Gunsten aus der andern bezieht, hat sie ihr wieder zu ersetzen. 
Namentlich gilt dies von den nothwendigen und nützlichen Aus 
lagen, welche zu Gunsten der Güter eines Ehegatten aus der Ge- 
meinschaft oder aus dem Vermögen des andern Gatten bestritten 
werden (1285, 1293), aber auch überhaupt so oft ein Gatte aus der 
(semeinschaft etwas zum eigenen Nutzen verwendet. 

2) Dispositionsbefugnisse. a. Des Mannes. Derselbe disponirt 
natürlich frei über sein eigenes Vermögen, über die Gemeinschaft 
mit der Beschränkung, dass er nur titulo oneroso die dahin gehören- 
den Vermögensstücke veräussern und verpfänden darf (1294). Des- 
gleichen hat er die Administration des Frauenvermögens (1278). 
Ueber die Mobilien verfügt er frei, zur Veräusserung und Verpfän- 
dung von Immobilien, ebenso zum Prozesse wegen derselben, bedart 
er der Zustimmung der Frau (1281). 

Der verheirathete Mann, welcher das 23. Altersjahr nicht erreicht 
hat, wird durch die Heirath nicht eigenen Rechtes, sondern bleibt 
unter Vormundschaft. (Beseitigt durch den Entwurf des Bundes- 
gesetzes über Handlungsfähigkeit v. 7. Nov. 1879, Art. 1.) 

b. Der Frau. Eigenthümlich gestaltet sich die Handlungsfähig- 


keit der Frau dadurch, dass der Kanton Wallis noch das Institut 


der Geschlechtsvormundschaft kennt, welches mit der eheherrlichen 
Gewalt in gewissen Fällen concurrirt.*) 

Sie steht unter der Vormundschaft des Mannes, kann ohne 
seine Autorisalion nicht vor Gericht auftreten und Böine Rechts- 
geschäfte abschliessen. Ist die Frau noch minorenn, dann genügt 
der Gonsens des Mannes nicht, sondern sie bedarf zu Rechtsge- 
schäften noch der Ermächtigung der Vormundschaftsbehörde (91 
und 93, 924). 


*) Anmerkung. Dieselbe ist durch den Bundesgesetzentwurf betr. Hand- 
lungsfähigkeit v. 7. Nov. 1879 derogirt. 


win der Mani die Frau nicht autorisiren, vor Gericht aufzu- 
ein oder Rechtshandlungen vorzunehmen, so kann sie die Er- 


ne mächtigung hiezu von der Vormudschatishehörde einholen (94). 


In allen Fällen, wo die Interessen des Mannes und der Frau 


2 collidiren, wird Se durch die Vormundschaftsbehörde bevollmäch- 


tist (95). 
| Die Frau wird unter die gewöhnliche Geschlechtstutel gestellt, 
wennihr Mann ausser Stand ist, die eheherrliche Gewalt auszuüben, 
2. B. wegen Minderjährigkeit, Interdietion, CGondemnation etc. (96). 
{ Nur reine Verwaltungshandlungen über das Frauengut können 
zugleich durch den Anwalt des Minderjährigen oder interdieirten 
 Ehemannes vorgenommen werden (97). | 
- Ist die Gattin öffentliche Handelsfrau, so kann sie ohne Zustim- 
mung des Mannes alle Rechtshandlungen vornehmen. welche in 
- ihrem Handelsbetriebe vorkommen (98). 

Die Frau kann testiren ohne Einwilligung des Mannes (101). 
Die Mutter wird nach dem Tode des Mannes Vormünderin über 
die Kinder (205 und 206) und erhält gleichzeitig einen Beistand (344). 
83) Sicherheiten. Der Mann haftet für das Frauengut wie ein 


= _Nutzniesser, hat jedoch dafür keine Sicherheit zu leisten (1284). 
Bei Misswirthschaft des Mannes kann sie sich durch die Vor- 


- mundschaft ermächtigen lassen, vom Gerichte die Gütertrennung 
zu verlangen; dieselbe muss publizirt werden. Sie gelangt dadurch 
zur Verwaltung ihres Gutes unter Beihülfe des Vormundes. Auch 
die Hälfte der Errungenschaft muss ihr eingehändigt werden (1303 — 
- 1308). Geschähe durch diese Trennung eine unberechtigte Benach- 
_  theiligung der Gläubiger, so haben sie das Recht, die Abtrennung 
zu verhüten (1309). 
2 Diese Ausscheidung hat a Statt bei der Scheidung und bei 
der Trennung von Tisch und Bett. Die güterrechtliche Vereinigung 


kann durch Verständigung auf den ganz gleichen Grundlagen her- 


» gestellt werden, wie sie früher bestanden. Die gänzlich oder zeitlich 


a Geschiedene kann es thun ohne weitere Ermächtigung; die Getrennte 
hat die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde einzuholen (1309— 


1311 u. 107). 

ne, Das Privilegium, welches der Code eivil der Frau für das Zu- 
gebrachte im Goncurs des Mannes gewährte, ist durch Gesetz vom 
1. Mai 1871 aufgehoben worden. 

N 4) Rechte der Gläubiger: a. Voreheliche Schulden bleiben an 
Person und Vermögen desjenigen Ehegatten haften, der selbige vor 
der Heirath eingegangen (1291) und vermindern somit den Betrag 

des eingebrachten Gutes. 


u Die Nerbindlichkeiten, weiche der Mann. en der. Ehe © 
contrahirt, oder die Frau in blosser Vertretung desselben (Haus 


haltungsauslagen etc.) hat der Mann einzig zu bezahlen. 


Es haften den Gläubigern der Erwerb und die ae a 
Güter des Mannes (1278 vgl. 1283, 1290, 1293). Gegen Kompensa- 
tion an die Frau haftet natürlich ch der Erwerb für die wi, = 


lichen Schulden des Mannes. Se 


ec. Die Schulden, welche der Frau durch Erbschaft und Sc 
kung zufallen, hat ebenfalls der Mann zu tragen. Ein Schutz g- 
währt ihm da der Umstand, dass er die Annahme solcher Anfälle 
verweigern kann. Erlaubt dagegen die Vormundschaftsbehörd im 


Widerspruche mit dem Manne der Frau die Uebernahme von Erb- 


schaften und Schenkungen, so haftet den Gläubigern lediglich der 


Inhalt der Acquisitionen und zudem die nuda proprietas des ne 


gen Frauengutes (93 fgg., 810, 924—926). 


d. Wenn endlich die Frau contrahirt mit Einwilligung des 


en 


Mannes, so wird im Zweifel angenommen, die Verpflichtung gehe 
den Mann an. Immerhin kann für solche Verbindlichkeiten auch 
das Frauengut herangezogen werden. Sie hat alsdann. den Re- _ 


sress auf den Mann (1296). 


Im Uebrigen haften für alle Schulden bloss ie Gemeine x 


und bei Unzulänglichkeit das Vermögen des Mannes, nie aber auch 
das Weibergut. Entgegenstehende Vereinbarungen haben keine un = 


keit (1295). 


5) Ausscheidung. Bei Todesfall, bei Verlust der bürgerlichen _ 
Rechte, bei Verschollenheit, Schedus und Berichitehe: Gütertren- Sn 


nung hat die Ausscheidung statt (1302). 
a. Wiedererstattung. Vorerst nimmt die Frau Alles ur was 


von ihrem zugebrachten Gute in natura oder als Surrogat vorhanden. —_ 


Den Ersatz, sofern ihre Güter nicht durch Zufall oder ordentlichen 


Gebrauch untergegangen (1281, 1313), zieht sie successive aus dem 
Vorrath an baarem Gelde, aus den erworbenen Gütern nach Auswahl, 


und reicht dies Alles nicht hin, aus dem persönlichen Vermögen des 


Mannes. Alsdann kommt dieser zum Zuge. Bleibt nach Rückerstat- 
tung beider Vermögen und Abzug der Eheschulden ein Rest, so 


theilt er sich unter die Ehegatten oder deren Kechtsnachfolger nach = i 


Hälften (1312—1319, 1298). 


b. Erbrecht der Ehegatten (statutaria Dortio), a. Bei a — 


Ehe oder wenn der Verstorbene legitime oder legitimirte Kinder 


hinterlässt, hat der überlebende Theil die Nutzniessung an der Hälfte “ 


des Vermögens des Verstorbenen ; 


bei Dede Ehe = len am en (3). 
ae Geht der Ueberlebende eine u Ehe ein, so wird die Nutzung 


Lehenswandel führt (794). 


Durch Schenkungen unter Teßäden \ und Ifenerich, ‚Ver 
fügungen kann der Ueberlebende ebenfalls um die Hälfte der Nutz- 
niessung verkürzt werden. Auch durch Ehecontrakt kann die Nutzung 


= ausgeschlossen oder modifieirt werden (796). 


Bei Abgang von erbfähigen Verwandten (die Grenze bildet der _ 


achte Grad, wenn nicht Repräsentation eintritt) und natürlichen 


Verstorbenen (797, 782, 774). Dieses Erbrecht zu Eigenthum kann 
durch Testament und Schenkung des Verstorbenen gänzlich ausge- 
schlossen werden (603). 

Alle diese Rechte des Ueberlebenden gehen Demjenigen verloren, 
welcher die Scheidung verschuldet hat (106). 


Verwandte Verhältnisse. Der überlebende Ehegatte hat auch die 
Nutzung des Vermögens der minderjährigen, nicht emancipirten 
Kinder. Sie ist verwirkt gegenüber dem Gatten, welcher die Schei- 
dung. verlangt ; es sei denn, die Kinder würden ihm dennoch über- 
lassen. Die Mutter verliert die Nutzung durch Eingehung einer 
‚ weitern Ehe (166, 168, 169). 


= Der Ehecontrakt. 


a. Zeitpunkt. Derselbe muss vor der Ehe abgeschlossen werden 

Ä (1273). 
sh, Veränderlichkeit, Unter Betheiligung aller mitwirkenden 
Personen kann derselbe abgeändert werden vor der Eingehung der 
Ehe, nicht aber nachher (1274 u. 1275). 


=E: Publieität ist nicht vorgeschrieben, um Dritten mesennber zu 


a Titel von der väterlichen Gewalt dem Ueberlehenden einräumt, 
_ den Bestimmungen über Minderjährigkeit, Tutel, Emaneipation, der 
gesetzlichen Erbfolge zwischen den Gatten und ihren Descendenten. 


Lebenden und Testamente (1270, 1271). 

Es kann auch keine andere Gemeinschaft durch Gontrakt ein- 
geführt werden, als die Errungenschaftsgemeinschaft und keine Haft- 
Ä barkeit des Frauengutes für Schulden der Ehe (1286 u. 1295). 


Kindern erbt der überlebende Ehegatte das ganze Vermögen des 


e Ausgenommen sind die Satzungen in Bezug auf Schenkungen unter 


= 160. _ 


Im Weiteren bestimmt der Ark 1269, dass die Fihegatten im 
Ehev rertrag festsetzen können, was sie wollen. | 


Es ist also möglich, durch Convention das Dotalrecht un die 
Gütertrennung mit Ausschluss der Nutzniessung des Mannes einzu- 
führen. Die blosse Bestimmung, sich ohne Gemeinschaft zu 
ehelichen, zieht geradezu die Folgen der Güterverbindung nach sich, 
indem der Erwerb alsdann ausschliesslich dem Manne gehört (1301). 


Innerhalb der Errungenschaftsgemeinschaft können alle möglichen 
CGombinationen durch Ehevertrag getroffen werden (1288). 


Im Code sind folgende Modifikationen angedeutet: Es werden der 
Frau gewisse Einkünfte zu persönlichem Gebrauche überlassen (1278); 
die Theilung der Errungenschaft wird anders bestimmt, als nach 
der gesetzlichen Hälfte (1298). 


Durch Ehecontrakt können sich die Brautleute Schenkungen 
machen, welche jedoch kein Pflichttheilsrecht verletzen dürfen. Dar- 
nach können sie sich zuwenden: den dritien Theil des Vermögens, 
wenn sie Nachkommen haben; die Hälfte, wenn Ascendenten und 
Seitenverwandte bis zum vierten Grade väterlicher- und mütterlicher- 
seits vorhanden sind; drei Viertheile, wenn solche Verwandte bloss 
von einer Linie am Leben sind; das Ganze, im Falle keine solche 
Verwandte lehen (977, 597, 603). 


Eine Modifikation bringt das Pflichttheilsrecht des natürlichen 
Kindes mit sich. Ihm muss ein Drittel eines Kindstheiles am Ver- 
mögen des anerkannten Vaters und der Mutter verbleiben (601). 

Die majorenne Tochter kann durch Ehecontrakt ohne Assistenz 
des Gurators dem Manne eine Schenkung machen, welche jedoch nie 
die Hälfte ihres Vermögens übersteigen darf (943). 


Durch die Scheidung und Trennung von Tisch und Bett verliert ® 


der schuldige Theil alle Vortheile, welche ihm durch Ehevertrag 
zustehen (106). Durch Wiedervereinigung wird jedoch dieser Nach- 
theil gehoben. 


Verwandte Verhältnisse. Durch Testament können sich die 
Gatten die gleichen Vortheile einräumen, wie durch Vertrag. 


Unter der Voraussetzung, dass der Verfügende Descendenten hat, 


wird bei jeder testamentarischen Verordnung des einen Gatten 
zu Gunsten des andern präsumirt, die Zuwendung sei unter der 
Bedingung gemacht, dass der begabte Theil im Witiwenstande ver- 
harre (675). 


Schenkungen unter Ehegatten sind verboten (980). Kleinere 
übungsgemässe Geschenke sind vom Verbot ausgenommen (921). 


A Rechte AR  Alduhser. Diese werden durch den Ehecontrakt 
wenig. gefährdet, da überhaupt das Frauengut zu ihrer Deckung 
Een. verwendet werden darf. Das Recht, gegen widerrechtliche 
 Benachtheiligung durch Ehevertrag einzuschreiten, steht den Gläu- 
 bigern som ständlich zu. 


$ 26. 


Der Kanton Neuenbnrg. 

(Code civil der Republik Neuenburg, erlassen vom 1. März 1854 auf 
den 30. April 1855. Die Zahlen ohne weitere Beigabe verweisen auf die 
Artikel dieses Gesetzbuches.) 

I. Gesetzliches Güterrecht. 


1) Eigenthumsverhältnisse und aktive Vermögensrechte. 
Die gesetzliche Güterordnung ist nominell diejenige der G@üter- 


gemeinschaft. Sie tritt ein, wenn die Eheleute einfach ohne weitere 


- 


SEN 


E- 


Ausführungen im Ehecontrakt erkiären, sich der Gütergemeinschaft 
zu unterstellen, oder wenn gar kein gültiger Ehecontrakt vorliegt 
--a189, 1141, 1150). 

In diese nominelle Gütergemeinschaft fallen: 

1) Liegenschaften und Fahrhabe, welche die Ehegatten im Zeit- 
punkt des Abschlusses der Ehe besitzen ; 

2) Liegenschaften und Fahrhabe, welche ihnen während der 
Ehe durch Erbschaft, Schenkung oder sonstwie zufallen ; 

3) sämmtliche Nutzungen, welche die vorbezeichneten Güter 
.abwerfen ; 

4) aller Erwerb und alle Ersparnisse, welche die Ehegatten 
machen, sowie die Nutzungen hievon (1151). 

. Die Gütergemeinschaft in dieser Ausdehnung ist jedoch bloss 
eine fiktizische, um die Dispositionsrechte des Mannes und die even- 
tuelle Haftbarkeit der Frau für die Eheschulden, wovon später die 
Rede sein wird, zu erklären. In Wirklichkeit bilden sich drei Ver- 
 mögensmassen, welche gegenseitig im Abrechnungsverhältnisse stehen 
Liegenschaften und Fahrhabe nämlich, welche Mann und Weib in 
die Ehe einbringen (1151, Ziff. 1 u. 2), behalten den Charakter als 
' Rigenthum des ursprünglichen Inhabers. Ausserdem bildet sich die 
Errungenschaft aus den sub 1151, Ziff. 3 u. 4 bezeichneten Faktoren, 
welche wirkliches Miteigenthum der Ehegatten wird (1152). Aller 
Erwerb an Fahrhabe und Forderungen fällt in die Gemeinschaft, 


_ auch wenn der Mann dabei allein handelt (1153), Desgleichen die 


‚aquirirten Immobilien (1153). 


: Dr. Schreiber. Die ehelichen Güterrechte der Schweiz. 11 


Werden diese jedoch ganz oler Ihe aus Sen E Privatmittel: 


eines Ehegatten bezahlt, und wird hiervon beim Erwerb formell Akt 


genommen, so wird der bezügliche Ehegatte Eigenthümer im Ver 


hältniss zu den dazu beigetragenen Mitteln (1154). Fliessen diese 
aus dem Frauenvermögen, so genügt die daherige Erklärung des 


Ehemanns nicht, um ihr das Eigenthum zu übertragen, sondern 


es muss überdiess ihre selbsteigene Acceptation in dem Erwerbungs- 


akte eingetragen werden. Geschieht diess nicht, so fällt das be- = 


treffende Immobile in die Gemeinschaft (1154, 1155), 


Die innere Getrenntheit der Vermögen beilör Ehegatten geht = 


zur Evidenz aus folgenden Momenten hervor: 


das eingebrachte Gut eben dieses Ehegatien greifen (1160). 


ER 


1) Die persönlichen Gläubiger eines Ehegatten können nur auf a 


2) Der Mann haftet für die Wiedererstattung desin die eheliche & 


Gemeinschaft eingekehrten Weibergutes. Den Zufall trägt sie nach = 


dem Grundsatz: casum sentit dominus (1161). 


3) Bei Veräusserung und Verpfändung von Liegenschaflen A 2 


Frau tritt diese als handelnd auf, während der Mann bloss autorisirt 


(1164). 


sätzen: 


a. für gegenseilige Gautionen sind Mann und Weib sich Eat 


schädigung schuldig (1167, 1168); 


b. bezieht ein Gatte aus dem ehelichen Gemeingut Mittel a = 
Zahlung persönlicher Schulden, so schuldet er an dieselbe en 


Ersatz (1169). 


d. Desgleichen für Hauptreparaturen und Verbesserungen an Liegen- - 


schaften (1170). 


e. Die Aussteuer an ein gemeinsames Kind haben die Ehegatten = 
im Zweifel gemeinschaftlich zu tragen und sich ne in 5 


dieser Weise zu verrechnen (1171). 


5) Endlich fallen die Vermögen bei der Ausscheidung nach iorent 


Ursprung, soweit sie noch in natura vorhanden, oder soweit dafür 
Krsatzstücke angeschafft worden, zurück (1185, 1186). 


Abrechnung und Ersatz vollziehen sich vorab an der Errungen- 
schaftsgemeinschaft, welche dazu da ist, die Ausgleichung zwischen 
den zugebrachten Vermögen herzustellen. Reicht sie aber nicht aus, 2 


die Nachtheile eines Ehegatten zu begleichen, so vollzieht sich die 


Entschädigung des zu Gunsten des andern benachtheiligten ENERAUER : er 


am persönlichen Vermögen des bevortheilten Theiles. 


Die richtige Auffassung führt dahin, eine eheliche Gemeinscha = 
anzunehmen, wobei die zugebrachten Vermögen von Mann und Weib 


4) Die gegenseitige Abrechnung beruht auf folgenden Grund- 


 nagen bildet. Mit anderen Worlen, an re a 
‚Güterrecht des Kantons Neuenburg besteht in der Errungenschaft en 
gemeinschaft. I 

ei 2): fein: a. Des Mannes. Der Mann allein I 
= administrirt die Güter, welche in die eheliche Gemeinschaft (im 
 weitern Sinne) fallen. Er veräussert und verpfändet sein eigenes 
Vermögen, die Fahrhabe der Frau und die Werthe der Errungen- 
schaft. Ueber die Liegenschaften der Frau verfügt diese selber, Sr 
jedoch kann sie diess bloss mit Einwilligung des Mannes (1161, 116). 
Titulo gratuito kann während der Dauer der Gemeinschaft, alobis 
zur Gütertrennung, weder Mann, noch Weib über das in die eheliche 
Gemeinschaft: im ml Sinn fallende Vermögen ohne 


en kann, ds eine er Bevollmächtigung der Frau, | 
elkst durch Ehecontrakt, untersagt ist, sofern dieselbe sich nicht _ 
auf blosse Verwaltungshandlungen ihr eigenes Vermögen betreffend 
bezieht (163). In Ausführung dieses Grundsatzes ergeben sich fol- 
ze Einzelheiten: Ä 
Die Frau kann nicht vor ne auftreten, nicht schenken, = 
veräussern, verpfänden, erwerben titulo gratuito und ONETOSO, über- So 
haupt sich nicht verpflichten, ohne Einwilligung des Mannes (155, 34: 
641 u. 673). Im Weigerungsfalle ertheilt nach Anhörung: der Parleien 
das Gericht die Autorisation (159). Ebenso wenn der Mann zu Haft 
oder zu einer entehrenden Strafe verurtheilt ist, wenn er interdieirt 
wird, oder auch, wenn er minderjährig*) ist oder sonst unter Vor- SE 
mundschaft steht (161, 162, 164). er 
Rechtsgeschäfte, elche die Frau ohne gehörige Ermächtigung = Se 
abschliesst, sind nichtig, eine Nichtigkeit jedoch, welche bloss von 
der Frau selbst, ihrem Mann oder ihren Erben geltend gemacht 
2 werden kann (negotia claudicantia) (165, vgl. 1163 u. 1165). 

Die Autorisation des Mannes, resp. des Gerichtes, fällt jedoch ee 
hinweg, wenn die Frau nicht unter der gesetzlichen Gemaisehaft 


sich verehelicht hat, oder wenn die Gütertrennung stattgefunden. 
In diesem Falle "kann sie mit Rücksicht auf ihr eigenes Ver. 


mögen ar ande, vor Gericht ee und frei verfügen (156u.158). z = 


) eng Ehe macht nanllunstähle nach $1 des B. -G. -Entw. 


z betr. san a keit. 


ist s sie öffentliche Handelsfren, so kai sie mit Hei auf I 
Handelsbetrieb ebenfalls velbetslänis vor Gericht auftreten und sich 
mit Bezug darauf obligiren. Besteht zwischen ihr und dem Manne- : 


die gesetzliche Gemeinschaft, so obligirt sie in dieser Hinsicht Zu 


gleich den Letztern (160, vgl. 1163).”) | 

Wenn während der Ehe einem Theile Vermögen zufällt, ie 
in die eheliche Gemeinschaft eingehen oder dessen Empfang be- 
scheinigt werden soll, so ist die Frau mit einem Gurator zu ver- 
sehen. Der daherige Akt hat bei Strafe der Nichtigkeit amtlich 


oder gerichtlich zu erfolgen. Gläubiger, welche dadurch sich be- 


nachtheiligt glauben, können das Geschäft jederzeit anfechten (1146). 
Die Eltern haben die Nutzniessung am Vermögen der Kinder 
bis zu ihrer Majorennität oder bis zur Emaneipation. Diese Nutzung 


‘dauert auch nach der Volljährigkeit und Emaneipation durch den 
stillsehweigenden Consens der Kinder fort, und geht nach dem Tode 
eines Ehegatten auf den Ueberlebenden über (275). Damit verbindet 
‘sich die Vormundschaft des überlebenden Ehegatten über die Kinder 


(281). Die Wittwe kann jedoch einen Vormund für dieselben ver- = 


langen (282). Verheirathet sich die Wittwe, so verliert sie die Nutz- 
niessung am Vermögen der Kinder nicht, jedoch geht die Verwaltung 
desselben an einen eigens bestellten Curator über, welcher im Vereine 
mit der Mutter die vormundschaftlichen Rechte über die nn = 


erster Ehe ausübt (283). = 
Zu letztwilligen Verfügungen bedarf die Frau der Ga 
des Mannes nicht (166, 641). Zu Intercessionen zu Gunsten des 
Mannes ist die Frau befugt, dagegen sind Schenkungen unter Ehe- 
 gatten verboten (1167). 


3) Sicherheiten. Als Sicherheiten können die Umstände in Be- : 
 tracht fallen, dass kein Ehegatte die in die eheliche Gemeinschaft 
im weitern Sinne fallenden Güter (also auch die eigenen) ohne Zu- 
stimmung des andern titulo gratuito veräussern kann, und dass der 
Mann die Immobilien der Frau nicht veräussern und verpfänden 
darf (1161, 1162, 1163). Dann hat die Frau bei der Ausscheidung 
das Recht, vor dem Manne ihr Zugebrachtes aus der Masse zu 


erheben. Sie nimmt nämlich ihr Vermögen, soweit es in natura 


vorhanden, oder soweit Frsatzstücke dafür sich vorfinden, in dem 
Zustande zurück, in welchem dasselbe im Zeitpunkt der Theilung 


sich befindet. Für nicht Vorhandenes erholt sie sich an der Baar- 


schaft, hernach an den Forderungen und endlich an den Immobilien 


*) Anmerkung. Vide Art. 41 des Entwurfs zum eidg. Obligationen- 
recht. RE | 
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ie re Reicht diese nicht hin, so haftet ihr das per- 
 sönliche Vermögen ‘des Mannes, und gelangt sie auch so nicht zur. 


vollen Deekung, so bleibt der Mann und seine Erben ihr für den 


Rest persönlich haftbar (1185, 1186, 1187). 
Die Frau ist auch berechtigt, die Interdiction des Maunes anzu- 
begehren (350). 
Ausserdem kann sie gerichtlich die Gütertrennung verlangen, 
wodurch sie die freie Verwaltung ihres Vermögens erlangt, während 
der Mann von jeder Verantwortlichkeit befreit wird. Mit der Güter- 


.  trennung hört die Haftbarkeit der Frau für die künftigen Schulden 


des Mannes auf. Sie hät jedoch ad onera ferenda matrimonii einen 


verhältnissmässigen Beitrag zu leisten. Der gerichtlich ausgesproche- 
nen Gütertrennung muss innert 60 Tagen durch authentischen Act 
die Auseinandersetzung folgen, sonst fällt sie dahin. Um Dritten. 


gegenüber Wirkung zu haben, muss das daherige Urtheil publizirt 
werden (1172—1178). 
Die eheliche Gemeinschaft kann nur unter den ganz gleichen 
Bedingungen, wie sie vorher bestanden, wieder eingeführt werden. 


Die Ehegatten haben ihren Willen vor demjenigen Gericht, welches 


_ die Trennung ausgesprochen, zu erklären. Die Wiederherstellung 

der Gütergemeinschaft muss publizirt werden und entfaltet ihre 
Wirkung vom Tage der Erklärung der Ehegatten an, die Güterge- 
- meinschaft auf der gleichen Grundlage wie früher fortzuse tzen (1179) 


Die Gütertrennung übt auf das Recht des Ueberlebenden keinen 


Einfluss (1180). 


4) Rechte der Gläubiger. Diese sind übersichtlich dargestellt 
unter dem Titel der Passiven der Gemeinschaft (1156—1160). Es 


wird dabei unterschieden zwischen persönlichen Schulden der Ehe- 


satten und solchen, die gemeinsam werden. 


a. Persönliche Schulden. Unter sie fallen vorab die vorehelichen 


. “M obiliar- und Immobiliarschulden der Ehegatten. An diese schliessen 
sich an die Passiven, womit Erbschaften und Schenkungen belastet 


sind, welche einem Theile während der Ehe zufallen (1157). 
Bürgschaften und Intercessionen des Mannes, welche dieser 
ohne formell gegebene Zustimmung der Frau eingegangen, behaften 
den Mann allein (1158). 
Persönlich bleiben Kosten, Strafen und Ersatz, wozu ein Ehe- 
satte in Folge Vergehens oder Verbrechens verurtheilt wird (1159). 
RS Bei der Gütertrennung bleiben sowohl Aktiven als Passiven der 
| Eheleute getrennt (156, 158). 


Mit. Be aut ni versöntichen Schnlden el nun: ner Grund 


_ ee dass die Gläubiger ihre Forderungen bloss auf den en Ihres 
nn persönlichen Schuldners einziehen können (1160). 


b. Gemeinsame Schulden. Gemeinsam werden: ce. Alle Mobiliar 2 
und Immobiliarschulden , welche während der Ehe eingegangen 
werden, sei es durch den Mann, oder mit Zustimmung desselben 


. durch die Frau, oder endlich durch beide zugleich. ‚Vorbehalten : “ 
wird die gegenseitige Abrechnung zwischen den beiden Fhesaiet > 


(vgl. 1167, 1168). = 
Sn Rückständige Zinsen, Zinsen von Renienkapilalten und De 


'sönliche Schulden der Ehesatten bis auf den Betrag des Einkom- 


mens vom zugebrachten Gut des betreffenden Eheparts (116). 
Für diese Forderungen haftet alles Vermögan ‚beider Ehegatten 
ohne Unterschied. Ist jedoch die Frau selbst nicht persönlich en- 


gagirt, So muss zuerst die Errungenschaft und das Vermögen des 


Mannes, oder wie das Gesetz sich ausdrückt, das übrige Vermögen 
der Gemeinschaft erschöpft sein, bevor auf das Frauengut Besen = 


werden darf (1159). 


5) Die Ausscheidung. Sie erfolgt: 

1. beim Tod eines Ehegatten; 

2. bei der Scheidung; 
3. bei Trennung von Tisch und Bett (195, a 
4. bei der gerichtlichen Gütertrennung. _ 
Beim Concurs des einen oder andern Ehegatten wird die Liqui- an 
dation der Gemeinschaft vorgenommen und ihre Wirkungen werden 
suspendirt. Nach Beendigung des Concurses wird die Gm nn 


wieder fortgesetzt (1172). 


I. Wiedererstattung. a. Theilung der Aktiven. Vor Allerk a = 
auf Grundlage eines gezogenen Inventars die Abrechnung statt nach 
den besprochenen Grundsätzen (1167—1171 u. 1183—1184), Hierauf 
bezieht jeder Theil sein zugebrachtes Gut. Von dem Vorzugsrecht 
der Frau und von der Haftbarkeit des Mannes für die Wiedererstat- 
tung des Weibergutes (1185—1188) ist unter dem Titel «Sicherheiten» 
schon gesprochen worden. Für Ausfälle kann sich der Mann lediglich 


an der Errungenschaft entschädigen (1189). Der Rest, welcher nach 
 Zurückziehung der zugebrachten Vermögen und nach Bezahlung Se 


der Schulden sich ergibt, wird unter die Ehegatten oder ihre Rechts- a 
nachfolger zu Hälften getheilt (1191). 
b. Theilung der Passiven, resp. der gemeinsamen Schulden Diese SE 


werden aus der Err ungenschaft bezahlt und reicht sie nicht aus, so 


fallen sie dem Manne oder seinen Rechtsnachfolgern zur Last (1195), 2 . 
Hat die Frau sich BE so kann auch ihr Vermögen sofort zur IP 


 genügende Sicherheit geleiset werde (1197). 


rige Begehren, um Dritten gegenüber Wirkung zu haben, d.h. um 
die Haftbarkeit der Frau für die Schulden des Mannes für die Zu- 


= und. soll die Gütertrennung wieder aufgehoben werden, so ist die 
_ Wiederherstellung der Gütergemeinschaft ebenfalls zu publiziren, 
und entfaltet diese ihre Wirkung von der daherigen Erklärung vor | 
> ungen Gericht, das die Trennung ausgesprochen (208, 212, 1179). 


I. Erbrecht der Ehegatten (statutaria portio). @. Bei unbeerbter 
& Ehe: und wenn keine legitime Nachkommen früherer Ehe des Ver- 
_ storbenen vorhanden sind, bezieht der Ueberlebende: De 

—oL Kleider, Lingen und Schmuck des Verstorbenen, 


Er 2, die Hälfte der Möbel des Verstorbenen im engern Sinne des 
= ware (383) und zwar sowohl die zugebrachten als auch die er- 
 worbenen mit Ausschluss des Viehes, 
8, die Lebensmittel, jedoch Getreide, Mehl und Wein nur für den 
Bedarf eines Jahres (Musteil), . 
4. den Ususfruetus am übrigen Vermögen (1205, vergl. 1212) 
3 des. Verstorbenen. 
< B. Bei beerbier Ehe des Verstorbenen und legitimer Descendenz _ 
heran wird das Recht des Ueberlebenden auf die Hälfte reduceirt, 
a Ausnahme des Bezuges der Lebensmittel (1206, vergl. 1212). 
Das Nutzniessungsrecht des überlebenden Ehegatten am Ver- 
5 mögen der minorennen Kinder ist oben schon berührt worden. 
Weil das Erbrecht der unehelichen Kinder hier Einfluss hat, 
so ist dasselbe an diesem Platze darzustellen. 
: cn Liberaliläten unter Lebenden und an letztwillige Ver 


ut 


2 ee ee a ensen; dass die Ge femsehalten bis zur Erschö- { | 
pfung der Errungenschaft und des Vermögens des Mannes berich- 
tigt werden, bevor zur Theilung geschritten wird, es sei denn, dass = 


Erfolgt die Ausscheidung in Folge Scheidung, Trennung a en 


Tisch. und Bett oder durch gerichtliches Urtheil, so muss das dahe- =. = 


kunft aufzuheben, gehörig publizirt werden (212, 1175). Wollen die _ 
von Tisch und Bett geschiedenen Eheleute sich wieder vereinigen — 


ee eheliche Nachkommenschaft hinterlässt, wenn nicht, so je 
das Dispositionsrecht ein unbeschränktes. Die Rechte der ausser- 


ehelichen. en sind iedach” Tores (649) Dieselben® haben = 
ein Erbrecht an den zuerkannten Eltern, am Vater, wie an der 


Mutter. Neben ehelichen Nachkommen gelimigen sie zum dritten 
Theil des Pflichttheils eines legitimen Kindes, also zu einem Sechstel. 
Kommen die Ascendenten des ersten Grades oder Geschwister des 
Erblassers zur Erbschaft, so bezieht das aussereheliche Kind die 
Hälfte der Verlassenschaft, und drei Viertheile, wenn entferntere 
Verwandte zur Erbschaft gelangen. Endlich bezieht es die ganze 
Verlassenschaft, wenn keine erbfähige Verwandte, nämlich keine 
Verwandte bis zum 12. Grade vorhanden sind (613—616). Dieses 
gesetzliche Erbrecht des unehelichen Sprossens kann durch Geschäfte 
unter Lebenden und durch letztwillige Verfügung von Vater oder 
Mutter auf die Hälfte reducirt werden. Diese Hälfte bildet den 
Pflichttheil der Unehelichen (619, 620). Hat sich nun der überlebende - 


Ehegatte mit einem oder mehreren unehelichen Sprösslingen des 


Verstorbenen abzufinden, so kommt darauf an, ob dieser sie vor 
oder nach Eingehung der Ehe anerkannt habe. Im ersten Falle 
behält der Ueberlebende vier Sechstel der Erbportion in der Nutz- 
niessung und liefert ihnen zwei Sechstel aus; im letztern Falle hat 
er die Nutzniessung an der ganzen Erbportion (1207, 1208) 

Gehört das uneheliche Kind den Ehegatten gemeinsam, ohne 


dass sie es vor oder bei der Ehe anerkannt oder legitimirt hätten, = 
so beschränkt sich die Nutzniessung des Ueberlebenden auf die Hälfte 


seiner Erbportion (1209). 

Ist der uneheliche Abstämmling durch Vater oder Mutter auf 
seinen Pflichttheil beschränkt, so ist der Fall zu behandeln, als ob 
diese Reduction gar nicht statt gehabt hätte, in dem Sinne nämlich, 
dass demselben die gleiche Quote seines Erbtheils ab intestato heraus- 
zugeben ist, wie obsteht, und der Ususfruetus des Ueberlebenden sich 
bloss am Rest der Legitima geltend zu machen hat (1210). 

Das Recht des Ueberlebenden, wie es bisher behandelt worden, 
darf durch lZetztwillige Verordnungen nicht geschmälert, wohl aber 
erweitert werden. Der Ehecontrakt kann hier im erweiternden 
und beschränkenden Sinne einwirken, wovon unten die Rede sein 
wird (1204, 1223). | 

Sind keine erbfähigen Verwandte (613) und keine unehelichen 
Abstämmlige vorhanden, oder wird die Erbschaft nicht angetreten, 
so fällt die Verlassenschaft dem überlebenden Ehegatten zu (626). 

Während Trennung von Tisch und Bett (in der Regel) und die 
gerichtliche Gülertrennung das Recht des Ueberlebenden nicht auf- 
heben (201, 1180), so wird dasselbe durch die Scheidung zerstört 
(186, 277, 626). 


a En Der Ehecontrakt. | 
2a. Zeitpunkt. Alle Ehecnnirakle müssen vor Abschluss der Ehe 
vor dem Notar abgeschlossen werden. 

2 b. Sie sind nach der Copulation unabänderlich. Vorher können 


sie in der gleichen Form und unter Zustimmung aller Gontrahenten 


abgeändert werden (1142—1144). Alle Vortheile, welche ein Ehe- 
 gatte oder dessen Verwandte dem andern durch Ehecontrakt oder 
wegen der Heirath machen, gehen für denjenigen Theil, welcher die 
Scheidung verschuldet hat, verloren, während sie der unschuldige 


-— Theil selbst dann behält, wenn diese Vortheile auf Reeiprocität be- 


ruhen (184, 185). 
| c. Publicität. Jeder Ehevertrag, welcher die gesetzliche Güter- 


= z gemeinschaft abändert oder modifieirt, muss auf der Gerichtskanzlei 


des Wohnortes der Eheleute niedergelegt werden und von der De- 
‚position desselben muss die Publication erfolgen. Erst nach Er- 
_  füllung dieser Bedingung gelangt er Dritten gegenüber zur Wirk- 
 samkeit (1146). 
a d. Gegenstand. Wie bereits angedeutet, ist die Ordnung der 


-  Güterverhältnisse der Autonomie der Parteien überlassen, und hat 
daher das Gesetz bloss subsidiäre Bedeutung. Immerhin darf der 
ı Vertrag den guten Sitten nicht widersprechen (1135). Desgleichen 
nicht der eheherrlichen Gewalt des Mannes über Frau und Kinder, 
sowie den Rechten des überlebenden Ehegatten, wie selbe ihm unter 
dem Titel der väterlichen Gewalt, der Minorennität, Vormundschaft 


und Emaneipation übertragen sind, noch auch den Prohibitivbestim- 
mungen des Gesetzes (1136). Die Eheleute dürfen keine Verein- 


& barungen ireffen, noch Verzichte festsetzen, wodurch die gesetzliche 
Erbfolge zwischen ihnen und den Kindern oder der Kinder unter 


- sich geändert würde. Schenkungen unter Lebenden und letztwillige 


Verfügungen sind hier ausdrücklich vorbehalten (1137). 


In positiver Hinsicht können die Eheleute allgemein überein- 


kommen, sich nach der gesetzlichen Gütergemeinschaft oder nach 
der Gütertrennung zu ehelichen (1139). Innerhalb der Gütergemein- 


“schaft können sie Modificationen nach Belieben eintreten lassen, z. B. 
- über den Antheil am Vorschlag, über die Nutzniessung des Ueber- 
lebenden etc. (1204). Mit Rücksicht darauf ist namentlich vorgesehen, 
dass sich die Eheleute anstatt der gesetzlichen Nutzniessung eine 
lebenslängliche Rente, oder eine Aversalsumme aussetzen können. 
Jedoch darf das gesetzliche Pflichttheilsrecht (649) in keiner Weise 
verletzt werden (1211). 
| Daneben ordnet das Gesetz noch die Gütertrennung . 1140). 
: Hierbei behält jeder Galie sein eigenes Vermögen unter selbstständiger 


Verwal und N u. u eigener e Veraartlichkent (1198). | ). Die 


Beiträge zum Unterhalte der Familie werden durch Vertrag geregelt, S 
oder dann haben sie beidseitig verhältnissmässig nach Vermögen und 
Verdienst zu erfolgen (1199). Ueberlässt die Frau die Nutzung dm 
 Manne, so kann sie jederzeit das Vermögen wieder an sich ziehen, 
‘oder es geschieht diess bei Auflösung der Ehe. In beiden Fällen = 
hat der Mann die fruetus exstantes herauszugeben (1201). Die 2 
Rechtsgeschäfte jedes Ehegatten behaften bloss den Handelnden allein; 


wenn sie sich gemeinsam oder solidarisch verpflichten, so haben sie { 
gegenseitig bloss diejenigen Klagen, wie sie dem Mitverpflichteten 
allgemein zustehen, oder ‘wie sie sich aus dem Akte selbst ergeben 


(1201, 1202). Bei der gerichtlichen Gütertrennung kommen die 3 


gleichen Grundsätze zur Anwendung (1203). Ausser diesen gesetzlich 


normirten Güterordnungen verträgt sich das Recht von Neuenburg 
offenbar auch mit dem Dotalrecht und der Güterverbindung, welehe 
ebenfalls durch Vertrag eingeführt werden können. Dagegen scheint 
die allgemeine Gütergemeinschaft nicht durchweg mit dem Gesetze 
sich zu vertragen, indem dieselbe einen allzugrossen Einfluss auf die 


Erbfolge übt, z. B. bei Vorhandensein von Kindern früherer Ehe. 


Einen weitern Gegenstand des Ehevertrages bilden die Schen- — 


kungen, welche Drittleute den Ehegatten, oder diese selbst einander 
machen. Sie sind den Regeln der Schenkungen im Allgemeinen 
unterworfen, sowohl nach Form als nach Inhalt. Es darf dabei die 
legitima pars nieht verletzt werden (649, 655 fgg., 701, 704). Nur 


gegenwärtiges Vermögen kann geschenkt werden (675, 595, 702). 


Alle Schenkungen fallen durch die Dazwischenkunft eines Kindes ae 
dahin, auch diejenigen, welche zu Gunsten einer Ehe gemacht 
werden, ausser jenen, welche von Ascendenten herrühren oder 
von einem Ehegatten dem andern gemacht werden (688). Da- 
gegen sind Schenkungen zu Gunsten einer Ehe wegen Undankes 
nicht widerruflich (687). Solche Schenkungen von Drittleuten können 


auch ausser dem Ehecontrakt gemacht werden. 


Die Schenkungen, welche von Drittleuten zu Gunsten der Ehe e 
oder im Ehevertrag zu Gunsten beider oder eines Gatten gemacht 
werden, gehen auf die Nachkommenschaft über (696). Es kann dabei 


stipulirt werden, dass sie an den Schenker zurückfallen, wenn der 


Beschenkte und Seine Nachkommenschaft vor demselben sterben (697). - 5 


Durch Unterzeichnung des Ehecontraktes werden solche Schenkungen 


als acceptirt betrachtet (693). Die Schenkung zu Gunsten der Ehe 


fällt dahin, wenn sie nicht erfolgt (700). 


Für die Schenkung der Ehegatten unter sich durch Ehevertrag 


ER AN . 
AU EN ARTE AN 


gilt das Besondere, dass sie als durch das Ueberleben des Beschenkten ie “ 


gentheil Tormell aus > 


das 6 


WVäl iese ke die Hälfte des  lundsens een | 
” wenn Nachkommen zur Welt en so darf sie bloss die : 


i ao Be Ehe sind en an ner Eheeatich verbalen 


= Als verwandites Verhältnis ist noch dus Testament zu berühfen, 
- wodurch sich die Ehegatten innert den Schranken des Testirrechts ; 
ande bedenken können. 
 e. Rechte der Gläubiger. Der Ehecontrakt kann ihnen gegenüber 
nur vorgeschützt werden, nachdem dessen Deposition auf der Gerichts- 
kanzlei durch Din zur Kenntniss gelangt ist. Schenkungen 
zum Nachtheile der Gläubiger sind nichtig (645). 


S 27. 
Der Code Napol&on. (1387—1581.) 
= SE Das gesetzliche Güterrecht ist rein subsidiär. en 
a Es tritt nur da ein, wo demselben durch Vertrag der Parteien 
2 gerufen wird, oder wann nichts Anderes bestimmt ist. Es gelangt 
daher zur vollen. Herrschaft, wo kein abweichender Ehevertrag ab- 
‚geschlossen worden, oder tritt in die Lücken, wo die Verkommnisse 
solche offen lassen (1387, 1391, 1393, 1400, 1528). 
Das gesetzliche Güterrecht des Code Napoleon ist die Mobiliar: 
und Errungenschaftsgemeinschaft. Die Grundzüge derselben sind 
S ‚folgende: | = 
eh DI TSIRSEERIENERE und aktive Vermögensrechte 91 u 
1008). a8 
22q, Suchenrechte. Es bilden sich gleichsam drei verschiedene Ver- 
\ tögensmassen : a. Das beiden Ehegatten gemeinsame Vermögen. In 


eier ‚der Ehegatten zu betrachten ist. Zur Gemeinschaft 
‚gehören auch die Grundstücke, welehe yon Mann oder Weib erworben 
: erden in der Zeit zwischen. dem Abschluss eines IEheyerkEaBe auf 


BE 


-ı1- 


a ur semern. chart und dem Abschluss den Ehe, es seien dent open e 
theilige Vertragsbestimmungen vorhanden. In die Gemeinschaft fallen 


ferner Grundstücke, die als Sondergut nicht ausgewiesen werden 


können. & 
6. Das Sondergut der Frau besteht aus den Immobilien, welche 
sie im Zeitpunkt der Ehe besitzt, und die ihr während der Ehe zu- 


fallen dureh Erbschaft und Schenkung, wenn nicht anders die Schen | \ 


kung an die Gemeinschaft selbst geschieht. 


y. Desgleichen verbleiben dem Manne zu besonderem edatime 
die vor der Ehe ihm gehörenden Grundstücke, sowie diejenigen, 
welche er durch Erbschaft und Schenkung, die nicht der Gemein- _ nr 


- schaft selbst gemacht wird, während der Ehe übernimmt. 


Alle diese Vermögen stehen gegenseitig im Abrechnungsverhält- 


niss, was der eine Theil aus dem anderen erhielt, hat er demselben 


wieder zu begüten (1437, 1403, 1406-1408, 1478-1480). 


Die solidarische Verpflichtung des Weibes mit dem Manne u 


Gunsten der Gemeinschaft oder des Mannes ist als Intervention auf- 


zufassen, und die Frau ist dafür zu entschädigen (1431). Wird der. . 


Erlös von Grundstücken oder dinglichen Rechten in die Gemein 


schaft geworfen, so kann der berechtigte Theil bei der Ausscheidung 5 


‘denselben zum Voraus aus dem Gemeingut erheben (1433). „Als 
Ersatz für persönliches Gut wird betrachtet das Grundstück, welches 
der Mann aus dem Erlöse seiner Immobilien zum Zwecke des Er 2 


satzes angeschafit hat (1434). 


Soll ein aus dem Erlöse von Frauengut gekauftes Grundstück = 
ihr als Ersatz gelten, so muss sie es formell acceptiren, ansonst hat 
sie Entschädigung für die Veräusserung zu fordern bei Auflösung 
der Gemeinschaft (1435). Im Uebrigen gilt der Grundsatz, dass 


solche Veräusserungen von Sondergut dem Eigenthümer zum wahren 


Verkaufspreis ersetzt werden müssen, und während der Mann sich 
hiefür bloss an die Gemeinschaft halten kann, darf die Frau bei 


Unzulänglichkeit der letztern auf das Vermögen des Mannes greifen 
(1436). 


Die einem gemeinsamen Kinde desohene dos hahen Mann und Er 


Weib zu gleichen Theilen zu tragen, wenn dieselbe von beiden 


stipulirt war, mag sie im Uebrigen aus der Gemeinschaft oder aus 
dem sSondergut eines Ehegatten ausgerichtet worden sein (1438). 
War die dos vom Mann allein versprochen, und zwar zu Lasten der 
Gemeinschaft, so muss die Frau die Hälfte nur dann mittragen, wenn 


sie die einensoheft antritt, der Mann habe denn ausdrücklich die 
ganze dos oder den grössern Theil derselben auf seine Kosten über- 


nommen (1439). 


2) Diopassnänibkfugntse (215—226, 1421 u. ie). 
: a. Des Mannes. Derselbe hat das unbeschränkte Dispositionsrecht® 
über sein eigenes und über das gemeinsame Vermögen. Einzig die 
& Veräusserung des letzteren titulo gratuito unterliegt gewissen Be- 
 schränkungen. Er darf Immobilien oder die ganze oder eine Quote 


der Gemeinschaft nur zu Gunsten der gemeinsamen Kinder titulo 


'gratuito verwenden und kann auf den Todesfall bloss über seinen 
Antheil an der Gemeinschaft verfügen (1421—1423). Er hat auch 
die Verwaltung des Frauengutes und die possessorischen Klagen in 
Bezug darauf. Zur Veräusserung von Grundstücken der Frau bedarf 
- ._.er jedoch. ihrer Einwilligung. Für verursachten Schaden ist der 
Mann verantwortlich (1428). 

b. Die Frau steht unter der eheherrlichen Gewalt des Mannes, 
ob sie in Gemeinschaft lebe oder nicht. Ohne seine Zustimmung 


oder eventuell ohne Autorisation des Gerichtes. ist sie handlungs- 


unfähig in dem Sinne, dass ihre ohne Erlaubniss abgeschlossenen 
Geschäfte als negotia claudicantia behandelt werden. Sie kann also 


ohne Einwilligung des Mannes weder titulo oneroso, noch titulo 


 gratuito erwerben, nicht schenken, veräussern, verpfänden, vor Ge- 


richt auftreten. Im Widerspruch des Mannes kann die Frau an das 


z Gericht gelangen und sich da die Autorisirnng zum Abschluss von 
Geschäften erholen. Die Verantwortlichkeit des Mannes fällt bei 
- solehen Geschäften weg, und die Gemeinschaft wird nicht verpflichtet, 
ausser er immiscire sich in dieselben (215—219, 225; 1426, vergl. 
1450). 

Verpflichtungen, welche die Frau für den täglichen Haushalt 
eingeht, hat der Mann zu übernehmen (1420), 

Die gerichtliche Bevollmächtigung der Frau hat insbesondere 
statt, wenn über den Mann eine entehrende Strafe ergangen, wenn 


er interdieirt, abwesend oder minorenn ®) ist (221-224, vgl. 1427). 


: Eine generelle Bevollmächtigung der Frau ist unter allen Um- 
-ständen unzulässig, doch kann ihr die Administration der eigenen 
Güter für ein und alle Mal überlassen werden (223). 

Die Frau kann testiren ohne Einwilligung des Mannes (226). 
Sie ist gesetzlicheVormünderin der vaterhalb verwaisten Kinder (390). 

Ist die Frau Öffentliche Handelsfrau, so kann sie ohne Einwilli- 


- gung des Mannes die in ihr Handelsgewerbe einschlagenden Geschäfte 


*) Anmerkung. Nach dem Entw. z. B.-G. betr. Handlungsfähigkeit v. 
7. Nov. 1879 macht die Ehe volljährig. | 


aan end oblisirt Andzeh: Sc den ve ‚wenn sie in Güter | 
gemeinschaft lebt. Die blosse Gehülfenschaft im. Geschäfte des Mannes 
verleiht ihr nicht den Charakter als Handelsfrau (220, 1426). = 
Um vor Gericht auftreten zu können, bedarf die Frau ur ae 
allen Umständen, also auch als Handelsfrau, der Einwilligung des 2 


| Mannes, oder im Widerspruch des Gerichts (215, 218). 


Die Frau kann mit dem Manne sich OB TEN, intereediren und : 
cautioniren (1431). I 

Sehenkungen unter Ehegatten sind erlaubt und ken sowohl 
dureh Ehecontrakt, als während der Ehe abgeschlossen werden. Im 
letzteren Falle sind sie einseitig von jedem Gatten widerruflich 
- Solche Schenkungen dürfen jedoch kein Pfliehttheilsreeht: Ba 
(1091 u. feg.). so 
8) Sicherheiten. Für Se Ansprüche auf Wiedlerete re u 
Frauengutes, soweit sie gesetzlich begründet ist, und überhaupt jur > 
ihre Anforderungen in Folge des Ehevertrages hat die Frau eine 
gesetzliche Hypothek auf den Liegenschaften des Mannes (2121). Sie 
entsteht im einzelnen Falle immer dann, wenn eine Forderung, oder 
wenigstens die Haftbarkeit des Mannes der Frau gegenüber begründet 
ist, also vorzüglich bei Abschluss der Ehe für die dos und die An- 
sprüche aus dem Ehevertrag, dann bei Anfall von Dotalsummen 
durch Erbschaften und Schenkungen, ferner bei einer Mitverpflich- 
tung des Weibes etc., endlich bei Veräusserungen von Sondergütern 
der Frau (2155, vgl. 1431), Der Mann ist verpflichtet, für Eintragung 


dieser Hypotheken besorgt zu sein. SeineVerwandten, sowie diejenigen 


der Frau und sie selber, können aber auch die EINIEIgUNS fordern = 
.(2136—2139). Ss 
Diese Sicherung kann durch Ehevertrag nicht ausgeschlossen, a 
wohl aber die Generalhypothek auf bestimmte Grundstücke be 
schränkt werden (2140). Desgleichen kann der Mann mit Einwilli- 
gung der Frau und ihres viergliedrigen Familienrathes gerichtieh 
verlangen, dass die Generalhypothek auf die nothwendigen Liegen 
schaften beschränkt werde (2144, 2145). ne 
Ausserdem ist die Frau befugt, die gerichtliche Gütertrennung 
zu verlangen, wenn ihre dos in Gefahr ist, und wenn die Wieder- 
erstattung ihres Vermögens oder ihre übrigen Ansprüche durch die 


> Misswirthschaft des Mannes bedroht sind (1443). Letzterer hat mn 


Frauengut herauszugeben oder Ersatz hierfür zu leisten (1449). De 
Frau selbst erhält die freie Verwaltung, kann über ihr Mobilar- 
vermögen frei verfügen, bedarf jedoch zur.Veräusserung vonLiegendem 
der Einwilligung des Mannes oder im Widerspruch mit ihm des 
-Gerichtes. Im letztern Falle trifft ihn keine Verantwortlichkeit,er 


> sanz ni Sich enden. muss, wenn dem Manne über die Rücker- | 


 porelle Scheidung hat immer die Gütertrennung zur Folge (311, 1441). 
Die Gemeinschaft kann jedoch auf den ganz gleichen Grundlagen, 
_ wie sie vorher bestanden, wieder hergestellt werden und geschieht 
E durch notariellen Akt unter Einwilligung beider Parteien und unter 
 Aufrechterhaltung der während der Trennung durch die Frau ein- 
 gegangenen Rechtsgeschäfte (1451). Jede Gütertrennung und jede 
_ Wiedervereinigung muss publicirt werden. Die Trennung wirkt 
vom Tage, da das Begehren gestellt wird, die Wiedervereinigung 
= aber wirkt auf den Eheabschluss zurück. (1445, 1451). 
Ohne Zustimmung der Frau können ihre Gläubiger bloss dann 
auf Gütertrennung dringen, wenn der Mann in’s Falliment geräth 
oder begründetes Misstrauen in seine Solvenz vorhanden ist, und 
zwar nur bis zum. Beirage ihrer Forderung (1446). 


stattung des Frauengutes Nichis mehr verbleibt (1448). Die tem- 


gatten ind: ‘bei der en (1441). Letztere ist zwar jetzt in 
Frankreich abgeschafft, nicht aber in den Geltungsgebieten des Code 
Napoleon in der Schweiz. | 
= Es gehört nun offenbar auch zur Sicherheit des Peine 

dass nach Aufhebung der Gütergemeinschaft die Frau auf Antritt 
des Gemeingutes Verzicht leisten kann, ein Recht, welches durch 
Vertrag nicht beseitigt werden darf (1453), Die Wittwe, welche 
nicht innert der durch das Gesetz bestimmten Frist ausschlägt, wird. 
"behandelt, als ob sie die Gemeinschaft angetreten, bis und so lange 
‚sie den Verzicht vor Gericht erklärt. Diese Erklärung kann sie 
später nur abgeben, wenn sie sich nicht immiseirt, und wenn sie 
‚vorschriftsgemäss inventarisirt hat. Umgekehrt wird Verzicht prä- 
sumirt, wenn die geschiedene oder getrennte Frau nicht innert der 
gesetzlichen Frist (3 Monate zur Inventur und 40 Tage Deliberations- 
= ieist; diese Fristen können noch verlängert werden) den Antritt 
5 . Gemeinschaft erklärt hat. (Ueber die vielen Einzelbestimmungen 


Die Gläubiger der Frau können den Verzicht anfeahten wenn en 


er in fraudem geschieht und an ihrer Stelle die Gemeinschaft an- 
treten (1464). | 
Die Ausschlagung hat zur Foge, des die Frau für die Schulden 
der Gemeinschaft weder dem Manne, noch den Gläubigern gegenüber 
haftet. Einzig für diejenigen Verpflichtungen bleibt sie den Gläubigern 


haftbar, welche sie mit dem Manne gemeinsam eingegangen, sowie —_ 


für diejenigen Schulden, die zwar in die Gemeinschaft eingetreten, 
aber welche von ihrer Seite herrühren. Der Regress gegen den 
Mann und seine Erben bleibt ihr jedoch vorbehalten (1494). 

4) Rechte der Gläubiger. Das französische Recht unterscheidet 
vorab zwischen Mobiliarschulden und Immobiliarschulden. Erstere 
werden gemeinsam. letztere behaften die Sondergüter, mit denen sie 
zusammenhängen, können also in der Regel nur gegen den Eigen- 
thümer und gegen das Sondergut geltend gemacht werden. Schulden, 
die mit einer Erbschaft oder Schenkung verbunden sind, welche nur 


aus Immobilien besteht, werden nicht gemeinsam, behaften aus- = 


schliesslich den Erben und Beschenkten selbst und können auf den 
Liegenschaften des betreffenden Anfalls eingetrieben werden. Gleich- 


wohl können die Gläubiger diese Forderungen auf den persönlichen 
Gütern des Mannes und auf der Gemeinschaft einziehen, wenn der 


Mann Erbe oder Beschenkter war, natürlich unter der Verpflichtung 
des Letztern, die Frau zu entschädigen (1412). | 

Uebernimmt die Frau eine solche Erbschaft oder Schenkung mit 
Zusiimmung des Mannes, so können.die betreffenden Gläubiger die 
damit verbundenen Forderungen auf dem ganzen Sondergut der Frau 
einziehen, hingegen nur auf den Liegenschaften des Anfalls und auf 


der nuda proprietas ihrer übrigen Sondergüter, wenn die Uebernahme 


im Widerspruch des Mannes mit Autorisation des Gerichtes er.olgte 
(1413). = 

Ebenso tritt die pro rata des Werthes der Liegenschaften auf 
diese fallende Schuldenlast nicht in die Gemeinschaft bei Erbschaften 
und Schenkungen, welche aus Mobilien und Immobilien zugleich 
bestehen. Uebernimmt hier der Mann, oder mit Zustimmung des- 
selben die Frau, so können sämmtliche Schulden eines solehen An- 


falls auch auf der Gemeinschaft neben den persönlichen Gütern ds 
Uebernehmers eingezogen werden. Desgleichen, wenn die Frau bloss 


mit gerichtlicher Autorisation aecquirirt und der Mann die Mobilien 
der Aecquisition mit denjenigen der Gemeinschaft confundirt. one 
ein Inventar zu ziehen. Hat diese Gonfusion nicht statt, so haftet 
die Frau einzig mit dem Inhalt des Anfalls und mit der nuda pro- 
Eee ihres übrigen Sondergutes (1414—1418). $ 


- 


en Die Pins einer Erbschaft ler Schenkung, die eirem Gatten 
_ zukömmt, und nur aus Mobilien besteht, fallen als en 


_  ehenfalls in die Gemeinschaft. 


 Gemeinschaftlich werden demnach: | 
a. alle vorehelichen Mobiliarschulden von Mann und Weib, und 


> welche ihnen während der Ehe durch Erbschaft und Schenkung 
- zufallen, vorbehalten die gegenseitige Ersatzpflicht, wo solche Schulden 


< das Sondergut betreffen ; 

bh. allfällig begründete gegenseitige Entschädigung vorbehalten, 
alle in der Ehe vom Manne oder von der Frau mit Finwilligung 
desselben eingegangenen Schulden, alle Zinsschulden betreffend die 


Passiven der Sondergüter, die Kosten des ordentlichen Unterhaltes 


der Sondergüter, sowie diejenigen des Unterhaltes des Hausstandes 


und der Erziehung der Kinder (1409, 1411). Für alle diese Schulden 


haftet die Gemeinschaft und in zweiter Linie das Vermögen des 


Mannes. 


. Eine besondere Haftbarkeit der Frau besteht jedoch: 

a. für diejenigen Schulden, die sie in die Ehe bringt oder die 
ihr durch Erbschaft und Schenkimg während der Ehe anfallen, 

_ trotzdem dieselben in die Gemeinschaft eingegangen ; 

b. für Schulden der Gemeinschaft, bei denen sie sich mitver- 


pflichtet (1431, 1487, 1494, 220); 


c. für diejenigen persönlichen Schulden, welche die Frau mit 


= Einwilligung des Mannes contrahirt, und wofür, gegen Entschädigung 

des Mannes, alle drei Vermögensmassen und jeder Ehegatte betrieben 

werden kann (1419) und umgekehrt für die persönlichen Schulden 
des Mannes, wofür die Frau intervenirt (1431). 


Nicht in diese Kategorie fallen die Verbindlichkeiten, welche die 
Frau in blosser Vertretung des Mannes (Haushaltungsschulden) con- 
trahirt. Diese belasten nur die Gemeinschaft und den Mann, sie 
selbst kann dafür gar nicht belangt werden (1420). 

Diese spezielle Haftbarkeit tritt namentlich deutlich hervor bei 
Auflösung der Gemeinsehaft. Tritt die Frau die Gemeinschaft an, 


80 sind die Gemeinschulden von Mann und Weib zur Hälfte zu 
übernehmen. Jedoch haftet die Frau sowohl dem Manne als den 
 Gläubigern gegenüber nur bis zum Betrage des Zuwachses, den sie 


aus der Theilung der Gemeinschaft gezogen (1482, 1483). 

Dagegen ergeben sich für die Gläubiger der Gemeinschaft, unter 
Aufrechthaltung der angeführten Regel, folgende Besonderheiten : 
Der Mann kann für alle diejenigen Schulden der Gemeinschaft, 

auch nach Auflösung derselben, betrieben werden, welche er selbst 
 contrahirt hat (also für seine vorehelichen und angefallenen Schulden, 
Dr. Schreiber, Die ehelichen Güterrechte der Schweiz, 12 


a sowie für die Fhochalden: ni Einschluss- en welche die 
 .— Frau in blosserVertretung abgeschlossen), und für die Hälfte derjenigen, 
welche von Seiten der Frau herrühren (ihre vorehelichen und an- 
gefallenen). Gegen die Frau können alle vonihrer Seite ausgehenden 

Schulden eingetrieben werden. Immerhin hat der betriebene Ehe- 
gatte oder dessen Erben den Regress gegen den andern, und seine 
Erben, sofern er mehr als die Hälfte der Gemeinschulden Besahlei, 2 
muss (1484—1486, 1490, 1491). 

Hat die Frau sich persönlich für eine Gemeinschuld verpflichtet, 
so kann sie nur auf die Hälfte belangt werden, die Verpllichtung sei u 

ER ‚denn eine solidarische (1487, 1431). re 

ne | Schlägt hingegen die Frau die Gemeinschaft. aus, so wird sie = 

a ‚auch frei von den Schulden derselben. Einzig von den Gläubigern 
N kann sie, unter dem Regressrecht gegen den Mann und seine Erben, 

0 belangt werden: für Schulden, die sie gemeinsam mit dem Manne 

0. eontrahirt hat (1481, 1487) und die von ihrer Seite her in de Ge 

meinschaft gelangten (voreheliche, durch Erbschaft und Schenkung 
angefallene) (1494). are 
Neben den Immobiliarschulden verbleiben rein versönliche er 
= Passiven der Frau diejenigen, welche sie ohne Zustimmung ds 
es Mannes mit Autorisation des Gerichtes abgeschlossen. Ausnahmen 
= machen die Handlungen, die sie als öffentliche Handelsfrau vornimmt, = 

‚sofern sie in gesetzlicher Gemeinschaft lebt, und Schulden, diese 

in Abwesenheit des Mannes mit Bewilligung des Gerichts contrahirt, er 
um denselben aus der Gefangenschaft zu befreien, oder zur Ktabli- I 

.rung der Kinder (1426, 220, 1427). = 

5) Die Ausscheidung. a. Die Restitution. Bei dem naltrbichen: u 
und bürgerlichen Tode eines Ehegatten, bei temporeller und gin- 
 Jieher Scheidung, sowie endlich bei gerichtlicher Gütertrennung, hat 
en immer die Ausscheidung statt. Die nähern Bestimmungen sind unter 

\ dem Titel «Sicherheiten» schon beschrieben worden (1441-1451, 

Ebenso ist erwähnt worden, wie die Frau berechtigt sei, de 

Gemeinschaft anzutreten oder auszuschlagen, wann Antrittund Au- 
schlagung präsumirt werden, was für Rechte dabei den GiEubeene a 

zukommen (1453— 1466). ee 

Ob der Antritt von Seiten des Weibes erfolge oder nicht, nen 
beiden Fällen wird zur Restitution des Sondervermögens und me 
gegenseitigen Abrechnung von Schulden und rn Bern 

schritten (1468-1469, 1478— 1481). 

/uerst nimmt die Frau ihre Sondereiieer: in natura, oder & 

hierfür als Ersatz gilt. Ist das Vermögen in dieser Weise nicht 2 
mehr vorhanden, so entschädigt sie sich an der Gemeinschaft. Sie 


f 


UND N 
Be ” 


das b baare Geld zu ı greifen, dann auf en 


era ir die Gemeinschaft Bene Ole Beh Deckung so 
rholt sie sich an dem persönlichen Gut des Mannes (1470—1473). 
In zweiter Linie kommt der Mann für sein Sondergut zum Zuge. 
> Er er, ‘was in natura vorhanden, oder die vorfindlichen Surro- 
 gate. Alsdann kann er sich Euenfalle aus der Gemeinschaft be- 
friedigen, indem er sich successive aus der Baarschaft, dann aus. 
_ den Mobilien, und endlich aus den Grundstücken derselben Deckung 
_ verschafft. Reicht die Gemeinschaft zu seiner Befriedigung nicht 
hin, so trägt er den Verlust an sich selbst (1470— 1473), en 
Eine Unterscheidung hat statt nach dieser Wiedererstattung der 

Sondersiitar, ‚wenn die Frau die Gemeinschaft antritt oder ausschlägt. 
Im erstern Falle kann sie den Ueberschuss, welcher nach Zurük- 

nahme der Sondergüter der Ehegatten sich ergibt, mit dem Manne en 
zu Hälften theilen (1474), im andern verliert sie jeden Anpruchan 
_ der Gemeinschaft, also auch an dem Mobiliarvermögen, welches ie 
selbst eh 2), Jenes Theilrecht ‚verliert aber De 


- Diese Grundsätze der "Theilung kommen auch dann zur An- 
: wendung, wenn die Gatten Kinder früherer Ehen hinterlassen. Würde 
jedoch durch die Vermengung von Mobilien und Schulden und nach- 
 heriger Ausscheidung dem einen Gatten mehr als ein Viertheil oder 

mehr als ein Kindstheil, wenn über drei solcher Kinder vorhanden 
sind, vom Vermögen des andern zufallen, so haben die lädirten 

Kinder früherer Ehe das Recht, dessen Vortheil auf das Ben 
Mass reduziren zu lassen (1496, 1098). ; 
= Wie die a ei Antritt oder Ausschlagung der 
ist oben schon 


die Bechie des Heberiehinien ale Dieselben bleiben ihr reservirt 
bis zum natürlichen oder bürgerlichen Tode des Mannes (1452). er 
b. Erbrecht der Ehegatten (statutaria portio). Mann und Weib N, 
haben kein Erbrecht an ihren gegenseitigen Vermögen, a Ver 
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Dieses Erbrecht geht unter durch die gänzliche Ebesckeilung a 


(divorce). Nicht verwirkt wird es durch blosse Scheidung von Tisch 
und Bett und durch die Gütertrennung während der Ehe (767). 
Der Ueberlebende hat auch die Nutzniessung des Vermögens 
der Kinder gegen Unterhalt und Erziehung derselben bis in ihr 
18. Altersjahr oder bis zu ihrer Emancipation. Dieses Recht wird 


enenfalls bloss durch die Ehescheidung (divorce) verwirkt und zwar 


nur für den Theil, der dieselbe verschuldet hat. Die geschiedene 
Frau erlangt dieses Recht durch den natürlichen oder bürgerlichen 
Tod des Ehemannes (1452). ® 

Die Frau verliert diese Nutzung ferner durch Eingehung einer 
zweiten Ehe (884—387, vgl. 730). | 

Dieses Recht der Nutzniessung am Vermögen der Kinder kaor 
dem Ueberlebenden durch Ehecontrakt nicht ln werden 
er 


1. Der Ehecontrakt. 


Das gesetzliche Güterrecht gilt bloss subsidiär, wenn die Ehe- 
leute keinen Vertrag abgeschlossen haben, und tritt in die Lücken, 
wo die Stipulationen desselben nicht ausreichen (1387 u. feg., 1528). 
a. Zeitpunkt. Derselbe muss vor der Ehe notarialisch abge- 
schlossen sein (1394). iR 
b. Beständigkeit. Nach der Heirath ist er unabänderlich. In 
der Zwischenzeit zwischen Abschluss des Vertrages und demjenigen 
der Ehe selbst unterliegt er der Veränderlichkeit, sofern alle be- 
theiligten Personen einwilligen (1395, 1396). | 
c. Publieität. Die notarialische Fertigung genügt, um Dritten 
- gegenüber zu gelten (1394 u. 1397). Minderjährige bedürfen der 
Assistenz des Inhabers der väterlichen oder vormundschaftlichen 
Gewalt (1398, 144, 164, 1095). ; 
d. Gegenstand. Die Gatten können ihr Güterrecht durch Ver- 
trag ordnen, wie sie wollen. Er entscheidet über die Vermögens- 
verhältnisse während der Ehe und nach deren Auflösung. Der Akt 
darf jedoch nicht widersprechen: den guten Sitten, der eheherrlichen 
Gewalt über Frau und Kinder (hierher fallen namentlich die Be- 
Stimmungen, wie selbe oben unter «Dispositionsbefugnisse» beschrieben 
worden), dem Recht des Ueberlebenden (siehe Ziff. 5), wie sie ihm 
verliehen sind, durch die Bestimmungen über Minorennität, Tutel 
und Emaneipation, der gesetzlichen Erbfolge zwischen Eltern und 
Kindern und zwischen diesen unter sich. 
Testamente und Schenkungen unter Lebenden sind ihnen vor- 
behalten (1387—1389). 


a konnen in dieser Weise ee auf den Todesfall 


rn - den Gatten und ihren Kindern Alles vergaben, was das Pflichttheils- 


recht erlaubt, sowohl gegenwärtiges als zukünftiges Vermögen. Ge- 


e schieht die Schenkung an einen oder beide Gatten, so wird präsumirt, 


sie gelte auch für die Kinder, sofern der Beschenkte vor dem Schen- 
_ kenden stirbt. Diese durch Ehevertrag gemachte Zuwendung kann 
nieht unter dem Vorwand angefochten werden, sie sei nicht accep- 
_ tirt worden. Dagegen fällt sie dahin, wenn die bedachte Ehe nicht 
zu Stande kömmt, und ebenso wenn der Schenkende den bedachten 


Ehegatten und seine Nachkommen überlebt (1081—1090). 


Schenkungen unter Ehegatten durch Ehevertrag unterliegen fol- 
genden Regeln: Nur die Schenkungen über gegenwärtiges Vermögen 
unterliegen der Präsumption, .dass sie auf die Kinder übergehen, 
sofern der Beschenkte vor dem Schenkenden stirbt. Zuwendungen 
von zukünftigem Vermögen oder von solchem und von. gegenwärtigem 
zugleich gehen nicht durch Transmission über (1092, 1098). Kinder- 


2 lose Eheleute können sich durch CGontrakt Alles zu Eigenthum ver- 
ordnen, was sie Drittleuten geben könnten und überdiess den Usus- 


fructus am übrigen Vermögen. Sind aber Kinder da, so beschränkt 
sich diese Freiheit auf einen Viertheil des Vermögens zu Eigenthum 
nnd einen Viertheil zur Nutzung, oder dann auf die Hälfte zur Nutzung 
 (1094),*) Das Gleiche gilt auch für die Schenkung int. vir. et ux. 
bei Vorhandensein gemeinsamer Kinder. 

Die Schenkungen unter Ehegatten während der Ehe sind jederzeit 


=  widerruflich. Die Frau bedarf zum Widerruf weder der Zustimmung 


des Mannes, noch des Gerichts. Durch ein nachfolgendes Kind wird 
sie nicht hinfällig (1096, vgl. 953). Während der Ehe dürfen sich die 
Eheleute durch gegenseitige und reeiproke Testamente und Schen- 
kungen in einem und demselben Akt nicht bedenken (1097). Hat ein 
 Gatte Kinder früherer Ehe, so darf er dem andern weder durch Ehe- 
vertrag, noch sonst mehr als einen Kindestheil, und in keinem Falle 


mehr als einen Viertheil des Vermögens verordnen (1098). Um- 


gehungen der Beschränkung der Dispositionsbefugniss durch inter- 
positas personas, oder durch Scheingeschäfte sind verboten. Als 
 interposite persone werden aufgefasst Kinder früherer Ehe des Be- 
 schenkten, sowie seine Verwandten, zu denen er Präsumptiverbe ist 
(1099, 1100). 


*) Anmerkung. 1094 abgeändert in Genf. 


Als artundie Verhältnis‘ muss nbch Has. Testament angeführt, 
: nerden, womit sich die Ehegatten ebenfalls beschenken können. 
- Allen diesen Zuwendungen, soweit dieselbe bei Schenkungen 
unter Eheleuten wegen Descendenz nicht enger gezogen ist, setzt das 
Pflichitheilsrecht die gesetzliche Grenze (vgl. 1094 u. 10989). 


Wer ein Kind hinterlässt, darf über die Hälfte seines Vermögens ee 


| verfügen; zwei Kinder beschränken die disponible Quote auf einen 


Dritiheil, und drei und noch mehr Kinder auf einen Viertheil. Die = 


Descendenten treten nach Stämmen in die Rechte der er or. 

Kinder (913, 914). ss 
Ein Pflichttheilsrecht geniessen sonst bloss noch die a 

Ihnen muss die Hälfte des Vermögens des Verstorbenen zukommen, 


wenn sie väterlicher- und mütterlicherseits vertreten sind. Ascen- = 
denten von bloss einer Linie reduziren die Verfügungsfreiheit auf 
drei Viertheile (915). Entferntere Verwandte üben keinen Einfluss = = 


(916). 


Dagegen haben aussereheliche, anerkannte Kinder ein Erbreeht: | 5 
auf den Drittheil der Erbportion eines legitimen Nachkommen 


neben ehelichen Sprösslingen; auf die Hälfte neben Ascendenten < 


und Geschwistern ; auf drei Viertheile neben entfernteren Verwandten 


bis zum 12. Grade, und endlich auf das Ganze, wenn keine Ver- 
‚wandtschaft innert genannter Grade sich ie Die Hälfte dieses = 
Erbrechts bildet ihren Pflichttheil (756—761, vgl. 755). 


Alle diese Zuwendungen gehen für denjenigen Theil verloren, 


welcher die Scheidung verschuldet hat; es werde denn die Sche- 
dung unter gegenseitiger Einwilligung verlangt (299). In diesem 
Falle verlieren aber die Eltern die Hälfte ihres Vermögens n de 
Kinder. Die Eltern behalten gegen Unterhalt und Erziehung de 


Nutzung bis zu ihrer Mehrjährigkeit. Vorbehalten bleiben den nn 


Kindern noch die Vortheile, welche ihnen der Ehevertrag zuweist =2 
(305, vgl. Art. 45 d. B.-G. über Civilstand und Ehe v. 24. Dez. 1874), 
Für den unschuldigen Theil, sowie für die Kinder bleiben diese 


Vortheile fortbestehen, aber die Kinder können sie erst antreten, 


da sie ihnen zufallen würden, auch wenn keine Scheidung stattgehabt 
hätte (300, 304). Ausserdem erhält der schuldlose Theil nach B- 
dürfniss Alimentationsbeiträge, welche jedoch nie den Drittheil dr 
Einkünfte des schuldigen übersteigen dürfen (301). Gebieten die 


Umstände nichts Anderes, so werden die Kinder dem unschuldigen 


Ehegatten überlassen. Vater und Mutter haben jedoch das Recht, 2 
Erziehung und Unterhalt derselben zu überwachen, wie sie auch 


beide verhältnissmässig die Kosten tragen müssen (302, 303). 


ag lern wird | 
» gewöhnlich a enealen: oe ie ag ah die a 
A emeinse ıaft, welche zugleich das französische Gesetzbuch normirt, u 
sind folgende 1497)... > er 
za Die Errungenschaftsgemeinschaft mit Ausschluss der Gegen 
wärligen. und zukünftigen Schulden, des gegenwärtigen und zukün- . 
‚tigen Mobiliarvermögens (1498 u. re). Mobilien, deren Eigenschaft 
als Sondergut durch Inventarien oder sonst nicht nachgewiesen 
werden können, fallen in die Errungenschaft. 
Dee: Gemeinschaft mit gänzlichem oder theilweisem Ausschluss 2 
de gegenwärtigen und zukünftigen beweglichen Vermögens (1500 en 
u. fgg.). Während der Ehe angefallene Mobilien müssen inventarisitt 
werden, sonst fallen sie in die Gemeinschaft. Nur die Frau hat bei 
Abgang eines Inventars oder gleichbedeutender Eirwerbstitel auch en 
die übrigen Beweismittel. De 
8. Die Gemeinschaft mit Einschluss des ganzen gegenwärtigen = 
und zukünftigen unbeweglichen Gutes oder eines Theiles desselben 
505 u. fgg.). Werden ein, mehrere oder alle Grundstücke der Frau 
ohne Rückhalt in die Cimeinschaft geworfen, so hat der Mann das Be 
vollständig freie Verfügungsrecht darüber; geschieht die Einwerffung 
nur bis zum Betrage einer bestimmten Summe, so kann er die be- 
züglichen Liegenschaften zwar bis zu jenem Betrage verpfänden, En 
‚aber nicht veräussern ohne Zustimmung der Frau. es 
4. Die Gemeinschaft mit Ausschluss der persönlichen Schulden en 
‚der Gatten (1510 u. fgg.). Wird das von einer Seite zugebrahte 
oder während der Ehe angefallene Mobiliarvermögen nicht durch 
- Inventar oder authentischen Akt kenntlich gemacht, so haftet das- 
selbe für die Schulden beider Gatten, wie auch die übrigen Bestand- 
‚theile der Gemeinschaft. Dagegen schulden sich die Eheleute Ersatz. 
Zinsen und Gefälle, welche während der Ehe verfallen, belasten 
:ichwohl die Gemeinschaft. E 
5. Die Gemeinschaft mit der rn dass die Frau für a 
> ich, ‚oder für wen bestimmt ist, das ganze Zugebrachte oder einen 
Theil desselben frank und frei zurückziehen könne (154). Dieses | 
Recht gilt nur höchst persönlich für die im Contrakt genannten 
Personen und übt sich aus nach Abzug der persönlichen Schulden 


‚be = der. Theilung einen Vortheil beziehen soll (1515 u. fgg.). Im . 
Zweifel wird angenommen, dieses Vorrecht sei für die Frau durch 


den Antritt der Gemeinschaft hedingt. Bo nattrliche, ae hürger: = 5 
liche Tod eröffnet dieses Recht, welches für den unschuldigen Theil ee 
der geschiedenen oder getrennten Ehe bis dahin reservirt bleibt. It 


die Frau in diesem Falle, so kann sie für ihr Vortheilsrecht vom 
Manne Caution verlangen. Die Gläubiger der Gemeinschaft sind 
durch diese Clausel in der Verfolgung ihres Rechts nicht gehemmt. 
Sie können auch Gegenstände verkaufen lassen, die in jenem Vorzug 
enthalten sind. Immerhin behalten die Gatten das Regressrecht 
unter sich. Die daherige Entschädigung kann sich nur auf der Ge- 
meinschaft und nicht auf dem persönlichen Vermögen des Verstor- 
benen realisiren, es sei denn der Frau ausdrücklich gestattet, den 


Vortheil auch im Falle des Verzichts auf die Gemeinschaft zu be- 2 


ziehen. 
7. Gemeinschaft mit der Bestimmung, dass die Theilnahme am 


gemeinsamen Vermögen ungleich sein soll. In diesem Falle müssen > 
auch die Schulden verhältnissmässig vertheilt sein unter der Strafe 


der Nichtigkeit, so dass derjenige, der die ganze Gemeinschaft an 
sich zieht, auch alle Gemeinschulden zu übernehmen hat (1520 u. fgg). 
Die Frau behält auch hier das Recht, auf die Gemeinschaft zu ver- 
zichten. 

8. Die allgemeine Gütergemeinschaft mit Bezug auf alles gegen- : 
wärtige und zukünftige Vermögen, auf das gegenw ärtige allein oder 
auf das zukünftige allein (1526). 

Die Fälle der conventionellen Gütergemeinschaft sind damit nicht 


erschöpft. Die Ehegatten können dieselbe beliebig ordnen, nur dürfen 


Kinder früherer Ehe nicht lädirt werden. Es darf in Folge Ehe- 
vertrags bloss ein Kindestheil und höchstens ein Viertheil vom Ehe- 


gatten, der Kinder früherer Ehe hat, auf den andern übergehen. Sn 


Vertheilung blosser Ersparnisse der Ehegatten in Folge von Arbeit | 


und Einkünften, obwohl dieselben sehr ungleich sind, wird nicht als 


Benachtheiligung jener angesehen (1527, 1098, 1496). 

Die Eheleute können auch die Gemeinschaft ausschliessen. Durch 
den Code Napoleon werden zwei Fälle dieser Art geordnet. 

1. Bei der Stipulation, sich ohne Gemeinschaft ‘zu heirathen, 
treten ähnliche Folgen ein, wie bei der getrennten Gütergemeinschaft, 
resp. der Güterverbindung: 

Der Mann administrirt und nutzt das Frauengut. Er hat das- 
selbe bei Auflösung der Ehe oder bei gerichtlicher Gütertrennung 
zu ersetzen. Mit Einwilligung des Mannes oder des Gerichts kann 
die Frau ihre Grundstücke verkaufen (1530 u. fgg.). Dabei kann 
der Frau ein Theil ihrer jährlichen Einkünfte zum persönlichen Ge- 
brauch überlassen werden. 


- Die vollständige nn. Die Kran behält die freie 
(dministration und Nutzung ihres Vermögens. An den Unterhalt 
‚der Familie leistet sie einen Beitrag laut Vertrag oder bis auf den 
Drittel ihres Einkommens, wenn eine daherige Vertragsbestimmung 
fehlt. Sie kann die Nutzung dem Manne überlassen, welcher 
in diesem Falle auf Begehren der Frau oder bei Auflösung der Ehe 
bloss die fructus exstantes zu restituiren hat. Zu Veräusserungen 
von Grundstücken bedarf auch hier die Frau der Einwilligung des 
Mannes oder des Gerichts. Jede generelle Bevollmächtigung hiezu 
ist nichtig (1536 u. feg.). 
Endlich anerkennt und normirt der Code Napoleon noch das 
Dotalsystem als Gegenstand des vertraglichen Güterrechts (1540 u.fgg.). 
= Die Ehegatten können ganz allgemein festsetzen, nach der Ge- 
-  meinschaft oder nach dem Dotalrecht sich zu heirathen (1391). Die 
Folgen des ersteren Falles haben wir abgewandelt. Als dos kann 
_ constituirt werden: alles gegenwärtige und zukünftige Vermögen der 
Frau, einzeln oder zusammen, oder ein Theil desselben, auch ein 
einzelnes Objekt. | 
‚Unter dem blossen Ausdruck der Constituirung «des ganzen 
_ Vermögens» ist das zukünftige Vermögen nicht verstanden (1542). 
_ — Während der Ehe kann keine dos constituirt, noch die bestehende 


- vermehrt werden (1543). Wenn die Eltern dieselbe gemeinsam ver- 
sprechen, so fällt sie Beiden zu gleichen Theilen zur Last (1544). 
‚Bei Abgang 'gegentheiliger Bestimmungen kann die dos nicht mit 
Gütern ausgerichtet werden, welche der Tochter gehören, und die 
- in der Nutzung der Eltern sich befinden (1046). Die Zinsen der dos 
beginnen mit dem Tag der Heirath zu laufen, auch wenn sie später 
fällig wird (1548). 
nn Der Mann ist Verwalter und Nutzniesser der Dotalgüter (1549). 
Er betreibt die Schuldner der dos und bezieht Frucht und Zinsen. 
- Dennoch kann die Frau einen Theil der jährlichen Einkünfte für 
- ihren persönlichen Bedarf sich reserviren. Nur im Falle, da es durch 
Contrakt geboten ist, muss der Mann für die dos Caution leisten (1550). 
Besteht dieselbe ganz oder zum Theil aus Mobilien, die im Vertrag 
 gewerthet sind, ohne die ausdrückliche Bemerkung, dass die Aesti- 
_ mation nicht zum Zwecke käuflicher Ueberlassung an den Mann 
geschehen sei, so wird derselbe Eigenthümer dieser Beweglichkeiten 
und schuldet dagegen bloss die Aestimationssumme (1551). Um- 
| gekenn, geht ein Grundstück, welches auch gewerthet ist, nur dann 
in’s Eigenthum des Mannes über, wenn es ausdrücklich bedingt ist 
= en 


‚sind folgende: wenn die Veräusserung durch Ehecontrakt verlangt 


1558). 


‚anderes Grundstück vom gleichen Werthe, oder das wenigstens vier 


‚eine constituirte Do talsumme an Zahlungsstatt angenommen worden | 


eine solche Veräusserung widerrufen, :muss aber den Mitcontrahenien & 


Zufall und den Schaden durch ordentliche Abnutzung (1566— 1569). = 


= Tage der Auflösung der Ehe an. Stirbt der Mann, so hat die Frau 


Das Doialgrundstick ist ee Ar ara wäh rend der 


: Ehe nicht verpfändet werden, weder durch den Mann, noch dure is 
die Frau, noch in Zusammenwirkung Beider (1554). en 


Zur Etablirung ihrer Kinder früherer Ehe ist es der Erau Be 2 
stattet, ihre Dotalgüter hinzugeben, mit Einwilligung jedoch des 
Mannes, oder im Widerspruch desselben mit Erlaubniss des Gerichts. 
Im letztern Falle muss die Nutzung des Mannes vorbehalten werden 
(1555). Mit Zustimmung des Mannes kann die Frau ihre Dotalgüter 


auch hingeben zur Etablirung der gemeinsamen Kinder (1556). 


Weitere Ausnahmen von der Unveräusserlichkeit des fundus oa 


ist; wenn das Gericht die Versteigerung bewilligt im Falle ächter 
Noth, zum Zwecke des Unterhaltes von Dotalgrundstücken etc. (1557, 


Mit Einwilligung der Frau und des Gerichts und unter Zuziehung E; 
gerichtlicher Experten kann auch das Dotalgrundstück gegen ein 


Fünftheile des Werthes des Dotalgrundstückes besitzt, eingelauscht 
werden. Das eingetauschte Grundstück und ein allfällig erzielter 


 Ueberschuss gehören zur dos (1559). Nieht zu ihr gehört die mit 
.Dotalgeldern erworbene Liegenschaft, wenn durch Vertrag nichts 


Anderes bestimmt ist. Desgleichen nicht ein Grundstück, das für 


(1553). 

Jede sonstige Veräusserung des fundus dotalis kann von de 
Frau und ihren Erben, bei Auflösung der Ehe, von jener auch 
bei der Gütertrennung widerrufen werden. ‘Der Mann selbst kann 


entschädigen, sofern er ihm bei der Veräusserung nicht angezeigt hat, 
dass es sich um ein Totalgrundstück handle (1560). Ist die dos in s- 


Gefahr, so ist die Frau belugt, Gütertrennung zu verlangen (1568, 


1443 u. feg.) = 

Für die Restitution der dos gilt vorab die Regel, dass die a 
»stimata, oder wenn sie in Geld bestand, erst nach Jahresfrist rer 
stituirt werden muss, die dos non w@stimata ohne Verzug nach Auf- 
lösung der Ehe (1564, 1565). Im letztern Falle trägt die Frau den 


Re 


Beim Tode der Erau laufen die Zinsen der dos für ihre Erben vom 


die Wahl, den Zinsgenuss auch sofort zu verlangen, oder während = 
des Trauerjahres auf Kosten der Erbschaft zu leben. In beiden 
Fällen sind die Wohnungskosten während des Trauerjahres und die 


de Heirath aus a vertheilt as re Für die leeren - 

die Frau ‚kein Vorrecht vor den Hypothekargläubigern mit älterm 
Pfandrecht (1572). Die zu Verlust gegangene dos hat sich eine 
Tochter nur dann auf das Erbe des Vaters anrechnen zu lassen, 


wenn ihr Mann bei der Constituirung solvent war oder ein Gewerbe SS 


‚der einen Beruf hatte, die ein Auskommen gewährten (1573). 
Alle Güter der Frau, welche nicht als dos constituirt sind, sind 
Paraphernalgüter (1574 u. fgg.). Sie administrirt und nutzt dieselben 
ıd hat alsdann an den Haushalt Beiträge zu steuern bis zu einem 
rittel® des. Einkommens. Sie kann ihren Mann als Mandatar über 
Ihre ‚Güter ‚setzen. Nutzt er ohne Mandat, aber auch ohne Sn 


'reten zu können, bedarf sie der Zustimmung des Mannes oder 
Gerichts. z SanzE 5 
Se der dos kann noch die © Errungenschaftgemeinschaf a 


ie sie vor . der Ehe von dem Notar verktaglich festgesetzt worden, 
gebunden und an daher die Frau nicht weiter für die Schulden. 


$ 28. 
Der Kanton Genf. 


eldhe. wir dem Werke von Dr. Lardy (die Gesetzgebungen der 
vn ‚betr. Vormundschaftswesen, eheliches Güterrecht und Erb- 


Ein Bezug auf die Dispositionsbefugnisse ist durch Gesetz vom. 
ee en en dass die Frau, wenn sie nicht et 


nz 


noch indirekt für den Mann, ee primär, noch dutch Interven- a 
tion und CGaution obligiren kann, ausser sie set durch zwei beeidigte 
und in ein eigens hiezu a Register eingetragene Beistände 
formell bevollmächtigt. Können sich diese nicht einigen, So a ER 


das Gericht. 


2. In Bezug auf das Erbrecht der Ehegatten: Durch Gesetz vom = 


5. Sept. 1874 erhält der Ueberlebende ein Erbrecht am Vermögen 
des Verstorbenen: den Ususfructus an der Hälfte der Verlassenschatt, 
wenn der Verstorbene legitime Nachkommen zurücklässt. Bei Wieder- 
verheirathung von Wittwer oder Wittwe geht diese Nutzniessung 
verloren. N 
Sind natürliche Nachkommenschaft, Vater, Mutter, Brüder, 
Schwestern oder Descendenten der Genannten vorhanden, so erbt 
der Ueberlebende einen Viertel zu Eigen und die Hälfte, wenn von 
den benannten Verwandten Niemand leht. Das Ganze erbt der über- 
lebende Theil, wenn keine Verwandte bis zum 8. Grad sich vorfinden 
(Abänderung der Art. 767 und 755 des Code civil, vide S. 179). 
Eine eigene Stellung gewinnt der Gatte einer ausserehelich ge- 
bornen Person. Geht aus der Ehe keine Descendenz hervor, so erbt 
er einen Viertel. Drei Viertheile nehmen Vater und Mutter des 
ausserehelichen, verheiratheten Kindes, wobei jedoch dem Gatten 


auch der Erbtheil des vorverstorbenen Vaters oder der Mutter an 


wächst. Concurriren aber mit den Eltern noch Geschwister des Ver- 
storbenen oder ihre Nachkommen, so bleibt der Ueberlebende einzig 


auf den Viertel verwiesen. Das übrige Vermögen fällt zur einen en 


Hälfte an die Eltern und zur andern an die Geschwister und ihre 
 Descendenz. In die Portion vorverstorbener Eltern einschlagendes 
Gut wächst den Geschwistern an. Zwischen dem Ehegatten des 


Ausserehelichen und seinen Geschwistern wird das Vermögen zu 


Hälften getheilt. Leben dagegen keine der bezeichneten Verwandten, 


so erbt der Wittwer oder die Wittwe der ausserehelichen Person = 


das ganze Vermögen (Gesetz vom 5. Sept. 1874). 


‘83. Die durch das Gesetz vom 5. September 1874 dem ausser- 
ehelichen Kinde angewiesene Stellung greift auch modifieirend in das 


Pflichttheilsrecht ein und somit in dasjenige, was wir unter «Gegen- 


stand» der Erbverträge darüber gesagt haben, was die Gatten sich 
letztwillig oder durch Geschäfte unter Lebenden zuwenden können. 

Die Testirfreiheit ist auf die Hälfte des Vermögens beschränkt, 
wenn ein legitimes oder natürliches Kind hinterlassen wird, auf den 


dritten Theil, wenn deren zwei, und auf den Viertel, wenn mehr “3 
Kinder zurückbleiben. In der Beschränkung der Dispositionsfreiheit 


= % Die runden des Art. 1094 des Gode en, oben behändeit 
S.181) unter «Schenkung unter Ehegatten », sind dakin modifieirt, 
Er - dass die Zuwendungen, die sich Mann und Weib durch Ehecontrakt 
machen dürfen, auch auf das Testament erstreckt werden. Dagegen 
fällt die blosse Schenkung unter Ehegatten dahin. Hinwiederum 
dürfen sich die Eheleute durch Ehecontrakt ebensoviel verordnen, 
. als durch Testament bei Vorhandensein von Kindern. Wo die Be: 
schränkung der Testirfreiheit auf den vierten Theil eintritt (also 
wenn mehr als zwei Kinder sich vorfinden) können sie sich noch 
_ einen Viertheil dazu zur Nutzniessung, oder die Nutzniessung an der 
- © Hälfte des Vermögens allein durch Ehevertrag und letztwillige 
Verordnung zuwenden (Abänderung des Art. 1094). Der Ehevertrag 
_ erwirbt also die Freiheiten der letztwilligen Verordnung, und um- 
gekehrt die letztere die Vortheile des Ehepactes. 
98. Weil der überlebende Theil am Verstorbenen nunmehr ein 
- Erbrecht besitzt, so muss er sich die Liberalitäten durch Ehevertrag 
oder Testament einrechnen lassen. Wo das Gesetz ihm bloss einen 
‚ Ususfructus zuertheilt, hat er die Wahl zwischen diesem und den 
genannten Zuwendungen: 
2 6. Verschieden sind endlich die Formalitäten reglirt bei Ver 
äusserung der Dotalgrundstücke (Abänderung des Art. 1558 des Code 
eivil durch Art. 20 des Gesetzes vom 27. Juni 1855). 


$ 29. 
Der Berner-Jura. 


Ein weiteres Geltungsgebiet des Gode eivil francais bildet der 
 Berner-Jura. Die daherigen gesetzlichen Bestimmungen haben hier 
sogar keine Modifikationen erlitten. Einzig das Recht der Vormund- 
Schaft, wie es im bürgerlichen Gesetzbuch für den Kanton Bern be- 
stimmt ist, gilt auch für den neuen Kantonstheil. Die einschlägigen 
Satzungen sind unter «Bern», Dispositionsrechte, schon berührt worden. 
Eine besondere Gollision beider Rechte finden wir desshalb im Verhält- 
_ niss der Eheleute unter sich und zu den Kindern nicht. Der Code 
Napoleon sowohl als das eigentliche Berner-Recht verleihen der über- 
lebenden Mutter die elterliche Vormundschaft. Im alten Kanton wird 
die Wittwe, welche die Gemeinschaft mit den. Kindern fortsetzt, in 
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Anhang. 


z ce Die niernliche Seite des ehelichen Lebens hat seit : = 


en Beginne unserer ‚Darstellung etwelche Veränderung erlitten. = 
orab ist es der Kanton Luzern, welcher sein eheliches Güterrecht, 


es in $5 dargestellt worden ($. 31 u. fgg.), einer Revision unter- = | 
208, nachdem er die gleiche Arbeit in baldiger Erwartung des eid- _ 


genössischen Conceursgesetzes (Art. 64 d. B.-V.) seit 1874 sistirt hatte. 


bezügliche luzernerische Gesetz ist unter dem Titel «Gesetz über S 
die eheliche Vormundschaft» am 4. und 5. März 1880 aus der 2 


sten one hervorgegangen und wird voraussichtlich in zweiter 


= . Words, welche ee noch einiger Besserung fähig ist 


/ B. enthält $ 8 eine fatale Verwechselung zwischen wohlerworbenen > 


Rechten und blossen Beweismitteln, angewandt auf bestehende Ehen), 
verdient desswegen alles Lob, weil sie nicht Recht macht, sondern 
vorhandenes Recht Formulirt (vide Kommissionalbericht zum Ent- 
wurf von 1880). Am bisherigen System der Güterverbindung wird 
nicht gerüttelt. Seine drei Fundamentalsätze: Getrenntheit des 


Eigenthums beider Ehegatten am zugebrachten Vermögen mit Nutzung oo 
und. Verwaltung des Mannes am Frauengut; Freiheit des letztern 


von der Haftparkeit für Eheschulden und Rückfall der beidseitigen 
Vermögen nach ihrem Ursprung bei Auflösung der ehelichen Ge- 
neinschaft, sind unverändert aus dem bürgerlichen Gesetzbuch, in 


1 r Reinheit, wie selbe da bestanden, in die neue Gesetzgebung 


nn 19 


les das Nutzungs- und Yerwaltungsteckt des Mannes ganz a 


schwinden zu lassen. Der nun berathene Entwurf setzt hier einen 
Jedermann sichtbaren Markstein. Das durch Ehevertrag zwischen 
Mann und Weib vorbehaltene Gut darf einen Drittheil des Weiber- 
gutes nicht übersteigen. Gleich lobenswerth wäre die Fixirung eines 


Maximums auch für den Gehalt *), der dem Weib zur Verfügung aus- 
gesetzt werden kann. Auch da könnte durch eine Hinterthüre leicht 
ein anderes, widersprechendes Recht eingeführt werden. Der re- 
publikanischen Einfachheit wäre sogar ein Maximum für die Zierrathen 
durchaus nicht schädlich ($ 11). 


Die Mehrzahl der revidirten Rechtssätze bezieht sich auf die Ze 


Sicherung des rechtlichen Erfolges der angeführten drei Grundsätze 
der Güterverbindung, damit das Frauengut zum Nachtheil der Gläu- 


_ biger des Mannes nicht durch betrügliche Manipulationen vermehrt 
werde, sein Status sich objektiv erhalte, dann aber auch damit das 
Eheweib bei Auflösung der ehelichen Gemeinschaft wieder zu sine m 


Recht gelange. In erster Hinsicht fallen die Bestimmungen über die 


Inventur der Frauenmittel in Betracht, in zweiter Linie das ı neu = 


eingeführte Goneursprivilegium. 
Die Vergleichung der bisherigen Rechtssätze mit der neuen 
Gesetzgebungsarbeit ergibt im Einzelnen folgendes Resultat: SS 
1. Die Eigenthumsverhältnisse erleiden keine Veränderung. Die 


Ehefrau bleibt Eigenthümerin ihres Zugebrachten (Entw.$ 5). Gegen 2 
‚Unterhalt der Familie nutzt und verwaltet der Mann dasselbe (6 


und 10 eit.). Durch das Vormundschaftsgesetz vom Jahre 1871 


wurde die Geschlechtstutel aufgehoben, und in der Folge gestaltete 


es sich zur Unmöglichkeit, dass alles Weibergut durch die Waisen- 
lade an den Mann gelangte. Er bezieht nun dasselbe direkt aus der 
Hand der Frau, dafür ist er verpflichtet, ein dem Datum und den 
Unterschriften nach beglaubigtes Inventar zu errichten, welches von 
Mann und Weib unterschrieben sein muss, die Spezifikation von 
Guthaben und Schulden der Frau zu enthalten hat, und worin Lie- 
genschaften und Fahrhabe beschrieben und geschätzt werden. Dieses 


Inventar muss der Mann binnen drei Monaten von der Verehelichung 


an dem Gemeinderath des Wohnortes einreichen. Geschieht es nicht, 
so hat der Gemeinderath die Eheleute einzuvernehmen und wenn 
sich Frauenvermögen vorfindet, ist der Mann unter Androhung der 


*) Anmerkung. Dieser Gehalt entspricht offenbar dem « Spiel- und 


Nadelgeld » anderer Rechte und dürfte im Verhältniss zu der Rente des - 
Frauengutes, oder zu den Einkünften des Mannes festgesetzt werden, oder 


wenigstens der Reduktion durch den Richter unterworfen werden. 


ZyAT sichern hen allen, die re ner ee Mo- ee 
en nachzuholen. Innert der gleichen Frist von sechs Monaten = 
ist, das Inventar dem 'Gemeinderath des Wohnortes einzureichen, S, 
‚wenn der Frau während der Ehe Vermögen anfällt. Auch mit Be- a 
zug auf die bestehenden Ehen ist bestimmt, dass die Eheleute das ae 
vorgeschriebene Inventar !innert der Frist eines halben Jahres von 
Inkrafttreten des Gesetzes!an zu erstellen haben, dagegen sind ihnen x er 
‚die übrigen Beweismittel über den Bestand des Frauenvermögens 
reservirt. (Verfehlte Anwendung der Lehre von der Rückwirkung De, 
der Gesetze, wie einleitend bemerkt.) | 
2. Der Gemeinderath. prüft den Stand des Weibergutes selbst, wenn 
_ er im Inventar unrichtige Angaben vermuthet und sorgt für Berien: 
tigung durch die Eheleute. 
Einwanderer in den Kanton Luzern haben das Recht, nicht aber 
= die Pflicht zur Inventur. 
Das Inventar von Kantonsangehörigen wandert in die Deposital- 
e een es Heimathortes, die übrigen verbleiben in GerenIEen des 
: _Wohnortes (über Inventur 88 7—9). 
Deu Gläubigern des Mannes gegenüher bildet dieses Inventar 
x Aa Beweis. über den Stand des Frauengutes, mit bezeichneter 
z ‚Ausnahme sind die übrigen Beweismittel ausgeschlossen ($ 22). 
Ob dieses Inventar ausschliesslich auch Recht schaffe zwischen 
dem Weib und seinen Gläubigern gegenüber dem Mann, ist nicht 
ausgedrückt, muss aber offenbar verneint werden. 
= Für die Konstituirung des vorbehaltenen Gutes sind zwei wei- 
; ‚tere Faktoren zu den alten genannt: Geschenke, die der Frau zur 
 ausschliesslichen Verfügung von Dritten gemacht werden, und das 
Vermögen, welches sie als Handelsfrau erwirbt ($ 11). | 
-  Vermisst werden genaue Bestimmungen über Schenkungen unter 
Ehegatten. a 
2. In den Dispositionsbefugnissen ergibt sich die Veränderung, 
= on belästigendem Erwerb von Liegenschaften zu Handen der 
Frau oder zur Veräusserung und Verpfändung einer Liegenschaft 
der letziern die blosse Zustimmung derselben genügt. Der Heimaths- 
 gemeinderath entscheidet bloss, wenn die Ehefrau die Einwilligung 
. verweigert. Derselbe entscheidet auch, ob und gegen welche Sicher- 
heit dem Mann das Weibergut unuhndigen, oder ob die Vermö- 
‚genstitel in die Waisenlade zu legen seien, wenn er selbst Gefährde 
"fürchtet, oder die Frau gegen den Vermögensbezug durch den Mann 
Einspruch erhebt ($ 6). Diese Bestimmungen beziehen sich nicht 
= auf Kantonsfremde. | ' . 
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Der Rückzug dieser Bewilligung ist nicht näher geregelt. 


handen, also wenn sie dasselbe wieder verkauft und das Geld dafür 
besitzt, nicht, im Fall der Spezifikation auch nicht! Darnach könnte 
ein bereits vollzogenes zweiseitiges Geschäft nicht mehr aufgelöst 


verpflichten den Mann so lange, bis er diese Befugniss der Frau 
durch den Gemeinderath des Wohnortes, welcher den Fall nach 


‚einem von der Ehefrau abgeschlossenen Vertrag so weit haftet, als = 
‘er Nutzen daraus gezogen. Wenn der Mann sich immiseirt, so 


leuten Rechtsgeschäfte abzuschliessen, wodurch sie Sehuldverpflich- | 
tungen eingeht oder Rechte abtriti (Schenkungen ete.), ebenso zu ee 
_ Prozessen mit dem Manne, mit Ausnahme der Scheidungsklage, b- 


sind dem Eheweib untersagt ($ 16). Bei Aufhören der ehelichen 
Vormundschaft wird die Frau eigenen Rechtes und. nimmt Verwal- 
‘tung und Nutzung ihres Vermögens selbst zu Handen. Sie hat 


und aus den Beiträgen, wozu der Mann verpflichtet ist, den ehelichen Se 


 gungs- und Alimentationsfrage von Gatten und Kindern besonders“ 
geregelt (88 19, 20, 24, 25). = 


eben die Handelsfrau mit Bee an Et Geschäft oder En 


Br Geschäftsschulden haftet sie mit dem ganzen Vermögen. Der = 
 daherige Erwerb gehört ihr ($$ 11 und 17). Damit eine Ehefrau 


einen eigenen Gewerb treiben könne, muss der Mann einwilligen. 


Im Uebrigen steht die Frau unter Vormundschaft des Mannes = 


& 4). € Sie kann sich nicht verpflichten und haftet in diesem Falle = = 
nur wegen Bereicherung oder nicht einmal so weit, indem gegen Credit 


Empfangenes nur zu restituiren ist, soweit es noch in natura vor- 


werden. Handlungen, welche die Frau vornimmt zur Besorgung 
des Hauswesens oder als Gehülfin des Mannes mit seinem Wissen, 


Anhörung derselben zu prüfen hat, öffentlich widerrufen lässt (88 = 
31 und 15). Etwas sonderbar klingt der Satz, dass der Mann us 


dürfte derselbe für das ganze Geschäft zu behaften sein. Entweder 
soll er dasselbe refüsiren, oder er acceptirt durch Immiseion ($ 15). 


Um mit ihrem Manne oder unter seiner Zustimmung mit Dritt- R 
darf die Frau eines ausserordentlichen Beistandes. Bürgschaften n 


jedoch daraus (aus der Nutzung bloss oder auch aus dem Kapital 9*) 


Aufwand zu bestreiten. Im Scheidungsprozesse wird die Entschädi > 


3. Sicherheiten. Bei Gefährde bestimmt der Gemeinderath Be = 
Heimath ?) von sich aus oder auf Verlangen der Frau nach Einver- a: 
nahme des Mannes, dass dieser Sicherheit zu leisten oder das 


*) Anmerkung. Wichtig wegen des Kingreifens der Armenunterstützung. 


nen ı Hälfte für Be ne ein ok in der “ 
Klasse, die ‚andere Hälfte wird unter die laufenden 2 


Ne 


eo Für die hesdiulden haftet der Main allein ($ 10. _ a 
=s. Die, Ausscheidung ist in $21 reglirt und bietet nichts Neues 
ie hat statt bei Tod, Scheidung, Trennung von Tisch und Bett im 
oncurs des Mannes bis zum Akkord oder zur Rehabilitation, wi 
rend der Haft des Mannes, wenn ihm die Rechte auf das Frauengut 
vn Pflichtversäumniss entzogen werden, wenn er unter Vormund- 


‘Der Ehecontrakt is ten. wi er da ee den = 
‚spricht, d. h. das gesetzliche Güterrecht ist obligatorisch. Er dient =, 
zur Festsetzung des vorbehaltenen Gutes (88 11) und ist im Uebrigen 


wesentlich Erbvertrag, wie S. 34 und 35 dargestellt worden. 


Im Uebrigen bernfen wir uns auf die Ausführungen in $ Be . 


(S. 31 und £.) dieser Abhandlung. a: 
Schlussbemerkung. In 828 wird bestimmt, dass das Gesetzauch 


auf die Bürger ausserhalb des Kantons anwendbar sei. Umgekehrt 
haften kantonsfremde Frauen nur dann nach hiesigem Gesetz für 
im Kanton eingegangene Schulden, wenn dieses Gesetz der Frau 


ungünstiger, resp. den Gläubigern günstiger ist. Und nach welchem 
(Gesetz haften sie im andern Falle, wenn das auswärtige Gesetz un- 
günstiger ist; nach dem des letzten Domicils (z. B. der Eltern des. 


Mannes), oder nach demjenigen der Heimath? Das Territorjalitäten- 
princip wäre gewiss empfehlenswerther, als das Suchen nach dm 
der Frau ungünstigeren Gesetz. Letzteres ist eine nothwendige, aber 


lästige Consequenz des Grundsatzes der Unwandelbarkeit des ehe- 
lichen Güterrechts gegenüber den Gläubigern eines frühern Domiecils 


. oder der Heimath, damit im Goneurs nicht unter Umständen den Gläu- Er 


bigern eines frühern Gesetzessprengels mehr Recht gegeben werden 


muss, als den eigenen Bürgern. Z. B. wenn ein Ehemann irgend 
einmal unter der Herrschaft des Gesetzes des Kantons Neuenburg 


eine kleine Forderung contrahirt und unbezahlt gelassen hat, welche 


im Kanton Luzern in den Coneurs eingegeben wird, so muss das = 
ganze Frauengut in die Masse gezogen werden, weil sie dort subsidär 


für alle Schulden der Ehe häftet. Im Uebrigen behandeln wir der 
interkantonalen Beziehungen in der zweiten Lieferung. | 


Il. Baselstadt hat unter dem 23. Febr. 1880 ein neues Vor: Ss. 


mundschaftsgesetz erlassen. Die in $ 14, S. 86 u. fg. dieser Arbeit 
aufgestellten Sätze über Bevormundung der Frau und Nutzniessung 
der Ehegatten am Vermögen der Kinder sind in den $$ 11, Ziffer 3; 
13, 16 u. 78 bestätigt. Neu ist, dass endlich der Vater auch Vor- 


mund der Kinder ist, während bisher das Vermögen der Letzteren | a 


durch eigene Pflegschaft dem Erstern gegenüber vertreten wurde. 


Er ist aber durch einen Nebenvormund controlirt und überhaupt = 


den Pflichten eines gewöhnlichen Vormundes, z. B. der Rechnungs- 
stellung unterworfen (88 12, 76, 77). 


Die $$ 79—81 ordnen den Auskauf zwischen dem überlebenden en, 


Ehegatten und den minderjährigen Kindern, welcher statt Realthei- 
lung getroffen werden kann. Der Ueberlebende übernimmt das. den 
Kindern zufallende Vermögen ganz oder theilweise in Aktiven und 


Je ie Höhe ı Bi Zulänglichkeit en entscheidet der 
Wohnort (Entw. 5 1-3). 


Intt 


Inhaltsverzeichniss. 


Seite. 
Einleitung . : ; 5 i j ; F ; ; Ä 3 


I. Abschnitt. 
$ 1. Civilrechtliche Verhältnisse der Niedergelassenen und Aufenthalter 


etc., Gesetzentwürfe . i ; ; i : : : 7 
Ss 2. Differenzpunkte . ; ; : ; i ; i 4 


II. Abschnitt. 


88 3—28. Die ehelichen Güterrechte der Schweiz.- 

8 3. Zürich. - . 16 
8:4. Bein .. . ; E : ; : ; s 24 
$ 5. Luzern (vide Anang) : i : . i ; ol 
$ 6. Uri ; : 5 i \ ; voSBB 
$& 7. Schwyz 5 e z > ; : : i 5 08 
$S 8. Obwalden . : ; i - i x : : > 46 
8 9, Unterwalden . ; s : ; : ; : & - 52 
810. Glarus . > : E } ; ; ß ; : >57 


811. Zug : : } ; ; - : ; : > . 0.64 
$ 12. Freiburg ; 2 . : : ; 2 > ; 2569 


8 13. Solothurn F : : ; ; : ; RN Re) 
$ 14. Baselstadt (vide Anhang) ; : : i a: >.,86 
8 15. Baselland i i - s : > i $ ; 89 
8 16. Schaffhausen . : : i ; ß E : s es 
817. Appenzell A,-Rh. . ? ; : - : : 305 
818. Appenzell L-Rh. ... -. ; { : i a 109 
819. St. Gallen . ; : : : : i : : a 
820. Graubünden . 5 i > ; ; : ; ? tg 
8 21. Aargau (vide es ; ? : ? ; 5 R 4236 
822. Thurgau e 5 i : L ; : i ‚302 
823. Tessin . S - : ; : ; ; - £ a) 


824. Waadt. ; ; ; : ; : : : : ..146 
825. Wallis . ; A S ; : ; ; ; ; 455 
826, Neuenburg . ; ? ; : i i > 5 161 
827. Code Napoleon : : ; : > : i : ae 
828. Genf . ; ; i : F i ; ; ; EST 
829. Berner Jura . 2 ; i s ; > : : ..189 

Anhang ; : 2 5 ; : ; : ; Az) 


TE EN 


Corrigenda. 


nannnNnNn 


Seite 5, Zeile 16 v. u. lies: voreheliche, statt vereheliche. 


ee „  Dispositionsbefugnisse, statt t Diepensanoms 
\ befugnisse. 


obsolet, statt absolet. 


ER A „ beerbt, statt erbt. 
en 12:0. „ Pure et de Jure, statt jure et de jure. 
= WW... : 9. „  partikulären, statt partikären. 
„  beerben, statt erben, 
=. 128,5. 3 9.U „ ÜUeberbund, statt Unterbund. 


„ portio, statt partio 


= 140: DB. „  ferenda, statt ferendo. 

= .145,5 9Yv.u „ solicitum, statt salicitum. 
„146, -, 1.2, „  onera, statt ornera. 
ar, 022. „ . Loi, statt Lois. 

102, 5% ..1DN:0 „  vergüten, statt begüten. 


Eu Fe „  Dotalgrundstück, statt Totalgrundstück. 


N eriechtlichen Verhältnisse der schweizerischen 
Niedergelassenen und Aufenthalter 


in ‚seinen verschiedenen, von den eidgenössischen Behörden 
vorgeschlagenen EB raklyDens 
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Vorwort 


zur Il. Lieferung. 


Die Zusammenstellung der ehelichen Güterrechte der Schweiz 
ist von Vielen freundlich begrüsst worden. Was ich von hüben 
und drüben von der Analyse der kantonalen Gesetzgebungen. wie 
solche in der ersten Lieferung aufgestellt worden, zu vernehmen die 
Gelegenheit hatte, gewährt mir die Befriedigung, dass die Grund- 
züge der verschiedenen Institutionen getroffen sind, und darauf 
kommt es eben an. Dass bei der Arbeit nicht Alles auf Voll- 
kommenheit Anspruch hat. darauf muss sich wohl Jeder gefasst 
machen, welcher sich auf eine Vergleichung der Rechtszustände 
unserer 25 Föderativstaaten einlassen will. Die Codification der 
kantonalen Statute ist da und dort noch in den Anfängen begriffen. 
Wohl haben etwelche Kantone eine erfreuliche Rechtsliteratur auf- 
zuweisen, die meisten dagegen nicht. Zu den ersteren gehören 
namentlich die Stände. welche akademische Lehranstalten besitzen. 
Ihre Thätigkeit beschränkt sich leider zu sehr auf das Rechtsgebiet 
des Souverain’s, dem sie Dasein und Leben verdanken. Und doch 
wären eine vergleichende Darstellung des Rechtes der verschiedenen 
Kantone (etwa wie P. Roth in seinem bayer. Civilrechte die bayer. 
Sonderrechte behandelt hat) und eine gesteigerte Lehrthätigkeit in 
der gleichen Richtung für die einheitliche Rechtsentwickelung der 
Schweiz von eminentem Werth, ächt patriotisch. Es müsste dabei 
an den Tag kommen, dass viele Rechtsinstitute in den verschiedenen 
Gebieten bloss mit verschiedenfarbiger Tinte geschrieben, dem Kern 
nach aber identisch sind. Ein schwacher Versuch, Gleichartiges 
und Widerstrebendes zu sondern, wurde mit dieser Arbeit unter- 
nommen. Die Kritik und weitere Untersuchungen auf dem Gebiete 
werden nach und nach den betretenen Pfad lichten und erweitern. 

Die hauptsächlichste Schwierigkeit in der Unternehmung be- 
steht in der Aktensammlung. Nie gelangt man zur vollen Gewiss- 
heit, alle einschlägigen Gesetze in Händen zu haben. Oft verändert 
sich Einem das Recht unter der Hand, und nach mühsamer Arbeit 
wird man gewahr, dass dieser oder jener Punkt nach veralteten 
Gesetzen behandelt wurde. Diese Schwierigkeit haben bewährte 
Schriftsteller auf dem Gebiete der Schweizerrechte nicht zu um- 
gehen vermocht. Es fehlt zur Zeit an Bibliotheken und Samm- 
lungen, welche sich zur Aufgabe machen, die Gesetze der Kantone 
aufzuheben und durch die neuesten legislativen Erzeugnisse zu 
completiren. So müssen die einschlägigen Gesetze vielfach auf pri- 
vatem Wege herbeigeschafft werden, welcher nicht immer ganz 
zuverlässig ist. | 


EN 


Ein Vorwurf wurde dieser Arbeit gemacht, welchen ich zurück- 
zuweisen berechtigt zu sein glaube. Aus dem Umstande nämlich, 
dass der Gesetzesentwurf über die eivilrechtlichen Verhältnisse der 
schweizerischen Niedergelassenen und Aufenthalter im December 
1879 vom Nationalrath schliesslich abgelehnt wurde, hielt man die 
Lösung unserer Aufgabe für verspätet und daher von wenig prak- 
tischem Werth. Allein noch sind die Art. 46 und 47 der Bundes- 
verfassung in Kraft und fordern die Ordnung der Materie auf dem 
Wege der Bundesgesetzgebung. Die ganze Frage ist also noch in 
Fluss und harrt der Lösung. Auch kann ich mir nicht denken, 
dass die mühevollen Berathungen der eidgenössischen Behörden so 
eitler Natur seien, dass sie vergessen und verschollen bleiben sollten. 
Vielmehr scheinen die bisherigen Entwürfe und Anträge das Er- 
gebniss ernster und einlässlicher Studien gewesen zu sein und 
bilden zum mindesten «schätzdares Material» zur Weiterführung - 
der begonnenen legislatorischen Thätigkeit. In den bisherigen Ent- 
würfen und Berathungen liegen die praktischen und theoretischen 
Anknüpfungspunkte für jedes zu erlassende Gesetz, und die eid- 
genössischen Räthe werden es sich kaum nehmen lassen, auf diesen 
oder jenen Antrag zurückzukommen. Ich glaube mich daher selbst 
vom Standpunkt des « vaterländischen Rechies» aus in keiner Weise 
zu vergeben, wenn ich den bisherigen Berathungen folge und die- 
selben der besondern Berücksichtigung würdige. 

Die in der Zwischenzeit von den Kantonen erlassenen Gesetze 
wurden bei dieser Vergleichung herbeigezogen. Auf das Gesetz des 
Kantons Luzern vom 25. November 1880 wird mit besonderer Vor- 
liebe verwiesen. Im IV. Abschnitt habe ich namentlich versucht, 
an der Hand der Praxis der h. Bundesbehörden die Einwirkung 
der bestehenden Goncordate, Rechistrieb, Erbrecht und Vormund- 
schaft betreffend speciell auf das eheliche Güterrecht darzulegen. 
Aber auch sonst sind die Entscheidungen des h. Bundesgerichtes 
im Verlaufe der Arbeit verwerthet worden. Ein Hauptgewicht lege 
ich darauf, dass die Scheidelinie zwischen dem Erbrecht der Gatten 
und dem eigentlichen Güterrecht möglichst scharf gezogen und na- 
mentlich vermieden werde, dass das Erbrecht im Allgemeinen und 
das statutarische Erbrecht nach verschiedenen Gesetzen sich normire; 
denn sie stehen vielfach gegenseitig im Ausschlussverhältniss. 

Mittlerweile ist auch nicht unterlassen worden, über diesen und 
jenen zweifelhaften Punkt mit sachkundigen Freunden zu correspon- 
diren. Wenn ich ihnen hier meinen Dank ausspreche, ohne ihre 
Namen zu veröffentlichen, so geschieht es desswegen, weil ich die 
Verantwortlichkeit der Entscheidung selbst tragen will, ohne dass 
es den Anschein haben soll, ich wollte mich durch Vorschiebung 
der Namen Anderer decken oder entschuldigen. Zu ganz beson- 
derem Danke bin ich jedoch Herrn Dr. Weibel in Luzern ver- 
pflichtet, welcher mich bei der Arbeit durch Zusendung und Be- 
schaffung von Literatur unterstützt hat. 


Arth, März 1881. 


III. Abschnitt. 
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- Einigungs- und Differenzpunkte der kantonalen Rechte. 


$ 30. 


Die allgemeinen Grundsätze der ehelichen Güterrechte 
der Schweiz. | 


Nach der Darstellung der ehelichen Güterrechte der Kantone 
gehen wir über zur Aufsuchung der vorzüglichsten Differenz- und 
Einigungspunkte dieser Rechte. Die gesetzlichen Güterordnungen 
bewegen sich innerhalb zweier Systeme, demjenigen der Güter- 
verbindung und demjenigen der allgemeinen Gütergemeinschaft. 
Es lassen sich darnach sechs Fundamentalgrundsätze für alle Gesetz- 
sebungen aufstellen, von denen drei dem erstgenannten und drei 
dem letztgenannten Systeme angehören. Das erstere beruht auf den 
Grundgedanken: 


1. dass die von Mann: und Weib in die Ehe gebrachten Ver- 
mögen nach dem ursprünglichen Eigenthum getrennt bleiben, 
der Mann aber Verwaltung und Nutzniessung am Frauengut 
erhält; 

2. dass letzteres weder für die Schulden des Mannes noch für 
die Eheschulden direkt haftet; 

3. dass hei Auflösung der ehelichen Gemeinschaft die zugebrachten 
Vermögen nach ihrem Ursprung zurückfallen. 

Der allgemeinen Gütergemeinschaft entspricht: 

1. dass die von Mann und Weib in die Ehe gebrachten Ver- 
mögen Gemeingut werden, woran die Gatten Miteigenthum 
erlangen; 

2. dass die Schulden der Ehegatten sowohl, als die, wirklichen 
Eheschulden gemeinsam werden, wofür jenes Gemeingut ver- 

 pflichtet ist; 


- 1 


3. dass das Vermögen bei Auflösung des Güterverhältnisses nicht 
nach seinem Ursprung zurückfällt, sondern nach aliquoten 
Theilen unter die Eheparten oder ihre Rechtsnachfolger BL) 
wird. 

Im gesetzlichen Güterrechte kommt nur das System der Güter- 
verbindung in seiner Reinheit vor und bildet anerkannt den Grund- 
stock der kantonalen Gesetzgebungen in dieser Materie. Daneben be- 
stehen Varianten und Combinationen aus den Prinzipien der angeführten 
Systeme, indem einzelne Theile des Güterrechtes dieser, andere 
jener der beiden Grundformen angehören. 

Den Gegenstand des ehelichen Güterrechts bildet vorzüglich 
das Schicksal des Frauengules, nicht desjenigen des Mannes. Für 
diesen gibt es kein besonderes Recht, ob er verheirathet oder ledig 
sei. Anders ist das Verhältniss der Frau, welche durch die Ehe 
ihre Selbständigkeit verliert. Würde sie die gleiche Rechtsstellung 
haben, wie der Mann, so würden die Grundsätze über Societät aus- 
reichen, und es brauchte kein eheliches Güterrecht als solches. 
Nun ist es aber das eheliche Verhältniss, welches mit Nothwendig- 
keit Weib und Vermögen unter die eheherrliche Gewalt des Mannes 
bringt, und da sind schützende Bestimmungen zu Gunsten der Frau 
geboten. Diese bilden die Quintessenz der Güterrechte. Desshalb 
ist es Hauptaufgabe dieser Untersuchungen, die Grundsätze der 
kantonalen Gesetze in ihrer Gesammtwirkung auf die Erhaltung 
des Weibergutes zu prüfen. 

Dabei wird sofort klar, dass der Schwerpunkt nicht in der 
Stellung der Ehegatten unter sich liegt, sondern in der Stellung 
derselben zu den Gläubigern des Mannes und der Ehe. Alle 
schweizerischen Rechte sorgen dafür, dass die Frau bei materiellem 
Glück des Ehemannes, nach Auflösung des Güterverhältnisses, ihr 
Vermögen in Natur oder Ersatz wiedererstattet erhält. Nur beide 
Basel, welche das zu Gemeingut vereinigte Ehevermögen dem Manne 
zu zwei Dritteln und der Frau zu einem Drittheil überlassen, sowie 
Genf und der Berner Jura, welche die Mobiliar- und Errungen- 
schafisgemeinschaft unter die Gatten zu Hälften theilen, können 
hier ein verändertes Ergebniss zu Tage fördern, wenn in Folge. 
dieser Ausscheidung dem einen Gatten Vermögen des andern zulällt. 
Anders verhält sich die Sache, wenn die Vermögensumstände des 
Mannes zerrüttet sind, das Weib zur Deckung von Schulden an- 
gesprochen wird, oder gar der Concurs eintritt. Hier liegt die Haupt- 
differenz der kantonalen Institutionen. 

Wir haben als die Rahmen des Tableau’s, innert welche das 
Gesammtbild der schweizerischen Rechte fällt, die Systeme der 
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Güterverbindung und der allgemeinen Gütergemeinschaft hingestellt. 
Streng genommen dürfte das Recht des Kantons Tessin eine Aus- 
nahme. bilden, indem es neben der dos, deren . Benützungsweise 
durch den Mann sehr grosse Analogien aufweist mit der ehe- 
herrlichen Nutzung des ganzen Weihergutes im System der Güter- 
verbindung, nach der Gütertrennung tendirt. Allein diese vereinzelte 
Erscheinung kann um so weniger Veranlassung zur Erweiterung 
der allgemeinen Gesichtspunkte geben, als der Mann auch die 
Paraphernalgüter in Gemeinsamkeit mit der Frau verwaltet und 
zur Hälfte die Nutzungen davon bezieht, wodurch eine sehr nahe 
Verwandtschaft mit der Güterverbindung selbst begründet wird. 

Das vertragliche Güterrecht variirt zwischen den weit entlegensten 
Extremen. In einigen Kantonen ist der Ehevertrag total verboten, 
in einigen ist er auf das Gebiet letztwilliger Verfügungen verwiesen, 
in anderen endlich kann er sich auf die Güterordnung unter Ehe- 
gatten selbst beziehen. Den weitesten Spielraum hat er im franzö- 
sischen Recht, welches die Güterrechtsverhältnisse der freiesten 
Autonomie der Brautleute überlässt, allen Systemen und Variationen 
Thür und Thor öffnet, und dessen entferntesten Anhaltspunkte darin 
bestehen, dass dem Antheil an der Gemeinschaft auch die verhält- 
nissmässige Participation an den Gemeinschulden entsprechen muss, 
und dass in Folge Theilung des Gemeingutes das Pflichttheilsrecht 
der Kinder früherer Ehe nicht verletzt werden darf. 

Zur Rechtferligung dieser allgemeinen, einleitenden Grund- 
gedanken gehen wir über zur Vergleichung der Details. 


i. Die gesetzlichen Güterrechte. 


$ 31. 
1. Die Eigenthumsverhältnisse u. aktiven Vermögensrechte. 


Das von Mann und Weib eingebrachte Vermögen verbleibt Eigen- 
thum des ursprünglichen Inhabers, der Mann nutzt und verwaltet 
das Weibergut. Zu diesem Prinzipe stehen in erster Linie die 
Kantone: Zürich, Luzern, Uri, Schwyz, Ob- und Nidwalden, Zug und 
Appenzell beider Rhoden. In diesen Gebieten verwirklicht sich das 
System der Güterverbindung in seiner Reinheit. Das Stammgut 
der Frau geht blos durch Veräusserungen des Mannes als Eigen- 
thum derselben unter und wird alsdann vertreten durch die Ersatz- 
‚Forderung, welche sie am Manne erwirbt. Aller Erwerb, Nutzungen 
und Ersparnisse gehören dem Manne. «Frauengut darf nicht 
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schwinden und nicht wachsen.» In der Betreibung und im Ooncurse - 
des Mannes bietet das Eigenthum an ‘den in natura vorhandenen 
Vermögensstücken der Frau den Schutz, dass selbe als dem Schuldner 
nicht angehöriges Gut von dessen Gläubigern nicht ergriffen werden 
können. Bei Auflösung der Ehe gehen die einzelnen Objekte an 
den Eigenthümer zurück. Für nicht mehr in natura vorhandene 
Gegenstände hat der Mann dem Weibe Ersatz zu leisten. 

Die ganz gleichen Grundsätze befolgen Glarus und St. Gallen. 
Sie führen das Eigenthumsprinzip selbst in der Betreibung des 
Mannes durch. Das Weibergut darf nicht gepfändet werden.‘ Im 
Concurs des Mannes jedoch geht in Glarus das ganze Vermögen 
mit Inbegriff des Sondergutes in die Masse des Mannes ein, und 
sie kann hierfür bloss die Ersatzforderung an der Masse geltend 
machen. Wie diese Geltendmachung sich gestaltet, davon später. 
Der Kanton St. Gallen wahrt der Frau ihr Eigenthum an den Mo- 
bilien auch im Concurs des Mannes, das übrige Vermögen wird in 
die Masse ‘gezogen, und sie hat auch hier dafür eine theilweise 
privilegirte Ersatzforderung, wovon unten die Rede sein wird. 
Zu bemerken ist, dass die Rechte dieser Kantone sich von den- 
jenigen der erstgenannten Stände ausser dem Goncursfalle nicht 
unterscheiden. 

Dureltaus auf gleicher Grundlage ruhen die Gesetzgebungen von 
Freiburg und Waadt. Das Eigenthum am Zugebrachten verbleibt 
der Frau, der Mann nutzt dasselbe, und bei der Ausscheidung fällt 
das in natura vorhandene Vermögen an sie zurück. Für nicht 
Vorhandenes macht sie ebenfalls ihre Ersatzforderung geltend. Eine 
zum Schutze des Stammgutes der Frau eingeführte, und wenn sie 
wirklich ernst gehandhabt wird, für die Frau sehr vortheilhafte 
Abweichung unterscheidet diese Rechte von den vorausgehenden. 
Das bewegliche Vermögen der Frau wird nämlich mit wenigen 
Ausnahmen (vide I. Lief., S. 70 und 147) gezwungen in das Eigen- 
thum des Mannes überzugehen. Dieser hat ihre Ersatzforderung 
von vornherein durch Assignat (Grundversicherung), oder, wenn er 
keine Liegenschaften besitzt, durch Anerkennung (Reconnaissance 
mit Hab- und Gutsverpflichtung) sicher zu stellen. Erst mit Er- 
füllung dieser Bedingungen wird der Mann Eigenthümer. Allein 
auch dieser versicherte Theil des Frauengutes fällt bei der Aus- 
Scheidung wieder an das Eheweib zurück, so weit es in natura 
noch vorhanden. Nur für den Rest erholt sie sich an der durch 
Reeonnaissance und Assignat gebotenen Sicherheit. Das Weib trägt 
sogar den Zufall und den Verlust durch natürliche Abnutzung. 
Allerdings können diese versicherten Mobilien, aber nur sie in der 


SR Me 


Betreibung und im Goncurs des Mannes von den Gläubigern ergriffen 
werden, und.ist siein diesem Falie auf ihre Sicherheiten angewiesen. 
Der Eigenthumsübergang an den Mann ist im Wesen nichts anderes, 
als die Verleihung des freien Dispositionsrechtes über die Mobilien 
der Frau, gegen Sicherstellung des Ersatzes für allfällig veräussertes 
Gut bei Auflösung des ehelichen Güterverhältnisses. Die gleiche 
Massregel könnte den vorausgehenden Rechten aufgedrungen werden, 
ohne dass von einem‘ Systemwechsel die Rede sein dürfte. 

Einen Schritt, weiter gehen die Einrichtungen von Bern und 
Aargau. Alles Weibergut geht in das Eigenthum des Mannes über. 
Die Frau erhält dafür eine zur Hälfte privilegirte Ersatzforderung. 

Sofern diese Ersatzforderung währschaftes Guthaben bildet, 
vertritt sie natürlich das körperliche Eigenthum der Frau voll- 
ständig, und ist auch auf diese unkörperliche Sache die Rechts- 
parömie zutreffend : « Frauenvermögen. darf weder wachsen noch 
schwinden». Das obligatorische Recht von Bern und Aargau ist 
das fakultative Recht der vorausgehenden Kantone. Allerdings ver- 
schwindet dort der Schutz, den das körperliche Eigenthum der 
Frau gewährt, z. B. das Einspruchsrecht gegen Veräusserung von 
Grundstücken, Schutz gegen Pfändung. Allein der Mann braucht 
schliesslich das Weibergut nur zu veräussern, so stehen alle vor- 
benannten Rechte auf dem gleichen Boden wie die Güterver- 
ordnungen von Bern und Aargau. Die Frau hat eine Ersaiz- 
forderung am Manne. Diese ist in Bern und Aargau von vornherein 
gesichert durch Privilegien, während hier nicht alle vorbenannten 
Kantone solches gewähren. Das Recht von Bern und Aargau ist in 
dieser Hinsicht für die Frau vortheilhafter als dasjenige mancher 
Gesetzessprengel, wo der Eigenthumsübergang nicht statt hat. Wir 
betrachten das Gesetz von Bern und Aargau als einen weiter gelegenen 
Binigungspunkt aller derjenigen Rechte, welche nicht ein Aufgehen 
der zugebrachteu Vermögen in der Gemeinschaft statuiren. Dort 
ist die durch den Eigenthumsübergang bedingte Ersatzforderung das 
Primäre, hier tritt sie erst mit der Veräusserung des Weibergutes 
ein. Dieser Einigungspunkt kann bei vorliegender Abhandlung nicht 
genügend hervorgehoben werden, weil es sich im Hintergrunde um 
die Ordnung der Rechte der Aufenthalter und Niedergelassenen 
handelt. Auswanderer nehmen ihre Liegenschaften nicht mit, nicht 
einmal den grossen Ballast der Mobilien. Die niedergelassenen Ehe- 
leute versuchen meistens mit ihrem liquidirten, also mit dem in 
natura nicht mehr vorhandenen Vermögen, das Glück ausserhalb 
des bisherigen Wohnsitzes. Das Recht der Ersatzforderung der Frau 
ist das eheliche Güterrecht der Aufenthalter und Niedergelassenen 
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Dabei verstehe ich die Sache so, dass das im Wurfe liegende Gesetz 
über die eivilrechtlichen Verhältnisse, der Niedergelassenen  aller- 
dings auch für die Begründung des Güterverhältnisses das Recht des 
Wohnortes des Mannes bei Abschluss der Ehe als massgebend erklärt. 
Allein dieses Verhältniss kommt bei der Frage der Wandelbarkeit, 
resp. 'bei der Collision der Rechte ebensowenig in Betracht als die 
im Heimathkanton sesshafte Bürgerehe. Bleibt nämlich die Ehe am 
gleichen Orte domicilirt, so bleibt auch das einmal. begründete Ehe- 
recht unveränderlich fortbestehen. Die Wandelbarkeit kommt nur 
bei Wohnsitzveränderung in Betracht, und da spielt unbedingt das 
Frauengut in Form des Anspruchsrechtes für das nicht mehr in 
natura vorhandene Vermögen die Hauptrolle. Die Niedergelassenen 
sind der Hauptmasse nach Handels- und Gewerbsleute. Die Frauen- 
mittel'gehen in den Gewerbsfonds auf. Allerdings kann es Kapita- 
lisien geben, welche aus Vergnügen ihren Wohnsitz ändern. Für 
sie ist es gleichgültig, ob die Frau durch ihr Eigenthum oder durch 
die Ersatzansprache in Folge Eigenthumsübergangs an den Mann 
geschützt sei. ” 

Diese Rechte von Zürich, Bern, Luzern, Uri, Schwyz, Unter- 
walden, Glarus, Zug, Freiburg, Appenzell, St. Gallen, Aargau und 
Waadt stimmen darin überein, dass sie das Frauengut in der Form 
des separirten Eigenthums oder in Form der Ersatzforderung 
garantiren. Für die Niedergelassenen kommt in massgebender Weise 
letztere Form in Betracht, d. h. für sie liegt der Schwerpunkt in 
der Frage, wie diese Rechtsgebiete die Ersatzforderung sichern. 
Darin liegt der Unterschied der Rechte bei der Untersuchung über 
die Wirkung der Wandelbarkeit. Diese Prüfung selbst verweisen 
wir unter das Kapitel über « Sicherheiten »: und « Rechte .der 
Gläubiger ». 

Bei Anlass des gegenwärtigen Paragraphen mit seiner Aufschrift: 
«aktive Vermögensrechte» soll bloss constatirt sein, dass die auf- 
gezählten Stände allgemein und insbesondere für die von ihrem 
ursprünglichen Wohnsitze ausgewanderten Niedergelassenen und 
Aufenthalter das gleiche Eherecht besitzen : Das Weib hat Anspruch 
auf Restitution des ganzen Vermögens; Nutzungen und Erwerb ge- 
hören dem Mann; die Schulden des letztern und der Ehe gehen sie 
in direkter Weise nichts an. | 

Mit diesen dreizehn Kantonen, welche mit ihrem Gebiete nahezu. 
drei Viertheile des Schweizerbodens bedecken, und mit einer Be- 
völkerung von eirca 2 Millionen Seelen, vereinigen sich noch Tessin 
und Wallis. Auch sie garantiren dem Eheweib das Eigenthum und 
eventuell den Ersatz hierfür. Eine separate Stellung dieser Terri- 
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torien gegenüber den Vorgängern ist ihnen aus einem nicht sehr 
wesentlichen Grunde zu Theil geworden. Tessin gibt von Gesetzes- 
wegen dem Manne bloss die Hälfte der Erträgnisse der Paraphernal- 
güter, und Wallis, dem Wesen nach ganz im System der Güter- 
verbindung wurzelnd, bildet einen Uebergang zu den Gütergemein- 
schaften, resp. zu der Errungenschaftsgemeinschaft.: Die Frau’ hat 
nicht nur Anspruch auf Restitution ihres Gutes, sondern sie parti- 
eipirt auch zur Hälfte an dem Vorschlag, freilich ohne für die 
Schulden des Mannes und der Ehe irgendwie zu haften. Frauen- 
vermögen darf nicht schwinden, es kann aber wachsen. Das Walliser- 
recht schreibt die Errungenschaft beiden Gatten zu, vorzüglich dem 
 Manne, welcher den Haushalt daraus bestreitet. Erst nach Restitution 
der Sondervermögen und nach Bezahlung der Schulden, wird der 
Rest nach Hälften getheilt. Die Frau hat nicht bloss. bei Auflösung 
der Ehe Anspruch auf die Hälfte dieses Restes, sondern auch während 
der Ehe, wenn behufs Sicherung ihres Vermögens die Gütertrennung 
vorgenommen wird. 

Auf die genannten fünfzehn Stände lassen sich die drei Grund- 
prineipien der Güterverbindung anwenden. Von da an folgen die 
CGombinationen zwischen diesem System und der Gütergemeinschaft. 
Die Errungenschaftsgemeinschaft ist in fünf von den noch fehlenden 
Kantonen das herrschende Prinzip. Dasselbe besteht in einer Gom- 
bination des Grundsatzes der Güterverbindung, wonach die. zu- 
gebrachten Vermögen getrenntes Eigenihum der Gatten verbleiben, 
mit den Elementen der Gütergemeinschaft. Diese letztern sind bei 
den genannten Legislationen in verschiedener Stärke vertreten und 
bringen das Eherecht natürlich der allgemeinen Gemeinschaft um 
so näher, je intensiver sie wirken. Der Vorschlag wird unter die 
Ehegatten bei Auflösung der Ehe vertheilt. Gegen diesen Vortheil 
haftet aber auch die Frau verhältnissmässig für die Eheschulden. 
Das Bigenthumsrecht der Frau am Zugebrachten, resp. ihre Ersalz- 
forderung bewährt sich bei materiellem Fortbestand der Ehe ganz 
analog wie bei der Güterverbindung. Mit Ausnahme der Kantone 
Thurgau und Graubünden, wo die Frau verhältnissmässig am Rück- 
schlag partieipirt. kann sich die Frau für ihre Mittel vor dem Manne 
aus dem ganzen vorhandenen Ehevermögen entschädigen. In Be- 
treibung und Concurs jedoch haftet das Weibergut nach rigorösen 
oder weniger rigorösen Grundsätzen mit. In dieser Gruppe entsteht 
also nicht nur eine Collision: in Bezug auf den Theilungsmodus des 
Vorschlages, sondern auch im ‚Mass der Haftbarkeit, für die 
Schulden des Mannes und der Ehe, sowie endlich mit Bezug auf 
die Privilegierung der Ansprüche der Frau im Concurse, wo die 
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Haftbarkeit der Frau wirklich beansprucht wird, und im Con- 
curse kann natürlich von einer Errungenschaft nicht mehr die 
Rede sein. Die Frau steht mit ihrer Ersatzforderung und den 
daherigen Privilegien der Masse gegenüber. Dieses Verhältniss wird 
auf die Behandlung über « Sicherheiten » und die « Rechte der 
Gläubiger » verwiesen. 

An dieser Stelle interessirt bloss das «aktive Vermögensrecht». 
Die Uebereinstimmung dieser Gruppe mit jenen fünfzehn Kantonen 
besteht darin, dass das Stammvermögen der Frau in natura oder 
Ersatz rückerstattet wird; die Differenz liegt darin, dass das Frauen- 
vermögen durch Theilnahme an der Errungenschaft wachsen und 
durch direkte Haftbarkeit für Schulden schwinden kann. 

In diese Gruppe gehören Solothurn, Schaffhausen, Graubünden, 
Thurgau und Neuenburg. Wenn es gut geht, erhebt die Frau überall 
aus der Gemeinschaft ihr Stammvermögen, wie bei der Güter- 
verbindung und theilt sich mit dem Mann in den Vorschlag. In 
Solothurn nimmt der Mann zwei, die Frau einen Drittheil, des- 
gleichen in Graubünden. Schaffhausen, Thurgau und Neuenburg 
vertheilen den Vorschlag unter die Gatten nach Hälften, wie 
Wallis. *) 

Mit Bezug auf die Restitution des Weibergutes bleibt der Mann 
ersatzpflichtig in Solothurn, Schaffhausen und Neuenburg in dem 
Sinne. dass die Frau ihr in natura vorhandenes Gut oder die Ersatz- 
stücke zurücknimmt und für Fehlendes erst die Errungenschaft und 
dann das. persönliche Vermögen des Mannes, resp. ihn selbst an- 
sprechen kann. 

In Graubünden partieipirt die Frau auch zu einem Drittheil 
am hückschlag, um den das eingekehrte Gut der Gatten abgenommen 
hat, und im Kanton Thurgau hat die Frau bei der Ausscheidung 
kein Vorzugsrecht in Erhebung: ihres Zugebrachten. Den Rück- 
schlag haben Mann und Weib pro rata des Zugebrachten zu tragen. 
Im Uebrigen fallen auch das in natura vorhandene Vermögen oder 
die Ersatzstücke an ihren Ursprung zurück. 

Für Solothurn muss bemerkt werden, dass auch die Frau zwei 
Driitheile der Errungenschaft kraft Eherechts an sich zieht, wenn 
sie bei der Auseinandersetzung : nicht in Concurrenz mit dem Mann 
oder mit gemeinsamen Nachkommen steht. 


*) Anmerkung. Wallis ist absichtlich nicht der Gruppe der Errungen- 
schaftsgemeinschaft, sondern derjenigen der Güterverbindung beigezählt 
worden, weil die Frau keine Haftbarkeit übernimmt, welche der gesetzlichen 
Gemeinschaft wesentlich ist. 
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Bei diesen Rechten wird Eigenthum und Guthaben der Frau 
unterschieden bei Eingehung ‚der Ehe, während derselben und bei 
der. Auflösung. . ‚Dieser. Eigenthumsschutz geht aber verloren bei der 
Betreibung und im Coneurs. | 

Solothurn kennt blos die Betreibung auf den Concurs, zieht das 
Weibergut in die Masse und gewährt ihr ein Vorrecht vor den 
laufenden Forderungen in der fünften Klasse für zwei Drittheile des 
Zugebrachten. Schaffhausen gibt den Schutz des Eigenthums der 
Frau an ihrer Fahrhabe schon im Pfändungsverfahren auf. Dieselbe 
kann von den Creditoren des Mannes zu Pfand ergriffen werden. 
Das Grundeigenihum bleibt geschützt. Auch bleibt ihr das unbeweg- 
liche Vermögen des Mannes verhaftet und kann dies nur soweit von 
der Betreibung erfasst werden, als es nicht zur Deckung des Weiber- 
gutes erforderlich ist. Im Concurse hat das Weib ein Vorzugsrecht 
für das ganze zugebrachte Vermögen. Dasselbe wird zur Masse 
gezogen, aber, wie in Obwalden, eigens inventarisirt. Kommt sie zum 
Zuge, so bezieht sie dieses Vermögen, soweit es nicht durch die 
Vorberechtigten geschwächt ist, in natura. Nicht vorhandenes Gut 
macht den Ersatz in dieser Stellung geltend. 

Da in Graubünden die Gatten für die Eheschulden solidarisch 
haften, so kann das Frauenvermögen im Pfändungsstadium ergriffen 
werden und fällt im Goncurse sammt Sondergut in die Masse. Für 
den vierten Theil hat sie ein Vorrecht vor den laufenden Schulden 
in der vierten. Klasse. Dieser Viertheil ist schon im Pfändungs- 
verfahren geschützt, indem sie die Auspfändung des Mannes nicht 
soweit zulassen muss, dass ihr Vorrecht im Coneurse illusorisch 
würde. (Vide I. 8. 122.) 

Auch im Kanton Thurgau kann das Weibergut in der Betreibung 
und im. Goncurse von den Gläubigern beansprucht werden. Ein 
allfälliger Passivsaldo wird unter die Ehegatten pro rata des Ein- 
gebrachten getheilt. Nur vorbehaltenes, versichertes oder abgetrenntes 
Gut bleibt geschützt, fällt also nicht in die Masse und muss der 
Mann Fehlendes unbedingt ersetzen. Die daherige Forderung ist 
nicht privilegirt. 

Neuenburg anerkennt die subsidiäre Haftbarkeit der Frau für 
die Eheschulden. Erst wenn die Insolvenz des Mannes constatirt 
ist, kann auch sie betrieben werden. Jener schuldet ihr aber Ersatz. 

Wäre es nicht darum zu thun gewesen, die Macht des Eigen- 
thums der Frau an ihrem Zugebrachten darzustellen, so hätte die 
Rede von der Haftbarkeit des Frauengutes im Betreibungsverfahren 
an dieser Stelle unterbleiben können. In diesem Falle ist von 
Errungenschaft nicht mehr die Rede, sondern es frägt sich einfach, 


was sich für die Frau rechtlich retten lasse. Diese Frage wird 
später erörtert mit "dem  Concursreeht ‘der übrigen Kantone. 
Hier hatten wir den Effekt‘. des Güterrechtes zu prüfen im:Falle, 
da die Eheleute nicht in materiellen Rücksiand gerathen.' Für die 
bereits besprochenen Rechie von zwanzig Kantonen können wir in 
dieser Hinsicht resumiren, ‚dass alledem Weib ihr Zugebrachtes in 
natura oder Ersatz zusichern. ‘Sechs Kantone gewähren ihr über- 
dies einen Antheil am Vorschlag: Wallis, Schaffhausen, Thurgau und 
Neuenburg die Hälfte, Solothurn und Graubünden einen Drittel. 
Innerhalb vierzehn Kantonen begründet die Wandelbarkeit keine 
wesentlichen Veränderungen der Rechisverhällnisse der Ehegatten, 
sofern Sache und Werth der Sache gleichbedeutend genommen 
werden.) 

Durch Auswanderung aus diesem grossen Gebiete in die sechs 
genannten Kantone, oder aus diesen in jenes Gebiet, erwirbi oder 
verliert die Frau einen Driitheil bis zur Hälfte an der Errungen- 
schaft allerdings (mit Ausnahme von Wallis),**) mit Belastung oder 
Entlastung von zukünftigen Schulden. 

Ein neues Element der Vergleichung eröffnet sich mit Bezug 
auf die Geltungsgebiete des Gode Napoleon: Genf und Jura. Während 
das Immobiliarvermögen der Ehegatten Sondergut derselben bleibt 
- und ein der Güterverbindung analoges Schicksal hat (z. B. kanıı der 
Werth von nicht mehr vorhandenen Liegenschaften der Frau bei 
der Auflösung des Güterverhältnisses vor Allem 'auf der Gemein- 
schaft, resp. auf dem persönlichen Vermögen des Mannes, erhoben 
werden), werden Mobiliarvermögen und Vorschlag Miteigenthum der 
Gatten, welches zu Hälften unter sie vertheilt wird. Der Frau fällt 
aber damit auch die Hälfte der Schulden der Gemeinschaft zu. 


*) Anmerkung. Das körperliche Eigenthum der Frau bildet allerdings 
eine Sicherheit. Die Anerkennung dieses Eigenthumsschutzes gegenüber ‚den 
Gläubigern bildet aber auch eine grosse Gefahr zu fraudulösen Ansprichen, 
indem bei den Betreibungen oft gar Vieles als Frauengut angegeben wird, 
was es nicht ist. Dieser Unterschied verschwindet aber zumeist bei Aufent- 
haltern und Niedergelassenen, weil bei ihnen, wie bereits ausgeführt, die 
Ersatzforderung der Frau das massgebende eheliche Rechtsverhältniss bildet, 
also der Werth der eingebrachten Sache und nicht letztere selbst die Haupt- 
rolle spielt. Ä 


*=#) Anmerkung. An Wallis erinnert auch das Recht von Schaffhausen 
weil hier das Weibergut in seiner Totalität im Concurs privil>girt ist. Allein 
da bei der Betreibung das Mobiliar des Ehemannes ohne Rücksicht auf ehe- 
weibliches Einbringen gepfändet werden darf, so muss dies als direkte Haft- 
barkeit angesehen werden, wenn sie auch unter Umständen im Concurse für 
diese Satisdatio an die Schulden des Mannes und der Ehe entschädigt wird. 


Dieser Gonsequenz entgeht sie durch Verzicht auf die Gemeinschaft, 
wobei sie nun allerdings das von ihr in die Ehe’gebrachte Mobiliar- 
vermögen verliert. Für Schulden, die von ihrer Seite in die Gemein- 
Schaft eingegangen, haftet ‚die Frau direkt dennoch unter Regress- 
recht gegen den Mann. Ist die Ehe materiell glücklich, erhält die 
Frau ihr Zugebrachtes ‚mit Zuwachs zurück. 'Im schlimmern Fall 
verliert sie ihr bewegliches Vermögen, vindieirt jedoch ihre Immo- 
bilien oder macht für nicht vorhandene 'ihre durch gesetzliche 
Hypothek gesicherte Ersatzforderung geltend. Die Mobiliargemein- 
schaft wird nicht nach Ursprung, sondern nach aliquoten Theilen 
vertheilt. Die Gombination besteht darin, dass mit Bezug auf die 
Immobilien die drei Grundsätze der Güterverbindung, mit Bezug auf 
das Mobiliar und die Ersparnisse diejenigen der Gütergemeinschaft: 
Miteigenihum der Gatten, Haftung für die Schulden und Theilung 
nach Quoten zur Anwendung kommen. 

Ein- und Auswanderung in oler -aus diesem Gebiet in oder aus 
jenen 20 Kantonen hat Beginn oder Aufhören der Mobiliargemein- 
schaft, resp. der Errungenschaftsgemeinschaft zur Folge. Der weniger 
‚besitzende Theil erwirbt oder verliert die Hälfte desjenigen Werthes, 
um den die andere Partei an Mobilien reicher ist. Für die 14 
Kantone, welche die Erwerbsgemeinschaft nicht kennen, knüpft sich 
hieran noch Verlust und Gewinn der Hälfte des Vorschlages, eine 
analoge Gollision, wie sie zwischen jenen 14 Kantonen und den sechs 
Errungenschaftsgebieten (Wallis eingerechnet) besteht. 

Aus diesen 21 Ständen kann man endlich im Kanton Basel 
. (Stadt und Land) in die allgemeine Gütergemeinschaft gerathen, 
und umgekehrt löst sich die dort begründete allgemeine Gemein- 
schaft in die Mobiliar- oder Errungenschafisgemeinschaft auf, oder 
zerfällt nach dem zugebrachten Eigenthum bei der Einwanderung 
aus Basel in die übrigen Kantone. — Der Antheil des Mannes an 
der Gemeinschaft beträgt zwei Drittheile, derjenige der Frau einen 
Drittheil. Basel wird hier an letzter Stelle am rechten Ort be- 
handelt. Denn stellen wir uns die verschiedenen Schweizerrechte 
als Gyklus vor, so schliesst Basel den Kreis dadurch, dass es 
zwischen der Gütergemeinschaft und der Güterverbindung die Ver- 
bindung herstellt. Jene gilt nämlich nur im Falle materiellen 
Glückes der Ehe. Im Coneurse des Mannes geht sie vollständig in 
die Gülerverbindung über. In Baselstadt erhält hier die Frau das 
von ihr eingebrachte Gut, soweit es vorhanden, in natura zurück, 
für Fehlendes hat sie eine in der dritten Klasse vor den laufenden 
Schulden privilegirte Forderung. ‘Da in Baselstadt mit Ausnahme 
der geringfügigen Forderungen, wofür Betreibung auf Pfändung 


zulässig ist, Betreibung auf CGoncurs besteht, so ist hier die Frau 
für ihr ganzes Zugebrachte besser geschützt als anderswo, wo die 
Masse des Mannes durch Pfändungen geschwächt wird. Allerdings 
kann bei jenen kleinen Pfändungen in Baselstadt auch Weibergut 
ergriffen werden. 

Baselland stellt das Frauengut im Concurse des Mannes ebenfalls 
in die drilte Klasse. Dasselbe fällt zwar in die Masse. Kommt sie 
aher zum Zuge, so erhebt sie ihr Zugebrachtes in natura oder macht 
da zugleich die Ersatzforderung geltend. Sie hat auch das Einspruchs- 
recht gegen Veräusserung und Verpfändung von Liegenschaften der 
Gemeinschaft. Dies in dem Sinne, dass so viel freies Grundeigenthum 
verbleiben muss, dass sie im Falle des Goncurses für ihre Ansprüche 
dadurch gedeckt ist. 

Die Betreibung in Baselland geht auf Goncurs. Nur für Für- 
derungen bis auf 40 Fr. tritt Pfändung ein, wodurch auch die 
Beweglichkeiten der Frau erfasst werden können. Eine grössere 
Gefahr bilden für die Frau die freiwilligen Ganten, welche der 
betriebene Mann zur Rettung vor dem CGoncurs abhalten kann. 
(t. Taet,S. 90 und IT.) 


Allein auch hier bleibt ihr Einspruchsrecht gegen Veräusserung 
von Liegenschaften aufrecht; zudem können die Behörden in ihrem 
Interesse Einhalt gebieten, endlich führt die unverbürgte Gant zum 
Falliment, wenn nicht alle Gläubiger durch den Erlös gedeckt 
werden. Sie ist blos der Versuch, dem CGoncurse zu entgehen. Bei 
der verbürgten Gant werden die treibenden Gläubiger und die 
Pfandinhaber für den Ausfall durch die Bürgen gedeckt, und das 
Falliment unterbleibt. | 

So steht das Basler Recht halb auf dem Boden der allgemeinen 
Gütergemeinschaft, im entscheidendsten Moment auf dem der Güter- 
verbindung. 

Ausserhalb des Concurses reduzirt sich nun die Verschiedenheit 
aller 25 kantonalen Rechte auf Folgendes: 

I. In 20 Kantonen mit Einschluss der betreffenden Halbkantone 
und mit Ausschluss von Basel, Genf und Jura, behält die Frau das 
Eigenthum an ihrem Zugebrachten oder erhält hierfür eine Ersatz- 
forderung. Das Gleiche gilt für Genf und Jura mit Bezug auf das 
Immobiliarvermögen derselben und in Basel im Goncursfalle mit 
Bezug auf das ganze Frauengut. 

II. Eine Verschiedenheit kennen blos die Geltungsgebiete des 
Code Napoleon, wo das bewegliche Vermögen beider Gatten wirkliches 
Miteigenihum zu gleichen ideellen Theilen wird, und die beiden 


Basel, welche (ausser im Goneursfalle) die beidseitigen Vermögen 
als gemeinsam erklären und bei der Auflösung zu ?/, dem Manne, 
zu '/, dem Weibe zusprechen. 

II. Daneben erkennen Wallis, Schaffhausen, Thurgau, Neuen- 
burg, Genf und Jura die Hälfte der Errungenschaft der Ehefrau zu, 
letztere beiden; indem sie neben. der Mobiliargemeinschaft auch 
die Gemeinsamkeit des Erwerbes statuiren. 

Solothurn, Graubünden und Basel beschränken den Antheil der 
Frauam Vorschlag auf einen Drittheil, letzteres, indem auch der Erwerb 
wirkliches Gemeingut und im gleichen Verhältniss mitvertheilt wird. 
Dass Solothurn die Frau eventuell mit ?/, des Vorschlages abfindet, 
ist früher schon bemerkt worden. (Vide I, S. 83 und 84.) 

Wir verlegen nun den Hauptunterschied der Rechte, soweit 
sich derselbe auf den Antheil an den Aktiven bezieht, auf den Mit- 
antheil an der Errungenschaft. 14 Stände kennen diesen Zuwachs 
an das Frauengut nicht, 8 Kantone und das Gebiet des Berner Jura 
anerkennen diesen Mitgenuss. 

Die Mobiliargemeinschaft des französischen Rechts begründet 
bloss einen Gewinn oder Verlust der Frau, wenn und soweit ihr 
Mobiliarvermögen unter oder über der Hälfte der Gemeinschaft steht 
und in beiden Basel, wenn ihr Vermögen (das ganze im Gegensatz 
zu Genf) weniger oder mehr als einen Drittheil des gemeinsamen 
Gutes beträgt. Der moderne Ehegeist versteht es hier recht gut, 
die Differenzen zu verkleinern. 

Neben dem in die eheliche Wirthschaft eingehenden Frauen- 
vermögen kann das Ehewei» ihr vorbehaltenes Gut haben, das 
seine eigenen Wege geht. Es ist dies sozusagen das peculium der 
Frau, welches der Herrschaft des Mannes und der Haftung für die 
Schulden des Mannes und der Ehe, wo dieselbe vorkommt, entgeht. 
Das neueste Gesetz des Kantons Luzern vom 25. Wintermonat 1880 
sagt diesfalls: 

«$ 11. Von der ehelichen Vormundschaft des Mannes aus- 
genommen und der freien Verfügungsgewalt der Ehefrau allein 
überlassen ist ihr vorbehaltenes Gut: 

‚Zu demselben gehören : 


a) Die Kleider, Zierrathen und Beweglichkeiten, welche ihrer 
Natur nach für ihren persönlichen Gebrauch bestimmt sind; 

b) die Geschenke, welche der Ehefrau zu ihrer ausschliesslichen 
Verfügung von Dritten zugewendet worden sind; 

c) diejenigen Theile des Vermögens der Frau, welche ihr der 
Ehemann durch ‚Vertrag vor der Ehe zur freien Verfügung 
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überlässt, welche aber ‚einen: Drittheil ‚des ha un 
nicht. übersteigen dürfen; 


d) dasjenige Vermögen, a die Ehefrau allfallig aus einem 
auf ihren ‚Namen und ihre IE BEN u Geschäfte 
erwirbt. » 


Das bisher geltende Recht nannte auch Hoch eh Gehalt, welchen. 
der Mann dem Weibe zum willkürlichen 'Gebrauche aussetzt (Nadel- 
geld). : Dieser Passus, welcher in den 'nachbezeichneten Rechten 
in ‚der Regel noch figurirt, wurde gestrichen, weil' man es für 
creditschädlich erachtete, wenn der Mann während der Ehe das 
vorbehaltene Gut vermehren könnte. Mit Luzern stimmen ohne 
erhebliehe Differenzen die Gesetzgebungen überein, welche über- 
haupt von vorbehaltenem Gut reden, nämlich die Rechte von: 
Zürich (I. Lief., S. 18), Bern (S. 24 eit.), Uri, Schwyz und Unter- 
walden 'sprechen gar nicht davon, dann Glarus (S. 58 eit.), Zug 
(S. 64 eit.), Solothurn (Gegenst. des Vertr., S. 85), Schaffhausen 
(S. 97), Graubünden (S. 120 und 121), Aargau (S. 126) und Thurgau 
(Gegenst. des Ehevertrages, S. 137). 


Selbst mit Bezug auf dieses vorbehaltene Gut dringt das Eigen- 
thumsprinzip nicht überall vollständig durch, indem in Glarus 
und Graubünden auch dieses Sondergut im Concurs in die Masse 
gezogen wird, in Graubünden sogar schon im Pfändungsverfahren 
von den Creditoren ergriffen werden kann. In Kantonen, wo das 
Vertragsrecht einen freien Spielraum hat, wird dieses Verhältniss 
bindend für die Gläubiger durch Ehepakt geregelt. 


Bei der Restitution des Frauengutes in natura oder Ersatz 
gelten etwelche gemein-eidgenössische Prinzipien : 


Was durch Zufall oder Gebrauch untergegangen oder an Werth 
verloren, was aus moralischen Gründen, namentlich im Interesse 
der Frau Verwendung fand, ist von der Ersatzpflicht des Mannes 
ausgenommen. Es gilt dies auch im französischen Recht: mit Bezug 
auf das Sondervermögen der Frau und in Basel, wenn. dasselbe im 
Coneurs aus der Gemeinschaft zum Weibe zurückkehrt. Diese Prin- 
zipien gehen sogar so tief, dass selbst in Kantonen, wo das Frauen- 
gut in das Eigenthum des Mannes übergeht, und man annehmen 
sollte, auf ihn liesse sich der Rechtssatz: casus sentit dominus, in 
Rücksicht auf: diese Acquisition anwenden, die exproprürte Frau 
den Zufall trägt. So trägt in der Waadt und im Kanton Freiburg, 
wo das bewegliche Vermögen der Frau gegen Assignat und Aner- 
kennung in das Eigenthum des Mannes übergeht, jene Zufall und 
Gebrauchsabnutzung und ‚werden die bestehenden Sicherheiten in 


diesem Masse’ frei. (Waadt, 'S. 151," und Freiburg; 8. 70 und 74.) 
Bern und Aargau allein bringen das Eigenthumsprinzip consequent 
zur: Anwendung und lassen ‘den Mann als Eigenthümer des ein- 
gebrachten Weibergutes auch den Zufall tragen. "Gewiss in u 
Fällen eine bedeutende Härte. 

Wo das Vermögen in.natura.und nicht dem blossen Werthe nach 
restituirt wird,.kommen:allgemein die Grundsätze. über Nutzniessung 
in. Betracht... Daraus. ragt insbesondere die Rechisregel hervor, 
dass Hauptreparaturen.an Liegenschaften der Frau (nicht. aber durch 
die blosse Nutzniessung bedingte Unterhaltungen) dem Manne erseizt 
werden müssen. 

Die ehelichen Güterrechte stechen mehr durch ihre han aöhedki 
Gestalt, als durch den materiellen Kern von einander ab. Alle sind 
auf die Erhaltung des Stammbetrages des Weiberguies bedacht. Nur 
der Code eivil und das Basler Recht muthen dem Weibe mit Bezug 
daraul eine Gemeinschaft zu, letzteres ‚bloss auf den Fall, dass es 
gut gehe. Acht (die Gebiete des Code und Basel: inbegriffen) gegen- 
über vierzehn Kantonen gewähren dem Frauengut einen Zuwachs 
durch den Mitantheil am Vorschlag. 


$ 32. 


2. Dispositionsbefugnisse, resp. Handlungsfähigkeit der 
Eheleute mit Bezug auf das Ehevermögen.: 


Die civilisirten Völkerschaften gemeinsame Anschauung über 
den sittlichen und rechtlichen Charakter der Ehe bringt es mit sich, 
dass wir hier einem friedlichen Bilde begegnen. 

a. Der Mann ist überall das Haupt der Familie. Wo eine Ver- 
mögensgemeinschaft, z. B. die Erwerbs-, Mobiliar- oder Gütergemein- 
schaft sich bildet, hat er darüber die überwiegendsten niedern und 
höhern Verkältungsbäftißniäse, und wo er das Vermögen der Frau in 
seiner Nutzung und Verwaltung hat, ist dies selbstverständlich. Eine 
hauptsächliche Differenz begründet jedoch der Unterschied zwischen 
dem beweglichen und unbeweglichen Vermögen. 

In den Kantonen der Güterverbindung, wozu wir auch Bern 
und Aargau, Freiburg und Waadt rechnen, theilen sich die Rechts- 
anschauungen in zwei Gruppen. 

Bern und Aargau, wo das Frauengut a priori in das Eigenthum 
des Mannes übergeht, und jenes sich in die entsprechende Ersatz- 
forderung umgestaltet, Uri, Schwyz, Obwalden mit Ausnahme der 
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Verpfändung von. Liegenschaften der Frau (I. L., £., S. 47), Glarus, 
Appenzell beider Rhoden,; St. Gallen, also sieben und ein halber 
Kanton, erlauben dem Manne:die vollständig freie Disposition über 
das zugebrachte bewegliche und unbewegliche Vermögen der Frau. 


Zürich, Zug und Luzern*) knüpfen die Veräusserung und Ver- 
pfändung von Liegenschaften an die Zustimmung der Frau. Zürich 
und Zug stellen der Behandlung der Immobilien diejenigen Rechts- 
geschäfte gleich, wobei es sich um das ganze Vermögen oder um 
einen aliquoten Theil des Weibergutes handelt, z. B. die generelle 
Verpfändung des ganzen oder einer Quote des Zugebrachten, Ver- 
äusserungen von Erbrecht, von verfangenem Gute, Veräusserung, 
Verpfändung und Veränderung von Weibergutsversicherungsbriefen. 
Zürich verordnet der Frau bei solchen Handlungen sogar einen 
ausserordentlichen Beistand. 

Nidwalden gibt dem Ehemann bloss die niedere Verwaltung 
über das Weibergut. Die Veräusserung und Verpfändung von Fahr- 
habe sogar ist an ihre Zustimmung gebunden, welche überdies von 
zwei nahen Verwandten schriftlich bezeugt sein muss, damit jene 
Geschäfte Dritten gegenüber gelten. Nur redlichen Besitzern gegen- 
über wirken die ohne diese Formalitäten gemachten Veräusserungen. 
Bilden Liegenschaften den Gegenstand der Verhandlung, so muss 
der patriarchalische, fünfgliedrige Familienrath (die Freundschaft) 
vollzählig zugegen sein. 


Einer etwas verschiedenen Auffassung huldigen Freiburg und 
die Waadt. Sie verleihen dem Manne ebenfalls bloss die niedere 
Verwaltung. über dasjenige Frauengut, welches nicht durch Sicher- 
stellung in sein Eigenthum übergegangen. Bei Rechtsgeschäften, 
welche die Substanz dieser Güter der Frau betreffen, fassen sie 
letztere selbst als handelnd auf. Der Mann hat zur Gültigkeit solcher 
Akte, z. B. bei Veräusserungen und Belastungen von Liegenschaften 
mit seiner auctoritas zu interveniren. Freiburg verlangt in diesen 
Spezialfällen noch die Ermächtigung des Gerichts und Waadt die 
Zustimmung zweier nahen Verwandten der Frau. Im Streitfalle 
ertheilt das Gericht die Autorisation. Dieser Auffassung schliesst 
sich, weil aus dem französischen Recht überhaupt entstammend, der 
Kanton Tessin an. Die Gatten verwalten das Paraphernalgut gemein- 
sam. Zur Veräusserung von einschlägigem beweglichem oder unbe- 
weglichem Gute bedarf die Frau der Zustimmung des Mannes. Sie 
ist als aktiver Theil betrachtet. 


*) Anmerkung. Ges. v. 25. Nov. 1880, $ 7. 
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' Betreffend die Gemeinschaftskantone (Wallis inbegriffen) ist 
schon einleitend der Mann als Herr und Meister des Gemeinver- 
mögens hingestellt worden. Es gilt dies ee von der Errungen- 
schaft und der Mobiliargemeinschaft. | 

Mit Bezug auf das Zugebrachte der Frau ist auch hier die gleiche 
Spaltung bemerkbar, wie bei den vorgenannten 14 Ständen. 

Solothurn, Graubünden, Thurgau, mit Ausschluss der Verfügung 
über Zukünftiges, geben dem Manne volle Verfügungsfreiheit. Schaff- 
hausen und Wallis verlangen für Veräusserung und Verpfändung 
der Frauenliegenschaften ihre Einwilligung, Schaffhausen sogar die 
Zustimmung des ausserordentlichen Vormundes. Neuenburg, Genf 
und Jura fassen im Handel um Liegenschaften die Frau hinwiederum 
als handelnd auf, und der Mann autorisirt. Diese Autorisation wird 
ebenfalls im Streitfalle durch das Gericht ertheilt. 


In Neuenburg steht das Mobiliarvermögen der Frau unter der 
Verfügungsgewalt des Mannes, im Rechtsgebiet des Code civil 
fällt dasselbe in die Gemeinschaft und damit ohnehin unter die 
Handlungsfreiheit desselben. 


Basel mit seiner Gütergemeinschaft beschränkt die Alienations- 
befugniss des Mannes betreffend die beidseitig gemeinsam wer- 
denden Immobilien durch den Consens der Frau. Für Basel-Stadt 
gilt diesohne Rückhalt. In der Landschaft hat das Weib nur soweit 
das Recht, hier mitzureden, als sie verlangen kann, dass ihre Guts- 
ansprüche durch freies Grundeigenthum gesichert bleiben. 


A. Demnach verfügt über das ganze zugebrachte Vermögen 
der Frau, über bewegliches und unbewegliches, der Mann frei in den 
Kantonen: Bern, Uri, Schwyz, Obwalden, Glarus, Solothurn, Appen- 
zell, St. Gallen, Graubünden, Aargau und Thurgau (19'/, Stände). 

B. Auf das bewegliche Vermögen beschränkt sich die einseitige 
Verfügungsfreiheit des Ehemannes in den Ständen: Zürich, Luzern, 
Zug, Freiburg, Basel, Schaffhausen, Waadt, Wallis, Neuenburg und 
Genf nebst Jura (10 Stände). 

Nidwalden steht allein da, indem es auch den Verkehr mit 
Mobilien der Frau an ihre Einwilligung knüpft. Ganz ausnahms- 
weise stimmen damit zwar auch Freiburg und Waadt, insofern 
nämlich, als das Mobiliarvermögen des Eheweibes Mangels Sicher- 
heit nicht in das Eigenthum des Mannes übergeht, resp. dem- 
selben gegen blosse Reconnaissance nicht anvertraut wird. Tessin 
endlich sticht hier durch sein Dotalrecht ab, indem Mann und Weib 
das Paraphernalgut mit Bezug auf Bewegliches und Unbewegliches 
gemeinsam verwalten, und desshalb auch daherige Veräusserungen 
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vom Weibe mit Zusiimmung des Mannes vorgenommen . werden. 
Der fundus dotalis ist unveränderlich. 

Dabei ist die französische Rechtsauffassung im Gegensatz zu 
der deutsch-schweizerischen nicht ausser Acht zu lassen. Freiburg, 
Tessin, Waadt, iheilweise Wallis, dann Neuenburg, Genf und- Jura 
lassen die Frau mit Bezug auf ihre Liegenschaften und Rechtsgeschäfte, 
welche sich der ausschliesslichen Dispositionsgewalt des Mannes ent- 
ziehen, selbst handeln mit Autorisation des letztern, welche im 
einzelnen Falle durch Spruch. des Gerichts, resp. .der Vormund- 
schaftsbehörde ersetzt wird. In der deutschen Schweiz verkauft 
der Mann. die Liegenschaften der Frau mit ihrer Einwilligung, wo 
sie verlangt wird. Hier prozessirt der Mann für die Frau, dort die 
Frau mit Autorisation des erstern oder des. Gerichls. 

Nach dem Gesagten theilt sich die Schweiz mit. Bezug ‚auf die 
Verfügungsgewalt des Ehemannes in zwei nahezu gleich grosse Lager. 
Im erstern verfügt der Mann, theils vermittelst Uebergangs des 
daherigen Eigenthums an ihn (Bern und Aargau), theils kraft ehe- 
herrlicher Gewalt über die zugebrachten Immobilien der Frau, im 
zweiten hat er diese Befugniss nicht ohne formelle Mitwirkung der- 
selben. Mit Ausnahme von Nidwalden und dem Paraphernalrecht 
von Tessin begegnet man hingegen überall dem Grundsatz, dass der 
Mann frei über die Mobilien der Frau verfügt, sei es dass dieselben 
gegen Gaution oder privilegirte Forderung in das Eigenthum des 
Mannes (Bern, Aargau, Freiburg, Waadt) oder in das Miteigenthum 
desselben (Gode Nap. und Basel) übergehen, sei es kraft eheherrlicher 
Gewalt. Die Mannigfaltigkeit der. Rechtsinstitute ist hier nicht so 
gross, und da bei der Wandelbarkeit des Rechts die sesshafte Bürger- 
ehe und die sesshafte Ehe der Niedergelassenen gar nicht in Betracht 
kommen, so besteht mit Bezug auf die Wanderbevölkerung der 
Schweiz, welche durchwegs Grundstücke nicht besitzt, in Hinsicht auf. 
die Dispositionsbefugniss des Mannes geradezu das gleiche Recht: Der 
Mann verfügt über die Mobilien beider Ehegatten. Aber auch dagegen 
lässt sich nichts einwenden, wenn die Dispositionsrechte mit Bezug 
auf Immobilien nach dem Orte der Niederlassung sich bestimmen. 
Jedermann soll die bestehenden gesetzlichen . Verhältnisse voraus- 
setzen können, ‚wenn Treu. und Glaube gewahrt werden sollen. Ein 
Staat mit verschieden. berechtigten Ehemännern, ohne: dass sich ihre 
rechtliche Gewalt durch öffentliche Register ersehen lässt, ist ein 
Versuchsgebiet der Unredlichkeit.. ‚Der Unterschied selbst, ob mit 
oder ohne Mitwirkung der Frau veräussert werden. könne, ist nicht 
so hoch anzuschlagen, dass davon die Gesinnung für oder gegen die 
Wandelbarkeit abhängig gemacht werden könnte, dies um so weniger, 
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da auch in Gebieten, wo die Dispositionsbefugniss des Mannes formell 
eine unbeschränkte ist, solche Veräusserungen von Liegenschaften 
der Frau dennoch bloss nach gemeinsamer Uebereinstimmung der 
Eheleute vorgenommen werden und gegen Gefährdung des Weibes 
noch andere Schutzmittel existiren (Sicherstellung und Vormund- 
schaft). 


8 383. 
b. Die Dispositionsbefugnisse der Frau. 


Die Stellung des Weibes in der Ehe in der Richtung nach der 
Verwaltung und Veräusserung ihres Vermögens ist gekennzeichnet 
durch das Mass der Verfügungsfreiheit des Mannes. Die meisten 
Kantone finden aber, dass es Fälle gibt, in denen die Frau eines 
besondern Schutzes ihrem Herrn gegenüber bedarf. Es gilt dies 
namentlich bei Verhandlungen zwischen den Ehegatten selbst, wenn 
‚die Frau sich persönlich dem Manne oder auch Dritten gegenüber ver- 
pflichten und Rechte abtreten soll. Etwelche Gesetzgebungen sprechen 
sich nicht im Detail aus, sondern verordnen der Frau einen Bei- 
ständer allgemein, wenn die Vormundschaft des Mannes über die 
Frau nicht ausreiche und ein besonderer Schutz ihrer Person nöthig 
werde. Als gemein-schweizerischer Grundsatz muss hingestellt 
werden, dass die Frau unter Vormundschaft, resp. auctoritas, des 
Mannes steht und zu allen Rechtsgeschäften seiner Einwilligung 
bedarf. Die Annahme von Erbschaften und Schenkungen, überhaupt 
aller Erwerb, doch meistens nur der durch belästigenden Titel, 
geschieht mit Zustimmung des Mannes, ohne welche die Frau hin- 
wiederum nicht schenken, veräussern, verpfänden, vor Gericht auf- 
treten, überhaupt sich nicht obligiren kann. Das Mass dieser ehe- 
herrlichen Autorität und ihre Beschränkung durch die Vormundschaft 
des Staates, resp. durch das Gesetz im Allgemeinen ist es, was hier die 
Rechtsverschiedenheit unter den Kantonen hervorruft. Insbesondere 
sind da die Rechtsgeschäfte der Ehegatten unter sich, Bürgschaften 
und Schenkungen in Betracht zu ziehen. 

1. Ob die Frau mit Einwilligung des Mannes sich Dritten gegen- 
über in der Weise verpflichten kann, dass der Mann ihr selbst 
gegenüber nicht mehr ersatzpflichtig bleibt, wie der Vormund, wenn 
er für seinen Mündel Rechtsgeschäfte abschliesst, ist nicht aus allen 
Gesetzgehungen mit voller Klarheit zu erkennen. Der Satz, dass 
Frauengut nicht wachsen und nicht schwinden soll, ist einem solehen 
Schuldenmachen nicht günstig. Die Erben und Anverwandten der 
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Frau könnten wahrscheinlich nicht so leichthin mit der daherigew 
Ersatzklage allerorts abgewiesen werden. Im Kanton Bern z. B. 
bleibt der durch Inventar und Schatzung zur Zeit des Einbringens 
festgesetzte und dereinst zu ersetzende Werth des Weibergutes 
unveränderlich und ‚daher eine Abnahme durch derartige Schuld- 
verpflichtungen unmöglich. 

Das Bedürfniss einer solchen selbstständigen Verpflichtung unter: 
Aussetzung des Weibergutes ist denn auch nicht gross, da das Institut 
der Handelsfrau in vielen Gesetzgebungen eine besondere Ausbildung 
erhalten hat, da auch besondere Bestimmungen über das vorbehaltene 
Gut existiren, die Hauptreparaturen an Grundstücken der Frau an 
und für sich vom Weibe getragen werden müssen. Auch ist schon 
oben berührt worden, dass es Pietätsrücksichten und moralische 
Gründe gibt, welche den Verbrauch des Frauengutes rechtfertigen, 
was im einzelnen Falle durch das Gericht zu entscheiden wäre. 
Ausserhalb der angedeuteten Verhältnisse, und da der Mann an und 
für sich das Weibergut im eigenen oder im gemeinsamen Interesse 
nutzt, verwaltet und damit Geschäfte treibt, ist diese Frage wenig 
praktisch, erscheint aber dennoch namentlich in der Form mild- 
thätigen Wirkens, z. B. in Versorgungs- und Unterstützungsverträgen, 
in bindenden Schenkungsversprechen, ohne dass man geradezu von 
eigentlichen Pietätspflichten reden könnte und in Gestalt der Icterven- 
tion zu Gunsten Dritter. Die meisten Rechte unterlassen es, von diesem 
Falle selbsiständiger Verpflichtung der Frau zu reden, oder stellen nur 
das Prinzip auf, dass die Frau zu Rechtsgeschäften mit Drittleuten 
der Zustimmung des Mannes bedürfe, soweit dieselben nicht das vor- 
behaltene Gut betreffen, es der Gonjektur überlassend, über solche 
Rechtsverhältnisse zu denken und den Weg zwischen ihnen und der 
Ersatzpflicht des Mannes zu suchen. Zudem sprechen hier die Gesetz- 
gebungen meistens von Annahme und Ausschlagung von Erbschaften 
und Schenkungen, von Rechtshandlungen und von der Vertretung 
der Frau durch den Mann in ihren rechtlichen Angelegenheiten 
nach Aussen. Die in vielen Rechten vorkommende Bestimmung, 
die Frau könne ohne Einwilligung des Mannes weder sich noch 
ihn verpflichten, wage ich nicht auf dieses ausschliessliche Schuld- 
verhältniss der Frau anzuwenden, da diese Bestimmung sich auch 
auf die Bürgschaft zu Gunsten des Mannes beziehen kann, wo der 
Regress gegen den letztern zweifellos ist. Der Satz, dass das Frauen- 
gut wiedererstatiet werden soll mit Ausnahme dessen, was durch 
ihre mit Einwilligung des Mannes eingegangenen Schulden consumirt, 
worden, findet Jedermann gefährlich und habe ich ihn weder expli- 
cite noch implicite gefunden. 


Soll eine direkte ' Verpflichtung der Frau ohne Regressrecht 
gegen den Mann bestehen, so muss der Verpflichtungsgrund darnach 
angeihan sein. Pietätspflichten der Frau, Verwendungen in ihrem 
ausschliesslichen. Interesse, ‘ohne dass Pflichtwidrigkeit von Seiten 
des: Mannes im Spiele ist,, moralische Gründe, die den Verbrauch 
des Weibergutes rechtfertigen, bilden die Grenzen der selbstständigen 
Obligirung der Frau. Mit dieser. Beschränkung sind’ die kantonalen 
Rechte zu verstehen, ‚wenn sie davon reden, dass die Ehegattin sich 
mit Einwilligung des Mannes obligiren könne. 

Allerdings würden auch Verpflichtungen der Frau gelten, welche 
jene Marken überschritten, allein dann müsste ihr Regressrecht 
gegen den Mann Platz greifen. 

Zu diesen persönlichen Schulden verlangen die blosse Zustim- 
mung des Mannes: Uri, Schwyz, Obwalden (Unterwalden verordnet 
noch die Zustimmung der Freundschaft), Glarus, Zug, theilweise 
Freiburg (verlangt bei Darlehen und andern Geschäften [vide L, 
S. 71] noch die Ermächtigung des Gerichts), dann Solothurn, Basel- 
Stadt und -Land, Appenzell-Innerrhoden (in Ausserrhoden haftet in 
allen Fällen der Mann direkt unter Vorbehalt der gegenseitigen 
Regressrechte), Si. Gallen, Graubünden, Aargau, Thurgau, Tessin 
(Waadt erfordert weiter die Zustimmung zweier nächsten Verwandten), 
Wallis, Neuenburg, Genf und Jura. Für letztere drei Gebiete gilt 
der Satz, dass diese Schulden ebenfalls gemeinsam : werden und 
zwischen den Gatten die Regressrechte offen bleiben. - Auch in den 
übrigen Kantonen bezahlt gegen Abrechnung der Mann solche 
Schulden. Das praktische Leben bringt dies mit sich. 

Einer zum deuischen Recht gegensätzlichen Bestimmung des fran- 
zösischen Rechts muss hier besonders erwähnt werden. Wenn der Mann 
nämlich die Einwilligung zu Rechtsgeschäften verweigert, so kann die 
Frau die Autorisation des Gerichts, resp. der Vormundschaftsbehörde 
einholen. Dass der Mann für solche Handlungen, selbst in den Gemein- 
schafisgebieten nicht verantwortlich sein kann, ist selbstverständlich. 
Unter diese Regel fallen: theilweise Freiburg (in Rechtsstreitigkeiten, 
welche die Gegenwart der Frau erfordern [I, S. ‘1]), ferner Tessin, 
Waadt, Wallis, Neuenburg und das Herrschaftsgebiet des Code Napoleon. 

Eine hieran erinnernde Satzung besteht in Baselstadt, wo die 
Frau selbst gegen den Willen des Mannes mit Zustimmung‘ des 
Tutors und der nächsten Verwandten autorisirt werden kann, einen 
Handel zu treiben. 

Zürich, Luzern”) und Schaffhausen machen die persönliche Ver- 
pflichtung der Frau ausser von der Zustimmung des Mannes auch 


*) Anmerkung. Ges. v. 25. Nov. 1880, $ 16. 
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noch von der. Einwilligung: ‚eines : snnsrördentlichen BR oerE 
abhängig. | \ 

Schaffhausen bestimmi =. Rss dün Weib eine: ‚persönliche 
Schuld nur in Gemeinschaft. mit ihm eingehen kann: 

Der in allen Schweizerrechten in Bezug auf: die hier in Betracht 
fallenden persönlichen Schulden’ ‚der, Frau gemeinsame Standpunkt 
ist der, dass, wenn der Mann hiefür nicht in letzter: Linie: verant- 
wortlich sein will, ‚der . Grund ..der. Gontrahirung in "den Pietäts- 
beziehungen ‚der Gattin: liegen muss, in ihrem: ausschliesslichen 
Interesse (z. B. Verwendungen auf ihr Vermögen, Verbesserungen 
und Reparaturen, die ausser den Pflichten des Mannes als Nutzniesser 
stehen) oder in Verhältnissen, wobei eine allfällige Verminderung 
des. :Weibergutes aus moralischen Rücksichten sich‘ rechtfertigen 
lässt. Im Uebrigen kömmt'es dann auf das Gleiche heraus, ob:das 
Weib.solehe Schulden direkt zahle, oder, was die Regel bildet und 
in den Gemeinsehaftskantonen geradezu gesetzliche Vorschrift ist, 
ob.der ‚Mann, resp: die Gemeinschaft, unter dem Regressrecht gegen 
die Frau für solche Verbindlichkeiten aufkomme. Ausser dem Zufall 
und der  Gebrauchsabnutzung  correspondiren diese Schulden mit 
den Ausnahmen, unter denen fehlendes Vieklenaan bei Auflösung: der 
Ehe nicht ersetzt werden muss. 

Mit Bezug auf die Frage der Wandelbarkeit ist leicht arte eich 
dass hier dieselbe offenbar keine grossen Verheerungen anrichten 
würde, hingegen den Vortheil mit: sich brächte, dass: die materielle 
Handlungsfähigkeit der Frau auch formell nach dem Gesetze. des 
Wohnortes normirt würde. Mit Ausnahme von Bern, wo ich an- 
nehme, dass eine Abnahme des 'Frauengutes durch ı persönliche 
Schulden unmöglich sei. sind es kleine formelle Unterschiede, welche 
sich auf diesem: Gebiete fast mühsam herausfinden ‚lassen. 

2. Weiter öffnen sich die Competenzen der. Firmenfrau. Die 
Frage, ob eine ledige Weibsperson, welche Handelsgeschäfte treibt, 
in. der Ehe den Charakter der selbstständigen Handelsperson bei- 
behalte, ist Sache des ehelichen Güterrechts. Ist dies der Fall, dann 
reden. wir von. Firmenfrau, sowie dann, wenn eine Ehefrau:sich als 
solche eönstituirt. Dieses Verhältniss kommt hier in Betracht. Die 
Ehefrau als Handelsperson ist nicht von allen Kantonen. anerkannt. 
Allerdings gibt es überall Frauen, welche einen Beruf, ein Gewerbe, 
überhaupt ein Geschäft betreiben, oder als Gehülfinnen des Mannes 
dabei wirken. Sie verpflichten aber damit nicht ihr ‚Vermögen, son- 
dern den Mann und eine allfällige Gemeinschaft, und nur insofern, 
da ihnen das Gesetz eine Haftbarkeit für die Eheschulden auferlegt, 
werden sie mittelbar durch solche Handlungen verbunden. Die Frau 
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handelt "hier "mit Vorwissen des Mannes und in blosser Vertretung 
desselben. Es gilt dies selbst von Frauenspersonen, welche schon 
vor) der Ehe ein Gewerbe betrieben und'nun ‘unter die eheherrliche 
Gewalt kommen' und für diejenigen Gebiete, welche das Institut der 
Handelsfrau nicht‘ kennen. | 

' Die"Handelsfrau 'hat ein Geschäft für sich, mit Bezug darauf 
verpflichtet sie‘ sich ‚selbst, Gewinn und Verlust treffen sie in der 
Regel allein. ‘Das Handelsvermögen hat eine für sich vom übrigen 
Ehevermögen abgeschlossene Existenz. Allerdings haftet die Frau 
auch mit ihren’ übrigen vermögensrechtlichen Ansprüchen am Ehe- 
vermögen für ihre Handelsschulden. "Zu Prozessen bedarf auch die 
Firmenfrau der Einwilligung des Mannes, resp. der Vormundschafts- 
behörden oder des Gerichts. Um mit dem Manne ein Handels- 
geschäft in’ Soeietät zu betreiben, bedarf sie in der Regel der Er- 
mächtigung der vormundschaftlichen Behörde. Es liegt alsdann ein 
Societätsvertrag zwischen Mann und ‚Weib vor. Wo die Eheleute 
in gesetzlicher Gemeinschaft leben, ist auch der Mann solidarisch 
für die Schulden der Handelsfrau verpflichtet. Bern, Uri, Schwyz, 
Unterwalden, Glarus, Zug, Freiburg indem Sinne, ‘dass die Frau 
aus Handels- und Berufsgeschäften den Mann verpflichtet, Solothurn, 
Baselland, Appenzell, St. Gallen, Graubünden, . Aargau, Thurgau 
haben keine besondern Bestimmungen über ‚die Handelsfrau.' ‘Wo 
das Eheweib Handel, Beruf, Kunst und Gewerbe betreibt, kommen 
die allgemeinen Regeln des ehelichen Güterrechts in Betracht, soweit 
sich der Erwerbszweig nicht durch Gesetz oder Vertrag unter dem 
Gesichtspunkt des vorbehaltenen Gutes vom Ehevermögen ausscheiden 
lässt. ‘Es muss also für dieses grosse Gebiet der Satz festgestellt 
werden, dass die Frau den Mann durch solche Handlungen ver- 
pflichtet, und dass der daherige Gewinn entweder dem Manne oder 
der gesetzlichen Gemeinschaft zufällt. Eine derjenigen der Firmen- 
frau analoge Stellung kann in diesen Kantonen auch dadurch der 
Frau angewiesen werden, dass ihr nach Aufhörung der ehelichen 
Vormundschaft durch Interdietion, Goncurs ete. die Ausübung eines 
Berufes überlassen wird, sei es unter Aufsicht der Vormundschafts- 
behörde, oder indem sie eigenen Rechtes wird. 

 Bigentliche ‚Vorschriften ‘über die Handelsfrau besitzen Zürich, 
Luzern,*) Baselstadt, Schaffhausen, Tessin, Waadt, Wallis, Newen- 
burg, Genf und’ Jura. Das Kriterium besteht darin, dass die Frau 
ein  Handelsgeschäft auf eigenen Namen und eigene Rechnung 
betreibt. Sie handelt hier vollständig frei. 


*) Anmerkung. Ges. v. 25. Nov. 1880, 8 17. „oo 
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Handelsvermögen, Gewinn und Verlust und Verpflichtungen 
gehen einzig die Frau an in den Kantonen Zürich, Luzern, Tessin 
und Wallis. Waadt verlangt ausdrücklich, dass die Frau ohne Parti- 
cipation des Mannes ein Handelsgeschäft betreibe und erklärt ihn 
solidarisch haftbar für die Schulden der Handelsfrau. In Neuenburg, 
Genf und im Jura gilt der französische Rechtssatz, dass der Mann 
aus den Geschäften der Handelsfrau mitverpflichtet wird, wenn die 
Gatten in gesetzlicher Gemeinschaft leben. Das Gleiche gilt auch 
für Baselstadt. Das eidgenössische Obligationenrecht verlangt ‚dies 
ebenfalls, wenn die Ehegatten in Gemeinschaft stehen. In Schaff- 
hausen obligirt die Frau durch ein Geschäft, das sie auf eigenen 
Namen betreibt, ebenfalls den Mann, und bleibt selbst subsidiär 
haftbar mit ihrem ganzen Vermögen. 

Der Code civil lässt die Handelsfrau nicht ohne Autorisation 
des Mannes oder des Gerichts vor dem Richter auftreten. Ebenso 
die Waadt, Wallis und Tessin. Neuenburg lässt diese Beschränkung 
ausdrücklich fallen. In Zürich, Luzern *), Basel und Schaffhausen 
vertritt auch hier der Mann die Frau vor Gericht. 
| Die Formalität, um als Handelsfrau zu gelten, ist die Ein- 
tragung in das Firmenregister mit Einwilligung des Mannes. Diese 
wird vorausgesetzt, wenn Jemand eine öffentliche Handelsfrau hei- 
rathet. Waadt verlangt überdies Zustimmung des Waisenamtes. Im 
Verhältniss zu Dritten behandelt Zürich das Weib als Handelsfrau, 
wenn sie sich äusserlich ohne Verhinderung durch den Mann als 
solche gerirt, z. B. durch Bestellungen auf ihren Namen, durch 
Wechselunterschrift ete. Ebenso Luzern ($ 17 eit.), wo der Mann 
für die bezüglichen Handlungen neben der Frau haftbar erklärt 
wird. Die Frau kann freiwillig das Handelsgeschäft aufgeben, oder 
hiezu vom Manne dadurch gezwungen werden, dass er seine Zu- 
stimmung zurücknimmt. ‘Gegen blosse Ghicane des Eheherrn hat 
die Frau den Schutz des Gerichtes, resp. der Vormundschaftsbehörde 
anzurufen. Auch den Verwandten der Frau steht das Widerruis- 
recht zu: in Baselstadt und dem Waisenamt in der Waadt. 

3. Der Satz, dass die Frau den Ehemann direkt obligirt, wenn 
sie ein Gewerbe, einen Beruf oder eine Kunst mit Vorwissen des 
Mannes betreibt, ohne Handelsfrau zu sein, ist als ein gemein- 
eidgenössischer hingestellt worden. Derselbe kann noch ergänzt 
werden durch die Beobachtung, dass der Mann auch obligirt wird 
durch Handlungen, die das Weib zur Besorgung des täglichen Haus- 
haltes vornimmt. Diese Verfügungsfreiheit gilt bis zum Widerruf 
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durch den Mann und die daherige Publikation. Zum Sehutz der 
Frau gegen brutale Blossstellung vor der Oeffentlichkeit haben 
etwelche Kantone diesen Widerruf durch die Zustimmung der Be- 
hörden bedingt. In Zürich geschieht die Publikation durch den 
Bezirksrath nach vorheriger Prüfung durch die Vormundschafts- 
behörde, in Luzern durch den Gemeinderath des Wohnortes. *) In 
Glarus intervenirt die Regierungskanazlei, in Zug die Vormundschafts- 
behörde, desgleichen in Freiburg, wo das Interdietionsverfahren 
gegenüber dem Weibe begründet sein muss, und in Graubünden; 
Solothurn verlangt sogar ein gerichtliches Urtheil. 

Nahezu gleich allgemein gilt in der Schweiz das Recht, dass 
die Frau mit Bezug auf ihr: vorbehaltenes Gut, wo es vorkommt, 
frei handeln und sich verpflichten kann. Zug verlangt die Zustim- 
mung des Mannes auch in diesen Fällen. Thurgau fordert die Ein- 
willigung der Vormundschaftsbehörden, um mit denselben zu inter- 
veniren oder darüber zu verfügen. Mit der aufgestellten Regel 
stimmen ausdrücklich die Geseize von Zürich, Bern, Luzern, **) 
Glarus, Schaffhausen, Graubünden und Aargau. Solothurn behandelt 
das vorbehaltene Gut im gleichen Sinne im Vertragsrecht. Die 
Urkantone, Appenzell und St. Gallen reden nicht von vorbehaltenem 
Gut. Es fällt hier alles Weibergut unter den allgemeinen Satz, dass 
Frauengut nicht wachsen und nicht schwinden soll. Beide Basel 
haben ebenfalls keine einschlägigen Bestimmungen. In der wälschen 
Schweiz ist der Begriff von vorbehaltenem Gut nicht geläufig. Rechts- 
geschäfte mit Rücksicht auf Weibergut unterliegen der Genehm- 
haltung des Mannes oder der administrativen oder richterlichen 
Vormundschaftsbehörde. Die Compeienzen der Frau nach Aufhören 
der ehelichen Vormundschaft fallen unten in Betracht. Am freiesten 
behandelt Neuenburg das Eheweib, indem es demselben nach der 
Gütertrennung, und wenn dasselbe nicht in gesetzlicher Gemein- 
Schaft lebt, die volle Dispositionsfreiheit über das ganze Vermögen 
verleiht, was an das neueste Recht 'der Ehefrau in England erinnert. 
Der Code eivil beschränkt diese Freiheit bekanntlich nach der Güter- 
trennung auf das Mobiliarvermögen. 

Der Umstand, dass die einen Kantone die Firmenfrau anerkennen, 
die andern nicht, dass da Bestimmungen über vorbehaltenes Gut 
sich vorfinden, dort nicht, bedarf bei der Lösung der Wandelbarkeits- 
frage einer besondern Beachtung. Wird dieselbe durchgeführt, so ist 
klar, dass bei Einwanderung in ein Gebiet, welches die Ehefrau als 
*) Anmerkung. Ges. v. 25. Nov. 1880, $ 15. 
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Handelsperson nicht‘ anerkennt, ‘der Handel von da)an bloss mehr 
auf den Namen des Ehemannes geführt werden’ kann. Keineswegs 
können die erworbenen Rechte Dritter dadurch verletzt werden. 
Umgekehrt ist es’ gar keine Inconvenienz, dass eine Ehefrau, welche 
mit: ihrem 'Manne in einem Gebiet lebte, wo sie als Handelsperson 
nicht in Betracht kommen ‘konnte, nun in’ein Territorium. kommt, 
wo sie es kann, sich als Handelsperson BOBEBLLENN und von’ nun an 
auf eigenen Nachöh Geschäfte treibt. 

Innerhalb den Kantonen, welche dieses Handelsrecht zur Geltunn 
bringen, begegnen wir der Verschiedenheit, dass’ 'auch der''Mann 
für die Handelsschulden der Frau haftet. Es sind dies die Gemein- 
schaftskantone des französischen Rechts: Genf und der Jura, sodann 
Basel, Neuenburg und Schaffhausen, an sie schliesst sich die Waadt 
an. Ihnen gegenüber stehen Zürich, Luzern, Tessin und Wallis, 
welche die Handelsfrau allein mit ihrem Vermögen für Handels- 
schulden haften lassen. Das Institut’der Firmenfrau selbst begründet 
keine Gollision der Rechte, da sie überall als Gontraetsperson für 
abgeschlossene Geschäfle verbunden bleibt. Der Mann:kann. selbst- 
verständlich durch Domizilsveränderung der Haftung für die bis- 
herigen Handelsschulden der Frau nicht entlassen werden. Er ist 
mit obligirt. Umgekehrt darf demselben jene Haftung nach Ortsreeht 
überbunden werden für alle derartigen zukünftigen Verbindlichkeiten, 
weil er Domieil und Recht durch Veränderung des Wohnsitzes selbst 
wählt und sich somit dem letztern freiwillig unterwirft. 

Ganz analog muss das Weib auch für ihre Verbindlichkeiten, 
die sie mit Bezug auf ihr Sondergut eingeht, forthaften, wenn das 
Domieil in einen Kanton verlegt wird, der diese abzesonderten Ver- 
bindlichkeiten nicht kennt. | 

Endlich kann das Eheweib durch Domizilsveränderung jeder 
andern direkten persönlichen Schuld nicht entgehen. Unter direkten 
und persönlichen Verbindlichkeiten aber verstehen wir diejenigen, 
welche sie freiwillig und gültig eingeht oder ihr von Gesetzeswegen 
dadurch auferlegt werden, dass sie für Eheschulden ganz oder theil- 
weise haftbar erklärt wird. 

Dieser direkten Hafıbarkeit ‘gegenüber gibt es eine indörekte, 
welche aus ihrer Stellung als Gläubigerin im Coneurse’entstehen 
kann, welche nach dem jeweiligen Goneursrechte des ’Wohnsitzes 
sich richtet. Kein Gläubiger kann sich 'auf das Betreibungsrecht 
eines frühern Domizils der Eheleute berufen, ‘weil jenes ihn gün- 
stiger stellen würde. Das Concursrecht ist öffentliches Recht und 
entfaltet seine Macht, seine Gollocation und seine Privilegien da, 
wo es zur Anwendung kommt. 
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4. Die Bürgschaft und anderweitige Intervention der Ehefrau zu 
Gunsten des Mannes. Solern die Intercession für Drittleute geschieht, 
Sind. die daherigen: Verbindlichkeiten ‚unter die oben behandelten 
persönlichen: Schulden .des Weibes zu subsummiren. : Es wird sich 
im einzelnen Falle darum handeln, ‘ob’ das Motiv der Verpflichtung 
der Art sei,’ dass der ieinwilligende Ehemann der eigenen  Verani- 
wortlichkeit, enthoben ‘werden kann, Dabei ist z. B. an die Amts- 
und Diensibürgschaften zu denken, welche ‚die Frau zu Gunsten 
naher Verwandten eingeht... Hier 'interessirt die‘ Intervention zu 
Gunsten des Ehemannes selbst, wobei.die Regresspflichtigkeit desselben 
sich von selbst versteht. : Derartige Verpflichtungen, wie überhaupt 
die persönlichen Gläubiger der Frau, suchen ihre: Befriedigung in 
der Liquidation des Frauengutes, und speziell im: Concurse des 
Mannes in den Ansprüchen der Frau an der Concursmasse. Ein 
Beispiel grosser Deutlichkeit liefert hier Baselstadt, indem dortselbst 
bestimmt. wird, dass die Gläubiger der ‚Ehefrau im Concurse des 
Mannes an ihre Stelle treten. 

‚Die kantonalen: Rechte scheiden sich bei dieser Frage in: zwei 
Gruppen. Einige wenige verbieten die Frauenbürgschaft im Allge- 
meinen und speziell diejenige des Eheweibes. Der Kanton Luzern 
verordnet, dass die Ehefrau weder für den Mann, noch für Driite 
Bürgschaft leisten darf.*) Aargau untersagt den Frauenspersonen 
Bürgschaftsverpflichtungen und die Verpfändung ihres Vermögens 
zu Gunsten Dritter. In. dieser Ausdehnung ist die Bestimmung durch 
den Bundesgesetz-Entwurf betreffend Handlungsfähigkeit derogirt. 
(I. Liei., S. 127.) Anklingend erscheint die Satzung Bern’s (alter 
Kantonstheil), wonach die Wittwe, welche sich mit den Kindern noch 
nicht abgetheilt, Bürgschaften nicht eingehen darf. Eine Bestimmung, 
welche auch die geschiedene Frau und die Frau des Geltstagers trifft, 
‘sofern sie Kinder haben. Während des Bestehens der Ehe ist eine 
Bürgschaft nicht möglich und wird dieselbe häufig in die Form des 
Verziehtes auf ihr Vorrecht im Concurs eingekleidet. In der Er- 
klärung des Nachganges gegenüber den Hypothekargläubigern liegt 
gleichzeitig eine Garantiefunktion für die Vorgänger. Ob der Verzicht 
auch andern Gläubigern gegenüber zulässig, darüber hat sich noch 
keine sichere Praxis gebildet, doch erklärt sich das in Sachen zuletzt 
erfolgte Urtheil des bernischen ÖObergerichtes vom 29. Mai 1875 
dagegen aus. 

Diesen Kantonen gegenüber befindet sich die übrige Schweiz, 
wo sich nur formelle Unterschiede geltend machen. 


*) Anmerkung. 8 16eit. 
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Zürich, die Urkamtone, Glarus, Zug, Baselland, Schaffhausen, 
Appenzell, St. Gallen, Tessin verordnen: der Frau’ zur Eingehung ' 
von Bürgschaften zu Gunsten des Mannes einen ausserordentlichen 
Beistand. Ausserdem 'ertheilt ‘die Vormundschaft ihre  Sanktion, 
indem sie vorher das Geschäft prüft und den Vormund mit’geeigneten 
Vollmachten 'ausstattet, wie in’ Zürich und Uri und in der Regel 
auch in den übrigen Gebieten, oder, indem dieselbe sich ‘die end- 
schliessliche Ratifikation vorbehält,: gemäss 'Vormundschaftsrecht 
betreffend Bürgschaften von Bevogteten. 


In Freiburg, Graubünden, Thurgau, Waadi und Wallis ertheilt 
das Gericht, resp. die Vormundschaftsbehörde direkt ohne Beiziehung 
eines besondern Beistandes die Autorisation zu solchen Bürgschaften. 
Freiburg und Thurgau verlangen dieselbe auch zu Intercessionen 
der Frau zu Gunsten Dritter. Da in Thurgau die Schulden der 
Gatten gemeinsam werden, so hat eine accessorische Verpflichtung 
des Weibes zu Gunsten des Mannes nur Sinn mit nen auf ihr 
vorbehaltenes oder versichertes Gut. 


Solothurn, Baselstadt, Neuenburg, Genf und der Berner Jura 
lassen die formlose Mitverpflichtung des Weibes mit dem Manne 
zu. Der Code eivil präsumirt bekanntlich bei der solidarischen 
Mitverpflichtung für Schulden der Gemeinschaft zu Gunsten des 
Interventionsverhältnisses. Im Kanton Neuenburg hat die acces- 
sorische Verpflichtung, wie im Thurgau, bloss Bedeutung, wenn die 
Frau nicht in gesetzlicher Gemeinschaft lebt, oder wenn sie sich 
primär obligiren will, weil sie sonst schon von der Ehe an für die 
Schulden der Ehe subsidiär und solidarisch haftet. Die besondere 
Vorschrift von Genf die Formalitäten betreffend, wenn die Frau 
primär oder durch Intervention für den Mann sich verpflichten will, 
siehe I, S. 187. 


In Collision aufgefasst, stehen sich Ausschluss und Zulässigkeit 
der Frauenbürgschaft zu Gunsten des Mannes gegenüber. Nur 
Luzern, Aargau und Bern kennen das Verbot. Es ist nun klar, 
dass die verbürgte Ehefrau durch Einwanderung in diese glücklichen 
Gegenden ihrer Verbindlichkeit sich nicht entledigen kann, sondern 
dass sie mit dem Ergebniss der Zwangsliquidation gegen den Mann. 
dafür einzustehen hat. Aber das Resultat der Liquidation richtet 
sich nach dem Concursrecht des Wohnortes.*) Würde also z. B. der 


*) Anmerkung. Diese Behauptung beziehe ich auf das ganze Frauen- 
vermögen, unbedingt auf die Weibergutsforderung. In wie weit unter Um- 
ständen das in natura vorhandene Vermögen selbst dem Concursrecht gegen- 
über eine Ausnahme begründen dürfte, davon später. 
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- Ort: der eingegangenen Schuld das Frauengut im Concurs des Mannes 
besser privilegieren, als Luzern und Aargau, also die Bürgschaft dort 
grössern Werth haben als hier, so müssen die Gläubiger sich das Recht 
des Domizils dennoch gefallen lassen, wie sie auch gegebenen Falls 
den Vortheil der Collocation des Weibergutes am neuen Wohnsitz 
der Ehegatten sich zu Nutzen machen. Ehensowenig können die 
Gläubiger der Frau, hier die Bürgschaftsgläubiger, es verhindern, 
dass die Schulden der Gatten durch Domizilsveränderung gemeinsam 
werden, d. h. das Vermögen derselben nun auch für die Schulden 
des Mannes und der Ehe, und der Mann umgekehrt für die Ver- 
bindlichkeiten des Weibes haftet, resp. das gemeinsame Vermögen 
für alle Gemeinschulden liquidirt wird. Solche Veränderungen den 
Gläubigern gegenüber müssen nothwendig statthaben, wenn aus der 
übrigen Schweiz Einwanderungen nach Thurgau und in das Gebiet 
des französischen Rechts vorkommen. 

Unmöglich kann diesen Ständen vorgeschrieben werden, dass 
sie ihr Goncursrecht nach dem frühern Ortsrecht einzurichten haben, 
dass das Frauengut zu Gunsten auswärtiger Gläubiger zu einem 
Separatconcurs ausgeschrieben werde. Es ist ein Requisit der Logik 
und der Ordnung, dass das Liquidationsrecht nach einheitlichen 
Normen durchgeführt werde und für alle Gläubiger ein Recht gelte. 
Wie kann man daran denken, gleichzeitig in einem Verfahren 
gemeinsame und separirte Schulden zu liquidiren gegenüber einem 
und demselben Okjekte, gegenüber einer einheitlichen Masse. Den 
(Gläubigern eines frühern Domizils kann nur die Garantie geboten 
werden, dass durch Wohnsitzveränderung ihre Forderung gegen die 
Frau nicht untergeht. Aber das können sie nicht verhindern, dass 
das Vermögen der Frau im neuen Domizil weiter engagirt wird, 
dass die Schulden der Gatten gemeinsam werden, dass keine Separat- 
conceurse für Frau und Mann abgehalten werden. 

Für diese Auffassung spricht auch der Umstand, dass der 
. Gläubiger, seine erworbenen Pfandrechte vorbehalten,  Verände- 
rungen im Vermögen des Schuldners, soweit sie nicht in fraudem 
geschehen, allgemein gefallen lassen muss, sogar dessen Ueber- 
schuldung. Dass der Schuldner sein Vermögen zu Miteigenthum 
eines Andern macht, ihm dasselbe abtritt, die Schulden eines 
Andern mit übernimmt, so dass also die Betreibung der Gläubiger 
sich auch gegen seinen Miteigenthümer richtet, und das Vermögen 
des Schuldners gleichzeitig noch für andere Schulden aufzukommen 
hat, das zu verhindern hat kein Gläubiger das Recht. Nur heisst es 
da: Omnis res transit cum onere suo. Solche Verschiebungen der 
Person des Schuldners gehen namentlich im ehelichen Güterrecht 
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häufig | vor. sich 'gegenüber den: Gläubigern |desselben »Staatesz iz. .Bi 
gehen in Bern und Aargau die Schulden der Frau mit;ihrem: Ver- 
mögen auf den.Mann: über. «Um. so,imehr, darf» dies’gelten,; wenn 
durch Wandelung geirrennte Schulden der! Gatien gemeinsam werden; 

Es ist dies aber auch den 'Gläubigern' gegenüber» ein »Requisit 
der Gerechtigkeit. ‚Das  Frauengut: ganz oder. theilweise:.'in das 
Miteigenthum „übergehen zu: ‚lassen,: und: nun»(die: bisherigen Se- 
paratgläubiger der Gatten nicht’ als Gemeingläubiger,ian-.der Liqui- 
daiion der Gemeinschaft ‘participiren zulassen, » wäre ‚ungerecht. 
Dies träfe,/überall.'zu, wo. die «beiden 'zugebrachten Vermögen im 
Goncurse nicht separirt behandelt würden, in der: Weise, dass die 
Separatgläubiger nicht gleichzeitig mit: den Gemeingläubigern. auf 
die, bezügliche Masse jedes Gatten angewiesen würden, und für die 
Frau: erst nach Befriedigung der Gemeinschuldner ein Guthaben 
sich ausschiede, worauf dann ihre Separatgläubiger ein Recht hätten. 
Aus diesem Grunde muss das neue Ortsrecht: bisherige Sonder- 
gläubiger der ‚Gatten: als Gemeinschaftsgläubiger: betrachten, : wenn 
die Bedingungen zutreffen, unter denen sie nach dem Territorial- 
gesetz es geworden wären, wenn: der Abschlus der Verbindlichkeit 
unter seiner Herrschaft selbst statigefunden hätte ‚So verstehe 
ich die Sache, wenn ich sage, bei der -Wandelbarkeit sei bloss 
Existenz und  Fortdauer der bisherigen Schulden: der Gatten zu 
schützen, dass aber die persönlichen Beziehungen der Veränderung 
unterliegen können und Namens der Gerechtigkeit unterliegen müssen. 
Umgekehrt ist es auch bei der Trennung in Folge Domizilswechsels. 
Die bisherigen gemeinsamen Schulden werden der Frau. und, dem 
Manne gegenüber collocirt und. die bisherigen Gläubiger concurriren 
jeweilen mit den neuen Greditoren. 

Die Wandelbarkeit wird geradezu damit. begründet, dass gesagt 
wird, Drittleute könnten das gesetzliche Recht, unter Ehegatten 
voraussetzen. Dies gilt nun offenbar für die Gläubiger eines jeden 
Wohnsitzes der Ehegatten. Allein diese Regel beschränkt sich bloss 
auf die Entstehung und Fortexistenz einer Forderung, in was für 
eine Lage der Schuldner sein Vermögen bringe, geht jene: weiter 
nichts an. Vollends dürfen die Creditoren das CGoncursrecht des 
Contraktwöhnortes nicht voraussetzen. Die Liquidation ‚des Ehe- 
vermögens nach verschiedenen Rechten ist eine. absolute Unmöglich- 
keit, eine Anschauung, die mit Bezug auf die wandernde Bevölkerung 
umso mehr begründet ist, als die ursprünlich von der Frau in die 
Ehe gebrachten Vermögensstücke in der Regel nicht mehr, in natura 
vorhanden sind, und durch die Ersatzforderung am Manne vertreten 
werden. Eine‘ Collocation' dieser Forderung der. Frau nach ver- 
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‚schiedenen: ra ZU Gunsten‘ er zen a 
ist undenkbatsturtiä va wear 

Aus der: Eottoeation dein Ehefrau‘ im Conduns: des Märines Ergeb 
’ sich die indirekte Haitbarkeit derselben für die Schulden des Mannes, 
weil’die vorberechtigten Gläubiger die Ansprüche der Frau aufzehren. 
Diese Haftbarkeit beruht auf: öffentlichem Goncursrecht, d.h. auf 
Privilegium.: Privilegien sind aber 'keine erworbenen Rechte und 
ändern selbst im gleichen Staate jeweilen mit der Gesetzgebung, Sie 
gewähren: gleich dem Erbrecht für die Fran und ihre Gläubiger 
einen‘ bedingten‘ Anspruch, ‘bedingt "nämlich ' durch: den Goncurs 
unter der Herrschaft des betreffenden Gesetzes, welches das Privi- 
legium'aufstellt. Weicht dasselbe schon innerhalb desselben Staates 
dem neuen’Gesetz, so ist dies durch Einzug in ein 'anderes Gebiet 
um so mehr der Fall, als nicht einmal -der' Schild 'der Nichtrück- 
wirkung neuer Gesetze hier vorgehalten werden kann. Der Gesetz- 
geber hat dem Einwanderer sein früheres Recht weder 'fesigestellt 
noch garantirt: Aus diesem Grunde trifft die ‚Analogie, dass in 
einem Staate die Gesetze nicht rückwirkend 'sein ‘sollen, auf das 
Verhalten des Rechts in einem andern Staate’ nicht zu. 


Bei Anlass der Feststellung der Dispositiönsbefugnisse der Frau 
haben wir folgende Verbindlichkeiten derselben hervorgehoben : 


1. diejenigen persönlichen Schulden der Frau, welche auf einem 
bestimmten Verpflichtungsgrund beruhen müssen, auf dass der 
Mann nicht selbst wieder regresspflichtig wird und rechnen 

hierher auch die Bürgschaften und Interventionen zu Gunsten 

Dritter: 

2. die Handelsschulden der Firmenfrau; 

3. die damit analogen nn mit BL auf das vorbehaltene 
Gut; 

4. die Bürsschaftsschulden für den Mann. 

Es kommt noch . 

5. der, Fall, hinzu, da das Gesetz der Frau direkt eine Haftbarkeit 
für. Eheschulden. auferlegt. Da ist an die acht Kantone zu denken, 
welche eine Gemeinschaft eintreten lassen. Davon sind vorab Wallis, 
Basel und, Schaffhausen *) auszunehmen, denn sie überbinden. der 


‘y en, Schaffhausen erlaubt zwar in der: Betreibung Mobilien 
der Frau zu pfänden, entschädigt sie aber durch den Anspruch an den Liegen- 
schaften des Mannes. Allerdings, namentlich für Aufenthalter und Nieder- 
gelassene und wo überhaupt kein Grundbesitz des Mannes sich vorfindet, 
eine werthlose Vertröstung. In diesem Sinne muss auch hier von einer Hatt- 
barkeit des Weibes geredet werden. 


Dr. Schreiber. Die ehelichen Güterrechte der Schweiz, II. 3 
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Frau keine Haftpflicht. Thurgau ‘und Neuenburg'erk)ären' die Frau 
mit ihrem ganzen 'zugebrachten Vermögen \mitverhaftet, Solothurn 
zu einem Drittheil,' Graubünden’ zu: drei Viertheilen, wenn: man'ihr 
Privilegium in Betracht zieht, und das Gebiet: des Code:Nap., soweit 
die Gemeinschaft reicht. 'In'Neuenburg und Solothurn ist:die Hafialke 
eine bloss subsidiäre. 

Alle diese Engagements’ der Frau müssen nach Mörimkerui des 
Domizils aufrecht erhalten werden, wie bei der ‚Bürgschaft‘ nach- 
gewiesen. ‘Gelangen die Ehegatten in. ein Gebiet, wo in »Goneurs 
und Betreibung das Weibergut nicht getrennt behandelt wird, z. B. in 
Thurgan, dann in Genf und im Berner Jura, in Bezug auf die Gemein- 
schaft, so müssen alle gleichartigen Forderungen als gemeinsam :be- 
trachtet und der gemeinsamen Masse gegenüber gestellt werden, ohne 
dass die frühern Gläubiger der Frau Exhibition des Weibergutes 
verlangen können, ohne dass sie aber auch bei der Liquidation: der 
Gemeinschaft das blosse Zusehen haben sollen. Scheidet das Recht 
des Domizils hingegen in natura oder in Form privilegirter. oder 
gewöhnlicher Ersatzforderung Guthaben der Frau aus, so treten ihre 
Gläubiger in diese Rechte bis zum Belange ihrer gesetzlichen For- 
derung. ‚Dies gilt namentlich vom Uebertritt von einem ‚Gemein- 
schaftskanton in einen solchen, welcher der Frau keinerlei .oder 
eine geringere Haftbarkeit für Eheschulden. auferlegt. , , Für ; die 
bisherigen Gemeinschulden bleibt ihr nun abgesondertes Guthaben 
‚verantwortlich. 

Zur Verdeutlichung dieser Auffassung folgende Beispiele: Zürcher 
Eheleute haben separirte Schulden. Sie lassen sich im Thurgau 
nieder, wo ihr Vermögen im Goncurse als einheitliche Masse liquidirt 
wird. Eine andere Lösung, als alle Gläubiger beider Eheleute als 
gemeinsam zu betrachten und zu behandeln, ist nieht möglich. Ebenso 
klar ist es, dass die entsprechenden Schulden als gemeinsame in Be- 
tracht fallen müssen, wenn jene Gatten im Gebiet des Code die Mobiliar- 
und Errungenschafisgemeinschaft eintreten lassen. Nehmen wir nun 
an, Eheleute haben successive in Thurgau und Solothurn gelebt und 
seien schliesslich in Basel, als an ihrem letzten Wohnsitz, in Goncurs 
gerathen. Hier hat es gewiss keine Schwierigkeit, der Frau nach 
Basler-Recht ihr Guthaben auszusondern und dann die im Thurgau 
hinterlassenen Schulden auf das ganze und die Solothurner Gläubiger 
in Coneurrenz mit den Thurgauern bis auf den dritten Theil des 
Weibergutes anzuweisen. Keine Schwierigkeiten bietet es, wenn 
Eheleute mit separirten Schulden nach Neuenburg oder nach Grau- 
bünden gelangen. An beiden Orten wird das Weibergut im Gon- 
curse separirt gehalten, was schon der vorehelichen Schulden wegen, 


‚die'nicht gemeinsam werden, nöthig:ist. Die Solidarschulden werden 
beidseitig collocirt, ‘wer Solidarität nicht nachweisen kann, nur auf 
‚dem Vermögen des persönlichen Schuldners. Ist das Vermögen der 
‘Frau ausgeschieden, so lässt: sich jeder Ansprecher nach demjenigen 
"Recht behandeln, nach welchem er cöntrahirt hat. Der Einte hat 
Anspruch bis auf das ganze, der Andere bis auf einen Drittheil. die 
Hälfte, drei Viertheile. Dabei muss festgehalten werden, dass die 
kleinern: Ansprecher mit dem grössern im 'dem ‚gleichen: Bruchtheil 
coneurriren vund' nachher. ausgeschlossen bleiben, sonst hätte. die 
Haftbarkeit der Frau’ keine: Grenze, und: jene haben unter . der 
Voraussetzung :contrahirt, dass alle Gläubiger zusammen den be- 
treffenden Bruchtheil des Weibergutes beanspruchen können. 


Das neueste Gesetz von Luzern hat in seinem $ 29 diese dem 
jeweiligen Haftungsverhältniss entnommene, proportionale Inanspruch- 
nahme des Frauengutes durch die Gläubiger ausser Acht gelassen 
und für im Kanton durch Niedergelassene eontrahirte Schulden den 
Satz aufgestellt, dass die Haftbarkeit hierfür nach Luzerner Recht 
nur dann bestimmt werde, wenn dieses für den Gläubiger günstiger 
sei. Darnach kann die Thurgauerin, die Neuenburgerin ete. in 
Luzern um ihr ganzes Vermögen für Eheschulden, resp. solche 

‘des Mannes belangt werden, auch wenn unier der natürlichen 
Voraussetzung contrahirt wurde, dass das Weib nach Luzerner- 
' Recht hafte. *) 

Die gesetzgebenden Räthe haben in ihren Entwürfen überdies 
für die Ehegatten die Möglichkeit vorgesehen, das einmal begründete 
eheliche Güterrecht auch beim Domizilswechsel festzuhalten. Das 
Mittel dazu ist die Eintragung des bisherigen Rechts in die öffent- 
lichen Register. Dieses Institut bewirkt dann eine Ausnahme gegen- 


 *) Anmerkung. Die Frau hat beispielsweise Fr. 60,000 Vermögen. Der 
Mann hinterlässt in Thurgau 10,000, in Solothurn 30,000 Schulden. Hier 
"brieht der Concurs aus. Würde Solothurn nach dem Vorbild von Luzern 
verfahren, so müsste die Frau Fr. 40,000 einfach bezahlen. Ganz verändert 
aber wird das Resultat, wenn man annimmt, nach Solothurner Recht könne 
überhaupt nur der dritte Theil Frauengut für Eheschulden in Anspruch ge- 
nommen werden, also Fr. 20,000, dagegen hafte die Frau darüber hinaus 
solidarisch für die im Thurgau contrahirten Schulden. Vor Allem können 
die Gläubiger des letzten Domizils nicht annehmen, der Drittheil hafte ihnen 
allein. Sie müssen hier alle Gläuhiger eoncurriren lassen, Daraus ergibt sich: 
In den Betrag von Fr. 20,000 haben sich proportional zu theilen sämmt- 
liche Ansprachen von Fr. 40,000. Die Gläubiger erhalten somit 50 °/,, die 
des ersten Wohnsitzes Fr. 5000, die des zweiten Fr. 15,000. Jenen gegen- 
über haftet die Frau weiter für Fr. 5000. Darnach verliert sie bloss Fr. 
25,000 gegen Fr. 40,000. Und doch erhält so Jeder, was ihm gehört. 
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über der Regel, . dass. die,,Gläubiger das Ortsrecht, voraussetzen 
können. Die Gemeinschaft wird durch diese Eintragung forterhalten, 
und die Ehegatten ‚haften in bisheriger Weise für; die gemeinsamen 
Schulden. ‚Ebenso wird. dadurch ‚verhindert, dass, das ‚getrennte 
Vermögen der Eheleute gemeinsam wird. und die Gläubiger haben 
auch im Gemeinschaftskanton Person und Vermögen. des Contrahenten 
zu suchen. 

6. Oben. ist die Bürgschaft der Frau. zu Gunsten‘ des Mainkin 
betrachtet worden.  Aehnlich verhält es sich mit dem übrigen: Inter- 
ventionen, ‚2. B. mit der Verpfändung. Es ist mir nicht bekannt, 
dass die Zahlung für den Mann nach irgend. einem kantonalen 
Rechte, wenn die Frau nämlich nicht unter besonderer Vogischaft 
steht, zurückgefordert werden könnte. Dagegen unterliegt die Verpfän- 
dung zu Gunsten des Mannes, wo sie nicht verboten. ist, z.B. im 
Aargau, implieite auch in Bern, mancheroris gewissen Formalitäten, 
welche mit: den allgemeinen Regeln über die Verpflichtung der Frau 
zusammenfallen. Wir bringen hier in Erinnerung den Unterschied 
zwischen. beweglichem und unbeweglichem Vermögen, dass Zürich 
generelle, Verpfändungen ‚von Frauengut dem Aufsehen, der ‚Vor- 
‚mundschaftsbehörden unterstellt, dass Nidwalden selbst die: Ver- 
‚pfändung von Fahrhabe von der Zustimmung der. Frau abhängig 
macht,, welche durch zwei nahe Verwandte schriftlich ‚bezeugt, sein 
muss, Freiburg und Thurgau (ihr vorbehallenes Gut. betreffend), 
Tessin, Waadt und Wallis jede Verpflichtung zu Gunsien des Mannes 
der Genehmigung der Vormundschaftshehörde,. resp. des Gerichts 
unterbreiten. | 


$ 34. 


7. Nachdem unter dem Titel der Dispositionsbefugniss der Ehe- 
frau ihre Verpflichtungsfähigkeit dargestellt worden, interessirt uns 
noch ihr Verhalten zum Vormundschaftswesen in den Fällen, da 
der Mann die eheherrliche Gewalt verliert. Die Gründe hiezu sind 
überall die gleichen: Verschwendung und Gefährdung des Weiber- 
gutes, geistiges und körperliches Unvermögen, Haft, Abwesenheit, 
überhaupt Bevogligung des Mannes und Falliment, bisweilen Tren- 
nung von Tisch und Beit. 

In dieser Richtung scheiden sich die Kantone in zwei Gebiete: 
in solche, welche die Frau eigenen Rechts erklären, ihr den Genuss 
und die Verwaltung ihres Vermögens, sowie die elterliche Gewalt 
über die Kinder übertragen, und in solche, welche Weib und Kinder 
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eb entweder dem Vormund des Mannes nen oder be- 
sondere Vogtschaft über sie anordnen. 


Als Typus der erstern Richtung muss Luzern. hingestellt _ 
werden: Geräth der Mann in Goneurs, unter Vormundschaft, hat 
Trennung von Tisch und Bett statt, ehehso während seiner Haft 
und wenn er die Pflicht des Unterhaltes seiner Familie versäumt, 
so wird die Frau eigenen Rechts, sofern nicht Gründe der Bevos- 
tigung auch ihrerseits vorliegen.*) Dass die geschiedene Frau und 
die Wittwe selbständig wird, fällt unter den Begriff der Aufhebung 
der Geschlechtstutel, Welche nun bundesrechtlich gefordert wird, 
und fällt hier ausser Betracht. Im Falle des Todes, der Pflicht. 
versäumniss, der Haft und des Concurses des Mannes, sowie wenn 
er überhaupt bevogtet wird, geht auch die elterliche Gewalt über 
die Kinder an die Frau über, sofern sie einwilligt. Das neue Gesetz. 
von Luzern spricht sich allgemein dahin aus, dass bei Aufhören der 
ehelichen Vormundschaft die Frau eigenen Rechts wird und Ver- 
waltung und Nutzung selbst zu Handen nimmt, gegen Bestreitung 
des ehelichen Haushaltes mit Zuzug der Beiträge des Mannes, wozu 
er verpflichtet ist. Selbst das Sicherungsgeschäft. vollzieht sich ohne 
Beiziehung eines Vormundes auf ihren Antrag, oder auf. eigenes 
Gutfinden durch den Heimathsgemeinderath. 

Mit Luzern stimmt Aargau nahezu wörtlich überein. Bei Be- 
vogtigung des Mannes und im Falliment wird. .die Frau eigenen 
Rechts, sie zieht die elterliche Gewalt ausser bei diesen Vorkomm- 
nissen ferner an sich, bei Tod, Abwesenheit und in andern Ver- 
hinderungsfällen des Mannes. Auch das Versicherungsgeschäft voll- 
zieht sich ohne Intervention eines Vormundes mit Hülfe: des Ge- 
meinderathes. In Luzern gelangt die Sicherheit oder die. zurück- 
erstatteien Vermögenstitel in die Depositalkasse; in Aargau erlangt 
das Weib die Verwaltung an der an Sicherheitsstatt heraus- 
gegebenen Hälfte des Weibergutes. Der Ertrag ist dem ‚Ehemann 
herauszugeben. | 

Auch die Waadt constatirt im Falliment und bei Bevormundung 
des Mannes die Gütertrennung und die Frau wird eigenen Rechts. 
Verwaltung und Nutzung am Weibergut gehen an sie über, und sie 
kann wieder Grundeigenthum und Forderungen unter belästigendem 
Titel erwerben, was der Ehefrau sonst untersagt: ist. . Diese Tren- 
nung hat sonst nur bei Auflösung der Ehe statt. 


*) Anmerkung. Gesetz vom 25. November 1880, 8$ 19—22. Gesetz 
vom 7. März 1871, SS 9 und 10. 


Bern (a. K.) erklärt die Ehefrau im Concurs des Mannes eben- 
falls eigenen Rechts,*) desgleichen verleiht Solothurn’ dem Weibe 
freie Nutzung und Verwaltung ihres Gutes, bei der‘ Vermögens- 
trennung in Folge Falliments. Ferner erklärt Baselland ‘die Frau 
eigenen Rechts bei der Gütertrennung wegen Sicherheit oder Falli- 
ments. Sie wird aber bevogtet, wenn der Mann durch seine 'Hand- 
lungen ihr Vermögen gefährdet. An dieser Stelle ist das französische 
Recht in Betracht zu ziehen, welches dadurch von: der übrigen 
Schweiz absticht, dass es die Frau mit Bezug auf ihr Vermögen 
als selbsthandelnd unter Autorisation des Mannes oder des Gerichts: 
auffasst. Bei rechtlicher oder physischer Unvermögenheit des 
Mannes, die eheherrliche Gewalt auszuüben, tritt kein Vormund 
für die Frau auf, sondern die niedere Verwaltung des Vermögens 
wird ihr einfach übertragen, und bei Veräusserungen, Prozessen, 
Verpflichtungen lässt sie sich durch das Gericht antorisiren. Der 
Code Napoleon stellt die Norm auf, dass dies nöthig ist,- wenn der 
Mann eine entehrende Strafe erlitten, wenn er bevogtet, abwesend, 
minorenn**) ist. In den Fällen der Gütertrennung während des Be- 
standes der Ehe, wozu der Goncurs und die temporelle Scheidung ***) 
gehören, erhält sie die freie Weibergutsverwaltung und verfügt selbst 
über ihr Mobiliarvermögen. Zu Veräusserungen von Liegendem ist die 
Einwilligung des Mannes und eventuell des Gerichtes erforderlich. 

Neuenburg hat die Bestimmung des Code Napoleon, wonach bei 
Haft, bei Verurtheilung des Mannes zu einer entehrenden Strafe 
oder bei seiner Bevormundung das Weib zu Rechtshandlungen die 
Autorisation des Gerichtes einzuholen hat, recipirt. Durch die ge- 
richtliche Gütertrennung zum Zwecke der Sicherstellung des Weiber- 
gutes und in Folge temporeller Scheidung wird sie eigenen Rechts. 
Im Concurs wird zur Liquidation des vereinigten Ehevermögens 


* Anmerkung. Diese Ansicht halte ich gegenüber der Kritik des Prof. 
Dr: König in Bern um so mehr aufrecht, als dieselbe mit seinem Commentar 
über bernisches Recht übereinstimmt. Auf Seite 345, erster Theil’ eit., wird 
sogar. als Voraussetzung der Anwendbarkeit des: Art. 6 des Emaneipations- 
gesetzes vom 27. Mai 1847 hingestellt, dass die Frau des Geltstagers 
«eigenen Rechts », d. h. nicht bevogtet sei. 

**) Anmerhung. Ehe macht volljährig, B.-G. betreffend Handlungsfähig- 
keit, I., 8. 173. 

%##) Anmerkung. Das Bundesgericht hat in seiner Entscheidung vom 
25. Mai 1877 betreffend die Eheleute ‘Paul, amtl. Samml. III, 8.379 ff., 
insbes. Erw. 2,8. 394 eit., im. Gegensatz zu Art. 127 des Ges. v. 5. April 
1876, welches in Genf in Ausführung des B.-G. v. 24. Dez. 1874 betreffend 
Civilstand. erlassen worden, festgestellt, dass bei bloss temporeller Scheidung 
die definitive Gütertrennung nicht mehr statuirt werden dürfe, 


gesehritten und nach dessen Durchführung die Higssetzliche Gemein- 
schaft fortgesetzt. | 

Im ‚Kanton Tessin verw altet die Frau, gemeinsam mit dem Manne 
al Paraphernalgut. 'Im.Behinderungsfalle, also auch,; wenn er be- 
vogtet ist, sorgt: der Gemeinderath für. Vertretung des Mannes. Bei 
collidirenden Interessen’ autorisirt das Gericht oder versieht die Frau 
mit einem Beistand. 

Die übrige Schweiz bedenkt das Ebaireil reichlicher mit; Bei- 
ständen. ‘Im CGoncurse des Mannes wird die Frau überall sonst mit 
einem eigenen, Vormund‘ versehen. ‘In: Zürich kann nach. durch- 
geführtem ‚Falliment unter den  nöthigen Cautelen. diese Vormund- 
schaft durch die Behörden wieder aufgehoben. werden, desgleichen 
in St. Gallen. Bei Bevogtigung des Mannes geht die eheherrliche 
Vormundschaft auf den Curator über. Uri, Baselstadt, Appenzell 
und Wallis verordnen ihr in der Regel einen besondern Vormund, 
Nidwalden, wenn die Freundschaft, und Glarus, wenn sie selnst es 
verlangt. Bern, Baselland und Solothurn, welche die Frau im CGon- 
curs auf eigene Füsse stellen, unterstellen sie in diesem Falle eben- 
falls dem Vogt des Mannes. 

Weil durch die Trennung von Tisch und: Beit die Ehe und 
das eheherrliche Verhältniss an sich nicht aufhören, so lösten schon 
‚früher nicht alle Kantone das Güterverhältniss auf. Obwohl Art. 49 
des Givilstandsgeseizes es den Kantonen überlässt, die vermögens- 
rechtlichen Folgen in diesem Falle unter den Gatten zu regeln; so 
hat das Bundesgericht in dem citirten ‚Falle Paul, die Vornahme 
der definitiven Gütertrennung als mit der ratio des angeführten 
B.-G. im Widerspruch erklärt, weil dem Provisorium der Trennung 
von Tisch. und Bett, die definitive Güterausscheidung: nicht .ent- 
spreche, diese die Wiedervereinigung der Gatten erschwere und dem 
allfällig folgenden Scheidungsurtheile präjudicire. Darauf hin ist 
dann auch in Genf: die Bestimmung des Code civil, wonach die 
Temporalscheidung immer die Gütertrennung nach sich zieht, und 
die Wiedervereinigung der Ehevermögen hernach dem Belieben der 
getrennten Gatten überlassen ist, durch Gesetz vom 20. März 1880 
aufgehoben worden. Der Richter hat nun nach eigenem. Ermessen 
das Nöthige zur Erhaltung des Weibergutes und zum Unterhalt der 
Frau etc. zu verfügen (Code Nap. 311 und 1451, Art. 94 des Gesetzes 
vom 20, März 1880). 

Thatsache hingegen ist, dass manche; Kantone‘ auch bei der 
Trennung von Tisch und Bett die Gütertrennung vorschreiben und 
auch jetzt noch vornehmen, nur darf dieselbe nicht mehr als definitiv 
betrachtet werden. (Fall Vouga, Neuenburg, E.d. B.-G. III, 373; Moser, 
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Wallis, ibid. II, 2515; Kamer, Schwyz; ibid.>V3:965 Rouiller, ken 
bil ,V.. 508: Luzern, Ges. v:25;:Nov. 11880; 89: ‚Kitseb driai 
„Die | Stellung des von Leib und Gut getrennten itawRibes; in 
Luzern, : im Gebiete des Gode Napoleon;; in Neuenburg: ist:\.bereits 
gekennzeichnet. Der Kanton. Freiburg” erklärt» dasselbe »eögenen: 
Rechts. Zürich, Bern,.:Baselland,;, Schaffhausen ;» Appenzell‘ A.-R., 
Aargau, Thurgau, Tessin‘ und» Waadt lassen das eheliche ‚Güter- 
verhältniss bei der. Temporalscheidung fortbestehen; wobei es sich von 
selbst. versteht, dass (der Mann die Alimente’ zu leisten hat. Es ent- 
spricht dies am. besten dem Gharakterder zeitlichen: Scheidung. 

Glarus und Solothurn: geben: ihr einen: Sachwalter, welcher: die 
Nutzungen jedoch an den Mann zu verabfolgen hat, soweit dieselben. 
nicht dem Unterhalt von Frau und Kindern zu dienen ‚haben. | 

Die ‚Urkantone, Zug, ; Baselstadt,: Appenzell IL.-R. versehen: die 
Frau aber in der Regel mit einem Vormund. | 

St. Gallen: und Graubünden überlassen es dem Ermessen des 
Richters, die Trennung der Güter vorzunehmen oder nicht und ver- 
sorgen im:erstern Falle das Weib mit einem Vormund. 

8. Das Sicherungsgeschäft ist in der ganzen Schweiz ‚nicht, den 
schwachen Händen des Weibes anvertraut.: Auch sind: es Gründe 
des öffentlichen Gredites, dass dasselbe nicht den Ehegatten allein 
überlassen wird. Die Sicherstellung des 'Weibergutes unterliegt 
daher überall der vormundschaftlichen oder gerichtlichen: Aufsicht. 
Nach dem grössern Theile der Gesetzgebungen und in: den: meisten 
Fällen, hat hier ein Beiständer zu interveniren, doch werden Vor- 
mundschaft. oder Gericht» auch unmittelbar thätig. Es ‚ist dies: 
namentlich der Fall'in: der wälschen, dann aber ‚auch in’ der deut- 
schen Schweiz, wo das Zürcherrecht seinen Einfluss zur Geltung’ 
gebracht. Es bezieht sich diese vormundschaftliche oder: gerichtliche 
Mitwirkung nicht allein auf die Sicherstellung zur: Zeit der Gefahr 
und auf die Gütertrennung während der Ehe (Neuenburg und:Gode), » 
sondern ‘auch schon auf die Inventur beim Zubringen und: Anfall 
von Weibergut, insbesondere in denjenigen Kantonen, wo das: Frauen- 
sut:durch gesetzliche Hypothek oder sonst privilegirt ist. z. B. in 
Bern, Luzern: (Ges. v. 25. Nov. 1880,88 8—10), Obwalden, Freiburg, 
Aargauund Waadt. Im Gegensatz zu diesen Gesetzgebungen schreibt 
das zürcherische Recht vor, dass das Weib jederzeit vom Manne 
ein 'beglaubigtes Inventar über ihr Zugebrachtes fordern kann, und 
die meisten Rechte gehen mit ihm einig. | 

Eine für den Landeseredit nicht gerade sehr günstige Eigen- 
thümlichkeit besitzt:Schwyz, indem die Ehefrau vom Manne jederzeit, 
Sicherstellung ihres Gutes verlangen darf, und nur dann der Vor- 
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nk und «die: Vormundschaftsbehörde BORETOETE wenn er dem 
Gesuch nichtentsprechen kann’oder will. ji | 

9: Ausser diesen ‘Spezialfällen, in: deifen das Weib ‘der vor- 
mundschaftlichen Vorsorge unterstellt wird, ‘findet sich 'nahezu in 
allen Gesetzgebungen der: Schweiz die @eneralklausel, dass die Frau 
einen Beiständer erhält: '«. wenn sie‘ Rechtsgeschäfte 'absehliesst mit 
dem Mann, wodurch sie Rechte 'abtritt'oder Schuldverpflichtungen 
eingeht», «zu Verhandlungen: 'mit ‘dem Manne», «bei Rechts- 
geschäften, wo »die Interessen ‘von’ Frau und Mann collidiren », 
« wenn die Vormundschaft des: Mannes über die Frau nicht hin- 
reiche ‘und ein besonderer Schutz ihrer Person ;nöthig werde ». 
Freiburg, Waadt und Wallis verlangen bei solchen Geschäften die 
Autorisation des Gerichtes, resp. der Vormundschaftsbehörden. 

Solothurn, Baselstadt, Aargau, Neuenburg und das Gebiet des 
Code Napoleon geben den Verkehr zwischen Mann und Weib frei, 
wo nicht bereits eine Beschränkung nachgewiesen worden. 

"Die. Geschäfte, welche hier in Betracht fallen, sind allerhand 
Verträge, Verpflichtungen, Abtretungen, Schenkungen, mit Ausnahme 
der landesübliehen kleinern Präsente. Das Mass der Schenkungen 
richtet sich natürlich nach dem Erbrecht und wird dahin: ver- 
wiesen. Verboten sind die donationes inter vir. et ux.:' in Nidwalden, 
in Freiburg, Tessin, in der Waadt, in Wallis und: in Neuenburg. 

Die aktive Testirfähigkeit des Weibes unterliegt: in der Schweiz 
keiner Beschränkung gegenüber der: Testirfähigkeit‘ des Mannes. 
Einzig 'Uri hält an dem Erforderniss der Einwilligung des Mannes 
fest. *) ‘Dagegen erhält die Ehefrau einen ausserordentlichen Beistand 
bei. letzwilligen Verfügungen zu Gunsten des Mannes ‘oder seiner 
Anverwandten in Graubünden. 

Die Möglichkeit, das Frauengut zu mehren und zu:schwächen, 
insbesondere dasselbe zu verpflichten oder gegen Schulden sicher 
zu stellen, und das materielle eheliche Güterrecht lassen sich nicht 
von einander trennen. Dagegen fällt hierbei das formelle Moment 
der Mitwirkung eines Vormundes oder der Vormundschaft in Be- 
tracht. Diese Formalität hat sich nach dem Rechte des Wohnortes 
zu richten, und sprechen alle praktischen Gründe dagegen, dass 
diese Dispositionen' von ’der Heimath aus reglirt werden. Das Ver- 


*) Anmerkung. Nach eigens über diesen Punkt eingezogenen Informationen 
kann in Appenzell A.-R. das Weib ohne Einwilligung des Mannes testiren. , Zur 
Einwilligung des Mannes kommt in Uri noch die Genehmigung der Vormund- 
schaftsbehörden hinzu, wenn es sich nicht bloss um Zuwendung der Nutzung. 
der Hälfte des wwehbergntes an den Mann handelt, wozu die Frau ohne Weiteres 
befugt ist. 
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ständniss, ‘welches der Sache beizulegen: ist, geht dahin, dass die 
Frage, ob und in welchem: Masse die ‚Frau über ihr Vermögen ver- 
fügen könne, nach dem materiellen Rechte sich richtet, das formelle 
Recht dagegen nach dem Gesetz des Wohnortes.' Gemäss den: Ent- 
würfen der Bundesbehörden kann das: materielle‘ Recht’am neuen 
Wohnsitz durch Eintragung beibehalten: werden.‘ Erfolgt diese 
Protokollirung nicht, so ist das materielle Verfügungsrecht nach der 
lex domieilii aufzufassen, weil jeder Contrahent die gesetzlichen Ver- 
hältnisse voraussetzen darf. Das Frauengut kann also beispielsweise 
am neuen Wohnorte verschuldet werden. Daraus ergibt sich aber 
mit Noihwendigkeit, dass nun das ganze eheliche Güterrecht, auch 
unter Gatten verändert wird. Die Art und Weise, wie das Ehe- 
weib oder seine gesetzlichen Vertreter Geschäfte treiben, setzt auch 
voraus, dass die Frau ihr Vermögen in derjenigen Art und Weise 
innehabe, resp. gegenüber dem Ehevermögen die gleiche Stellung 
einnehme, wie das Territorialrecht vorschreibt. 

Bei der allgemeinen Verpflichtung der Eheleute, resp. der Frau 
nach Ortsrecht, muss nothwendig nicht bloss der passive: Theil, 
welcher blosse Folge ist, nach dem Geseiz des Domizils sich richten, 
sondern vielmehr auch der aktive Theil desselben, welcher sich zu 
jenem wie Ursache zu Wirkung verhält. Die Behauptung, das 
eheliche Güterrecht habe sich den Gläubigern gegenüber,. nicht aber 
unter Ehegatten, zu ändern, d.h. jene sollen das Recht haben, Frauen- 
gut nach Ortsrecht zu beanspruchen, und der Mann soll: hingegen 
das Weib für diese Expropriation nach bisherigem Recht entschä- 
digen, beruht auf der irrthümlichen Ansicht, diese‘ Ersatzforderung 
sei in’ verschiedenen Rechten nicht begründet, wo das Gesetz’ der 
Frau eine Haftbarkeit überbindet. Allein mit Ausnahme von Thur- 
gau und Graubünden mit ihren Bestimmungen über Tragung des Rück- 
schlages und des Code Nap., soweit die Hafibarkeit der Mobiliargemein- 
schaft reicht, gewähren alle Kantone der Frau jene vielfach ziemlich 
müssige Ersatzforderung, und daher ist die Trennung der aktiven 
und passiven Vermögensrechte der Gatten überflüssig. Dagegen ist 
es allerdings recht und billig, dass man die Frau auch am Vorschlag 
partizipiren lässt, wo mit der Haftbarkeit dieser Vortheil verbunden 
ist. «Wer den sauren Tropfen geniesst, soll auch. den süssen.» 
Umgekehrt rechtfertigt es sich, dass jener Vortheil gleichzeitig mit 
dem damit verbundenen Risico verschwindet. | 

Gegen die Trennung von aktivem und passivem Vermögensrecht 
der Gatten spricht endlich der Umstand, dass es an jedem juristischen 
Grunde fehlt, den Mann verantwortlich zu erklären, wenn das örtliche 
Recht der Frau ihr Vermögen im. Betreibungswege wegnimmt, 
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ausser‘ das betreffende Gesetz ‚sehe diese Ersatzpflicht ausdrücklich 
vor, ‘was also’ mit den: bezeichneten» Ausnahmen überall:'der: Fall 
ist. Im Vebrigen ist jene Haftpflicht‘ der Frau eine Gewalt, ‚der zu 
widerstehen der Mann: keine Macht hat. In der freien: ‚Nieder- 
lassung kann ein) Verschulden nicht entdeckt: werden, »zumal»der 
Wohnort: in der Regel durch die Nahrungssorgen angewiesen wird. 
Aus: alle demi'geht: der Schluss :hervor, dass eine Trennung der 
Haftpflicht des'Weibes vom übrigen Güterverhältniss unthunlich ist, 
und: beides-nach Heimaths-:oder Ortsrecht geregelt werden muss. 


| $ 35. 
3. Sicherheiten. 


Die Sicherheiten, welche dem Frauengut geboten werden, be- 
stehen: 

1. in.vormundschaftlichen Massnahmen und zwar in der Inter- 
dietion des Mannes, in der Bevogtung der Frau, im Entzug des 
Vermögens aus der Gewere des Mannes; 

2. in ihrem Eigenthum oder Miteigenthum an den zugebrachten 
Vermögensstücken oder am Ehevermögen überhaupt; 

3. in einem stillsehweigenden oder constituirten Pfandrecht; 

4. im Goneursprivilegium. 

Ad 1. Die Interdietion des Verschwenders wird überall in der 
Schweiz angeordnet. Ebenso kommen die Rechte der Kantone darin 
überein, dass der Mann wegen Abwesenheit, wegen 'körperlicher. 
und geistiger Gebrechen unter Vormundschaft gestellt wird, und dass 
derselbe im Falle der CGondamnation in. der Regel der vormund- 
schaftlichen Vertretung bedarf. Luzern erlaubt dem Verurtheilten, 
sich 'selbst einen Vertreter zu geben und lässt nur einen gesetzlichen 
Vormund zu, wenn dies nicht oder in ungenügender Weise geschehen 
ist. In allen diesen Fällen hören die Dispositionsbefugnisse des 
Mannes über das Frauengut auf, und es liegt hierin zugleich eine 
der Sicherheiten der Frau. Ihre persönliche Stellung bei’ der Be- 
vormundung des Mannes ist’ oben schon dargestellt worden: Die einen 
Kantone stellen auch sie unter Vormundschaft, die andern nicht. 

Wichtiger für die Frau ist die Anrufung des vormundschait- 
lichen Aufsehens zum Zwecke des direkten Schutzes für ihre Person 
und ihr Vermögen. Eine Reihe von Kantonen erlauben: dem 'Weibe, 
seinen Verwandten und der Behörde der Heimathsgemeinde, bei Ge- 
fährdung des Vermögens durch üble Haushaltung oder durch Miss- 
geschick des Mannes, die Vormundschaft anzurufen, ‘Sicherheit dafür 
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zu fordern 'oder'Herausgabe des Vermögens zu’ verlangen. ' Zürich 
gewährt der’ Frau das Reeht, vom Manne jederzeit ein Inventar über 
ihr: Vermögen ' und ‚Sicherheit (hiefür ‘zu verlangen. "Auch dem 
Gemeinderath des Heimathörtes steht selbstständig’ das Recht zu, die 
Sicherstellung zu» fordern, wenn ’Gefährde für das 'Weibergut vor- 
handen ist. »Kann oder will’der'Mann die''Sicherheit nicht leisten, 
so ist die Frau sowohl, als (die 'Vormundschaftsbehörde berechtigt, 
das bewegliche Kapitalvermögen! und 'die Fahrhabestücke, "welche 
nieht''in der ’Haushaltung Verwendung finden‘! müssen, in‘ den 
Schirmkasten zu legen, und die in der Haushaltung zurückgeblie- 
benen Beweglichkeiten im Pfandbuch des Gemeindeammanns als 
durch den Mann unverpfändlich vormerken zu lassen. Luzern ($ 18 
des Ges. v. 1880) eriheilt der Frau und dem Heimathsgemeinderath von - 
sich aus das Recht, das bewegliche Frauengut bei Gefährde in die 
Depositalkasse niederzulegen oder Sicherung zu verlangen. : Uri gibt 
der Frau einen Vormund, welcher Sicherstellung oder Entzug‘des- 
Gewahrsams fordern soll. : Schwyz lehnt: sich nahezu wörtlich an 
das Zürcherrecht an und gibt ihr einen Vogt, wenn ihr: Begehren 
auf Sicherstellung oder dasjenige der unterstützungspflichtigen Ver- 
wandten, der Armenbehörde oder des Waisenamtes 'sich’ nicht ver- 
wirklicht. : Der Mann hat bloss noch ein Recht auf die Nutzniessung, 
nachdem vorerst der standesgemässe Unterhalt von Frau’ und Kindern 
daraus bestritten ist. Wörtlich mit Zürich stimmt das Geseiz von 
Obwalden überein, materiell auch Nidwalden, welches zur Sicherung 
der ‚Frau in der Regel dem: Manne die Gewere entzieht. Glarus’ 
benimmt dem Manne die. Verwaltung des Frauenvermögens und 
und setzt einen Vogt darüber. Damit dasselbe. von den Gläubigern 
später in einem allfälligen Concurs nicht in die Masse gezogen werden 
kann, wird bei dieser Gütertrennung ein Schuldenruf: erlassen. 
Wörtlich mit Zürich stimmt hinwiederum Zug überein. Freiburg 
sichert die Restitution des Frauengutes zum Voraus durch Assignat, 
und Reconnaissance. Wird letztere während der Ehe unzuverlässig 
dadurch, dass der Schuldner nicht genügende Gewähr bietet, ‘so 
trifft das Waisenamt die nöthigen Erhaltungsmassregeln : Interdietion, 
Betreibungen und offenbar auch Entzug der Gewere. Solothurn 
statuirt' neben. der Möglichkeit, dass die Frau zwei Drittheile des’ 
Zugebrachten sichern lassen kann, bei Gefährde die Gütertrennung. 
Ein: Vogt verwaltet das Frauengut, die Nutzung geht jedoch an’ den 
Mann. Da die Frau mit einem Drittheil ihres Vermögens für Schulden 
des Mannes und der Ehe haftet, so muss, damit sie daheriger, zu- 
künftiger Haftbarkeit entgehe, die Gütertrennung publizirt werden. 
Für vorherige Verbindlichkeiten haftet die Frau zehn Jahre lang mit 
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dem  Driitheil: ihres Vermögens, sofern: ‘Verjährung nicht‘ früher 
eintritt. ‚Sie, kann aber» auch gegen. diese’ Haftbarkeit' vom: Ehe- 
herrn ‘Sicherheit verlangen. ‘In beiden Basel ist die» Interdiction 
das einzige Mittel, die Frau: gegen Gefährde durch 'ungeschickte 
-Wirthsehaft: von: Seiten »des Mannes zu | schützen. Schaffhausen 
gewährt ı der: Frau, den Anverwäandten ‚und dem Gemeinderath 
wiederum das Recht: auf ‚Sicherstellung oder aufı' Entzug. der 
Gewere. Appenzell A.-R. spricht nur'vom Recht auf Sicherstellung 
durch den Mann bei, Gefährde des Weibergutes, die CGonsequenz ist 
natürlich der Entzug‘ des Besitzes, wenn‘ jene’ nicht geleistet wird. 
Appenzell I-R. gibt: dem Weibe einen Vormund, welcher die Ver- 
waltung ‘des in natura, vorhandenen Vermögens an sich zieht. Für 
nicht 'Vorhandenes: schreibt er ‚die daherige Ersatzforderung in sein 
Vogtbuch und privilegirt dieselbe durch diese Eintragung vor den 
laufenden Schulden; sofern sie mindestens einen Monat vor' Ausbruch 
des Goncurses erfolgt. ‘In SL. Gallen wird die Frau aufihr Begehren 
oder auf Verlangen der Verwandten oder der Armenbehörde' unter 
Schutzvogtei gestellt. Da das Eheweib im CGoncurse gewissermassen 
für Schulden des Mannes und der Ehe haftet, so wird auch. hier, 
wenn die spätere Realisirung jener  Haftbarkeit befürchtet wird, 
eine ausschliessende 'Vorladung an Jene erlassen, 'welche aus irgend 
einem Grunde Ansprüche an das Weibergut 'zu'machen gedenken. 
Graubünden kennt bei Gefährdung des Frauengutes die « Stählung». 
Die. Vormundschafisbehörde von sich aus, oder auf Begehren der 
Frau ‚oder ihrer Verwandten kann dem Manne die. Verwaltung 

nicht aber die Nutzung entziehen. Die «Stählung» wird amtlich 

publizirt; ein Rechnungsruf erfolgt behufs Güterausscheidung, und 
ein Massacurator wird über das gesammte eheliche Vermögen bestellt. 
Jene Publikation enthebt die Frau für die Folgezeit der Partieipation 
am: Vor- und Rückschlag und der Solidarität für die Schulden der 
Ehe, und diesen umgekehrt derjenigen für die Schulden der Frau. 
Bei Gefährde gibt Thurgau der Frau das Recht, auf Gütertrennung, 
resp. auf Versicherung ihres gegenwärtigen und zukünftigen Ver- 
. mögens zw Klagen, Durch: die Urtheilspublikation und ausnahms- 
weise durch die Veröffentlichung der’ daherigen vorsorglichen Ver- 
fügung; durch "den Gerichtspräsidenten hört. die ' Haftbarkeit des 
Weibes für zukünftige Verpflichtungen des Mannes auf. Tessin kennt 
nur eine Sicherheit für die dos, wovon später ‚die ‚Rede sein wird. 
Die Sicherheit: für das Paraphernalgut liegt ausschliesslich im Eigen- 

ihum der Frau und in: ihrem »Mitverwaltungsrecht, dann in: der 
Interdietion. © Die: Waadt gewährt die gleiche Sicherheit “durch 

Assignat und : Reconnaissance, wie Freiburg. Erscheint: letztere 
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ungenügend, ist Befürchtung wegen Verschleuderung des Weibergutes 
vorhanden, will ‘oder kann er keine Liegenschaften erwerben, um 
das Weibergut durch Assignat darauf zu verzeigen, "und will ‘oder 
kann er endlich keine’andere genügende Gaution geben, so wird das 
Vermögen der Frau in Drittmanns Verwahr gegeben ‘und ihm bloss 
das Einkommen verabfolgt. Wallis verordnet’ bei Gefährde die Güter- 
trennung. Unter Beihülfe des Vormundes- gelangt die Frau zur 
eigenen Mittelverwaltung. Ebenso 'schreitetder Kanton Neuenburg 
zur Gütertrennung und: überlässt ‘der Frau diesfalls die freie Ver- 
waltung. Für Schulden des Mannes haftet sie’ von diesem Momente 
an nicht mehr. Das Gebiet des Code Napoleon, Genf und Jura, 
kennen neben den gesetzlichen Hypotheken der Frau als Sicherungs- 
mittel ebenfalls das Institut der Gütertrennung. Die Frau hat die 
freie Verwaltung des Mobiliarvermögens; für Veräusserung von 
Liegenschaften bedarf sie der Zustimmung des Mannes, eventuell des 
Gerichts. Sie hat verhältnissmässige Beiträge an die Kosten der 
Haushaltung zu leisten. | 

Besonders hervorgehoben werden die Rechte von Bern und 
Aargau. Die Frau kann in diesen beiden Kantonen bloss die Sicher- 
stellung der Hälfte, und wenn sie nicht erfolgt, die Herausgabe der 
Hälfte der eingekehrten Güter verlangen. In Bern verwaltet ein 
Beiständer das "herausgegebene Weibergut und verabreicht die 
Nutzung dem Manne; in Aargau übernimmt die Frau’ die Selbst- 
verwaltung, so lange nicht Gründe vorhanden sind, sie unter 
Pflegschaft zu stellen. 

Mit Ausnahme dieser beiden Rechtsgebiete und der Besonder- 
heiten von Basel und Tessin, wo das Eigenthum der Frau, resp. die 
beschränkte Dispositionsbefugniss des Mannes Liegenschaften 'be- 
treffend und seine Interdiction die geeigneten Sicherheiten gewähren 
müssen, steht das ganze Gebiet der Schweiz, mit Rücksicht auf die 
Massnahmen gegenüber dem Manne, in dessen Händen das Frauen- 
gut gefährdet ist, materiell auf dem ganz gleichen ' Standpunkte. 
Ueberall bestehen sie in der Sicherstellung oder in dem: Entzug’ des 
Gewahrsams. Daneben bestehen allerdings die unter « Dispositions- 
befugnisse der Frau» und hier erwähnten formellen Verschieden- 
heiten. Da schlägt die Vormundschaft die Hand über das Frauengut, 
dort wird das Weib selbst Herr und Meister über ihr Gut, ein Kampf 
zwischen der Bevormundung des Individuums und der Freiheit. 

Ad 2. Was über die Sicherheit gesagt werden kann, welche im 
Kigenthum oder Miteigenthum der Frau an ihren zugebrachien 
Vermögensstücken oder am Ehevermögen überhaupt liegt, ist unter 
der Aufschrift « Eigenthumsverhältnisse » und « Dispositionsbefug- 
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nisse ».ı schon  auseinandergesetzt worden. Es dürfte darauf füglich 
verwiesen ‚werden. Diese ‚Sicherheit gibt ‚sich. darin, zu erkennen, 
dass der Mann in einer Gruppe :von.Kantonen nicht ohne Mit- 
‚wirkung (oder ‚Einwilligung der Frau und oft. auch. der Vormund- 
‚schaftsbehörden: ‚über: ihre ‚Grundstücke verfügen ‘kann; dass ihr 
Vermögen: im "Stadium der  Betreibung von.’ den Gläubigern .des 
Mannes und der: Ehe nicht:zu Pfand ergriffen und ebensowenig in 
die Goneursmasse gezogen werden kann. Wo überall dies geschehen 
und nicht: geschehen kann, ist bereits beschrieben worden. Die 
nothwendige Voraussetzung, damit die Macht des Eigenthums in der 
angeführten Weise zur 'Geltung komme, ist in der Regel ein beglau- 
bigtes Inventar über das Frauengut, errichtet bei Zubringen und 
Anfall oder auch zu jeder andern Zeit. Der Mangel derselben hat 
den Nachtheil, dass das Weib mit seiner Eigenthumseinrede gegen- 
über den betreibenden Gläubigern ausgeschlossen wird. Dennoch 
gibt es auch Kantone, welche, ohne jene Voraussetzung, der, Frau 
das unbedingte Vindicationsprivilegium verleihen,  z. B.: Zürich, 
Luzern (früheres Recht, das neue Gesetz verlangt den Gläubigern 
gegenüber, resp. als Voraussetzung des Vorrechts, Inventur, 88 8 bis 
‘10. 23), Uri, Schwyz, Nidwalden, Glarus, Zug, Appenzell, St. Gallen, 
Tessin und Wallis. | 

In Erhärtung obiger Aufstellung wollen wir nur aus der frühern 
Darstellung einige besonders instruktive Typen: herausholen.  Basel- 
land gibt der Frau das Recht, gegen Veräusserung und Verpfändung 
der von Mann und Weib in die Gemeinschaft gebrachten Grund- 
stücke insoweit Einspruch zu erheben, als so viel freier Grundbesitz 
vorhanden bleiben muss, dass der Anspruch auf Ersatz ihrer Mittel 
dadurch gedeckt ist. Die Kantone der Güterverbindung, d.h. wo 
das Eigenthum in natura der Frau verbleibt, mit. Einschluss von 
Wallis, haben den Schuldentrieb so eingerichtet, dass das Frauengut 
nicht gepfändet werden kann. Im Goncurs machen Glarus und 
St. Gallen eine Ausnahme, indem ersteres das ganze zugebrachte 
Gut, letzteres das Immobiliarvermögen, als denjenigen Theil des 
Frauengutes, welcher den Gläubigern schon: bei der Gontrahirung 
in die Augen fallen musste, in die Masse ziehen. Schaffhausen 
lässt die Pfändung, ohne Rücksicht auf «eheweibliches Einbringen », 
zu an Mobilien, diejenige von Grundstücken des Mannes dagegen 
nur insoweit, als das Frauengut dadurch gedeckt bleibt. 

Sind auch hier die Unterschiede der kantonalen Rechte nicht 
so gross, als die Verwirrung erschreckend, wenn alle diese Ver- 
schiedenheiten mit Rücksicht auf die Niedergelassenen kraft Heimaths- 
prineipes in jedem Kantone festgehalten werden müssten, so wird 
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dem/Planchier vollends geebniet durchdie' Erwägung; ‚dass‘ ‘hei’ Ehe- 
leuten, bei welchen successive mehrere’ Wohnsitze"i Betracht‘ fallen, 
das ursprüngliche’ Vermögen‘ in®»natüra' nicht mehr vorhanden ist, 
also. die! Ersatzforderung das” 'Mässgebende ist“ und somit "eine 
Collision der Macht des Eigenthums nur'in seihemäh Fällen stattfinden 
kann.'"Das gilt auchdann,'wenn® die Eheleute im neuen Domizil 
Grundeigenthum>erwerben! ZU B.'ein'Schwyzer verkauft das Grund 
stück seiner Frau.'' Mit 'diesem' Momente 'hat' letztere eine Ersaltz- 
förderung, welche verbleibt, auch wenn er’ später Grundeigerthum 
erwirbt.‘ Nehmen ' wir an,. er ‘gehe’ nach Baselland und kaufe sich 
dort ein Gut,’ so’ ist die Wandelung des Güterrechts geradezu die 
nothwendige' Voraussetzung, damit die Frau die Wohlthat erlangt, 
welche ‘dieser 'Kanton‘ aus der Gemeinschaft ableitet, nämlich das 
Einspruchsrecht 'gegen Veräusserungen. Auch hier hat überdies 
das' praktische Leben das Heimathsprinzip in den‘ Winkel des 
desuetudo geschoben. Ueberall wird verkehrt, veräussert, verpfändet 
nach dem örtlichen Recht, und es klingt hintenher wie Verhöhnung 
der Redlichkeit, wenn sich da der Aufenthalter oder Nieder- 
gelassene auf''das Heimathrecht beruft, das ihm den Mamon retten 
und: die Ehre‘ verlieren helfen 'soll. Beim Erwerb ist das’ 'Orts- 
recht erwünscht, gegen den Verlust schiktzt man den Schild’ der 
'Heimath' vor: 

Was’ die Pfandnahme und den Concurs anbelangt, so ist hier 
das: Territorialitätenprinzip auf dem Concordatswege und durch die‘ 
Praxis überhaupt schon lange durchgeführt, wovon später abgehandelt 
wird. Aber gerade hier werden wir unter Bedingungen eine Modifi- 
cation' befürworten, während wir die Regel durchaus anerkennen. 
Endlich ist für das Territorialitätenprinzip innerhalb der Schweiz 
bestimmend, dass bei den vielen, wenn auch bloss formellen Rechts- 
verschiedenheiten es selbst dem Rechtskundigen schwer, dem verkehr- 
treibenden Publikum aber durchaus unmöglich ist, die Rechtsnüancen 
der 25 Kantone und Halbkantone zu kennen. Da hilft nur das Terri- 
torialprinzip oder ein einheitliches Ehe- und Vormundschaftsrecht, 
mit andern’ Worten ein durchschlagendes, einheitliches Recht be- 
treffend Handlungsfähigkeit und Haftpflicht der Ehegätten. 

Ad 3. »Es ist sub 1 nachgewiesen worden, dass mit geringer 
Ausnahme‘ in allen Kantonen die Frau ihr ganzes Gut bei’ Gefährde 
durelv den Mann sichern lassen oder die Herausgabe, resp. die Güter- 
trennung fordern kann, und dass dieser letziern Massnahme in der 
Regel der‘ Versuch, Sicherstellung zu erlangen, vorausgeht. Die 
Caution'\besteht in Bestellung von Hypötheken, « Weibergutsver- 
‚sicherungsbriefen», Hinterlagen und wohl auch in Personalsicherheit. 
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Die; Betheiligung. der ‚Vormundschaftsbehörde st. ‚eine vexschieilen- 
gradige, selbst ‚ganz. verschwindende. . r 

„An, dieser, Stelle komamt.;es. darauf. .an, lehnen, Rechte zu 
erinnern, ‚welche, schon bei Uebernahme und, Anfall des Weibergutes 
für ein zu. constituirendes oder, für ein: stillschweigendes: Pfandrecht 
sorgen.: Freiburg ‚und Waadt ‚überlassen ‚das bewegliche Vermögen 
der, Frau ‚erst, ‚dann, dem Ehemann zur freien Disposition, ‚resp. zu 
Eigenthum,: wenn.er durch Assignat förmlich grundpfändlich Sicher- 
heit für. ‚die Restitution leistet. Besitzt er kein: Grundeigenthum, so‘ 
kann ihm gegen Reconnaissance das Frauengut herausgegeben werden. 
Dieser . Empfangschein verpflichtet. in Freiburg: Hab: und 'Gut des 
Mannes vom Datum der Ausstellung, an, und in.der.Waadt gewährt 
er ein.Privilegium sechs Monate lang von der Gütertrennung an 
vor den.laufenden Forderungen. Geld und Kapital sollen in der 
Regel ‚durch Assignat gesichert sein und: dürfen nur, dann gegen 
blossen Empfangschein herausgegeben werden, wenn: der. Mann vor 
den zuständigen Behörden dieses Zutrauen geniesst, Dagegen genügt 
der Empfangschein vollkommen für andere Beweglichkeiten.:' Die 
Reconnaissance soll in eine förmliche Hypothek umgewandelt werden, 
wenn der Mann später Grundeigenthum erwirbt.. Dieses Verfahren 
ist, einzuhalten. beim Zubringen, bei Anfall während der Ehe, sowie, 
wenn durch Veräusserung und Verpfändung von Immobilien der Frau 
dem Manne Summen zufliessen. Die Verwandten, welche derselben 
Geld oder Geldeswerth schulden und leisten wollen, müssen unter 
eigener Verantwortlichkeit darauf. dringen, dass jene Formalitäten 
erfüllt werden. Der: Gewahrsam wird dem Manne während der Ehe 
entzogen, wenn seine persönliche Verpflichtung, die Reconnaissance, 
von, zweifelhafter Solidität wird. 

Eine gesetzliche Hypothek auf allen Liegenschaften des Mannes 
gewährt das französische Recht der Frau für alle ihre Ansprüche 
aus dem ehelichen Güterverhältnisse. Sie entsteht im einzelnen 
Falle immer, wenn ein Schuldverhältniss auf Seiten des Mannes 
oder wenigstens ‚eine Haftpflicht begründet ist: Z, B. bei Anfall von 
Totalsummen durch Erbschaft .und: Schenkung, bei: der. Mitverpflich- 
tung des Weibes etc. Bei Verpfändung der Liegenschaften an Dritt- 
leute muss der Mann für Eintragung dieser Hypotheken besorgt 
sein. Die Gütertrennung Mangels Sicherheit der Frau ist oben schon 
dargestellt worden.. Dann besteht die Möglichkeit, jene Generalhypo- 
thek auf ein oder mehrere Grundstücke zu beschränken. 

Ein auf das gesammte Vermögen sich erstreckendes Pfandrecht 
mit dem Range einer. durch besondere Pfandschaft versicherten 
Forderung gewährt Aargau der Frau für die Hälfte des eingekehrten 
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Gutes. Bei späteren Unterpfandsverschreibungen des Ehemannes zu 
Gunsten Dritter ist dieses Pfandrecht als’ Vorgang zu verzeigen. 
Auch diese generelle Hypothek kann in Spezialhypothek, in «beson- 
dere Sicherheit» umgewandelt werden. : Dass Exhibition der Hälfte 
des Weibergutes verlangt werden kann Mangels Sicherheit, ist bereits 
gesagt. Das Verfahren bei diesem Sicherungsgeschäft’ vide I, 8. 128 
und 129. 

Diese wenigen Kantone lassen zu Gunsten der Frau ein gesetz- 
liches Pfandrecht zu, resp. sorgen dafür, dass das Weibergut schon 
bei seinem Anfall durch Pfandrecht gesichert wird. Die Frage ist 
nun die, ob diese Sicherheiten durch Auswanderung in ein anderes 
Rechtsgebiet erlöschen, und ob kantonsfremde Niedergelassene die 
gleiche Sicherheit fordern können und müssen, wie die Kantons- 
bürger. Was die Hypotheken anbelangt, so liegt es natürlich im 
Reich der Unmöglichkeit, dass Aufenthalter und Niedergelassene 
die Grundpfänder mitnehmen. - Entweder haben dieselben gar keine 
Liegenschaften, oder sie lassen solche im alten Domizil zurück, wo 
die Pfandrechte bestehen bleiben, bis sie nach Form Gesetzes gelöscht 
sind. Von einer Gollision der Rechte kommt hiebei nichts in das _ 
Spiel. Dagegen fällt die Frage in Betracht, ob die Frau, söfern der 
Mann im neuen Domizil Grundeigenthum erwirbt, nun auch hier, 
gestützt auf das bei Eingehung der Ehe begründete Ortsrecht, ihre 
gesetzliche Hypothek geltend machen könne, wo man dieselbe nicht 
kennt. Hier wird sofort klar, dass in diesem Falle eine gesetzliche 
Hypothek, ein stillschweigendes Pfandrecht, als mit der Öffentlichen 
Ordnung im Widerspruch stehend, nicht in Betracht fallen kann. 
Dagegen ist, wie wir gesehen haben, mit jenen gesetzlichen Pfand- 
rechten der Frau zugleich die Möglichkeit geböten, ohne weitern 
Grund ein spezielles Pfand und daherige Eintragung in die Öffent- 
lichen Protokolle zu fordern. Fraglich ist nun, ob das Weib im 
neuen Domizil gestützt auf dieses Recht Hypothek verlangen könne, 
oder bloss unter den Voraussetzungen, welche das Territorialrecht 
selbst aufstellt, z. B. bei Gefährde, und ob dasselbe, gestützt auf sein 
Heimathrecht, Hypothek und Sicherheit für das ganze Vermögen 
anbegehren könne, während die örtliche Gesetzgebung sie bloss für 
einen Theil derselben zulässt, z. B. für die Hälfte. 

Consequent ist, dass die Frau auch diejenige Sicherheit vom 
Manne fordern Rhnn! welche nach demjenigen Rechte zulässig ist, 
welches die Gatten am Ort der Niederlassung festhalten. Anderer- 
seits ist nicht zu leugnen, dass die Möglichkeit. Sicherheit zu ver- 
langen, die Voraussetzungen hiezu und die Bestimmung, für welches 
Quantum sie erfolgen dürfe, durch die öffentliche Ordnung mit 
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Rücksicht auf den Credit im Allgemeinen und das Goncursrecht im 
Besondern bestimmt ist und sich’ der Autonomie ge Eheleute zu 
entziehen scheint. 


Die ganze Gollision liegt übrigens bloss in den Voraussetzungen, 
unter welchen ‘Sicherheit gefordert werden kann, da in’ der ganzen 
Schweiz, mit Ausnahme von Bern und Aargau, das asia Frauengut 
sicher gestellt werden kann. 


Hingegen hängt die Frage noch zusammen mit derjenigen, ob 
die Gatten im neuen Domizil ihr getrenntes Vermögen beibehalten 
und in ‘dem Sinne als getrennte Rechtssubjekte in Betracht fallen 
können, dass der eine Theil für die Schulden des andern nicht, oder 
nur so haften solle, wie ein früheres Recht bestimmte. Diese Möglich- 
keit vorausgesetzt, liegt es in der Consequenz, dasjenige Quantum der 
speziellen Sicherheit zuzulassen, welches das ursprüngliche Recht 
zulässt. | 

Von Interesse ist dann ferner die Velleität, dass Niedergelassene 
aus Tessin, Genf oder aus dem Jura (Aargau will mit der still- 
schweigenden Hypothek für die Hälfte des Zugebrachten aufräumen, 
indem nun auch mittlerweile der Grosse Rath dem. regierungsräth- 
lichen Entwurf I, S. 197 beigetreten) dortselbst Liegenschaften zurück- 
lassen. Da nun Grundstücke dem territorialen Recht unterliegen (Ull- 
mer, Prax. I, Nr. 543 u. 552; Feigenwinter, S.8, II), so könnten auswärts 
niedergelassene Ehefrauen bei der Liquidation ihr stillschweigendes 
Pfandrecht nach der lex rei sit geltend machen wollen. Dies 
scheint gerecht zu sein, sofern die Eheleute bei der Niederlassung 
das alte Recht gewahrt haben. Andernfalls muss Verzicht der Gatten 
auf die stillschweigende Hypothek angenommen werden. Allerdings 
verbietet z. B. das französische Recht diesen Verzicht in Fällen, da 
nicht spezielle Sicherheit geleistet wird und statuirt somit Handlungs- 
unfähigkeit zu diesem Geschäft. Allein die Handlungsfähigkeit muss 
sich in diesem Falle nach dem Ort der Niederlassung richten. Dieses 
Verfahren ist durch Glaube und Treue im öffentlichen Verkehr 
geboten. 

Eine, weitere Frage bildet, der Einfluss des Domizilwechsels auf 
die während der Ehe bestellte Sicherheit oder die erfolgte Güter- 
irennung, vesp. Weibergutsherausgabe. Es liegt auf der, Hand, dass 
der Ehemann durch Domizilveränderung sich dieser Caution nicht 
entwinden kann. Desswegen kommt auch diese, Frage bei der 
Wandelbarkeit nicht weiter in Betracht. Diese Art der Sicherung 
involvirt im Ganzen eine. Störung, eine Aufhebung der ehelichen 
Güterordnung. Dabei schlägt entweder die Vormundschaftsbehörde 
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die Hand über das Frauengut, oder das Weib nimmt ihre Mittel 
selbst in Verwahr. Ist das erstere der Fall, so werden die Behörden 
das Zugebrachte, resp. die Cautionen, nicht oder nicht anders heraus- 
geben, alsder. Vormundschaftsbehörde desneuen Wohnortes, Im andern 
Falle hat das Weib im neuen Domizil sich selbst zu schülzen durch 
Eintragung, ihres Verhältnisses bei der zuständigen Behörde, Dass 
es in. diesen Fällen der Publicität bedarf, damit Dritten gegen- 
über die Sicherheit ihre Wirkung entfalte, erscheint als natür- 
liche Sache. | | 
Ad 4. Das Concursprivilegium der Frau, resp. die Stellung der- 
selben im Goncurse. Goncursprivilegien und Collocation bilden keine 
wohlerworbenen Rechte. Sie ändern mit der Gesetzgebung im gleichen _ 
Staate, beziehen sich auf alle Schuldverhältnisse, auch auf diejeniger;, 
welche vor dem Erlasse der bezüglichen Gesetze entstanden waren 
und nach dem frühern Rechte günstiger collocirt gewesen wären. 
Das Gonecursrecht ist jus publicum, dem Alles unterworfen ist. 
Um so mehr gilt dies von einem Schuldner, der sich einen neuen 
Wohnsitz gründet. Er wird dem Goncursrecht dieses Ortes unter- 
worfen.*) Aber auch seine betreibenden Gläubiger werden es, indem 
sie sich nach demselben rangiren und nicht nach dem Rechte des 
Gontraktortes, resp. eines frühern Wohnortes des Schuldners. Eine 
andere Lösung ist rein unmöglich. Das über die Betreibung am 
15. Juni 1804 zu Stande gekommene Goncordat hat nicht etwa den 
Satz, dass jeder Staat nur sein eigenes Conceursrecht und nur dieses 
zur Anwendung bringe, feststellen oder neu einführen wollen; der- 
selbe bestand begreiflicher Weise schon vorher, allein es wollte den 
Ort festsetzen, wo der aufrechtstehende Sch weizerschuldner zu suchen 
sei, die Einheit der Betreibung und des Concurses durchführen und 
verlangte, dass alle Gläubiger, welche Bürger der CGontraktskantone 
wären, nach dem am Betreibungsorte geltenden Recht, wie der 
Kantonsbürger selbst gehalten werden. Dabei war der Satz, dass. 
der Wohnort des Schuldners sein geltendes CGoncursrecht anwende, 
nicht sowohl Vertragsgegenstand, als vielmehr selbstverständliche 
Voraussetzung. Vertragsgegenstand war die Forderung der Einheit-. 
lichkeit im Rechistriebe und der Gleichheit und Unparteilichkeit 
gegenüber allen Bürgern der contrahirenden Stände; dass man sie 
ron der Betreibung nicht ausschloss oder schlechter collocirte als 
die eigenen Angehörigen. Das konnte man nicht anders ausdrücken, 
als dass sie nach dem am Betreibungsorte geltenden Recht collocirt 
werden sollen wie jeder andere Bürger. (Feigenwinter, gekrönte 
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Preisschrift 1879.) Dieses concordatsgemässe CGoncursrecht ist nun 
auch auf. ‚das. Eherecht im Concurse "ausgedehnt worden, und zwar 
nicht, etwa so, dass man sich bei Niedergelassenen befragt hätte, 
was, für ein Güterverhältniss nach dem Heimathsprinzip für sie 
massgebend. wäre, und dass man die Frau dann für ihre aus dem 
heimathlichen Güterrecht sich ergebenden Ansprüche an dem Manne, 
wie jeden andern Gläubiger, oder mit dem nach Ortsrecht für Ehe- 
frauen geltenden Privilegium rangirt hätte, nein, man legte das 
Concordat so aus, dass das eheliche Güterrecht selbst im Concurse 
nach dem örtlichen Recht sich richte, dass die Ansprache der Frau 
am Ehevermögen oder am Manne darnach sich formulire, und dass 
sie damit im Falliment collocirt werde. Man nalım also Wandelbar- 
keit des materiellen ehelichen Güterrechts im Concursfalle an und 
liess es nicht dabei bewenden, die Frau als Gläubigerin des Mannes 
oder Vindicantin nach Heimathrecht, nach dem Rechte des Concurs- 
ortes zu rangiren. Sehr instruktiv in dieser Richtung ist der Fall 
der Eheleute Weber-Rohr, heimathrechtig in Wetzikon (Zürich), 
wohnhaft und im Concurs zu Lenzburg (Aargau) (Ullmer, Praxis I, 
Nr. 559., S. 491 u. fgg.). Der Zürcher Weber kam im Aargau in den 
Coneurs. Die Behörden des letztern Ortes zogen das Weibergut in 
die Masse und gewährten der Frau das aargauische Coneursprivi- 
legium für die Hälfte des Zugebrachten. Zürich wehrte sich und 
forderte Herausgabe des in natura vorhandenen Vermögens nach 
heimathlichem Güterrecht und berief sich dabei auf das Concordat 
betr. Erbrecht vom 15. Juli 1822, das zwar allerdings das Erbrecht 
und die Eheverträge, soweit der Inhalt erbrechtlicher Nalur ist, dem 
Heimathrechte unterwirft, nicht aber das eheliche Güterrecht an 
sich. Auch, die Bundesbehörden wiesen die Zürcher ab und sank- 
tionirien die territoriale Anwendung des ehelichen Güterrechts im 
CGoncurse als concordatsgemäss. Es ist mir nicht bekannt, dass in 
andern Kantonen eine andere Praxis besteht. Allerdings muss es 
vorkommen, dass die Frau, nachdem man ihr nach örtlichem Recht 
ihr Guthaben ausgeschieden, noch hintendrein für Forderungen 
belangt wird, für. welche sie Andern durch Gesetz oder Con- 
trakt haftbar geworden; denn durch Domizilwechsel zahlt man nicht. 
Dies müsste z. B. der Fall sein, wenn Neuenburger in das Gebiet 
der Güterverbindung einwandern, weil in Neuenburg die Frau 
subsidiär für die Schulden der Ehe haftet. Der angeführten Ent- 
scheidung .des B. R. gegenüber muss aber zugegeben werden, dass 
das Concordat auch einer andern Auslegung fähig wäre. Wenn z.B. 
die Aargauer Behörde der Zürcher Frau das in natura vorhandene 
Vermögen herausgegeben hätte, und sofern weniger als die Hälfte 
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vorhanden oder versichert gewesen wäre, bis zum Betrag der Hälfte 
das aargauische Privilegium gewährt, sonst aber die Ansprüche dem 
territorialen. Rechte gemäss unter die laufenden Forderungen collo- 
eirt haben würde, so hätte schwerlich mit Verletzung des Goncordats 
Aufsehen gemacht werden können, *) So ist man aber berechtigt, die 
Wandelbarkeit des ehelichen Güterrechts im Concurse als concordats- 
gemäss und gemeineidgenössisch anzunehmen, denn ausser Schwyz, 
Glarus und Appenzell I.-Rh. haben alle Kantone das CGoncordat vom 
15. Juni 1804 G. angenommen. Dieser Regel stimme ich bei. Allein 
für den Fall, da es den Gatten gestattet sein ‘soll, ein früheres 
Güterrecht am neuen Wohnsitz festzuhalten, so muss mit Bezug auf 
das in natura vorhandene Weibergut geradezu das Gegentheil be- 
hauptet werden. Das bezügliche Concordat bestimmt nicht, dass der 
Güterstand im Falliment nach dem Ortsrecht sich richte, sondern 
dass der Gläubiger darnach behandelt werde.  Als' Gläubigerin 
kommt aber auch die Frau in Betracht und zwar. nach demjenigen 
Güterstand, dem die Gatten nachleben. ‘Wenn daher der Kanton 
Aargau nach seinem  Güterrecht die‘ Frau für ihr ganzes Zu- 
gebrachte als blosse Gläubigerin ‘ansieht, so folgt aus dem von 
Zürchern im Aargau festgehaltenenen Güterverhältniss im Gegen- 
theil bloss, dass sie Gläubigerin des Mannes wird, soweit ihr Ver- 
mögen nicht mehr vorhanden ist. Für diese Förderung ist sie Ei 
Aargauerrecht zu colloeiren. 

Eine analoge: Interpretation des Art. 60 der B.-V. heipökfend die 
Rechisgleichheit würde dazu führen, einen andern Grundsatz! als 
den der Territorialität des Rechtes überhaupt nicht zuzulassen. 
Dann aber kann beigefügt werden, dass ein Festhalten am: bisherigen 
Recht, ohne mit Rücksicht auf die Vertheilung des Vorschlages: bei 
materiellem Fortgange, Keine Bedeutung hat, wenn .das in natura 
vorhandene Weibergut vor Einzug in die Masse nicht: geschützt 
wird. Ist der Maun solvent, so bekommt die Frau ihre Sache‘ nach 
jedem Gesetze. Im: Goncurse aber hat sich das Prinzip zu bewähren. 
Damit soll bloss die Interpretation des bezüglichen Goncordates durch 
den Bundesrath beanstandet sein. In seiner Macht, die Entscheidung 
der aargauischen Behörde abzuändern, lag es nicht, da es dermalen 
noch ganz in der ‚Gompetenz der Katıtank liegt, welches BREI REEL 
sie: mit Bezug auf ee anwenden wollen: 


®) Anmerkung. Der Kanton Luzern normiıt in dieser Weise das diess- 
fallsige Concursprivilegium der Frau, $S 23, 
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‚Nach diesen allgemeinen Auseinandersetzungen prüfen ‘wir nun 
die Verschiedenheit der kantonalen Goneursprivilegien. 

1. Es gibt Kantone, welche der Frau für ihr nieht mehr in 
natura vorhandenes Vermögen, resp. für ihre Ersatzforderung, gar 
kein Vorrecht gewähren und sie den übrigen Gläubigern gleich- 
stellen. Bei unsicherer Finanzlage hat Sicherstellung, Vermögens- 
herausgabe, eventuell auch Pfändung zu Gunsten des Frauengutes 
statt. Hieher gehören: Schwyz, Obwalden,*) Nidwalden, Appenzell 
Ausserrhoden, Tessin mit Bezug auf das Paraphernalgut, und Wallis. 


Für Thurgau und Neuenburg muss das Besondere betr. Haftbarkeit 
der Frau vorbehalten bleiben. Die Gruppe zählt 6'/, Kantone. 


2. Für das ganze zugebrachte Gut anerkennen ein Privilegium: 
Zürich, Uri, Zug, Freiburg bei richtiger Constituirung der Recon- 
naissance, die beiden Basel, welche hier den Boden der Gütergemein- 
schaft verlassen und complet in das Gebiet der Güterverbindung 
hinübertreien; Schaffhausen, Appenzell IL-Rh, wenn der Vogt die 
Ersatzforderung vorschriftsgemäss in sein Vogtbuch eingetragen hat, 
Waadt unter der Voraussetzung wie Freiburg, 7'/, Kantone. 

3. Ein Privilegium für zwes Dritiheile des eingekehrten Gutes 
gewährt einzig Solothurn. 

4. Auf die Hälfte reduziren das Vorrecht: Bern, Luzern (8 23); 
Glarus zieht das ganze Weibergut in die Coneursmasse, und nun hat die 
Frau die Wahl, entweder die Hälfte unter gänzlicher Verzichtleistung 
auf die audere Hälfte, als Gegenstand einer privilegirten Forderung 
vorabzunehmen oder mit ihrem ganzen Vermögen unter die laufenden 
Forderungen zu treten. St. Gallen gibt der Frau die in natura vor- 
handene Kahrhabe zurück, das übrige Vermögen fällt in die Masse 
und sie hat nun ebenfalls die Wahl, für die Hälfte eine privilegirte 
Forderung nach’ den Hypothekar- und Schatzungsgläubigern geltend 
zu machen oder mit den Gurrentgläubigern Ersatz für ihr ganzes 
Vermögen in der neunten Klasse zu fordern. 4 Kantone. 


*) Anmerkung. Obwalden spricht allerdings von einem Vorrecht. Es be- 
steht dasselbe aber: darin, dass sie ihr noch in natura vorhandenes Vermögen, 
welches unter den Aktiven des Mannes inventarisirt wird, nach den Vor- 
mundschafts- und Kinderansprüchen ziehen darf. Die Erhebung des in natura 
Vorhandenen liegt im System der Güterverbindung, welchem Obwalden auch 
huldigt. Dieses Privilegium gestaltet sich im System zu einem privilegium 
odiosum, indem das. Weib eventuell für die vorgängigeu Schulden in Folge 
Concursrechts haftet. (Vide I, 8. 48—50.) 
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5. Endlich 'steht Graubünden allein | da‘ HEN ie re 
von einem Viertheil' des. Zugebrachten: 


6. Nicht hierher gehören: Freiburg und! Waadt; Soebi die 
Restitulion des Weibergutes durch 'förmliche Hypothek (Assignat), 
also nicht bloss durch Privilegium gesichert wird, wohl aber das 
Recht aus der Reconnaissance, welche bloss Vorrecht begründet; 
das Recht von Tessin, soweit für die dos’eine' Hypothek besteht, 
ebensowenig die Generalhypothek des französischen Rechts und die 
Pfandschaft des Aargau.*) Alle diese Rechte bestehen, ohne durch 
den Eintritt des Concurses bedingt zu sein. Diese ' gesetzlichen 
Hypotheken sind genau zu unterscheiden vom blossen Concurs- 
privilegium, und sind desshalb oben schon besonders ee 
worden. 


Das Privilegium tritt erst ein, wenn und soweit keine andere 
Sicherung gültig vorgenommen worden und ist seinem Werthe 
nach äusserst verschieden. , Am besten stellt sich die Ersatzforderung 
der Frau, mit und ohne Vorrecht, wo Betreibung auf Concurs 
statthat, und sie nicht erst dem ausgepfändeten Manne gegenüber 
steht. Es gilt dies von Luzern, Solothurn, Basel und Aargau. Im 
Pländungsgebiei, wozu die übrige Schweiz gehört. ist ihr Vorrecht 
da werthvoller, wo im CGoncurs die generellen Pfändungen durch 
das Pfandbuch erlöschen, wie in Bern, oder ihr nachgestellt werden 
(Uri, Obwalden, Glarus, Zug, Appenzell I.-R. und St. Gallen). 
Werthlos kann dasselbe in jenen Kantonen betrachtet werden, wo 
das Recht der Frau sogar noch nach jenen generellen Pfändungen 
anhebt, wie in Zürich. Da besteht ihr Vorzug lediglich in der Ver- 
gessenheit, Unwissenheit oder Nachlässigkeit der Gläubiger, weil der 
wachbare Inieressent pfändet. Des organisatorischen Werthes wegen 
heben wir zwei besonders auffällige und für die Frau äusserst 
werthvolle Gesetzesbestimmungen hervor, eine aus Schaffhausen. 
die andere aus Graubünden. Dort darf Grundeigenihum nur soweit 
sepfändet werden, als’das Privilegium der Frau im Coneurse nicht 
illusorisch gemacht wird, und hier kann sich die Frau der Aus- 
pfündung widerseizen, wenn sie erweist, dass der Viertheil des 
Zugebrachten im Concurse sonst nicht mehr erhältlich wäre. Solche 
Bestimmungen bringen dem Privilegium seinen wahren Gehalt. 
Was nützen sie sonst, wenn vorher alles Guthaben des Mannes 
weggepfändet wird. 


*) Anmerkung. Durch Beschluss des Grossen Rathes ist diese Hypothek 
aufgehoben, wie I., S. 179, beschrieben. Das Referendum hat derzeit noch 
nicht gesprochen. wu | 
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Wo ’die Gesetze‘ der) Frauliein‘Vorrecht'gewähren, geht sie in 
der Regel den laufenden Forderungen: vor.» Nur‘ Bern stellt-sie.in 
die Klasse der Hypothekargläubiger. mit; der. dort privilegirten Ver- 
mögenshälfte. Im 'Uebrigen.gehen ihr die. Liquidationskosten, die 
Hypotheken und Faustpfänder, auch die’gesetzlichen Pfandrechte, 
Pacht-, Mieth- und Kostgeldforderungen naturgemäss vor, bisweilen 
verhängnissvoll genug, auch sogar die'generellen Pfändungen, eine 
Härte, welche zwar: darin etwas abgeschwächt wird, dass auch die 
Frau oder ihr Vormund Sicherheitshalber' pfänden können. 

Dass die Sterbekosten, Arzt-, Apotheker-, Hebammenkonti, Lidlohn 
u. drgl. bald vor, bald: noch dem: Frauengut colloeirt werden, ist 
eine unbedeutende Differenz.*) Wichtiger ist die Verschiedenheit, 
dass die übrigen Forderungen aus dem Familienrecht, Kinderguts- 
ansprüche und Forderungen aus den Vormundschaften des Mannes 
bald vor, bald nach, dann auch gleichberechtigt mit der Frauen- 
gutsforderung sich Deckung verschaffen. Die grösste Bedeutung 
haben hier die Verbindlichkeiten aus der Vormundschaft, weil sie 
sehr bedeutend sein können und häufig vorkommen. 

Eine weitere Verschiedenheit muss noch erwähnt werden. ‚Unter 
den 6!/, Kantonen, welche kein Frauengutsprivilegium anerkennen, 
befinden sich auch Thurgau und Neuenburg. Zur nähern Präcisirung 
muss beigefügt werden, dass diese Kantone, soweit nicht Güter- 
trennung, resp. Versicherung stattgefunden, die Frau für die Ehe- 
Schulden haftbar erklären, Thurgau unbedingt, Neuenburg subsidiär, 
ersteres auch für voreheliche Verbindlichkeiten des Mannes. Letzterer 
Kanton gibt. der Frau eine Ersatzforderung nach allen Gläubigern 
am Manne; in ersterem hat die Frau pro rata des Zugebrachten am 
Rückschlag zu partizipiren und somit nur eine Ersatzforderung, 
soweit dieses Verhältniss durch Inanspruchnahme ihres Vermögens 
überschritten worden. In den übrigen 'hierhergezählten Kantonen 
concurrirt die Frau mit den laufenden Forderungen, soweit sie nicht 
für Sicherheit gesorgt hatte. 

Wo die Frau ein Vorrecht für die ganze Ersatzforderung besitzt, 
lässt sich weiter nichts mehr anführen. Dagegen ergibt sich noch 
eine interessante Verschiedenheit zwischen. den Gesetzgebungen, 
welche ihr bloss eine Quote bevorrechten, je nachdem die Frau für 
das übrige Vermögen zudem noch mit den laufenden Forderungen 
concurrirt, ihnen nachgeht, oder wo sie gar auf den Rest verzichten 
muss. Solothurn stellt die Ehefrau mit ihrem unprivilegirten Ver- 
RT a hinter alle ariget mit Ausnahme der Gesellschafter 


*) Ankh Vergl. z. B. Zürich, Uri, Obwalden, L,.8.:19, 37, 49. 


Ba. 


und-Gommanditäre,: welche: ihr: folgen. Bern setzt sie mitider Hälfte 
und zwar nur, wenn die Ehe gelöst ist, hinter sämmtliche Gläubiger. 
GHarus und SL. Gallen‘ stabuiren Verzicht aufden unprivilegirten‘Rest 
(die Hälfte), sofern die) Frau ihr Vorzugsrecht geltend macht.» Ver- 
ziehtet sie darauf, 80 econcurrirb sie mit den: laufenden; Forderungen 
für das ganze Vermögen: ». Graubünden, welches (der Frawrfür.»die 
Eheschulden Solidarhaft »auferlegt, «ihr Vermögen «inı.den: Goneurs 
zieht, ; und: jene Solidarität nun ‚abschwächt, indem es.den vierten 
Theil der -Frauenforderung:: privilegirt; » gewährt zudem der, Frau 
eine Ersatzforderung, soweit sie mehr als einen Drittheil des. Rück- 
Schlages am Ehevermögen in: Folge ihrer Haftpflicht: trägt. Erwähnt 
wird noch Aargau, welches: neben der hypothekarischen oder sonstigen 
Versicherung der: Vermögenshältte. die: Frau mit der. übrigen Hällte 
unter die Gurrentforderung entreten lässt, eine Goncurrenz, ‚die, sehr 
werthvoll ist, da im Kanton Betreibung auf Goneurs statt hat. Damit 
stimmt auch das neueste Gesetz von Luzern..überein, indem. es die 
Hälfte, soweit sie,nicht schon gesichert oder herausgegeben ist, privi- 
legirt und die andere Hälfte unter die laufenden Credite versetzt. 
Gerade im Goncurse ‚bestehen grosse. Verschiedenheiten, allein 
das Heimathsprinzip lässt sich auf. diesem Gebiete nicht durchführen. 
Dagegen ist es schwer‘ zu sagen, welches Recht: nun. der. Frau im 
Goneurse die grössern Vortheile bietet. Da, wo. der Frau mit oder 
ohne Vorzugsrecht die ganze. Weibergutsforderung: zusteht, gelangt 
sie unter: Umständen zu grösserm ‚Schaden, »als in @raubünden, ; wo 
nur ein. Viertheil privilegirt ist, aber mit Einspruchsrecht, gegen die 
Auspfändung. Glarus. und ‚St. Gallen geben ihr ja ‚geradezu: die 
Wahl: zwischen der privilegirten Quote. und dem: unprivilegirten 
Ganzen. Steht die: Masse: verhältnissmässig ‚gut,..so findet sie ihr 
Interesse bei der unprivilegirten; Forderung :aufiden ganzen Betrag, 
sonst bei der privilegirten ‚Hälfte; Aargau mit, seiner ‚Sicherheit 
auf die Hälfte, mit seiner, Goncurrenz der: Frau: in der Klasse: der 
Laufenden für die andere Hälfte und mit. seiner Betreibung auf CGon- 
curs, stellt die: Frau: doch: ungleich besser, als Zürich mit, seinem 
gewissermassen: pompös. aussehenden ;Privilegium » für. das ganze 
Weibergut nach den generellen Plandgläubigern. Es.ist. durchaus 
nicht ‚gesagt, dass Solothurn, das ?/, des Frauengutes: privilegirt, die 
Frau. besser stellt als Aargau und Luzern, ‚welche die; Hälfte .bevor- 
rechten, jenes’ aber: die weitere Concurrenz mit. den: Gläubigern. aus- 
schliesst, diese. zulassen. : Es ist ‚geradezu. Sache des. Rechnungs- 
exempels.im einzelnen Falle 'herauszubringen, nach welchem Recht 
sich die Frau besser. stelle. So: viel ist ‚aber. sofort ‚klar, dass 
Thurgau: und: Neuenburg die Ehefrau am. schlechtesten »situiren 
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wegen ‘der ‘primären und: secundären: Haftbarkeit für die Ehe- 
HESeMLGeR, resp. für die ‚Schulden des ‚Mannes. 

ES ist ‚oben von’ einem Unterschied zskiihen. direkter und 
indikektei Haftbarkeit der’ Ehefrau für Schulden der-Ehe gesprochen 
worden. 'Ersteres trifft zu, wo‘ das Gesetz der Fraw vorschreibt, in 
diesem oder‘ jenem Verhältniss für) die Eheschulden "einstehen zu 
müssen, bedingterweise auch dann, wenn im Goncurse das’ Weibergut 
in die Masse gezogen wird, Letzteres, wo’ erst in Folge unvortheilhafter 
Gollocation der Ersatzforderung ein Nachtheil des Weibes entsteht 
zu Gunsten der Gläubiger. Daneben kommen noch die. eigenen 
Schulden der Frau in Betracht,’ welche sie nicht als Ehefrau kraft 
ehelichen Güterrechts : zu: tragen: hat, : sondern. als gewöhnliche 
Gontiraktsperson, wofür ihr Guthaben, das sie aus der Zwangs- 
liquidation zieht, noch extra  einzustehen hat. Von‘ keiner seite 
wird bestritten, dass jene Rangirung der Ersatzforderung nach dem 
Recht des CGoncursörtes anzuordnen ist. Mit dieser"Beschränkung 
kann davon gesprochen werden, es gelte im Goncurse das Gülerrecht 
des Wohnsitzes unbedingt. ' Denn nun erwirbt und: verliert sie 
Privilegien nach Massgabe des Territorialgesetzes. 

Wenn beispielsweise ein Schwyzer, der das Weibergu t' umgesetzt 
hat, in Solothurn sich''niederlässt, kann er'gewiss, gestützt darauf, 
dass sein Weib in der Heimath für' Schulden’ der: Ehe: gar nicht 
haftet, nicht verlangen, dass das ganze Vermögen derselben privilegirt 
sei, während Solothurn, gestützt. aufvihre Haftpflicht mit>\einem 
Vermögensdrittel,'der Frau bloss zwei Drittheile privilegirt. : Um- 
gekehrt wäre 'es nicht’ gerecht, wenn: Solothurn, gestützt auf: die 
gleiche Erwägung, ‘die Schwyzerin mit dem ganzen Vermögen: nach 
sämmtlichen Gläubigern collocirte. ‘Die einzig mögliche Ausnahme 
ist der für Aufenthalter namentlich’ in dieser Lage ausnahmsweise 
zutreiiende Fall, dass, wenn (das Frauengut ganz oder theilweise 
in'natura sich vorfindet, dasselbe nicht in die CGoncursmasse  ge- 
zogen würde und ‘dadurch der Haftpflicht nach. Ortsrecht sich 
entrückte. Für die Ersatzforderung muss immer‘ wieder Territorial- 
recht zur Anwendung kommen. Dabei stelle ich mir die Sache so 
vor, dass diese Frauenforderung, soweit 'sie ‘mit Einschluss‘ des 
in natura vorhandenen zwei Drittheile des Gesammtvermögens 'aus- 
machen würde, privilegirt, und das letzte Drittheil unprivilegirt 
wäre, analog wie in Luzern. Ein ’Vortheil "würde für das Eheweib 
insofern entstehen, als über zwei Drittheile'des eingekehrten Gutes 
in natura vorhanden wären. ' Das gleiche Verhältniss muss inımer 
dann eintreten, wo durch Vertrag das Frauengut gegen Haftung 
geschützt wird. ‘Im Coneurse "kann nur das.in’ natura vorhandene 
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Frauengut durch Vindieation geschützt: sein... Wo sich» das. Guthaben 
der, Frau in die Ersatzforderung auch. in: Folge. Vertrags \zuspitz}; 
da’'können gegentheilige, Heimathrechte: und Verträge nichts ‚helfen, 
weil sie’ die Rangordnung im Goncurse. nicht abzuändern vermögen. 
Das gleiche Verhältniss müsste auch Veintreten, wenn. die ‚Nieder- 
lassung von Schwyzern' in. Graubünden: stattfinden „würde, .wo.ein 

Viertheil privilegirt ist. Hr EN 


| $ 37. 
4. Die Rechte der Gläubiger. 


a. Die vorehelichen Schulden. Es ist die natürliche Gonsequenz 
der Güterverbindung und derjenigen Rechte, welche das Eigenthum 
anı den zugebrachten Vermögen unterscheiden, dass bei getrenntem 
aktiven Vermögen auch die zugebrachten Schulden jedem. Ehegatten 
persönlich anhängen. Dabei hat es nichts Fremdartiges, wenn auch 
nahezu alle Gesetze vorschreiben, der Ehemann als natürlicher Vor- 
mund sei während der Ehe für die Schulden des Weibes zu be- 
treiben. Seine Zahlungen gehen aut Kosten des Frauengutes, und 
eine Haftung darüber hinaus trifft ihn nicht. Auf dieser Grundlage 
treffen zusammen die Gesetzgebungen von: Zürich, Luzern*), Uri, 
Schwyz, Unterwalden, Glarus, Zug, Appenzell, ‚St. Gallen, Tessin 
und Wallis. Daran reihen sich. Freiburg und Waadt, welche gegen 
Sicherstellung ‚das bewegliche Frauengut an den Mann ‚übergehen 
lassen, in dem Sinne, dass das Guthaben der Frau am Manne 
dadurch vermindert wird. Desgleichen gehen in Bern und Aargau 
mit dem Eigenthum auch die Schulden der Frau an den Mann über 
und werden bei Bestellung der Sicherheit und bei der Restitution 
in Abzug gebracht. In Solothurn hat.der Mann nur das zugebrachte 
Gut nach Abzug der damit zusammenhängenden oder persönlichen 
Schulden der Frau zu ersetzen, resp. herauszugeben, und hat er 
überdies das Recht, die Gütertrennung zu verlangen, wenn sie ein 
überschuldetes Vermögen in die Ehe bringt. Basel, mit seiner Güter- 
gemeinschaft, scheidet im Goncurs das Weibergut aus nach Abzug der 
bezahlten eingebrachten Schulden, ohne dies bringt es der Bestand 
der Gemeinschaft mit sich, dass die vorehelichen Schulden aus ihr 
entrichtet werden durch den Mann. Schaffhausen überweist die 
vorehelichen Schulden während des Bestehens der Ehe dem Manne 


*) Anmerkung. ı Ges, v. 25. Nov. 1880, 88 21, 14, in fine. 
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zur Zahlung 'gegen Gompensation mit dem  Frauengut, ‚soweit "es 
reicht. "Graubünden erklärt ausdrücklich die‘ vorehelichen Schulden 
der Ehegatten "als nicht 'gemeinsam;,' desgleiehen Neuenburg. Bei 
20 Kantonen kann'hiermit' constatirt' werden, dass die vorehelichen 
Schulden des’ ‘Mannes das 'Eheweib "nichts angehen. "Allerdings 
kann’ zwar im’ Goneurse durch Einziehung des Frauengütes in die 
Masse und durch Collocation diejenige Verbindlichkeit entstehen, von 
der wir oben geredet. Für die Schulden der Frau gilt hier überall 
der Grundsatz, dass sie während des Bestandes der Ehe gegen den 
Mann einzutreiben sind, dass er sie bis zur Höhe des eingekehrten 
Gutes zu bezahlen hat gegen Compensation am Guthaben derselben. 
Ein Ueberschuss der Schulden: über die Aktiven hinaus gehen ihn 
nichts mehr an, d. h. ein überschuldetes Gut der Frau bringt ihn 
nicht zu Schaden. Ilierbei müssen Bern, Aargau, Basel und Schaff- 
hausen *) ausgenommen werden. In den beiden ersten Orten gehen 
Aktiven und Passiven an den Mann über. Er hat die Folgen der 
Unkenntniss der Vermögensverhältnisse der Frau, resp. den Schaden 
der Ueberschuldung zu tragen. In Solothurn entgeht er dieser 
Haftung, wenn er, gestützt darauf, die Gütertrennung verlangt, dass 
das Eingekehrte überschuldet sei. 

Mit Bezug auf Bern und Aargau ist die Frage aufzuwerfen, ob 
durch Uebergang der Aktiven und Passiven an den Mann ihre per- 
sönliche Schuldbarkeit untergehe, oder ob die Frau noch haftbar 
bleibe für den Fall, da der Ehemann denuoch nicht zahlt, resp. 
mit Verlust vergeltstagt. Diese Frage ist im Gegensatz zum fran- 
zösischen Recht zu vereinen. Wir haben dort eine Delegation von 
Gesetzeswegen, der Nexus mit der ursprünglichen Gläubigerin wird 
gelöst. 

Dem Concert sämmtlicher Rechte gegenüber disharmoniren der 
Gode civil mit seiner Gemeinsamkeit der Mobiliarschulden und der 
Kanton Thurgau, der alle Schulden von Mann und Weib gemeinsam 
und letzteres hierfür solidarisch erklärt. 

. Für die Mobiliarschulden des französischen Rechts haftet die 
Gemeinschaft, wozu auch das Mobiliarvermögen der Frau. gehört 
und, der Mann mit seinem Stammvermögen. ‚Will sie bei Auflösung 
des Güterverhältnisses nicht mit der Hälfte des Gemeingutes auch 
die Hälfte. der Schulden übernehmen, so muss sie auf, dasselbe ver- 


®)  Anmerkımg. Auf direkte Anfrage in Basel, selbst, erhielt, ich sowohl 
die Bestätigung dieser Annahme, als auch die Bestreitung derselben. Auf 
eine solche in Schaffhausen erfolgte die Bejahung. Für Basel deduzire ich 
meine Anschauung aus dem Bestehen der Gütergemeinschaft. 
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zichten; bleibt aber‘ gegen Regress'-dem 'Manne gegenüber | haftbar 
für diejenigen Schulden, welche‘ von’ ihrer Seite in»die Gemeinschaft 
gelangten. Hier haben wir 'beides' vereint,’ "der Mann kann durch 
ein überschuldetes''Mobiliarvermögen: des Weibes ‘zu: ' Schaden! ge- 
langen, weil er: über die Aktiven desselben‘ hinaus haftet, und um- 
gekehrt haftet‘ den Gläubigern die Frau»für die Schulden;\v welche 
von ihrer ‘Seite in: die ee, Kongo aber vom: Manne 
nicht bezahlt 'werden. 

Also'vauch in dieser a. grosse Uehereinstimmung deb 
Gesetze. 

Was von den vorehelichen allen silt, findet auch ee 
dung auf diejenigen Verbindlichkeiten, welche den Gatten während 
der Ehe durch Erbschaft und Schenkungen zufallen. | 

b. Die Eheschulden. Diejenigen Verbindlichkeiten, welche der 
Mann: während der Ehe eingeht oder auch’ die Frau. in blosser Ver- 
tretung des Mannes, z. B. zur Besorgung des Hausstandes, zur Be- 
treibung eines Berufes oder Gewerbes, ohne dass sie als Handels- 
person in Betracht fällt, bei; Gehülfenschaft ‚im Geschäfte des 
Mannes etc. gehen den Mann einzig und allein an, das heisst, die 
daherigen Gläubiger können Person und Vermögen der Frau. nicht 
ansprechen, » insbesondere ihre ‚Vermögensstücke nicht. zu, Pfand 
nehmen. Zu diesem Satze stehen folgende Kantone: Zürich, Bern, 
Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Glarus, Zug, Freiburg, Appenzell, 
St. Gallen,*) Aargau, Tessin, Waadt und Wallis. Hieran schliessen 
sich die beiden Basel in dem Sinne, ‚dass sie ‚die, Betreibung auf 
Pfändung (für kleine Forderungen ausgenommen) nicht kennen und 
überdiess im Concurse das ganze Frauengut ausscheiden. Sie, haftet 
nur, insoweit sie persönlich für die Schulden des Mannes sich ver- 
bindlich gemacht hat, wozu sie in. Baselland sogar des Beistandes 
eines rechtschaffenen Mannes und des Beiseins des Bezirksschreibers 
bedarf. Eine Abweichung ist bei Schaffhausen zu constatiren. Der 
Grundsatz, dass der Mann diese Schulden allein zu tragen hat, 
ist ohne Rückhalt in sein Recht aufgenommen, . dagegen kann ir 
Mobiliar im. Pfändungsverfahren gegen den Mann ergriffen werden 
gegen die oben beschriebenen, sichernden Rechtswohlthaten. 

Siebenzehn Stände erklären die Frau exempt von den Ehe- 
schulden, x | 

Solothurn überbindet ihr die Haftung bis zum Betrage eines 
Drittheiles ihres Zugebrachten. Graubünden erklärt sie gegen das 


#) Anmerkung. Die Abweichungen von St. Gallen und Glarus sind im 
Coneurse (oben) erörtert. 
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bekannte Privilegium= solidarisch ' und‘ schiebt, ihr "zudem: einen 
Drittheil'am Rückschlag zu. Thurgau lässt die Execution gegen‘ 'das 
ganze vereinigte Ehevermögen zu für'alle Schulden der Gatten. Den 
Rückschlag“ tragen‘ sie’ pro rata: des Zugebrachten: In» Neuenburg 
haftet die Frau subsidiär und solidarisch für die Eheschulden. Im 
Gebiet des Oode Napoleon gehen diese Passiven in die Gemeinschaft 
ein und'sind‘ die Haftverhältnisse dieselben, wie beiden’ Mobiliar- 
schulden, insbesondere kann die Frau über die Gemeinschaft hinaus, 
gexen Regresspflicht des Mannes für diejenigen Gemeinschulden an- 
gesprochen werden, für welche sie sich verbindlich gemacht: 

Obwohl nun diese Unterscheidung zwischen vorehelichen und 
Eheschulden deutlich genug hervortritt, so lassen ihn einige Kantone 
fallen im Concurse, wodurch dann auch die Frau für sie in Mit- 
leidenschaft gezogen wird. So ziehen Glarus und St. Gallen Frauen- 
gut in die Masse, ohne ihr einen,besondern Schutz gegen die vor- 
ehelichen Schulden des Mannes zu gewähren, desgleichen Solothurn. 
Schaffhausen hält an der Unterscheidung bei der Pfandnahme eben- 
falls nicht fest.: Dagegen gewährt Graubünden der Frau im Con- 
curse die Einrede gegen voreheliche Bürgschafts-, Trink-, Spiel- und 
Wettschulden ‘des Mannes. Neuenburg erklärt ‚ebenfalls die vor- 
ehelichen Schulden als persönlich und schliesst sie von der Gemein- 

schaft; aus. 


Diese ganze Unterscheidung. zwischen voreheliehen und: Ehe- 
schulden, Haftbarkeit und, Nichthaftbarkeit der Frau für dieselben, 
verliert die volle Bedeutung, sobald das dieser Haft entsprechende 
Fxecutionsobjekt, das zugebrachte Gut in natura. nicht mehr. vor- 
handen ist und dieselbe einfach. dem Manne als Gläubigerin für ihr 
Vermögen gegenübersteht. Da kommt überall. bloss. mehr ihre 
Stellung im Range, der Gläubiger in Betracht. 


Neben diesen vorehelichen und Eheschulden kann .die Ehefrau 
ihre besonderen Verbindlichkeiten haben. Das Executionsobjekt ist 
ihr Zugebrachtes, /hier das durch Liquidation ihr. ausgeschiedenes 
Guthaben. Materiell treffen auch "hier die Legislationen vielfach 
überein, namentlich punkto Regresspflicht des Mannes für solche 
Schulden. Wir haben ‚diesen Nachweis unter $ 33 geleistet und 
dort namentlich auch hervorgehoben ,...wo der Mann für die 
Schulden der Handelsfrau einzustehen' hat und wo nicht. - Einen 
klaren Typus liefert “Schaffhausen, welches das untrügerische 
Prinzip aufstellt, dass die Frau nur in’ Gemeinsamkeit mit dem 
Ehemann, sei es als Handelsfrau oder sonst Schulden contrahiren 
könne. 


Das agsonMihachR Ohligalionenmegkki Be Art...41) be- 
sitmmt:' NTTANR 

« Art. 41. Wenn eine En mit, a Se 'still- 
schweigender Einwilligung ihres :Ehemannes- einen. ‚Beruf oder. ein 
Gewerbe: selbständig betreibt, so: haftet sie nach, Massgabe des vorher- 
gehenden Artikels *) ohne Rücksicht ‚auf. die ehelichen Nutzungs- und 
Verwaltungsrechte ‚des Mannes. 

Ueberdiess. ‚haftet, wo, nach ee Rechte das Vermögen 
der Ehefrau in dasjenige des Mannes übergeht, ‚der Ehemann; wo 
Gütergemeinschaft besteht, das gemeinsame Vermögen... . 

Eine weiter gehende Haft. des Ehemannes zu bestimmen, bleibt 
dem. kantonalen Rechte vorbehalten.» . 


S 38. 
5. Die Ausscheidung. 


a. Die Wiedererstattung. Das Bild nahezu vollständiger Con- 
cordanz begegnet uns mit Bezug auf Restitution des Stammbetrages 
des Weibergutes. Ist dasselbe in natura vorhanden, ist es gesichert 
oder ist der Mann für die Ersatzforderung solvent, so kehrt dasselbe, 
nach Abzug der eingebrachten Schulden und der ausser den Pflichten 
des Mannes als Nutzniesser liegenden Verwendungen, die er auf 
dasselbe gemacht, an die Ehefrau zurück. Zufall und natürliche 
Gebrauchsabnutzung trägt letztere. Ebenso können moralische 
Gründe die Abnahme des Weibergutes rechtfertigen. Im Falle der 
Insolvenz bestimmt überall das Goncursrecht die Stellung des ein- 
gekehrten Vermögens. Hier treffen vorab zusammen : Zürich, 
Luzern, **) Uri, Schwyz, Unterwalden, Glarus, Zug, Freiburg, Appen- 
zell, St. Gallen, Tessin und Waadt. Bern und Aargau nehmen 


*) Anmerkung. Art. 40. «Wird einer in ihrer Vertragsfähigkeit be- 
schränkten Person von ihrem gesetzlichen Vertreter der selbständige Betrieb 
eines Berufes oder Gewerbes ausdrücklich oder: stillschweigend gestattet, so 
haftet sie mit ihrem ganzen Vermögen aus denjenigen Geschäften, welche zu 
dem regelmässigen Betriebe dieses Berufes oder Gewerbes gehören.» 

Erwächst dieser Entwurf in Gesetzeskraft, so wird allen: denjenigen 
Rechten derogirt, welche der Frau keinerlei Haftung überbinden, trotzdem 
sie ‚mit Vorwissen des Mannes ‚einen Beruf oder ein Gewerbe betreibt, ohne 
Handelsfrau zu sein. Das Requisit der Geschäftsführung auf eigenen Namen 
und eigene Rechnung als Voraussetzung der Haftpflicht der Frau, wird fallen 
gelassen. 

*#) Anmerkung. $ 21 eit. 
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auch hier -eine Sonderstelluin@ ein)" indem der Sehatzuneswerth des 
Bingekehrten unveränderlich ist, Zufall und Abnutzung a. lediglich 
den "Mahn als "Vebernähmer desselbenitreffen)d us Je 

“ Für die Gemeinschaftskantöne" treffen diese: Grande) anne: 

" Solothumn,'»Sehaffhaisen, Graubünden ; Thurgan,; Wallis und 
Miele 9 könstatiren]: 'einenVorsehlag, : nach Rückerstabtung'' der 
beidseitig in die Ehe gebrachten Vermögen, welchen‘Solothurn und 
Graubünden’zu je’einem'Drittheil’der: Praw üund’zwzwer Drittheilen 
dem Manne’zusprechen, die andern’ vier'Kantone"aber zw Renee Ä 
gleichmässig unter die Gatten’ vertheilen. 

Solothurn, Schaffhausen, Wallis und Neuenburg Indan dee Bis 
für ihre Ersatzforderung die Errungenschaft sowohl, 'als'dem'Mann 
mit seinem ganzen Vermögen aufkommen. Einen bestimmten Modus, 
wie und in welcher Reihenfolge die Frau sich Deckung holt, schreiben 
in Anlehnung an den Code Nap. Wallis und Neuenburg vor: Zuerst 
nimmt die Frau ihre Sondergüter, oder was hierfür als Ersatz gilt. 
Ist das Vermögen in dieser Weise nicht vorhanden, ‘sv entschädigt 
sie sich aus der Gemeinschaft (hier Errungenschaft). Sie hat vor 
Allem das Recht auf das haare Geld zu greifen, dann auf die Mobilien 
(Forderungen) und endlich auf die Liegenschaften nach ihrer Aus- 
wahl. Gewährt die Gemeinschaft keine vollständige Deckung, so 
erholt sie sich am persönlichen Gut des Mannes. 

. Dieses. Recht, sich vor dem Manne aus dem Ehevermögen zu 
entschädig en, aid auch Vorzugsrecht genannt. Graubünden schwächt 
diese 3 Vorzugsrecht dadurch ab, dass der Kanton dem Weibe einen 
Drittheil des Rückschlages überbindet, und Thurgau spricht jedem 
Gatten das Vorzugsrecht ab und lässt die Frau pro rata des Zu- 
gebrachten am Rückschlag partizipiren. Nur versichertes Wiebergut 
hat der Mann unter allen Umständen zu erseizen. 

Eng hieran schliesst sich der Code Napoleon. Die Frau nimmt 
ihr Sondergut, wofür ihr die Gemeinschaft sowohl als der Mann 
verantwortlich ist. Sie selbst wird nach Rückfall der beidseitigen 
Sonderverinögen nach ‚Hälften getheilt. Auf: die Gemeinschaft kann 
die. Frau: verzichten ‚und:entschlägt: sich: dadurch. auch... der. Hälfte 
der: Schulden» Ihr» Mobiliarvermögen geht ‘damit für, sie verloren. 
Dasselbe ‘häftet "in der Gemeinschaft auch für die ' Restitutiom der 
Sondervermögen. In diesem Sinne trifft sie hier Vor- und Rück- 
SCH: I; 
‚Basel: endlich theill ‚bei lsiener der Ehe. uch Tod, das ge- 
meinsame ‚Vermögen, bestehend »aus:»demwbeidseitig»Eingebrachten: 
und aus der Errungenschaft, zu zwei Drittheilen dem Manne’ und’ 
zu einem Drittheil dem Weibe zu. Die Stellung ’des"Kheweibes im 


Dr. Schreiber. Die ehelichen Güterrechte der Schweiz, I. B) 
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Concurs ist genügend erörtert. « Auch beivder 'Ehescheidung und 
bisweilen bei der Trennung; von Tisch ‘*) und: Bett lässt Baselstadt, 
die Alimenten- und Entschädigungsirage vorbehalten, das eingekehrte 
Gut an: seinen Ursprung zurückkehren und ‘gewährt dem Weibe 
einen: Drittheil an der ‚Errungenschaft.‘ Dasselbe partizipirt dann 
aber auch gleichmässig am Verlust. Baselland dagegen überlässt es 
dem unschuldigen Theile, bei ‚der Ehescheidung sein Zugebrachtes 
nebst dem: legalen Antheil am Gewonnenen und Ersparten  (*),, 
resp. »%/;), hinwegzuziehen oder die gewöhnliche Abtheilung zu 
verlangen. | 

Die oben beschriebene Ausscheidung ist in: allen: Fällen eine 
analoge, ob sie in Folge Todes, in. Folge Ehescheidung, Trennung 
von Tisch und Bett oder auch bloss wegen Sicherstellung, resp. 
in Folge Bevormundung von Mann oder Weib statt hat. Insbesondere 
gilt dies auch von der Vertheilung des Vorschlages. 

Ausser im Todesfalle oder bei der Scheidung gehen aber die 
Gesetze auseinander mit Bezug auf die Nutzung des Mannes an dem 
gesicherten, in vormundschaftlichen oder Drittmanns Verwahr: ge- 
nommenen oder abgetirennten Vermögen der Frau. 

Ausser dem Gode Napoleon und dem Gesetz von Neuenburg, 
welche das Verhältniss durch die Verpflichtung der Frau zu ver- 
hältnissmässigen Beiträgen an die Haushaltung regliren, und St. 
Gallen, wo die Frau in Folge Schutzvogtei über das Einkommen 
frei verfügt, behält der Mann in der ganzen Schweiz an dem seiner 
Verwaltung mangels Sicherheit entzogenen Weibergut seine ur- 
sprünglichen Nutzungsrechte, resp. gelangen die Erträgnisse in die 
Errungenschaftsgemeinschaft, soweit nicht der standesgemässe Unter- 
halt von Frau und Kindern das Einkommen beanspruchen, eine 
Bestimmung, die materiell das Güterrecht durchaus nicht ändert, 
indem das Nutzungsrecht des Ehemann’s mit der Pflicht zum Unter- 
halt von Weib und Kindern belastet ist. 

Die überwiegende Mehrheit der Kantone überlassen der Frau 
die Nutzung an dem durch Falliment ausgeschiedenen Vermögen, 
schon wegen der Gefahr, dass diese Nutzungen von den unbefrie- 
digten Gläubigern des Mannes erfasst, und die Familie des Falliten 
im Lebensunterhalt beeinträchtigt werden möchte. Bern, Luzern, **) 
Aargau und Waadt haben dies bezüglich klare Bestimmungen. 
Andere Kantone sprechen sich nicht deutlich aus. Dass der Mann 


*) Anmerkung. Siehe Anmerkung 8.38 und E. d. B. HI. 1877, 8. 378, 
wo bei Temporalscheidung ‚die Güterausscheidung nicht erkannt worden. 


**) Anmerkung. 8 22 eit. 
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die Nutzniessung fortbezieht, glaube ich nur von Glarus und Appen- 
zell A.-R. annehmen zu müssen. ' Aber auch Zürich zieht nach 
Vollendung des Gonecurses die Frage der ‘Stellung des Mannes zum 
Ehevermögen und zu Frau und ‚Kindern wieder in Erwägung. 

Die volle Einsetzung in die eheherrlichen und väterlichen Rechte 
in Folge‘Akkordes oder Befriedigung der Gläubiger erfolgt durch 
Spruch des. Bezirksgerichtes oder durch Schlussnahme der Vor- 
mundschaftsbehörde (CGoneursverf. 160). Ebenso 'entscheiden nach 
dem Concurse die Vormundschaftsbehörden, ob Frau und Kinder des 
mit Verlust Fallirten ferner unter Vormundschaft zu verbleiben 
haben oder nicht, und wie weit seine Nutzungsrechte zu beschränken 
seien. Erscheint die Vormundschaft nicht mehr nothwendig, so ist 
immerhin für die Sicherstellung von Weib und Kindern zu sorgen. 
Darüber trifft auf Antrag des Gemeinderathes der Bezirksrath das 
Nöthige und zwar ohne Weiterziehung an die Gerichte (Goncurs- 
verf. 155—158). 

In Schaffhausen fällt der Ertrag des Frauengutes und der 
Arbeitsverdienst, soweit sie nicht für die Bestreitung des Haushaltes 
in Anspruch genommen werden müssen, auch ferner in die Er- 
rungenschaft. Nach Durchführung des Concurses wird in Neuen- 
burg die dorüge Gemeinschalit fortgesetzt. | 

Im Uebrigen versteht sich diese Ausscheidung und Suspension 
der eheherrlichen Vormundschaft und Nutzung regelmässig bis zur 
Rehabilitation oder bis zum Akkord. Alsdann wird auch beispiels- 
weise in Solothurn die Erwerbsgemeinschaft wieder in Wirksamkeit 
gesetzt, wenn die Frau nicht die Fortdauer der Gütertrennung ver- 
langt. Im Widerspuch verhält sich hier Bern, welches die Aus- 
scheidung der Weiber- oder Muttergüter vor oder im Geltstage, auch 
nach Aufhebung des letztern definitiv festhält. (Siehe König, 
Comm. 8. 14.) | 

Trotzdem das Bundesgesetz betreffend Civilstand und Ehe vom 
24. Dez. 1874 (Art. 49) den Kantonen zur Pilicht macht, gesetzliche 
Bestimmungen zu erlassen über die vermögensrechtlichen Folgen 
der Ehescheidung und der Trennung von Tisch und Beit, so sind 
dieser Verpflichtung nicht alle Kantone nachgekommen. Desshalb 
begegnet man nicht überall klaren Bestimmungen, wie es bei der 
Trennung von Tisch und Bett zu halten. Das französiche Recht 
und das von Neuenburg (z. B. E. d. B. III, S. 373, Disp. 1, Fall 
Vouga) verordnen bei der Temporalscheidung Gütertrennung (Aus- 
scheidung). Mit diesen Gesetzgebungen stimmen eine Reihe von 
Kantonen, wo früher die gänzliche Scheidung unmöglich war, z. B. 
Luzern als Repräsentant der katholischen Innerschweiz und 


und Wallis (BE. d. B. II, 251, V., 601). Ob diese Ausscheidung sich 
jetzt noch empfehle, da die zeitliche Scheidung (Art. 47 des B.-G. 
v. 24. Dez. 1874) auf 2 Jahre beschränkt und nachher die Wieder- 
vereinigung oder auf Erneuerung der Scheidungsklage die eigentliche 
Scheidung eintritt, lassen wir dahingestellt. *) 

Da die Trennung von Tisch und Bett am Bestand der Ehe nichts 
ändert, so belassen ausdrücklich nachstehende Kantone den Mannin 
der Nutzung des Weibergutes gegen gerichtlich normirte Sustenta- 
tionspflichten und, wenn nöthig, unter Bevormundung des Weibes: 
Zürich, Bern, Glarus, Freiburg, Solothurn, Baselland, Schaffhausen, 
Appenzell A.-R., Aargau, Thurgau, Tessin und Waadt. 

St. Gallen und Graubünden überlassen es ausdrücklich dem 
-Gerichte, nach gutfindender Weise zu verfügen. Uebrigens fasse 


*) Anmerkung. Die vermögensrechtlichen Folgen der Scheidung und 
Trennung von Tisch und Bett zu bestimmen, ist Sache der Gesetzgebung 
des Kantons, dessen « Gerichtsbarkeit» der Ehemann unterworfen ist. Die 
Praxis des Bundesgerichtes hat mit Bezug darauf folgende wegleitende Grund- 
sätze aufgestellt: 

1. Die Klage auf Trennung von Tisch und Bett ist unzulässig (Fall 
Vouga (E. d. B. III, 273 u. fg... Dieselbe muss auf Scheidung gestellt 
werden und der Richter hat allein das Recht, als provisorische Verfügung 
auf Trennung von Tisch und Bett bis auf zwei Jahre zu erkennen. (Fall 
Surugues, IV., 662 u, fg.) 

2. Die definitive. Gütertrennung bei Temporalscheidung, wie sie das fran- 
'zösiche Recht vorschreibt, ist im Widerspruch mit dem Civilstandsgesetz vom 
24. Dez. 1874 (Fall Paul, BE. d.. B. III, 290 u. Tg, ‚Fall ‚Moser, IIE,, 257, 
Dispositiv 3; 255, Erw. 5 u. 6, vide oben Anmerkung 8. 38. 

3. Die vermögens- und familienrechtlichen Folgen der Ehescheidung und 
Trennung von Tisch und Bett können nicht selbständig von den kantonalen 
Geriehten an das Bundesgericht gezogen werden, sondern nur mit dem Urtheil 
betreffend Scheidung selbst, und das Gericht tritt nur dann darauf ein, wenn 
eine Abänderung des Scheidungsurtheils selbst erfolgt. Z. B. es wird auf 
wirkliche Scheidung, statt, wie bei den kantonalen Instanzen, auf blosse 
Trennung von Tisch und Bett erkannt (E. d. B. IL, S. 502, Erw. 4; S. 503 
bis 506, Erw. 1-5; IL, 388, Erw. 6, vgl.:IV., 170, -Disp. 2, und 281, 
Disp. 2.; V., 8. 97,. Erw..25 100, Disp. 2;.V:, 594 u.fg. 602, Disp.. 15'104, 
Erw. 6; "VL, S. 150, Erw, 9: 463, Erw. 3). 

4, HAUCH die Frage des Verschuldens kann selbständig an das Bundes- 
gericht gezogen werden, und wenn dieselbe anders entschieden wird, als vor 
dem kantonalen Richter, so ändert dasselbe auch die vermögens- und farkiitend 
rechtlichen Folgen des receurrirten Urtheils. ‘(Fall Schwarz, IV., 437 u. fg., 
Frau Graf, 548 u. fg:5 VL, 151, Erw. 3.) 

5. Damit aber das B. 6. ae die vermögensrechtlichen Folgen urtheilen 
kann, muss ihm, das nöthige Aktenmaterial vorliegen, sonst erfolgt Rück- 
weisung an den kantonalen Richter. (E. d. B. IV. BLU, RO SMERE 
280, E. 2.) 
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ich ‚obige Regeln nicht: als, so strikte verbindlich ‚auf, dass nicht 
dem: billigen Ermessen des Richters für .den individuellen Fall ein 
Spielraum gegeben wäre. 

Die Bevormundung des Mannes selbst: hat in der Regel keine 
Ausscheidung zur Folge. Der über den Mann gestellte Vormund 
verwaltet: auch das Frauengut und zieht die Nutzung in. Veriretung 
des Mannes. Bisweilen’ wird ‚der Frau auch ein besonderer Vor- 
mund bestellt, der das Einkommen dem Vogt. des Mannes zu über- 
reichen hat, ‚Einzig Luzern .($. 22), Aargau und Waadi erklären 
auch in diesem Falle die Frau. eigenen Rechts, indem sie ihr Ver- 
mögen selbst nutzt und verwaltet. In den zwei erstgenannten Ge- 
bieten wird sie eigentliches Haupt der Familie, indem ihr die elter- 
liche Gewalt über die Kinder anvertraut wird. 

Schliesslich ist daran zu erinnern, dass Sicherstellung, Falliment 
und Trennung von Tisch, die regelmässigen Gründe der selbständigen 
Bevogtigung der Frau ausmachen, während die Bevormundung des 
Ehemannes meistens in einer und derselben Person des Vogtes auch 
auf die Frau sich erstreckt. Die daherigen Abweichungen sind be- 
reits dargestellt worden. 


$ 39. 
b. Das Erbrecht der Ehegatten. 


Mit der Regelirung der Schuldverhältnisse unter den Gatten, 
mit der, Restitution, resp. Vertheilung der in die Ehe eingekehrten 
Vermögen und des Vorschlages, auch wenn diese Theile vorläufig 
bloss durch Gesetz bestimmt sind, während die wirkliche Ab- 
theilung aufgeschoben ist, hat das eheliche Güterrecht seinen Ab- 
schluss erreicht. Alle Vortheile, welche dem Ueberlebenden von 
Todeswegen mit Bezug auf die Verlassenschaft des Verstorbenen 
zukommen, ist Erbrecht. 

Einige Schwierigkeiten, Erbrecht und eheliches Güterrecht aus- 
einanderzuhalten, bietet Bern. Das Erbrecht sei die « Ausgestaltung 
des ehelichen Güterrechts», sagt ein bernischer Rechtsgelehrter, 
d. h. die beiden Branchen seien tief mit einander verwachsen, eines 
gehe in das andere über. So kann jedoch höchstens vom Berner- 
recht geredet werden. Bei allen andern Rechten fallen das Güter- 
recht und das Erbrecht auffallend erkennbar auseinander. Eines 
existirt ohne vom andern beeinflusst, oder durch dasselbe bedingt zu 
werden. Das Erbrecht der Ehegatten ist sozusagen launische Gon- 
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venienz der kantonalen Institutionen, und man 'thut gut, dasselbe 
nicht mit dem Güterrechte zu identifiziren. Z. B.' finden sich im 
Gebiete der Güterverbindung die verschiedensten Variationen erb- 
rechtlicher Ansprüche. Obwalden gewährt dem überlebenden Ehe- 
gatten gar kein Erbrecht, weder zur Nutzung noch zu Eigenthum, 
und doch haben wir hier überall wesentlich das gleiche Güterrecht. 

Aber auch Bern hat das Erbrecht der Gatten vom Güterstand 
selbst formell geschieden, und materiell lässt sich das Auffälligste 
aus dem gegenwärtig geltenden Güterrecht durchaus nicht erklären, 
z. B. die Vertheilung des eigenen Vermögens der Wittwe unter sie 
und die Kinder bei ihrer Wiederverheirathung. 

Beim Todesfall der Mutter hat keine Abtheilung zwischen Vater 
und Kindern statt. Letztere succediren einfach in die Ersatzforde- 
rung der Mutter. Bei seiner Wiederverheirathung hat er den Kin- 
dern die Hälfte Muttergut herauszugehen, und die andere Hälfte 
beziehen sie bei seinem Tode. Nur das vorbehaltene Gut fällt den 
Nachkommen sofort an. Dieser Fall ist gleichbedeutend mit 
der in der Schweiz ziemlich allgemeinen Erscheinung, dass die 
Substanz des Vermögens ganz oder theilweise den ‚Kindern, die 
Nutzung ganz oder theilweise dem Ueberlebenden zufällt. 

Die hinterlassene Wittwe dagegen erhält in Folge Todesfalls das 
ganze Ehevermögen, welches sie bei Wiederverheirathung in besagter 
Weise mit den Kindern zu theilen hat. 

Diese in der Schweiz ganz vereinzelt vorkommende Erscheinung 
trägt die Merkmale einer fortgesetzten Gütergemeinschaft. Die Frau 
wird Alleineigenthümerin, ist jedoch in ihren Verfügungen über die 
Kapitalbsubstanz bis zur Abtheilung beschränkt. Mag es nun sein, 
dass sich hier der Ueberrest einer früher bestandenen Gütergemein- 
schaft im Erbrecht festhält, mit dem jetzt geltenden Güterrecht, 
wonach die Vermögen der Ehegatten in der beschriebenen Weise 
getrennt bleiben, steht die Bestimmung materiell nicht im Zusammen- 
hang. Die überlebende Gattin, gleichviel unter welchen Bestim- 
mungen, und aus welchen Motiven diese bestehen, erdl das Ver- 
mögen des Verstorbenen. Sie ist seine Notherbin. 

Das Erbrecht des Ehegatten neben Stiefkindern ist im ersten 
Theil S. 29 und 30 dargestellt. 

Sind keine Nachkommen des Verstorbenen am Leben, so beerbt 
ein Gatte den andern. 

Hier kömmt es mir namentlich darauf an, zu untersuchen, ob 
wirklich das eheliche Güterrecht von Bern so beschaffen sei, dass 
dasselbe mit Nothwendigkeit auch das Erbrecht der Gatten nach 
sich ziehe. Dies ist zu verneinen. Jedes Erbrecht der Schweiz 


verträgt sich mit dem Güterrecht von Bern. ‚Es handelt sich nur 
darum, dass nach dem Tode eines Gatten die Ausscheidung vor- 
genommen und z. B. nach demjenigen Erbrecht getheilt wird, dem 
der Niedergelassene unterworfen ist. 

Umgekehrt könnten auch Berner Eheleute in Basel nach dortigem 
Güterrecht leben 'und dennoch nach Heimathrecht erben und beerbt 
werden. :Stirbt. die Mutter, so ‚erben die Kinder den Vermögens- 
drittheil derselben am ehelichen Gemeingut, der Vater behält die 
Nutzung, bis die Abtheilung gefordert werden kann. Geht der Mann 
mit Tod ab, so ist nicht einzusehen, warum die Frau nicht nach 
Heimathrecht dessen hinterlassene zwei Vermögensdrittheile allein 
erben könnte. 

Etwas Aehnliches wie Bern statuirt auch Aargau. Stirbt die 
Mutter mit Hinterlassung von Kindern, so gehen die Rechte der- 
selben bezüglich des eingekehrten Gutes auf die Kinder über. Sind 
dieselben minderjährig, so werden ihre Rechte von der Vormund- 
schaft ausgeübt. Im Uebrigen nutzt und verwaltet der Ehegatte die 
Verlassenschaft des Verstorbenen im Falle der beerbten Ehe, ein 
Recht, welches bei dem Manne lebenslänglich, bei der Wittwe bis 
zu ihrer Wiederverheirathung dauert. Das Kigenthum bleibt den 
Nachkommen und wird nöthigen Falls durch Pilegschaft aus- 
geübt. ‘Mit Sprösslingen des Verstorbenen früherer Ehe hat 
der überlebende Ehepart sofort abzutheilen und zwar so, dass 
er die Hälfte nutzt und verwaltet, wenn bloss solche Stiefkinder 
sich vorfinden, sind aber auch gemeinsame Kinder da, so erfasst 
das Nutzungs- und Verwaltungsrecht des überlebenden Theils die 
den gemeinsamen Nachkommen zustehenden Erbportionen und die 
Hälfte derjenigen der Stiefkinder. 

Die ganze Verlassenschaft fällt dem Ehegatten zu, wenn der 
Verstorbene keine Eltern, voll- und halbbürtige Geschwister oder 
Grosseltern zurücklässt. In Concurrenz mit benannten Erben be- 
zieht er die Hälfte der Verlassenschaft zu Eigenthum, die andere 
Hälfte zu Jebenslänglicher Nutzniessung. 

Zwei Drittheile dieser Erbsansprüche bilden den Pflichttheil der 
Ehegatten. 

Wegen der Möglichkeit der Fortsetzung des Güterverhältnisses 
unter den Kindern und Ehegatten erwähnen wir an dieser. Stelle 
Basel und erinnern gleichzeitig an Thurgau, von dessen Recht 
erst unten die Rede sein wird. Beide Basel anerkennen kein 
Erbrecht unter Ehegatten, wenn ein solches nicht durch Vertrag 
oder testamentarische Verfügung unter ihnen geschaffen wird. Bei 
Auflösung der Ehe durch Tod bezieht die Frau einen Drittheil und 
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der Mann zwei Drittheile.des: Gemeingutes kraft ehelichen Güter- 
rechts. 

In Baselstadt nun kann unter Mitwirkung der Vormundschafts- 
behörde statt Realtheilung der Auskauf zwischen dem üüberlebenden 
Ehepart und den minderjährigen Kindern getroffen‘ werden. Ersterer 
übernimmt ‚ganz oder theilweise (das den’ Kindern zufallende Ver- 
mögen in Aktiven und ı Passiven gegen die’ Verpflichtung zur »Er- 
ziehung und zur Ausweisung ihres Erbtheils bei Austritt aus der 
Familie. . Der Erbtheil und nöthigenfalls die Erziehungskosteu sind 
sicherzustellen. 

Unter Zustimmung-der Vögte der Kinder kann in Baselland: die 
Vermögensgemeinschaft zwischen Kindern und Verwittweten fort- 
geführt werden, bis ein Vermögenstheilhaber sich verehelicht, wo 
abgetheilt werden muss. Die Verwaltung wird unter Aufsicht der 
Vögle durch den überlebenden Theil besorgt. 

Kein Erbrecht besitzen die Ehegatten, ausser in Basel, in Ob- 
walden. Im Berner Jura, wo der Code diesbezüglich keine Abände- 
rung erlitien, beerben sich die Eheleute, wenn: keine Verwandten 
bis zum 12. Grad und keine ausserehelichen Kinder des, Verstorbenen 
vorhanden sind. 

Das ganze übrige Gebiet der Eidgenossenschaft sticht ‘gegen 
diese Extreme ab, indem ein Erbrecht der Gatten anerkennt wird, 
das aber nicht soweit sich erstreckt, wie in Bern und Aargau. 

Der tief greifende Unterschied besteht überall mit FE ea 
auf die deerbie und unbeerbte Ehe. 

a. bei beerbier Ehe beschränkt sich der Erbsanspruch in der 
Regel auf ein Nutzungsrecht: Luzern verleiht beiden Eltern das 
lebenslängliche Nuizniessungsrecht an einem Viertheil’der Verlassen- 
schaft. Urs überlässt jedem Gatten während des Wittwenstandes 
einen ’Kindestheil zur Nutzung, weicher jedoch den vierten Theil 
der Verlassenschaft' nicht übersteigen darf. In Schwyz hat der.Mann 
die Jebenslängliche Nutzung an der Hälfte des Vermögens der Frau 
und diese an einem Kindertheil (Tochtertheil, I., 48) nebst Woh- 
nungsrecht, dieses aber bloss, solange sie Witiwe bleibt. Nidwalden 
bestimmt: den lebenslänglichen Niessbrauch beider Theile auf einen 
Viertheil, ‚wenn: weniger als vier Kinder vorhanden, bei‘ vier und 
mehr: Nachkommen auf'einen Kopftheil. | Ä 

Zug lässt den Niessbrauch für beide Gatte an einem Drittheil 
zu, die Wittwe verliert jedoch die Hälfte dieser Berechtigung durch 
Wiederverheirathung. 

Freiburg überlässt den Eltern die 'Nutzniessung an den Erb- 
poriionen der Kinder, reduzirt dieselbe auf die‘ Hälfte, wenn ein 
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volljähriges oder emaneipirtes Kind aus’ der Familie scheidet. Die 
ganze Verlassenschaft nimmt der Ueberlebende in Niessbrauch in 
Solothurn. «Das aus der elterlichen: Gewalt scheidende Kind kann 
den vierten Theil: seiner Erbportion unter Abrechnung des: durch 
Ehe- oder Aussteuer "bereits Empfangenen herausverlangen. Ueber- 
dies beschränkt sich‘ die Berechtigung ‘der Eltern auf den fünf- 
prözentigen: Zins eines Kindstheils, wenn zu einer ‘neuen Ihe ge- 
schritten wird. 

Schaffhausen. Der “überlebende Ehegatte hat die Nutzung an 
der ganzen Verlassenschaft des Verstorbenen bis zur Volljährigkeit 
sämmtlicher' Kinder, wo er ihnen die Hälfte herauszugeben hat. 
Auf einen Kindstheil beschränkt sich sein Recht im Falle der 
Wiederverehelichung. 

Graubünden beschränkt den Niessbrauch auf einen Drittheil 
und auf den Wittwenstand. Aargau erkennt auf Niessbrauch am 
ganzen Vermögen; die Witiwe verliert ihn durch Wiederverhei- 
rathung. 

In Thurgau hat bei Auflösung der Ehe: durch den Tod gar 
keine ‚Abtheilung mit den Kindern statt, und ist dem überlebenden 
Theil ausdrücklich die Nutzniessung an der Verlassenschaft des 
Verstorbenen zugeschrieben. Dem verheiratheten und dem voll- 
jährigen 'Kinde, das auf eigene. Rechnung einen Beruf oder ein 
Gewerbe betreibt, ist der vierte Theil seiner Erbportion heraus- 
zugeben. Ausscheidung hat endlich statt bei der  Wiederverhei- 
rathung des Ueberlebenden. Es beschränkt sich der Niessbrauch 
auf einen Viertheil der Verlassenschaft und auf einen Achtel der 
Errungenschaft, das übrige Vermögen muss den Kindern verabfolgt 
werden. (Vide I., 135 und 136). 

Tessin gewährt dem überlebenden Theil den Ususfructus an 
einem Kindertheil des freien Gutes, dem Mann die Nutzung der 
Dotalgüter während des Wittwenstandes und der Frau den Mit- 
genuss der Gegendos mit den Kindern, so lange sie Wittwe bleibt. 

Die Waadt lässt die Nutzniessung an den Erbportionen der 
Kinder zu; die Hälfte derselben ist den Kindern herauszugeben, 
wenn sie sich verehelichen oder die: Volljährigkeit erlangen und 
aus der. Familie scheiden. Bei Wiederverheirathung verliert die 
Wittwe diese Nutzung sofort, ‚der: überlebende Vater bei 'erlangter 
Volljährigkeit oder Emancipation der Kinder jeweilig mit Bezug auf 
die betreffende Erbportion. 

Wallis reduzirt das Nutzungsrecht auf die Hälfte der Verlassen- 
schaft, welche sich abermals um die Hälfte vermindert im TEEN: 
verheirathungsfalle. | 


Genf statuirt den Ususfructus an der Hälfte: der Verlassenschaft 
während des Wittwenstandes. | 

14'/, Kantone wissen bloss, von einem, Erbrecht auf Niessbrauch, 
welcher sich auf das Ganze, auf die Hälfte, den Drittheil, den Vier- 
theil oder auf einen Kopftheil der  Verlassenschaft erstreckt. 

Nachstehende Stände kennen schon ein Erbrecht zu Eigenthum 
bei der beerbten Ehe: Zürich gibt dem Manne die Hälfte der Fahr- 
habe der Frau, dieser die Hälfte des Hausrathes des Mannes und 
beiden das Bett und die Hochzeitsgeschenke des andern. zu Eigen, 
dem Manne einen Drittheil der Verlassenschaft zur lebenslänglichen 
und der Mutter einen Viertheil zur Nutzung, während sie Wittwe 
bleibt. 

Appenzell A.-R. Einen Drittheil zu Eigenthum erhält der über- 
lebende Ehegatte in Concurrenz mit einem Kinde. Sind deren 
mehrere, einen Kopftheil. Der Mann bezieht immer den Brautwagen. 

Appenzell I-R. gewährt dem Ueberlebenden einen Drittheil des 
Mobiliarvermögens zu Eigen und einen Drittheil der Immobilien zu 
lebenslänglicher Nutzung. Eigenthum und Nutzung reduziren sich 
auf einen Kindertheil, wenn mehr als zwei Nachkommen des Ver- 
storbenen vorhanden sind. 

St. Gallen. Der Ehegatte nimmt einen Kindertheil zu Eigen- 
thum, ist aber in Concurrenz mit Söhnen vom Grundeigenthum 
ausgeschlossen, und hat den Fruchtgenuss an den Erbportionen der 
minderjährigen Kinder und an einem Viertheil derselben, wenn sie 
sich verheirathen, oder wenn sie grossjährig werden. Diesen Usus- 
fructus am Viertheil der Erbportionen der Volljährigen verlieren 
die Eltern mit der Wiederverehelichung, derjenige am Erbsbetreffniss 
der Minderjährigen geht unter den vormundschaftlichen Cautelen 
bei der Heirath der Wittwe an den Stiefvater üher. 

Neuenburg überlässt bei der unbeerbten Ehe dem Ueberlebenden 
zu Bigenthum: Kleider, Lingen, Schmuck des Verstorbenen, die 
Hälfte der Möbel mit Ausschluss des Vieh’s, die Lebensmittel, jedoch 
Getreide, Mehl und Wein für den Bedarf eines Jahres; dazu den 
Ususfructus am ganzen Vermögen. Bei beerbter Ehe bezieht sich 
die Berechtigung in Eigenihum und Nutzung auf die Hälfte. 

Ganz eigenthümlich gestaltet sich das Recht von @larus. Der 
überlebende Theil kann nach freier Wahl «an sein eigen Gut kommen » 
und dann hat er gar kein Erbrecht, oder er kann sein Vermögen 
in die Erbschaft werfen und dann einen Kindstheil zu Eigenthum 
aus der Erbsmasse ziehen. 

Wo die kantonalen Rechte von Nutzung der ganzen oder eines 
aliquoten Theiles der Verlassenschaft reden, oder wo dieselben die 


Erbportionen der Kinder mit einem Ususfructus zu Gunsten des 
Ueberlebenden belasten, haben wir es mit einem Niessbrauch kraft 
Erbrechis zu thun. Daneben gibt es einen Niessbrauch am Ver- 
mögen der Kinder kraft Elternrechtes. 

Er kommt neben dem Erbrecht vor an demjenigen Vermögen, 
welches während des Bestandes der Ehe und nachher den Kindern 
zufällt, auch an denjenigen Erbportionen, welche nicht ausdrücklich 
mit dem Niessbrauch des überlebenden Eheparts belastet sind. Er 
kennzeichnet sich durch die geringere Dauerhaftigkeit und hört in 
der Regel auf mit dem Austritt der Kinder aus der elterlichen 
Gewalt, *) resp. wenn den Eltern dieselbe von der Vormundschafis- 
behörde nicht anvertraut bleibt. Diese Nutzung verleihen alle 
Rechte dem Vater, einige auch ausdrücklich der überlebenden 
Mutter. Insbesondere hat diese den Bezug der Einkommen des 
Kindervermögens faktisch überall da, wo sie mit den Kindern in 
ungetrennter Haushaltung lebt und für Erziehung und Unterhalt 
derselben sorgt, wenigstens bis auf. den Betrag der daherigen Kosten. 
Auf diese Weise gelangt der Ueberlebende auch da zu einem dem 
erbreehtlichen ziemlich ähnlichen Ususfructus, wo jener demselben 
nicht zusteht, z. B. in Obwalden, Basel und im Berner Jura. 

Mit der angegebenen Abschwächung entziehen der überlebenden 
Mutter jede Nutzung am Kindervermögen : Uri, Schwyz, Unterwalden 
(Nidwalden bestimmt ausdrücklich, dass ein allfälliger Ueberschuss 
über jene Kosten zu Gunsten der Kinder zu eapitalisiren sei), 
Glarus, Zug, Baselland (der Ueberschuss fliesst der Vermögens- 
gemeinschaft zu), Appenzell (die Wittwe erhält nur einen Beitrag 
an die Kosten der Erziehung und des Unterhaltes) und Tessin. 

Diese Grundsätze gelten bei der deerbten Ehe, d. h. wenn ge- 
meinsame Kinder vorhanden sind. Ein gleichmässiges Verfahren 
hat statt, wo der überlebende Theil coneurrirt mit Nachkommen 
früherer Ehe des Verstorbenen, mit Stiefkindern. Wo dem Ueber- 
lebenden ein aliquoter Theil, ein Kopftheil zu Niessbrauch oder 
Eigenthum überlassen wird, wo die Erbportionen der Kinder zu 
seinen Gunsten mit dem Ususfructus belastet sind, ist in der Regel 
den Stiefkindern ihr Betreffniss herauszugeben. Desgleichen haben 
sieh die Stiefeltern mit ihnen abzutheilen, wo der Niessbrauch oder 
das Eigenthum an der ganzen Verlassenschaft auf den Ueberlebenden 
übergeht. Auch das Nutzniessungsrecht am Vermögen der Kinder 


®) Anmerkung. Nur Schaffhausen und zum Theil Freiburg verleihen auch 
hier dem Ueberlebenden die Nutzniessung an der Hälfte des von dritter Seite 
angefallenen Kindergutes bis zum Tode oder bis zur Wiederverheirathung. 
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versteht. sich ‚gewöhnlich nur ‚in ‚Rücksicht ‚auf die gemeinsamen 
Nachkommen. Doch gibt es auch. Abweichungen, ;Solothurn. über 
lässt in. Coneurrenz mit ‚Stiefkindern. dem. Ehegatten den S%,igen 
Zins von einem Kopftheil; Aargau. belastet, den Erbtheil solcher 
Kinder mit einem; Niessbrauch der. Hältte. Ä 

Fünf Kantone: verleihen auch bei der.\beerbien Ehe dem ‚Ueber- 
lebenden ein beschränktes Erbrecht zu Eigenthum. Zürich, Appen-. 
zell I.-R. und Neuenburg: gewähren Eigenthum am Mobiliarvermögen 
und kehren mit Bezug auf Grund und Boden zum . Ususfruetus 
zurück. Appenzell A.-R., St. Gallen und eventuell Glarus: bestimmen 
den Erbtheil zu Eigenthum mit Bezug auf die ganze Verlassenschalt, 
jedoch. beziehen z. B. in St. Gallen die Söhne die Immobilien gegen 
Abrechnung. 

Eigenthum an’ der ganzen Verlassenschaft verleiht, wie wir 
schon gesehen, der Ehegattin der Kanton Bern. Allein gerade 
dieser Kanton sorgt wieder dafür, dass den Leibeserben das Stamm- 
vermögen nicht entzogen wird. Die Wittwe hat ein sehr be- 
schränktes Verfügungsrecht ‘über die Substanz des ihr zugefallenen 
Ehevermögens. Wenn sie wieder heiratket, muss sie nicht nur das 
hinterlassene Vermögen des Mannes, sondern sogar ihr eigenes Gut 
mit den Kindern theilen. Auch der überlebende Vater hat bei 
seiner Wiederverheirathung den Kindern die Hälfte Mutterguts 
herauszugeben. Bei seinem Tode ist diese Hälfte privilegirt gegen- 
über Kindern zweiter Ehe. 

In der ganzen übrigen Schweiz gelangt das Eigenthum an der 
Verlassenschaft des Ehegatten an die Nachkommen, d. h. die Gesetze 
sorgen dafür, dass das Vermögen der Eltern den Kindern erhalten 
bleibt. Der Umstand, dass der Niessbrauch dem Ueberlebenden bald 
in reichlicherem, bald in weniger reichlichem Masse zukommt, er- 
scheint gegenüber jenem wichtigen Einigungspunkt wenig erheblich, 
so dass auch mit Bezug auf das Erbrecht der Ehegatten bes beerbter 
Ehe nicht von grossen Verschiedenheiten der kantonalen Rechte 
geredet werden kann, und sich hier das Recht des Domizils gegen- 
über dem Heimathsrecht allfällig noch empfehlen lässt. 
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8. Grösser sind hingegen die Differenzen in Rücksicht auf das 
Erbrecht der Ehegatten bei unbeerbter Ehe. Hier stehen. die Gegen- 
sätze einander schroff gegenüber. Die Grosszahl der Kantone will 
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auch hier den Verwandten der Gaiten die Erbesanwartschaft mit 
Bezug auf die Substanz des'Vermögens gewahrt wissen, und ver- 
leiht auch hier dem Ueberlebenden bloss einen bald beschränkten, 
bald ausgedehnten Fruchtgenuss und allfällig ein Erbrecht zu Eigen- 
thum nach allen denkbaren Verwandischaftsgraden. ‘Andere Legis- 
lationen lassen schon bei kinderloser Ehe die ganze Verlassenschaft 
auf den Ehegatten übergehen, entziehen sie so der verwandtschaft- 
liehen Sippe und leiten sie auf ein ‘ganz fremdes Gebiet. Andere 
Gesetzesbücher endlich wandeln die goldene Mittelstrasse. Dass auf 
diesem Gebiete durch das Territorialprinzip die Anschauungen und 
Interessen der verschie.!enen Landesiheile in enormem Masse verletzt 
werden, liegt auf der Hand, wenn man bedenkt, dass es Erbrechte 
gibt, wo sogar die Multermagen von aller Succession ausgeschlossen 
bleiben und dann sich an Bern und Aargau erinnert, wo die Wittwe 
das ganze Vermögen des Mannes mit sich in ihre Verwandtschaft 
hinüberzieht. Man hat schon dem Gedanken Ausdruck verliehen, 
die eivilrechtlichen Verhältnisse der Niedergelassenen und Aufent- 
halter lassen sich ohne einheitliches Recht gar nicht ordnen. 

Wenn darin irgend welche Wahrheit liegt, so trifft sie hier zu. 
Die auf diesem Boden sich begegnenden Extreme werden sich nur 
einem centralisirenden Gesetz ergeben. Deshalb ist es gut, dass 
eheliches Güterrecht und Erbrecht sireng auseinander gehalten 
werden. Während jenes leicht dem Territorialrecht sich fügt, würde 
dieses mit Bezug auf das letziere sicher dem 'Referendumssiurm 
erliegen. Immerhin ist es gut, dass auch das Erbrecht nach dem 
einten oder andern Prinzip geregelt werde, damit nicht ein Kanton 
mit Bezug auf die Succession Territorialrecht, der andere Heimaths- 
recht zur Anwendung bringe, d. h. damit einmal die Rechisunsicher- 
heit auf diesem Gebiete verschwinde. Wenn wir uns aber fragen, 
ob der Rechtsverschiedenheit wegen sich hier das Territorialprinzip 
empfehle, so sprechen die grossen Differenzen entschieden dagegen. 

Kein Erbrecht, weder zu Nutzung noch zu Eigenthum gewähren 
dem Ehegatten Obwalden, der Berner Jura, wo der Code Napolcon 
in dieser Materie noch Recht schafft, und Basel. 

Ein blosses Nutzniessungsrech! anerkennen: Uri an einem Vier- 
theil, Schwyz an der Hälfte, Nidwalden an einem Viertheil zu 
Gunsten des Mannes. Die Mutter bezieht einen Viertheil, wenn 
weniger als vier Geschwister miterben, sonst einen Geschwistertheil; 
wiederum einer Viertheil in Goncurrenz mit der grosselterlichen 
und enlich die Hälfte in Goneurrenz mit der urgrosselterlichen 
Parentel vaterseits zur lebenslänglichen Nutzung. Zug gewährt die 
Hälfte neben Erben der elterlichen Parentel urd zwei Drittheile 


neben entfernteren Verwandten: zu, Niessbrauch, welcher: sich für 
die ‚heirathende Wittwe um die Hälfte vermindert. Dieser Stand 
lässt den überlebenden ‚Ehegatten die ganze Verlassenschaft antreten, 
wenn die urgrosselterlichen Parentel ausgestorben, oder alle Erb- 
berechtigten ausschlagen. Freiburg, welches den  Fruchtgenuss der 
Hälfte dem. Ueberlebenden zuschreibt neben Kindern früherer Ehe 
des Verstorbenen, erstreckt denselben auf das gesammte Vermögen. 
Geltstag und Wiederverehelichurg heben ‚denselben auf, sowie. un- 
sittlicher Lebenswandel und aussereheliche Niederkunft der hinter- 
lassenen Gattin. Nach dem zehnten Verwandtschaftsgrad erbt der 
überlebende Theil wie in Zug. Schaffhausen ertheilt den lebens- 
länglichen Fruchtgenuss am ganzen Vermögen, und das Eigenthum 
hieran nach aller bekannten Verwandischaft. Graubünden setzt den 
Ususfructus an zwei Drittheilen der Verlassenschaft während des 
Wittwenstandes fest. Wallis dehnt den Fruchtgenuss auf das ganze 
Vermögen aus, reduzirt ihn aber auf die Hälfte bei Wiederverhei- 
rathung und für die Wittiwe bei unsittlicher Aufführung. Nach 
allen erbfähigen Verwandten (die Grenze bildet der 8. Grad) erben 
die Gatten die Verlassenschaft zu Eigenthum. 

Der Niessbrauch, welchen diese Kantone (7'/,) dem ‚überlebenden 
Gatten gewähren, variirt zwischen einem Drittheil, resp. einem 
Geschwistertheil (Nidwalden) und der ganzen Verlassenschaft, 
Ausserdem ergeben sich Differenzen mit Bezug auf die Grenzen 
der erbfähigen Verwandtschaft unter den Ständen, welche nach der- 
selben den Gatten die Erbschaft überlassen. 

An diese Rechte schliessen sich an: Glarus. Die ganze Ver- 
lassenschaft gelangt hier an die Gatten nach der urgrosselterlichen 
Parentel oder wenn alle Verwandten die Erbschaft ausschlagen. Im 
Uebrigen hat der Ueberlebende das Wahlrecht «an sein eigen Gut oder 
an das halbe Gut zu kommen.» Im ersten Falle hat er neben seinem 
Zugebrachten, das er erhebt, keine weitere Berechtigung, im andern 
Falle muss er sein Zugebrachtes in die Erbschaft werfen. 

Appenzell I-R. gewährt dem Ehegatten bloss ein Eigenthum 
an den Mobilien und einen Niessbrauch an dem Immobiliar- 
vermögen. Der Mann bezieht das ganze Mobiliarvermögen der Frau 
und diese die Hälfte desjenigen des Mannes und beide die lebens- 
längliche Nutzniessung an einem Drittheil der Liegenschaften. 

Auch Neuenburg gewährt einen Ususfructus am ganzen Ver- 
mögen, sowie zu Eigenthum dasjenige Quantum an Mobilien, welches 
oben (S. 74) bezeichnet worden. Nach den erbfähigen Verwandten 
(bis zum 12. Grad) bezieht auch hier der Ueberlebende die ganze 
Verlassenschaft. 
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Nun folgen: diejenigen Stände, welche den Ehegatten bei un- 
beerbter Ehe bald einen aliquoten Theil an der ganzen Erbschaft *) 
neben allfälligen weitern Nutzungsrechten, bald die ganze Verlassen- 
schaft zu Eigenthum überlassen : 

Zürich: Der Mann erhält das Eigenthum an der Fahrhabe des 
Weibes und dieses an dem Hausrath des Mannes. Beide haben die 
Wahl, in Conceurrenz mit der elterlichen Parentel den sechsten Theil 
der übrigen Verlassenschaft eigenthümlich anzutreten, oder an der 
Hälfte den Fruchtgenuss anzusprechen; und in CGoncurrenz mit 
Verwandien entfernterer Parentel: einen Viertheil zu eignen, oder 
zwei Drittheile zu geniessen. Die urgrosselterliche Parentel bildet die 
Marke der Erbfähigkeit. Nach ihr bezieht der Gatte das ganze Ver- 
mögen. Jener Niessbrauch erleidet bei Verheirathung der Wittwe 
die Reduktion auf die Hälfte. Die Vorwegnahme der Fahrhabe, 
resp. des Hausrathes geschieht ohne Enigeld; doch muss der Mann 
den Mehrwerth in die Masse werfen, wenn die Fahrhabe der Frau 
50°, des Nachlasses übersteigt und die Frau denjenigen Werth, 
um den der Hausrath 20°/, der Verlassenschaft des Mannes über- 
schreitet. 

Luzern: Neben Vater, Mutter oder väterlicher Descendenz erhält 
der Gatte einen Viertheil des Nachlasses zu Eigenthum, den dritten 
Theil, wenn jene Verwandten nicht concurriren und endlich die 
Hälfte bei Abgang von Blutsverwandischaft. | 


Solothurn : Bekanntlich nimmt auch die Ehefrau bei unbeerbter 
Ehe zwei Drittheile der Errungenschaft kraft Eherechlis. Kraft 
Erbrechts beziehen Mann und Weib: einen Drittheil des Nachlasses 
zu Eigenthum und am Rest den Niessbrauch neben Ascendenten 
und Verwandten der elterlichen Parentel; den letzten Drittheil der 
Errungenschaft, das halbe Gut zu Eigen und die andere Hälfte zur 
Nutzniessung neben entfernteren Verwandten, und endlich den ganzen 
Nachlass bei Abgang aller Blutsverwandten. 


Appenzell A.-R.: Hier bezieht der Ueberlebende einen Drittheil 
des Erblasses und Mangels anderer Verwandtschaft die ganze Ver- 
lassenschaft. 

St. Gallen: Der. überlebende Ehegatte bezieht die Hälfte, und 
das ganze Vermögen nach den Verwandten des 10. Grades. 


*) Anmerkung. Dabei ist aber nicht gemeint, dass der Ehegatte nun 
auch wirklich das Grundeigenthum an sich ziehen könne. Dasselbe tendirt 
in der Regel der Verwandtschaft zu, während der Gatte sich mit Geld ab- 
finden lassen muss. 
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vo Aargaws' In Goncurrenz mit ‚Eitern/voll-=/undiihalbbürtigen (se- 
schwistern oder ihren Nachkommen oder mit Grosselterm beträgt 
das statutarische ‚Erbrecht «die»-Hälttes für. Eigen hund: die.Hältte zur 
Nutzung: auf Lebensdauer. Nachdem; AN RER ne u 
das; Vermögen auf den.Ehegatten süber;;; j 
Thurgau © Sind’ Kinder ‘früherer En wie so istn ndbna Erbtheil de 
Ehegatten ein’ Viertheil;' sonst’die' Hälfte des: Nachlasses. »Nach' der 
erbfähigen Verwandtschaft (der'&. ein Auen - ee N 
den ganzen 'Nachlass ein: | 
Tessin: Neben Ascendenten und akohrihrehn ang) hieß Nach! 
kömmenschaft erhält der Ehegatte bloss den 'Fruchtgenuss an der 
Hälfte des freien Gutes des Verstorbenen. Das Eigenthum an einem 
Drittheil erwirbt er, wenn die bezeichneten Verwandten nicht ver- 
treten sind, und das Ganze geht auf ihn über nach dem ns 
der Yorrandiächaft bis zum 10. Grad. as 
Dos und Tressel gehen sofort bei unbeerbter Ehe an den Mann 
über und die Gegendos an die Frau. Das besondere Verhältniss 
zwischen Mann und Stiefkindern mit Rücksicht auf die dos vide F> 
Seite 143. | EN 
Waadt: Vater, Mutter, Geschwister, Halbgeschwister und ihre 
Descendenz beschränken die portio statutaria auf einen Viertheil der 
Erbschaft, die fernern Verwandten auf die Hälfte, und der "Veber- 
sang des ganzen Vermögens hewerkstelligt sich nach dem 10. Grad. 


Genf stimmt vollständig mit der Waadt überein mit der Aus- 
nahme, dass die Erbfähigkeit mit dem 8. Grade aufhört und der 
Vebergang da schon statt hat. | 

In Bern, endlich erhält der überlebende Ehegatte die Verlassen? 
schaft ‚des Verstorbenen zu ireiem Eigenthum, sobald keine Nach- 
kommen vorhanden sind. r 

Der grosse, unversöhnliche Gegensatz der kantonalen Geseiz- 
gebungen mit Bezug auf das Erbrecht der Gatten bei kinderloser Ehe 
liegt nicht darin, dass ein verschiedengradiger Niessbrauch (denselben 
zu Theil wird. Die Substanz des Vermögens bleibt den nattirlichen 
Erben vorbehalien, während diese nur auf Zeit vom Fruchtgenuss 
ganz oder theilweise auszeschlössen sind. Sobald hingegen‘ Kigen- 
thum zur Sprache kommt, welches auf den Ehegatten übergeht, da’ 
werden die verschiedenen Landestheile um den kleinsten Bruchtheil 
bekümmert sein, welcher den natürlichen Erben auf diesem Wege 
für immer entzogen wird. Das Quantum des an die Gatten. über- 
gehenden Eigenthums varürt: ein Kopftheil, ein Viertheil, ein 
Drittheil, die Hälfte, das Ganze. Dasselbe verändert sich auch 
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innerhalb: desselben : Kantons nach ıder «Nähe der concurrirenden 
Blutsverwandten. Th 

‘ Mit Bezug uf er Aare abs ganzen‘ Nachlasses‘ auf den 
Ehegatte 'gibt es Kantone, die denselben gar nie zulassen, auch 
wenn gar keine Blutsverwandten am Leben sind. Der Fiskus geht 
dem überlebenden Theil vor, eine: Generosität,' welche sich um so 
weniger rechtfertigen lässt, als darunter Landestheile sich befinden, 
welche ein sehr beschränktes Testirrecht und in der Folge auch 
ein sehr beschränktes Vertragsrecht besitzen. Hierher gehören die 
Urkantone, Appenzell I.-R., Graubünden und Luzern mit Rücksicht 
auf die Hälfte des Vermögens, dann beide Basel, welche aber 
durch ein freies Verfügungsrecht dem Uebelstande zu begegnen im 
Stande sind. 

Die grosse Mitte bilden alle übrigen Kantone mit Ausnahme 
der Kantone Bern und Aargau. Sie überlassen dem Ehegatten das 
ganze Vermögen nach allen erblähigen Verwandten. Die Grenze 
der Erfähigkeit ist verschieden gezogen: die urgrosselterliche Pa- 
rentel (Zürich, Glarus, Zug), sämmtliche Blutsverwandtschaft (Luzern 
mit Bezug auf die Vermögenshälfte, Solothurn, Schaffhausen, Appen- 
zell A.-R.), der achte Grad (Thurgau, Wallis und Genf), der zehnte 
Grad (Freiburg, St. Gallen, Tessin, Waadt), endlich der zwölfte Grad 
(Neuenburg und der Berner Jura). 

„Praktisch aufgefasst hat der Uebergang des Vermögens an den 
Ehegatten Mangels erbfähiger Verwandten, ob er überhaupt möglich 
oder nicht, ob die Grenze der Erbfähigkeit um zwei Grade näher 
oder ferner gerückt ist, keine Bedeutung. Er gehört in das sozusagen 
unmögliche Erbrecht. Die praktische Stufenleiter ist vielmehr die: 
Kein Erbrecht, Erbrecht zu Nutzung, Erbrecht an einem grössern 
oder geringern aliquoten Theil zu Eigenthum, Erbrecht zu Eigen- 
thum am ganzen Vermögen trotz Vorhandensein von nahen Bluts- 
verwandten. 

Eine bedeutende Collision verursacht auch das Erbrecht der 
unehelichen Kinder in Concurrenz mit den Ehegatten, indem sie 
natürlich. mit ihrer Berechtigung diese verkürzen und insbesondere 
den Uebergang des Vermögens Mangels Verwandter an den Ehe- 
gatten ‚verhindern können. Wir haben diesen Einfluss der unehe- 
lichen Kinder auf das statutarische Erbrecht im ersten Theil ge- 
würdigt und führen hier Interesse halber die Vergleichung durch. 
Dieselben haben kein Erbrecht in Uri,. Schwyz, Unterwalden. Im 
Tessin gelangt das aussereheliche Kind erst nach dem, Ehegatten 
zur Erbschafi. 


Dr. Schreiber. Die ehelichen Güterrechte der Schweiz, II. 6 


= WB = 


Ein Erbrecht Mutterseits wird’ den ausserehelichen Kindern 'wie 
den legitimen Nachkommen zuerkannt in: Zürich, Luzern, ‘Zug, 
Solothurn, BEhOTRAS, ABRDOtBSeh, A-R., St. Gallen, ENSRREHNETON, 
Fhurgan. 

Ein Erbrecht am der Mutter und an, dem zuerkannten Nalar 
gewähren ihnen: Bern, Glarus. . ‚Sie beerben die Mutter wie eheliche 
und desgleichen den Vater, wenn: er keine Descendenz. hinterlässt, 
neben solehen drei Viertheile der Erbportion eines ehelichen Nach- 
kommens. | | 

Freiburg bietet ihnen die Hälfte eines ‘ehelichen in, CGoncurrenz 
mit legitimer Descendenz; in Concurrenz mit Vater und Mutter, den 
natürlichen Eltern, oder mit Ascendenten und ehelichen Geschwistern 
zwei Drittheile, hernach das ganze Vermögen. Drei Viertheile dieser 
Ansprüche bilden den Pflichttheil der Ausserehelichen. 

Appenzell 1-R. setzt das Erbrecht der: ausserehelichen Kinder 
auf die Hälfte der Erbportion eines ehelichen an. | 

Aargau: Die Ausserehelichen beerben die Mutter wie Eheliche. 
Die Hälfte eines Kopftheils erhalten sie neben legitimen Kindern an 
der Verlassenschaft des Vaters. Doch dürfen die unehelichen Nach- 
kommen. nie mehr als. die legitimen ‚beziehen, setzt däs Gesetz, mit 
grosser Vorsicht hinzu. , ‚Ausser Goncurrenz mit legitimer Descendenz 
beerben sie zur Hälfte den Vater, die väterliche und mütterliche 
Ascendenz. Die andere Hälfte bezieht ‚der überlebende Ehegatte. 
Dieser hat überdies den lebenslänglichen Niessbrauch an der Hälfte 
der Erbportionen der ausserehelichen Nachkommen des vorver- 
storbenen Eheparts. Zwei Drittheile dieser Erbberechtigung bilden 
den Pflichttheil der illegitimen Kinder. 

Waadt: Dem ausserehelichen Kinde gebührt die Hälfte der 
Legitima eines legitimen Nachkommens, und die. ganze Legitima 
eines solchen, wenn keine eheliche Sprösslinge vorhanden sind. Ab 
intestato erbt es im ersten Falle die halbe Erbportion und im zweiten 
die halbe Verlassenschaft. Im Uebrigen bezieht dasselbe die ganze 
Verlassenschaft erst nach dem Ehegatten des verstorbenen Eltern- 
theils. 

Wallis verleiht dem natürlichen Kinde den ur eines Kinds- 
theiles zu Pflichterbrecht. 

Neuenburg gibt dem ausserehelichen Sprossen je nach der Nähe 
der concurrirenden Verwandten: einen Drittheil der Legitima der 
ehelichen neben legitimer Descendenz, die Hälfte der Verlassenschaft 
neben Verwandten der elterlichen Parentel, und drei Viertheile der- 
selben neben entfernteren Verwandten, endlich das ganze Vermögen 
nach allen erbfähigen Verwandten vor dem Ehegatten. Dieser hat 
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jedoch ‚den ‚Ususfructus an. vier Sechsteln dieser Erbportionen, wenn 
das, Kind schon, vor. ‚der Ehe; vom. verstorbenen, Ehepart ‚anerkannt 
war, war, dies erst nachher. der Fall, so. bezieht. sich. der Frucht- 
genuss auf den ganzen Erbtheil des nalürlichen Abstämmlings. 
Sein Pflichtiheil. beträgt: die Hälfte, seiner Brbportion ab intestato. 
Damit stimmt ‚vollständig. der ‚Code Nap., in dieser, Materie gültig 
im Berner Jura, mit.der Ausnahme, dass hier. von einem Nutzungs- 
recht des, Ehegatten an den Erbportionen des ‚ausserehelichen Kindes 
des Verstorbenen nicht die Rede sein kann. 

In..@Genf beschränkt .die natürliche Nachkommenschaft, wie die 
eiterliche Parentel, das Erbrecht des Ehegatten. ‚auf den vierten 
Theil. - VUeberdies wird durch jene die Dispositionsfreiheit beschränkt 
wie, durch die eheliche Descendenz. 

Die Darstellung des Erbrechtes der illegitimen Nachkommen 
erfolgte nur soweit, als dadurch das Eherecht der Gatten berührt 
wird. Die wenigsten Kantone schliessen dieselben von. aller Erb- 
schaft aus. Es heisst dies wirklich zu viel gethan in honorem mat 
- rimonii;.denn so gewichtig dieses Argument ist, so ist es doch der 
Schöpfer, welcher auch dein unehelichen Sprossen das Leben ver- 
liehen, damit aber auch das Recht der Participation an den äussern 
Glücksgütern der Eltern. 


s 41. 
c. Verkürzung des statutarischen Erbrechts. 


a. DieWiederverhheirathung des überlebenden Ehegatten hat überall 
eine Reduktion seiner Nutzungsrechte zur Folge, wo dieselben ihm 
nicht lebenslänglich überiragen sind. In diesem Falle .befindel ‚sich 
meistenorts die Wittwe, doch wird die gleiche Busse auch bisweilen 
dem: Wittwer: auferlegt. Das: Erbrecht. zu : Eigenthum . ist. ‚dieser 
Wandelung entzogen. 

Die Hälfte der Kantone konstatiren bei der Wiederverehelichung 
. des Vaters keine Veränderung seiner Rechtsstellung weder in-Bezug 
auf sei Erbrecht noch in Betreff der Nutzungen am: Kindervermögen 
kraft Elternrechts, sowohl bei beerbter. wie bei undeerbter Ehe. Ihr 
gegenüber stehen: Bern, Uri, Solothurn, Schaffhausen, St. Gallen, 
Graubünden, Thurgau, Tessin, ‚Waadt, Wellis. und ‚Genf. Bern aus- 
genommen, behandeln die genannten ‚Stände beide, Ehegatten gleich. 
Die Ausführung folgt bei Darstellung des Einflusses, welchen. die 
Heirath,.der Wittwe auf das Statutarrecht; ausübt. — Die Verkürzung 
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ihrer Rechte ist in diesem Falle ‘der massgebende Grundgedanke 
nahezu aller Gesetzgebungen. Dennoch gibt es auch hier 'Aus- 
nahmen, wo die Frau in dieser Richtung, allfällige vormundschaft- 
liche Gautelen und Verlust des Widmanssitzes ausgenommen, durch 
die Wiederverheirathung keinen Eintrag’ erleidet : Luzern‘ mit Bezug 
auf ihre Nutzung am Vermögen des Verstorbenen, Schwyz, Nid- 
walden, Glarus, wenn sie eventuell zu Eigenthum’erbt, Appenzell A.-R., 
weil 'sie auch hier einen aliquoten Theil eignet, Appenzell L-R. und 
Neuenburg. In diesem Stande ist es insbesondere auch ihr Nutzungs- 
. recht am Kindervermögen, welches nicht beschränkt wird; doch sind 
die Kinder: besonders zu bevogten. 

Bei den übrigen Kantonen, wobei der Unterschied zwischen 
beerbter und unbeerbter Ehe wieder eine Rolle spielt, gestaltet 
sich die Sache, wie folgt: 

Zürich: Die Wittwe verliert das Nutzungsrecht am Kinder- 
vermögen, und der erbrechtlich zustehende Ususfructus wird auf 
die Hälfte reduzirt bei beerbter und unbeerbter Ehe. 

Bern: Der Mann hat die Hälfte Muttergut herauszugeben, die 
Frau muss mit den Kindern abtheilen und ihr eigenes Gut in die 
Theilung einwerfen. 

Luzern: Die Wittwe verliert den Niessbrauch am Kindergut. 

Uri: Das Widmansrecht hört für beide Theile auf. 

Glarus: Durch gegenseitiges Testament können sich die Gatten, 
wenn sie keine Nachkommen früherer Erben haben, den. Frucht- 
genuss am ganzen Vermögen zusichern, derselbe erlischt für, beide 
Theile bei Wiederverehelichung. 

Zug: Das Nutzrecht der Wittwe vermindert sich auf die Hällte 
bei beerbter und unbeerbter Ehe. 

Freiburg: Die Mutter verliert ihre Nutzungsrechte gegenüber 
allen Verwandten. 

Solothurn: Beide Gatien müssen: das Vermögen: der Kinder 
herausgeben. Ihnen bleibt nur der 5°/,ige Zins an einem Kindstheil. 
Ein weiterer Einfluss auf die kinderlose Ehe hat die Wiederverehe- 
liehung nicht. 

Baselland : Die in Gemeinschaft mit den Kindern lebende Wittwe 
hat sich mit ihnen ’abzutheilen. 

Schaffhausen : Die erbliche Nutzung beider Gatten reduzirt sieh 
auf einen Kopftheil, die Nutzung am Kindervermögen hört auf. Bei 
unbeerbter Ehe ist der Niessbrauch lebenslänglich. 

St. Gallen: Beide Gatten verlieren die Nutzniessung am'Ver- 
mögen der grossjährigen Kinder, nicht aber an dem der minder- 
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jährigen. ,, ‚Auf die unbeerbte ‚Ehe hat Wielamerheiratbung keinen 
Hinfluss;;; NALIE 

einbinden. J dar Ennhigena 4 am edmisseh des Verstorbenen 
ieh ‚auf den Wittwenstand beschränkt. ‚Der Genuss ‚des Kinderver- 
mögens geht durch Heirath nur dann unter, wenn dem Hebenichauden 
die Pflege entzogen: wird. 

Aargau 2 Bei beerbter ‚Ehe gehen der Wittwe die usufruetuari- 
schen Rechte Ferbaren mit. Einschluss gear am »Kinderver- 
mögen. | 
Thurgau : Die eledeniei ira hat "bloss die ehe 
des Vermögens zwischen dem Ueberlebenden ' und den Kindern 
zur Folge. 

Tessin: Bei beerbter Ehe verliert der Mann die Nutzniessung 
an den Dotalgütern und die Frau den Mitgenuss der Gontrados, und 
selbst bei kinderloser Ehe gehen beidseitig die Nutzungen am freien 
Gut verloren. Desgleichen wegen wüsten : Lebens,  Nachstellung, 
Ehebruch. 


Waadt: Die Mutter verliert den Niessbrauch an den Erbpor- 
tionen der Kinder sofort, der Vater jeweilen ‘wenn ein Kind voll- 
jährig wird oder die Emancipation erlangt. 

Wallis : In allen Fällen wird die zustehende Nutzung der Gatten 
auf die Hälfte reduzirt. Die Mutter wird der Nutzung am Vermögen 
der minderjährigen Kinder verlustig. | 

Genf: Beide Gatten haben bei beerbter Ehe keine Nutzung mehr 
am Vermögen des Verstorbenen. Die Wittwe geht auch derjenigen 
am Vermögen der minderjährigen Kinder. verlustig. Letzteres ist 
ferner der Fall im Berner Jura,. wo der Code Nap. unverändert in 
Gültigkeit steht. 

ß. Das Pflichttheilsrechl der Ehegatten: Soweit es diesen gestattet, 
durch Testament ihren gesetzlichen Antheil zu erweitern, verweisen 
wir diesen Gegenstand unter das Vertragsrecht. Bei weitaus den 
meisten Gesetzgebungen. sind. der Ehevertrag und. die. letziwillige 
Verfügung, abgesehen davon, dass jener nicht letztwillig und ‚somit 
auch nicht einseitig widerrufbar genannt werden. kann, bloss ver- 
schiedene Formen, . über ‚den Tod hinaus. über das Vermögen. zu 
verfügen. Hier interessirt uns: bloss ‚die. Frage, inwieweit ‚durch 
testamentarische und durch Verfügungen unter Lebenden‘ der, Ehe- 
gatte in seinem statularischen Erbrecht: beschränkt ‚werden, kann. 
Der Pflichttheil. beträgt in: Zürich. drei, Viertheile ‚und ‚eventuell, 
wenn‘ ihm: Mangels: Erbberechtigter. die ganze Erbschaft zufiele: den 
Hausrath, resp. die, Fahrhahbe. und ein Viertheil; der. Verlassenschaft 
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oder dafür zwei Drittheile derselben zu Niessbrauch auf Lebensdauer 
für den Mann, während des Wittwenstandes für die Wittwe. 

Bern: zwei Drittheile für das Weib.’ Dieses selbst kann gegen- 
über dem Manne bloss über das vorbehaltene Gut verfügen. Durch 
Eingehung eines Erbvertrages verzichten die Eheleute‘ auf ihr Erb- 
recht, welcher Eheverirag nl dakinfallt, wenn ‚eheliche 
Nackommen aus der Ehe entstammen. 

Luzern : ein Viertheil der Verlassenschaft 'zur en: 

Uri, Schwyz und Nidwalden schützen den gesetzlichen Anspruch 
des Ueberlebenden durch ihr kleines ‘Mass der Verfügungsfreiheit. 

Weiter bildet folgendes Quantum’ des 'statutarischen Be 
des Gatten dessen Pflichttheil: 

In Glarus, Aargau und Thurgau zwei Drittheile; 

in Zug und Schaffhausen drei Viertheile. | 

Freiburg : Der Fruchtgenuss an der Legitima der Kinder kann 
dem Ueberlebenden nicht entzogen werden. Ein weiteres Pflicht- 
theilsrecht existirt nicht. 14 

In Solothurn und Wallis die Hälfte; 

in Appenzell A.-R. der, hrikmenl; 

in Innerrhoden : 95 °/o; 

in St. Gallen: drei Viertheile, zwei Drittel, die: Hälfte, .ein. Vier- 
theil je nach verschiedenartiger Goncurrenz mit anderen Verwandten 
(SIiene L., 110), 

Graubimden, Tessin, Waadt, Genf und Jura verleihen dem Ehe- 
gatten kein Pflichttheilsrecht. 

Neuenburg: Das Recht des Ueberlebenden darf dureh letzt- 
willige Verfügungen nicht geschmälert werden. 

Diese Beschränkung auf den Pflichttheil bezieht sich bloss aut 
die Ansprüche des Ueberlebenden, welche ihm kraft Erbrechts ZU- 
stehen, nicht aber auf die Nutzungen am a kraft Eltern- 
rechts. 

 y. Weitere Gründe der Verkürzung des stahitarischen Erbrechts. 
Das Erbrecht der Ehegatten geht unter durch die Ehescheidung. 
Manche Rechte, namentlich diejenigen der katholischen’Orte, "welche 
vor Erlass des Bundesgesetzes betreffend Givilstand und "Ehe die 
Scheidung nicht kannten, und nur’ auf Trennung von Tisch und 
Bett erkannten, knüpften diese Folge auch” an sie.’ Trotzdem wir 
zugeben müssen, dass es in Afbefracht des Wortlautes des Art. 49 
des B-G. v. 24. Dez. 1874 den Kantonen freistehen 'müss, auch in 
diesem Falle auf die Dauer der Trennung die Gütersönderung vor- 
zunehmen, zumal dieselbe auch für andere vorübergehende Zufälle 
bewerkstelligt werden kann, so muss diese Folge offenbar als aus- 
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geschlossen: betrachtet, werden. ‚Denn die Sonderung; von Tisch und 
Bett ist nach‘ ‚eidgenössischem Recht ‚bloss mehr provisorische Ver- 
fügung des Gerichts, ‚auf; welche die Parteien nicht einmal antragen 
können. Dennoch gibt. es Gesetzgebungen, welche : den. Gatten das 
statutarische Recht ‚absprechen, - wenn, die. Ehe während der  Tren- 
nung von Tisch und ‚Bett durch; Tod gelöst wird, ohne ‚dass vorher 
die Wiedervereinigung stattgefunden, . ‚z. B. A Ar, 140 des Ges. 
v..20. März .1880., mit, Rücksicht, auf den,schuldigen Theil, Luzern 
8.124... Die: durch. Scheidung. verlorene -Anwartschaft ‚muss bei der 
Entschädigung, welche der schuldige Theil dem. schuldlosen zu 
leisten hat, billige. Berücksichtigung, finden.“). Gegenüber der auf- 
gestellten ; Regel, dass ‚Scheidung Erbrecht ‚aufhebe, gibt. es: auch 
Ausnahmen, z. B.. die ‚Waadt entzieht nur dem schuldigen Theil 
das Erbrecht, ebenso Wallis. Durchgehends verliert der unschuldige 
Theil die Nutzungen am Kindervermögen nicht, : welche ihm. kraft 
Elternrechts zustehen, z: B. der Code civil, Waadt, Solothurn, wenn 
ihm die Kinder anvertraut werden, ebenso Wallis. 

Einige besonders frappante Folgen der, Ehescheidung verdienen 
ganz besonders hervorgehoben zu werden. Nach dem, Gode civil 
verlieren die Eltern die Hälfte ihres Vermögens an. die Kinder, 
wenn die Scheidung unter beidseitiger Einwilligung verlangt worden. 
Sie behalten, hieran bloss den Fruchtgenuss bis zur Volljährigkeit, 
belastet mit der Alimentenpflicht gegenüber den Nachkommen. 
Dieser Art. 305 des Code ist jedoch. ausdrücklich aufgehoben. in Genf 
und ist zweifelsohne durch das B.-Ges. v. 24..Christm. 1874, welches 
diese Art der Ehescheidung durch Uebereinstimmung der Gatten 
nicht kennt, abrogirt. Dagegen ist diese Satzung Mutter oder wenig- 
stens . Vorbild der tessinischen Geselzgebung, welche in diesem 
Punkte mit dem eidgen. Givilstandsgesetz auf etwas gespauntem 
Fusse steht. 

° Der Kanton Tessin statuirt diesen Eigenthumsübergang bei, jeder 
Ehescheidung, dagegen ist der Niessbrauch der Eltern ein lebens- 
länglicher. 

Bern endlich behandelt die Geschiedene ‚gleich der Wittwe, und 
der Frau des Gelistagers. Sie ist, sofern sie «eigenen Reclits», «nicht 
'bevogtet'ist» (König, Comm. L., S: 345, al. 1) in’ ihrer Verfügungs- 
freiheit durch den Consens der Kinder oder ihrer gesetzlichen Ver- 
treter gehemmt, wenn sie die Kapitalsubstanz wesentlich verändern 
will. Sie muss auch‘ das im: Scheidungsverfahren an sie heraus- 
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*) Anmerkung.) Gerade darin’ liegt das Linkische der Massregel, wäh- 
rend der Trennung 'von Tisch und Bett ‚das Erbrecht der Gatten zu ‚sistiren. 


gegebene ‚Vermögen,‘ wenn»'sie in seinen «Fall »kommt;\wo die 
Mutter zur 'Theilung' angehalten» werden‘'kann, in: el heilung eirn= 
schliessen. 

Auch. aus Gründen „der: unsittlichen Aufführteng! ‚der Wittw 
lassen manche 'Rechte zur Strafe” die »Reduktion,' resp. den Verlust 
der Nutzungsrechte zu, und zählen hierher die aussereheliche Nieder- 
kunft, so Freiburg, Waadt. Tessin bestraft auf diese Weise Mann und 
Weib wegen wüsten Lebens. Waadt entzieht der testamentarisch 
als Vormünderin berufenen Wittwe die REREONSEIRNE über die 
Kinder. 

Das Falliment des aberlehenden Ehegatten b bewirkt in der Regel 
den Entzug der Nutzungsrechte am Vermögen der Kinder, indem 
dieselben unter eigene Vogtschaft zu stehen kommen. Aber auch 
die Nutzung am Vermögen des Verstorbenen kann in der Folge 
untergehen, z. B. in Freiburg bis zur Rehabilitation. 

Einen bedeutenden Einfluss auf das Recht des Ueberlebenden 
übt die Majorennität und Emancipation der Kinder, zwar nicht da, 
wo dem Ehegatten bei beerbter Ehe ein aliquoter Theil zu Eigen- 
thum zukommt, auch nicht da, wo demselben ein Kopftheil oder 
eine Quote zur Nutzung ausgesetzt wird, wohl aber da, wo das 
ganze Vermögen oder die Erbportionen der Kinder mit dem Usus- 
fructus des Ueberlebenden belastet sind. Hierbei müssen nach- 
stehende Rechte herbeigezöogen werden : Freiburg reduzirt in diesem 
Falle das Nutzungsrecht mit Bezug auf die Erbportionen der Kinder 
und des ihnen von Ascendenten zugefallenen Vermögens auf die 
Hälfte. 


Den vierten Theil ihres Erbsbetreffnisses hat den aus seiner 
Gewalt scheidenden Kindern der Ehegatte herauszugeben in $So- 
lothurn. | 9 

Scha’fhausen. Erst wenn alle Kinder volljährig sind, hat ihnen 
der Ehegatte die Hälfte ihres, Erbtheils zu. verabfolgen, desgleichen: 
die Hälfte des eigenen Vermögens, welches ihnen von dritter, Seite 
angefallen war, diesen Theil aber besonders, d.,h. jeweilen. wenn ein 
Kind die Majorennität‘ erreicht. 


Waadt: Auch.hier ist den aus der. elterlichen Wr ae 
denden Kindern. die Hälfte des ‚Erbsbetreffnisses vom ‚überlebenden 
Ehegatten zu verabreichen. 

Der dem: Vater oder den Eltern verliehene Niessbrauch am 
Vermögen der Kinder cessirt in der ganzen Schweiz mit der Voll- 
jährigkeit derselben, resp. mit dem Austritt aus der Familie. Einzig 
Freiburg und Schaffhausen geben den Eltern das Recht ‘auch hieran 


die Hälfte zu geniessen 'bis’zum Tode oder bis zur "Wiederverhei- 
rathung. Von diesem Niessbrauch’wird in Freiburg das den Kindern 
von Seiten der Ascendenten durch gesetzliche Erbfolge zufallende 
Vermögen erfasst, und in Schaffhausen überhaupt Alles, was ihnen 
während : des Wittwenstandes des ‚überlebenden Elterntheils von 
dritter Seite anfällt. Ä 


Il. Das vertragsmässige Güterrecht. 
nnd Be 


Allgemeine Grundlagen der Eheverträge. 


Mit Bezug auf den Ehevertrag gibt es drei Kathegorien von 
kantonalen Gesetzgebungen : 

1. solche, die den Ehepakt kurzweg nicht kennen oder wo er 
ungebräuchlich ist; 

2. solche, welche ihn zwar anerkennen, aber auf das Erbrecht 
beschränken, wo er also seinem wesentlichen Inhalte nach einen 
Erbvertrag bildet, und 

3. endlich solche, die neben dem erbrechtlichen und donatori- 
schen Inhalte demselben noch gestatten, das eheliche Güterrecht im 
eigentlichen Sinne durch Vertrag zu regeln. Er kann sich hier 
also auch beziehen auf die Eigenthums- und Nutzungsverhältnisse 
an den zugebrachten Vermögen, auf die Dispositionsbefugnisse, auf 
die zu bestellenden Sicherheiten, auf die Haftbarkeit des Weibes 
gegenüber Drittleuten, auf die Zeit, Art und Weise der Ausscheidung, 
Vertheilung des Vorschlages etc. 

Als verwandte Verhältnisse konımen hier noch in Betracht das 
Testament unter. Ehegatten und nn Schenkung ausserhalb eines 
Ehevertrages. 

Als Grundlage iller dieser Rechtsgeschäfte muss das testamen- 
tarische Erbrecht: bezeichnet werden, und sehen wir uns deshalb 
veranlasst, die kantonalen Testirrechte, resp. die disponible Quote in 
tabellarischer Uebersicht hier darzustellen: 
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Anmerkumnge 1, A/y am Nachkommen‘selbst, */,; an ‚Drittlente. 

2, Den a u von ?/3,hat! auch. die Ehegattin.| Dem Mann 
gegenüber darf die Frau. bloss über das vorbrhaltene Gut: testiren. ,.. 

8, In Luzern, Uri, Schwyz und Unterwalden sind nur die Vatermagen 
gesetzliche Erben. In Luzern erben zwar noch die leibliche Mutter, ihr 
Vater und unter Umständen dessen Descendenz bei Abgang der Bietet 
gradigen väterl. Ascendenz.. Uri. und’Obwalden ziehen die Muttermagen zur 
Erbschaft nach dem väterlichen Ascendenten des vierten Grades (Urähni) und 
seiner Descendenz, Unterwalden noch eine Parentel vorher «(Aehni): 

*) Von hier an beschränkt sich das Dispositionsrecht mit Rücksicht auf 
die Seitenverwandten auf '/,. 

5) Um an einen Erben selbst zu vergaben, ist die Zustimmung sämmtlicher 
Erben erforderlich, Der Rest von ?/, ist gleichzeitig-der Pflichttheil des 
Ehegatten. 

6, Mit Einwilligung der Ascendenten und der Regierung darf testirt 
werden, wenn keine Nachkommen am Leben sind. 

”) !/,, des Ererbten und ?/, des Vorschlages an Nachkommen, !/,, resp. 
?/, an Drittleute. In Schaffhausen kann über ?/, des Ererbten gar nicht 
'testirt werden und über den letzten Drittheil, soweit er noch vorhanden ist. 
Bei der grosselterlichen Parentel hat nur die erste Linie, resp. Onkel und 
Tante ein Pfiichterbrecht von einem Fünftheil am Ererbten, 

®) /,, wenn ein Kind lebt, !/,, wenn deren zwei und !/,, wenn drei oder 
mehr am Leben. In Concurrenz mit Nachkommen wird der ‚Ehegatte gleich 
einem Kind gezählt. 

Nach den Eltern haben fernere Ascendenten bloss mehr ein Pflichttheils- 
recht auf die Hälfte, wenn beide Linien, väterliche und mütterliche,, vertreten 
sind. Leben Ascendenten bloss einer Linie, so beträgt die disponible ‚Quote 
2/,. Ein- und zweibündige Geschwister und ihre Descendenz des ersten und 
zweiten Grades lassen die Verfügungsfreiheit zu bis auf ®/,. Concurriren 
letztgenannte Erben mit Eltern oder Ascendenten beider oder einer Linie, 
so kommt ihnen das Pflichterbrecht der aufsteigenden Linie zu gut. (%/, oder 
Husstattı Ya) 

Nach diesen Verwandten ist die Verfügung unbehindert. Coneurrirt: jedoch 
ein Ehegatte mit Eltern oder Ascendenten beider Linien, so beträgt die dis- 
ponible Quote !/, statt '/,, in Coneurrenz mit Acondduten bloss einer Linie 
Ya statt ?/,, neben ein- und zweibündigen Geschwistern ?/, statt 5 Nach 
diesen Verwandten beträgt die Legitima des Ehegatten '),. x 

°, Im Gegensatz zu Schaffhausen berechnet sich..die disponibl6 Quote 
betr. das Ererbte in Graubünden. nach dem Betrage der Verlassenschaft, 
wenn weniger vorhanden, als es ursprünglich betrug. 

1), bis zum 4: Grad, !/, bis zum 6. Grad in der Seitenlinie, 

11) Ausser der Yeibliähen Mutter haben nur Ascendenten väterlicherseits. 
ein Pflichterbrecht. 

2) t/,, wenn Ascendenten und Seitenverwandte bis zum. 4. Grad väter- 
licher- und mütterlicherseits sich vorfinden, de wenn solche Verwandte bloss 
in einer Linie vorhanden sind. Nachher ist die Disposition frei, die majo- 
renne Tochter kann .durch Ehevertrag dem Manne eine Schenkung machen, 
welche jedoch die Hälfte ihres Vermögens nicht übersteigen darf. 

18, 1/,, wenn ein Kind, !/,, wenn deren zwei und !/,, wenn drei oder 
mehr n, Leben. Der Pflichttheil der: Ascendenten beträgt !/,, wenn beide 
Linien, ER wenn nur eine Linie vertreten ist. 
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Das’ Recht 'der unehelichen: Kinder; welches geeignet ist, das 
statutarische Erbrecht des" Ehegatten’ zw" beschränken, sowie das 
Pflichttheilsrecht desselben und dasjenige des überlebenden Eheparts 
ist auf $S.81 u. 85 schon einlässlich dargestellt worden. Damals wurde 
nämlich. constatirt. um welchen Betrag das Eherecht des Ueber- 
lebenden: durch ‘testamentarische‘ Verfügungen sich verkürzen lässt. 
Aus der Tabelle'ist gleichzeitig ersichtlich, um wie viel" die’ Ehe- 
gatten durch letztwillige Verordnungen sich über ihr gesetzliches 
Erbrecht hinaus begünstigen können. Es gibt aber Kantone, welche 
noch das allgemeine Testirrecht zu. Gunsten des Ehegatten er- 
weitern. 

Zürich gestattet dem Ehegatten neben den erlaubten  Zuwen- 
dungen einander auch noch die lebenslängliche Nutzniessung am 
Pflichttheil der übrigen Erben, also den Niessbrauch am ganzen 
Vermögen zu verordnen. Sind jedoch eheliche Nachkommen . die 
nächsten Erben, so wird die Nutzung auf die Hälfte des Erbantheils 
reduzirt bei ihrer Heirath oder wenn sie volljährig werden. 

Auch Luzern lässt diese Zuwendung des Niessbrauchs an der 
ganzen Verlassenschaft zu, es nur sofern keine Nachkommen 
vorhanden. 

Uri. erlaubt den Ehegatten die Verordnung des halben Vermögens 
zu Leibgeding, ob Nachkommen da sind oder nicht. 

Wenn keine Nachkommen ‚früherer Ehe vorhanden, so kann in 
Glarus durch gegenseitiges Testament der Fruchtgenuss am ganzen 
Vermögen zugesichert werden. Uebersteigt das testamentarisch ver- 
ordnete Nutzgut Fr. 10,000, so ist der überlebende Ehegatte ver- 
pflichtet, verheiratheten oder sonst volljährig gewordenen Kindern 
des Erblassers die Hälfte desjenigen Erbtheils von ihrem verstorbenen 
Vater oder von ihrer Mutter herauszugeben, den es ihnen nach 
Abzug jener, 10,000 trifft. Im. Zweifel, d. h. wenn nichts hierüber 
bestimmt, sind Vermächtnisse, womit das Nutzgut helastet ist, bloss 
insoweit sofort zu entrichten, als sie den zehnten Theil des reinen 
Vermögens nicht übersteigen. 

Zug stimmt mit. Zürich in der. Verfügung. über den. Frucht- 
genuss zu.Gunsten des. Ehegatien überein. Mit verheiratheten und 
volljährig gewordenen Kindern muss er sich je zur. Hälfte ihrer 
Erbportion abtheilen, auch beschränkt der Niessbrauch sich auf die 
Dauer des Wittwenständes. Lebenslänglich ist ‚dieser Ususfructus, 
wenn keine Leibeserben am Leben, jedoch. beschränkt er sich auch 
hier auf: die ‚Hälfte der Erbantheile nachstehender Erben: Eltern, 
Grosseltern, ‚Geschwister. 

In Solothurn kann der bevogtete Ehemann gar nicht testiren. 


ee 


‚Graubünden: lässt ebenfalls'.die: Verordnung: des Ususfructus an 
der‘ nicht ‚disponiblen Quote zu, und. zwar wie ‚Zug: während: der 
Dauer des Wittwenstandes, wenn: Leibeserben - vorhanden. - Dieser 
Stand belastet den Niessbrauch ausdrücklich, was: sich bei, den san- 
geführten: ‚Kantonen von ‚selbst versteht, mib..der -Unterhaltungs- 
und  Erziehungspflicht der minderjährigen Kinder. Wenn: diese sich 
verheirathen oder sonst volljährig werden, :so muss er sie mit einer 
angemessenen: Aversalsumme oder mit einem verhältnissmässigen, 
jährlichen Beitrage abfinden. Sind Leibeserben: nicht. da, so! ist der. 
Niessbrauch lebenslänelich, ‘der: Bedachte muss ‚aber die allilien 

Verwandtenunterstützungspflicht übernehmen. 


Thurgau bestimmt für den Fall der ‚kinderlosen' Ehe, dass len 
Ueberlebenden die Nutzung des ganzen Vermögens zugedacht werden 
kann, oder dann das Eigenthum an der disponiblen Quote und der 
Niessbrauch am Rest. | 


$ 42. 


Zulässigkeit des Ehevertrages, Zeitpunkt des Abschlusses, 
. Fähigkeit der Abänderung, Publieität und Form. 


1.. Das: Gebiet, in welchem der Ehevertrag verboten oder ausser 
Uebung gerathen, umfasst bloss: Uri, Nidwalden, Glarus uud Appen- 
zell IL-R. Von diesen Kantonen verbietet Nidwalden noch:die Bene: sin 
int. vir. et ux. 


Im ganzen übrigen Gehiet der Eidgenossenschaft begegnet man 
dem Ehepackt, jedoch beschränkt er sich auf das Erbrecht in: Bern 
(alter Kantonstheil), Luzern *), Schwyz, Obwalden, Zug, Solothurn, 
St. Gallen und Aargau. Was in der ersten Gruppe und hai'idiesen 
durch Testament, durch Schenkung unter Lebenden und auf Todes- 
fall ein Gatte dem andern verordnen kann, darf in diesen Kantonen 
auch durch Kontrakt festgesetzt ‘werden. Das Quantum und der 
Gegenstand sind im vorigen Paragraphen beschrieben worden, und 
bedarf es hier ‘keiner weitern Ergänzung. Dennoch kommt "auch 
hier die Stipulation vom vorbehaltenen Gut in einigen Kantonen 
hinzu, eine Bestimmung, welche sich offenbar nicht auf das Erbrecht 


#). Anmerkung. Die durch $S$ 6 und 11 des Ges. v. 25. Nov. 1880 ge- 
statteten kleinen Modificationen bestätigen den obligatorischen Charakter des 
« ehelichen Güterrechts», vide $ 27 eit. 
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beziehen "lässt. Allein! dieses 'vorbehaltene Gut bildet 'bloss eine 
Modifikation’ innerhalb den 'Grenzen des gesetzlichen : Güterrechts, 
daher die’ Möglichkeit, dasselbe durch Ehevertrag zu konstituiren, 
diesen selbst! seines! wesentlich erbrechtlichen: ‚Charakters: nicht: 
entkleidet.' Das 'gleiche':lässt sich sagen, 'wo das .Veräusserungs- 
und‘ Verpfändungsreeht "des'''Ehemannes "bezüglich des. Frauen- 
vermögens “durch Vertrag. vor" der'Ehe beschränkt ‘werden kann, 
2. B. in'Luzern. In diesem Palle''erfolgt hier Niederlage: der 'be-:. 
treffenden Vermögenstitel'in die Depositalkasse. 

Die Stände: Zürieh, Freiburg, Basel, Schaffhausen, Anpeiozeli A: -R;, 
Graubünden, Thurgau, Tessin, Waadt, Wallis, Neuenburg und das Gebiet: 
des Code Nap. lassen durch Ehevertrag neben dem erbreehtliehen 
und’ schenkungsweisen Inhalt auch’ eine von der: gesetzlichen. ab- 
weichende Güterordnung: bestimmen. Inı Zürich, Schaffhausen, 
Appenzell A-R. ist jedoch die Zulässigkeit des Ehevertrages so sehr 
beschränkt, dass’auch hier. in der: Regel das gesetzliede Güterrecht 
obligatorisch ist. Die ersten ‘beiden: Kantone erlauben unter Ge- 
nehmigung des Bezirksgerichtes einen abweichenden: Vertrag: zu- 
schliessen, beschränken aber diese Genehmigung auf den Fall, wo 
besondere, in den: individuellen Verhältnissen der Ehegatten liegende 
Gründe ein wesentlich verändertes Güterrecht wünschbar machen, 
z. B. wenn.die Ehe unter der Herrschaft eines abweichenden Güler- 
rechts geschlossen worden war. ‚Diese Auffassung theilt auch Nid- 
walden, wo: das Gesetz’ den Ehepakt nur mit Bezug auf die Nieder- 
gelassenen erwähnt, während ein: Ehevertrag im Uebrigen unzulässig 
ist. In Ausserrhoden muss ein: abweichender: Vertrag der Behörde 
der‘ Heimathgemeinde vorgelegt werden; welche ihn in: Rücksicht 
auf. die ‘persönlichen und‘ Vermögensverhältnisse ı der: Vertrag- 
schliessenden begutachtet. Perfekt wird er durch ‚die Genehmigung 
des. Obergerichtes. Die „gleiche Formalität: schreibt Ausserrhoden 
auch für die Schenkung unter 'Ehegatten vor. 

Thurgau kennt einen Erbvertrag unter Ehegatten und Braut- 
leuten ‘und daneben einen Ehevertrag ‘unter Brautleuten. Durch 
Verschmelzung beider wird ein Contrakt geschaffen, der Erbrecht 
und Güterrecht’normirt. 

2. Zeitpunkt des Abschlusses. Aus dem Umfang des Gegen- 
standes des Ehevertrages, je nachdem er erbrechtlicher Natur 
ist, oder das Güterrecht selbst normiren kann, lässt sich in der 
Regel schon bestimmen, ob derselben vor oder nach der Ehe ab- 
geschlossen werden muss. Das Erbrecht hat auf das Verkehrsrecht 
und auf die Creditverhältnisse keinen Einfluss, oder besser gesagt, 
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 Benachtheiligungen gegen die 'Greditoren. sind mit Bezug ‘darauf 
nicht‘ zu befürchten. Aus diesem’ Grunde lassen diejenigen Kantone, 
welche den Ehepakt auf: das Gebiet letziwilliger "Verordnung 'und 
zulässiger Schenkungen beschränken, denselben nach Belieben‘ vor 
oder nach der Ehe abschliessen. ' Umgekehrt! muss regelmässig ‘der 
Ehevertrag da vor der Ehe abgeschlossen werden, wo die Eigenthums- 
verhältnisse an dem zugebrachten: Vermögen, die Haftung der Ehe- 
gatten gegenüber Drittleuien verträglich normirt werden kann. 

Die soeben aufgestellten Gruppen stehen sich auch: hier in dieser 
Weise gegenüber. Allerdings gibt es auf beiden Seiten Abweichungen, 
welche aber diese Regel nur: bestätigen. : So ‚lassen. Zürich \ und 
Schaffhausen den Vertrag‘ vor und nach der Ehe zu, beschränken 
ihn aber in Sachen des Güterrechts selbst, hauptsächlich auf den 
Fall, da die Eheleute schon unter einem andern Gesetz gelebt. Dass 
im Uebrigen der Vertrag vor oder nachher abgeschlossen ‚werden 
kann, wenn das Erbrecht normiri wird, oder Bestimmungen ge- 
troffen werden, innerhalb des Rahmens des gesetzlichen Eherechtes, 
stimmt mit unserer Aufstellung vollkommen überein. Thurgau, das 
den Erbvertrag und den Ehepakt genau auseinander hält, lässt den 
ersiern jederzeit und letztern nur vor der Ehe gültig entstehen. 
Eine Abänderung mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörden: ist 
hier zulässig. Graubünden spricht von einem Ehevertrag, der vor 
und nach der Ehe constituirt werden kann, anerkennt aber. Modi- 
ficationen nur innerhalb des gesetzlichen Rechtes und: ‚zwar unter 
Ehegatten. Das Creditverhältniss nach Aussen wird dadurch nicht 
berührt. Ja, wenn die Gattin Güter zur persönlichen Benützung 
sich vorbehalten will, so muss dies vertraglich vor oder wenigstens 
bei Eingehung der Ehe festgesetzt werden. So in Solothurn 30 Tage 
vor oder nach der Heirath. Desgleichen verlangen auch diejenigen 
Kantone, welche in der Folge, dass sie dem Ehevertrag den Charakter 
eines Erbvertrages verleihen, den Ehevertrag jederzeit abschliessen 
lassen, dass dennoch gewisse Bestimmungen, die das Güterrecht 
selbst etwas modifieiren, vor der Trauung geregelt werden. Es gilt 
dies namentlich von demjenigen Bestandtheil des vorbehaltenen 
Gutes, welchen der Mann der Frau ausseizt, oder welchen sie selbst 
von ihrem Vermögen zu ihrer. Disposition behalten. will. In Luzern 
darf sich die Frau höchstens einen Drittheil ihres Vermögens durch 
Vertrag vor der Ehe zu eigener Verfügung vorbehalten ($ 11 und 13). 
Zürich, Zug, Schaffhausen sprechen in dieser Hinsicht von Sondergut, 
welches die Frau durch Ehevertrag oder übungsgemäss sich _« vor- 
behält », Bern von. der Morgengabe, die der Mann dem Weibe vor 
der Ehe versprochen oder ausgerichtet. 
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‚So erwahrtisich,im Allgemeinen ‚die Regel, dass: Verträge über 
Brno dein errichtet,iGonventionen betreffend Abweichungen ®) 
vom ‚gesetzlichen ‚Güterrecht bloss vor der: Ehe: constituirt werden - 
können. Ausnahmen. von. dieser Regel, müssen zugegeben 'werden. 
Thatsächlich.. lassen. den. Vertragsabschluss unter angegeben: Modifi- 
cationen jederzeit zu: ı Zürich, Bern, \.Luzern,  Innerschwyz, Zug, 
Solothurn: (zwar! 30 Tage vor /oder: 30. Tage nach Eheabschluss), 
Schaffhausen; St, ‚Gallen, Graubünden und! Aargau. 


Dagegen nur 'vor der Trauung: Obwalden, Ausserschwyz, Frei- 
burg, Basel, Appenzell A-R.. Thurgau, Tessin, Waadt, Wallis, Neuen- 
burg und das @ebiet des Code Napoleon. Mit Ausnahme der ersten 
beiden Territorien alles Kantone, wo sich das eheliche Güterrecht, 
neben den Zuwendungen unter Lebenden und auf den Todesfall, 
durch Vertrag abweichend ordnen lässt. 


3. Ganz gleich verhält es sich mit der Fähigkeit zur Abände- 
rung. Verträge, welche vor und nach der Gopulation errichtet 
werden können, unterliegen der Abänderung und Aufhebung durch 
die vertragschliessenden Parteien. Die vor der Ehe zu fixirenden 
 Gontracte sind nach der Trauung unabänderlich. Basel, das eine 
Ahänderung durch letztwillige Verordnung kennt, bestätigt diese 
Regel. Die Gruppirung bleibt sich hier ganz gleich, wie bei der 
Bestimmung des Zeitpunktes des Vertragsabschlusses. Dass Thurgau 
den Vertrag durch Einwilligung der Vormundsschaftsbehörden ab- 
änderlich erklärt, ist bereits erwähnt. 


4. Analog gestaltet sich auch die Frage der Publieität. In den 
Ehevertrag eingekleidete Erbverträge bedürfen der Oeffentlichkeit 
nicht. Sie werden in der Regel überall in Form des geschriebenen 
Testaments errichtet. Notare, Administrativ- oder Gerichtsbeamte 
werden hier je nach den formellen Bestimmungen der verschiedenen 
Gesetze thätig. Von den Rechten, welche wesentliche Abweichungen 
vom gesetzlichen Güterrecht zulassen, fordern zur Gültigkeit Dritten 
gegenüber ausdrücklich förmliche Publieation: Zürich, Schaffhausen, 
Nevenburg und Thurgau. Für letztern genügt Finträgling in die 
öffentlichen Protokolle. Die übrigen hierher rangirenden Kantone 
begnügen sich mit der Publieität der Form, nämlich mit der nota- 
rialischen Errichtung, Appenzell A.-R. mit der Ratification des Ober- 
gerichtes, Basel mit Beiziehung von Zeugen, ebenso Graubünden. 


*) Anmerkung. Zulässige Schenkungen während der Ehe : zu Spiel- oder 
Nadelgeld, zur Vermehrung des Spargutes ete., betrachte ich als keine er- 
hebliche Abweichungen. Luzern lässt in seinem neuesten Gesetz, gegenüber 
dem frühern, diesen Bestandtheil des vorbehaltenen Gutes fallen, 
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Gegenstand des Ehevertrages. 


a. Erbrechtlicher und schenkungsweiser Inhalt. Die an die Spitze 
getsellte Darlegung. des testamentarischen Erbrechts, der Kantone 
macht .in. allgemeinen . Umrissen ' ersichtlich, was überall durch 
Testament,. Ehe- oder: Erbvertrag ein Gatie dem.andern letztwillig 
verordnen, ‚schenken oder abtreten ‚kann. Umgekehrt kann..der 
Erbvertrag das Erbrecht der :Gatten schmälern ‚oder sogar ganz 
aufheben (Erbverzicht). Einige Kantone beschränken diesen Vertrag 
auf die kinderlose Ehe, wie z. B. Bern, wo. das blosse Vorhanden- 
sein des Ehevertrages als Verzicht auf das Notherbrecht betrachtet 
wird, welcher durch eheliche. Descendenz aufgehoben . wird, oder 
Schaffhausen auf kinderlose Eheleute. St. Gallen verleiht dem Ehe- 
gatten das Recht, Ergänzung seines gesetzlichen Erbtheils zu for- 
dern,, wo ihm laut Erbvertrag weniger würde, und er sich. dieses 
Rechtes nicht begeben ‚hat. Die Waadt versagt auch dem Ehevertrag 
das Recht des Verzichtes auf die Erbschaft. Wo das Gesetz, dem- 
selben bloss einen Ususfructus zuertheilt, gibt Genf dem. Ueber- 
lebenden die Wahl zwischen diesem Niessbrauch und den. Liberali- 
täten durch Ehevertrag und Testament, welche er sich in jedem 
Falle auf das gesetzliche Erbrecht zu Eigenthum anrechnen zu 
lassen hat. | | | 

Im: weitern Verfolge wäre ein sehr interessantes Gebiet, zu 
untersuchen, wie sich die Intervention Dritter in den Ehevertrag 
bewerkstelligt; welche Verschiedenheiten bestehen mit Bezug auf 
Schenkungen durch den Ehepakt, wenn dieselben von dritter Seite 
herrühren, oder von einem Ehepart dem andern gemacht werden; 
ob. dieselben bloss auf gegenwärtiges oder auch auf zukünftiges Gut 
sich beziehen können; ob sie an und für sich auf die Nachkommen 
der, Ehe, übergehen, oder bloss kraft ausdrücklicher Bestimmung, 
z. B. durch. Nacherbeinsetzung; d. h. ob dieselben bedingt: seien 
durch ‚das Ueberleben des Bedachten ; ob sie, untergehen durch: 
Dazwischenkunft eines Kindes, durch CGoneurs; die Unwiderrufbarkeit 
der Schenkungen etc. Alle diese Fragen führten uns weit über den 
Zweck dieser Aufgabe ‚hinaus in das Gebiet des Erbrechts hinüber, 
während es hier nur darum zu thun war, die, Berührungspunkte 
zwischen ehelicher Güterordnung und Erbrecht zu behandeln. Auch 
ist noch: Gelegenheit, bei: der Behandlung des Einflusses von Tod 
und Scheidung auf den Ehevertrag auf Einiges in dieser Beziehung 
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kurz aufmerksam zu machen. Diese Delails sind im speziellen Theile, 
wo es galt, von diesen vermögensrechtlichen Beziehungen ein ab- 
gerundetes Bild zu geben, vielfach herangezogen worden. Ich ver- 
weise auf die Darstellungen im ersten Theile«und constatire hier 
bloss, dass namentlich die westschweizerischen Rechte in dieser Be- 
ziehung von weniger oder mehr von einander abstechenden Speeial- 
bestimmungen wimmeln, "und jedes Recht eiwas Eigenes statuirt. 
Sie gestalten sich der Verfügungsfreiheit gegenüber als Ausnahmen. 
Die Uebersicht der Disponibilität gewährt die Grundlage und gleieh- - 
zeitig den Ueberblick der kantonalen Verschiedenheite‘: in Bezug 
auf diese Verfügungsrechle durch Ehevertrag und verwandte Ge- 
schäfte. Auf dieselbe hin lässt sich wohl das Urtheil abstellen, ob 
mit Bezug auf die grossen Differenzen der Lokalgesetze die An- 
wendung des Territorialgrundsatzes sich empfehle. 

Auf zwei Umstände ist jedoch noch besonders aufmerksam zu 
machen, weil sie mit den allgemeinen Grundsätzen vom Testirrecht 
contrastiren und gleichzeitig im vertraglichen Eherecht eine be- 
deutende Rolle spielen. Es ist dies der Umstand, dass einige Rechte 
die Verfügungsfreiheit durch Ehevertrag derjenigen durch Testament 
gegenüber beschränken, ferner der eingrenzende Einfluss von Kindern 
früherer Ehe auf diese Dispositionsgewalt. 

Freiburg bestimmt desshalb, dass ein Ehegatte dem andern 
durch Ehevertrag nie mehr verordnen darf als den vierten Theil 
des Vermögens und überdies den Ususfructus am ganzen Nachlass, 
wenn keine Descendenz existirt. Der mit Nachkommen früherer 
Ehe gesegnete Ehegatte darf dem neuen Ehepart nichts schenken, 
_ noch eigenthümlich zubringen. Auch hierin besteht zwischen Frei- 
burg und Waadt Uebereiustimmung mit der Ausnahme, dass in der 
Waadt bei Vorhandensein von Kindern früherer Ehe Frau und 
Mann’ sich einen Kindertheil, aber nie mehr als 'einen Viertheil 
des Vermögens zuwenden können. "Beide Kantone‘ beschränken 
zugleich den Ehevertrag gegenüber dem Testament mit Bezug auf 
das Quantum der möglichen Zuwendung zu Eigenthum. ' Bedeutender 
darf das Herz der Braut gegenüber dem Bräutigam unter der Gunst 
des Gesetzes von Wallis sich erweitern. Die majorenne Tochter ist 
befugt, ohne Assistenz des Gurators dem Manne durch Ehepakt eine 
Schenkung bis auf die Hälfte ihres Vermögens zu.machen. In 
Neuenburg darf die Schenkung der Eheleute durch Ehekontrakt die: 
Hälfte des Vermözens betragen, wenn Nachkommen zur Welt ge- 
langen; aber bloss die Hälfte der disponiblen Quote. wenn der Dis- 
ponent Kinder aus früherer. Ehe besitzt. Bei kinderlosen Eheleuten 
lässt der Gode civil den Zuwendungen durch Vertrag den gleichen 
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Spielraum wie der letztwilligen Verfügung und erlaubt überdies. 
dem Gatten noch den Ususfructus am übrigen Vermögen zu ver- 
leihen. Für den Fall, dass Jemand Kinder: oder Nachkommen 
hinterlässt, beschränkt sich das Verfügungsrecht auf einen 'Viertheil 
des Vermögens zu Eigenthum und auf einen fernern Viertheilzüur 
Nutzung oder dann aut die Hälfte zu Niessbrauch. Wer Kinder früherer 
kKhe hat, darf weder durch Ehevertrag noch sonst über mehr als 
einen Kindstheil und nie über mehr als den vierten Theil’ des’Ver- 
mögens verfügen. Durch Ges. vom 5. September 1874 ist für Genf 
verordnet, dass nun auch ein Gatte durch Ehevertrag oder während 
der Ehe durch Schenkung *), dem andern selbst bei Vorhandensein 
von Kindern so viel verordnen darf, als durch Testament: also’ die 
Hälfte, wenn ein, einen Drittheil, wenn zwei Kinder, resp. deren 
Nachkommen am Leben sind. Beschränkt sich die disponible Quote 
auf einen Viertheil, so tritt die Erweiterung, die beschriebene Nutz- 
niessung betreffend, hinzu. Die Bestimmung zu Gunsten der IRUBRE 
früherer Ehe besteht fort. 

An die Zuwendungen von Todeswegen oder unter lebenden 
Eheleuten durch Testament, Ehe- und Erbvertrag reihen sich als 
analoges Institut die Schenkung unter Ehegatten während der Ehe. 
Auch sie sind natürlich durch das Pflichttheilsrecht‘ eingeschränkt. 
Appenzell A.-R. verlangt die Einwilligung der Kinder früherer Ehe 
des Schenkenden „der ihrer Vormundschaftsbehörde;, sofern‘ ihr 
gesetzliches Erbrecht dadurch wesentlich bedroht wird. Eine Formal- 
bestimmung des Kantons Solothurn erregt hier besonderes Interesse. 
Wie verlustige Gläubiger alle Geschenke, kleinere übungsgemässe 
Präsente ausgenommen, zurückfordern können, welche der Schenker 
innert fünf Jahren vor Verpflegung des Gelistags gemacht hat,),so 
dürfen auch nur jene Schenkungen wegen Pflichtwidrigkeit angegriffen 
werden, welche innert den: letzien fünf Jahren vor dem’ Tode ge- 
macht wurden. Des gänzlichen untersagt sind donationes. inter 
virum et uxorem in: Nidwalden, Freiburg, Tessin, Waadt, Wallis 
und Neuenburg. 

Bis hierher habe ich mich bemüht, darzuthun, welches das 
statutarische Erbrecht der Gatten, wie weites durch’ »testamenta- 
rische, oder durch Verfügungen unter Lebenden beschränkt (Pflicht- 
theil des Ehegatten) und wiefern dasselbe erweitert-werden‘kann; 
dass in der Regel Testirfreiheit und Vertragsfreiheit mit Bezug auf 


*) Anmerkung. Aus. Missverständniss des bezüglichen ‚Passus in. Lardy 
S. 10 habe in der ersten Lieferung S. 189 angenommen, die donatio int. vir. 
et ux sei.in Genf abgeschafft. Durch das Studium des bezüglichen Gesetzes 
in Original wurde ich meines Irrthums gewahr. 
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die Liberalitäten sich decken; dass es etwelche Ausnahmen gibt, und 
‚dass namentlich Stiefkinder hier einen beschränkenden Einfluss aus- 
üben: Ein: buntes Gewimmel mannigfalliger, gesetzgeberischer Auf- 
‚fassungen und Anordnungen. Namentlich isi, es das Erbrecht zu 
Eigenthum, welches schroff, von einander absticht, und. womit die 
Interessen der verschiedenen Landestheile eng zusammenhängen. 

sb. :@üterrechtlicher Inhalt.  Darnach. interressirt uns noch die 
Darstellung‘ des. Vertragsrechtes. unter Ehegatten und Brautleuten 
in. denjenigen Gebieten, wo es sich, auf die Güterordnung selbsi be- 
ziehen kann. auf: die Bigenthumsverhältnisse an dem zugebrachten 
Vermögen, auf den: Bezug der. Nutzungen während der Ehe, auf die 
Vertheilung des Vorschlages, die Dispositionsrechte, die Sicherheit, 
die Haftung der Frau den Gläubigern gegenüber und auf die Resti- 
tution. der zugebrachten Vermögen nach Auflösung der Ehe. 

An erster Stelle muss hier der Gode Napoleon erwähnt werden. 
Er ist der treibende Grundstock aller denkbaren Ehevorkommnisse 
und statuirt gleichzeitig eine Reihe allgemeiner Prinzipien, welche 
theils ausdrücklieh in die übrigen kantonalen Rechte übergegangen 
sind, wie in .diejenigen der wälschen Schweiz, ‚theils als selbstver- 
ständliche Voraussetzungen betrachtet werden. 

Die allgemeinen Schranken des französischen Vertragsrechtes 
sind: Der Ehevertrag darf nicht widerstreilen der guten, Sitte, der 
eheherrlichen Gewalt über Frau und Kinder, dem Recht des Ueber- 
lebenden mit Bezug auf seine persönliche (elterlichen Gewalt) und ver- 
mögensrechtliche Stellung ( Nutzungen) gegenüber den hinterlassenen 
Kindern. It. den Bestimmungen über Minorennität, Tutel und Emanei- 
»ation, der geselzlichen Erbfolge zwischen Eltern und Kindern und 
diesen unter sich. Vorbehalten sind den Ehegatten die bereils 
dargestellten Befugnisse lt. Testir- und Verlügungsrecht unter 
Lebenden. 

Nicht widersprechen darf ferner der Ehepakt prohibitiven Ge- 
setzesbestimmungen. 

Mit diesen nothwendigen Einschränkungen ist das Vertragsrecht 
‚freigegeben und! das Gesetz als subsidiär erklärt. Danach können 
die Parteien mit Bezug auf die Eigenthumsverhältnisse festsetzen: 
was Miteigenthum (Gemeingut) werden soll; ob. das ganze Vermögen; 
gegenwärtiges und zukünftiges ; bloss dieses oder jenes; ob das ganze 
Mobiliarvermögen oder nur ein Theil desselben; ob auch die Im- 
mobilien, letztere ganz oder bis auf einen bestimmten Betrag; ob 
das Vermögen, namentlich Grundstücke, gegen Aestimation an den 
Mann übergehen sollen oder nicht. Dann ist erlaubt, das Ver- 
mögen ganz oder theilweise getrennt zu behalten. Auch die Güter- 
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trennung, die 'Güterverbindung;' sowie: das Dotalrecht dürfen mass- 
gebend herbeigezogen werden. | | iso 

Die Nutzungen, der ‘Vorschlag: können zu gleichen oder un- 
gleichen Theilen gemeinsam erklärt oder einem Theil allein über- 
lassen werden. Die Dispositionsbefugnisse' des Mannes, mit der Ge- 
meinschaft, mit den Grundstücken der Frau, insbesondere 'mit dem 
Dotalgut oder der Dotalsumme in dieser oder jener Weise zu ver- 
fahren, wird zum vornherein vertraglich festgesetzt. Ebenso werden 
die Art und Weise der Sicherung des Weibergutes bestimmt, die vor- 
ehelichen Schulden ganz oder theilweise von der Gemeinschaft aus- 
geschlossen, die Haftverhältnisse gegenüber den Ehegläubigern reglirt, 
Zeit, Ort, Art und Weise der Restitution des Weibergutes normirt. 
Nichts ist Zwang, nichts obligatorisch, in Allem die grösste Freiheit. 
Der Gode zählt neben der gesetzlicnen Mobiliar- und Errungenschafts- 
gemeinschaft noch acht Fälle von vertraglichen Gemeinschaften auf, 
wie 'seibe etwa im Leben sich praktisch verwirklichen könnten. 
Er ordnet die Folgen der Klausel: «sich ohne Gemeinschaft zu 
heirathen », die in ihrer Gesammtheit das Recht der Güterverbindung 
darstellen, ferner die vollständige Gütertrennung, unter Normi- 
rung des Beitrages der Frau bis auf den dritten Theil ihres Ein- 
kommens an die Kosten der Familie und endlich das Dotalrecht. 
Aber auch so noch gibt der Code der Autonomie freien Spielraum, 
indem die Ehegatten über die gesetzlichen Schablonen sich a. 
setzen dürfen. 

Dennoch dari diese Freiheit nicht als eine grenzenlose betrachtet 
werden. Die Marksteine, die in Allem wiederkehren, sind folgende: 


l. Wer Kiuder früherer Ehe hat, muss den Vertrag so ein- 
richten, dass in Folge der dereinstigen Theilung bloss ein Kindes- 
theil oder höchstens ein Viertheil des Zugebrachten an den andern 
Ehegenossen übergeht. Die Vertheilung blosser Ersparnisse der 
Eheleute, als Ergebniss von Arbeit und Einkünften, obwohl die- 
selben sehr ungleich sind, wird nicht als Benachtheilung jener 
Nachkommen betrachtet. Wir treffen im Vertragsrecht die gleiche 
Rücksicht wie bei der gesetzlichen Gemeinschaft. Würde durch die 
Vermengung von Mobilien und Schulden und nachheriger Ausschei- 
dung, dem einen Gatten mehr als ein Viertheil, oder mehr als ein 
Kindestheil, wenn über drei Kinder früherer Ehe vorhanden, vom 
Vermögen des andern zufallen, so haben diese das Recht, den Vor- 
theil auf das gesetzliche Mass reduziren zu lassen. *) 


*) Anmerkung. 1, 179, Abs. 4; 184, Abs. 3. 
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=.»0#2..: Die Frau steht: mit Bezug’auf ihre Rechtsgeschäfle unter ‚der 
Autorität des Mannes oder des Gerichts.» Auch.durch Ehevertrag 
ist; eine. generelle, Bevollmächtigung.‚der ‚Frau unzulässig, es handle 
sich. denn ‚bloss um. die, Administration, der eigenen Güter oder um 
den Verkehr mit, ,Mobilien... Möge,das Frauengut in Folge, Vertrags 
eine so abgetrennte Stellung haben, als. immer: möglich, so ‚kann. sie 
nicht generell bevollmächtigt werden, mit ihren Grundstücken zu 
verkehren, Prozesse, zu führen .etc.*) 

3. Auch des Rechis der’ Sicherung ihrer vermögensrechtlichen 
Ansprüche gegen den Mann. darf die Frau durch Vertrag sich nicht 
begeben, ‚aber ‚die gesetzliche Generalhypothek auf die nothwendigen 
Grundstücke beschränken (I, 174, Abs. 5). Ebenso wenig dar! fest- 
gestellt werden, dass die Frau auf die Gemeinschaft nicht Verzicht 
leisten dürfe (I, 175, Abs. 4, 183,. Ziff. 6 und 185, Ziff. 7). 

4. Unter der Strafe der Nichtigkeit muss ‚der Theilnahme an 
der aktiven Gemeinschaft auch die verhältnissmässige Theilnahme 
an den Schulden entsprechen, so dass derjenige, welcher das ganze 
gemeinsame Vermögen bezieht, auch alle Gemeinschulden zu, tragen 
hat. (L, 184, Ziff. 7). 

Eng. an das französische Vertragsrecht schliesst sich dasjenige 
von Neuenburg. Mit den an die. Spitze gestellten Prinzipien. har- 
monirt.es vollständig. Jedes System von .ehelichem Güterrecht und 
jede Modifikation davon kann vertraglich unter Ehegatten stipulirt 
werden. Das Gesetz ordnet die gesetzliche Gemeinschaft, weiche 
wir wesentlich als Errungenschaftsgemeinschaft charakterisirt haben, 
mit subsidiär solidarischer Haftbarkeit der Frau für die Eheschulden, 
innert welcher die Parteien beliebige Modifikationen eintreten lassen 
dürfen, sodann die Gütertrennung. Daneben verträgt sich das Gesetz 
auch mit den übrigen partikulären Gülergemeinschaften, mit der 
allgemeinen Gülergemeinschaft, sofern nicht Erbrechte vorhandener 
Kinder verletzt werden, mit der Güterverbindung und mit dem 
Dotalrecht.. In einer Beziehung unterscheidet sich das Recht von 
Neuchätel vom Code Nap. wesentlich. Lebt die Neuenburgerin nicht 
in gesetzlicher Gemeinschaft, oder hat die Gütertrennung stattgefunden, 
so kommen Mann und Weib als zwei einander weiter nichts ange- 
hende Vermögenssubjekte in Betracht. Die Frau bedarf zu allen 
Rechtsgeschäften weder der Autorisation des Mannes, noch des Ge- 
richts. Sie veräussert und erwirbt Liegenschaften, prozessirt selbst- 
ständig. Jeder Theil wird durch seine Handlungen ausschliesslich 
verpflichtet. Wenn sie sich gemeinsam oder solidarisch obligiren, 


*) Anmerkung. I, 173, Abs. 6; 185, Abs. 1; 187, Abs..2. 
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so. hahen' sie gegenseitig, "bloss: diejenigen: Klagen, wie 'sie dem‘ Mit- 
verpflichteten 'allgemein: zustehen, ' oder wie sie 'sich' aus dem Akte 
selbst ergeben. Im Gegensatz zum‘ französischen Recht ist also hier 
die Frau handlungsfähig; soweit 'sie «nicht» durch ‘die Rechte’ des 
Mannes’ am Ehevermögen, 'd. h.»durch) das:Güterrecht, beschränkt 
ist.. Dabei lässt sich das Familienband im’ Güterrecht' noch darin 
enidecken;, dass,’ wo die ‚Sache‘ nicht vertraglich geregelt ist, die 
Beiträge zum ‚Unterhalt: der Familie beidseitig verhältnissmässig 
nach, Vermögen und Verdienst zu erfolgen haben. | 

Tessin acceptirt ebenfalls die allgemeinen Schranken, welche das 
französische Recht der Autonomie der CGontrahenten zieht. Neben der 
gesetzlichen Gütertrennung und dem vertraglich einzuführenden Dotal- 
recht ist die Möglichkeit nicht ausgeschlossen, die Güterverbindung, 
die partikuläre und die allgemeine Gütergemeinschaft vertraglich fest- 
zusetzen, unter der Voraussetzung, dass namentlich Pflichttheilsrechte 
Dritter, z. B. von vorhandenen Nachkommen früherer Ehe nicht 
verletzt werden. Das Gesetz spricht dann namentlich von der Re- 
gelierung der Nutzungsrechte, der Bestimmung der Grundsätze der 
Auseinandersetzung bei Auflösung der Ehe. Auch mit’ Bezug auf 
das getrennte Vermögen der Frau bleibt diese der Vormundschaft 
des Mannes unterstellt. Zu Rechtsgeschäften, Veräusserungen und 
Prozessen bedarf sie der Einwilligung des Mannes und eventuell . 
Gerichts. 

Freiburg, Waadt und Wallis machen einen etwas schtchternen 
Gebrauch von ihrem Vorbilde, dem französischen Rechte. Freiburg 
fügt den allgemeinen Limiten, die der Gode civil an die Spitze des 
Vertragsrechtes stellt, die die Autonomie der Gontrahenten wesentlich 
einschränkende Bestimmung bei, dass der Contract auch nicht den 
Rechten des Ehemannes derogiren dürfe, welche ihm auf Person 
und Vermögen der Frau zustehen. Mit dieser Aufstellung ist die 
subsidiäre Kraft des Gesetzes eigentlich wieder zur obligatorischen 
Macht: erhoben, und bewegt sich somit der Vertrag‘ innert‘ den 
Schranken des gesetzlichen Güterrechts auf dem Gebiete unwesent- 
licher Modificationen, dann auf dem Boden letztwilliger Verfügungen 
und Schenkungen. 'Duneben ordnet das Gesetz die Errungenschafts- 
gemeinschaft zu‘ gleichen 'Theilen, ‘welche vor ‚und‘ während der 
Ehe stipülirt' werden kann. ‘Der Mann wird Eigenthümer’ der erwor-' 
benen Liegenschaften und hat die Frau’ mit Bezug auf ihren Antheil 
ander Errungenschaft zu 'entschädigen. Fahrhabe, die.nicht durch 
notarielles ‘Inventar ‘oder anderswie  erwiesenes Eigenthum eines 
Contrahenten ist, fällt in die 'Erwerbschaft und wird im 'natura 
getheilt. 
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Die Waadt erklärt: das gesetzliche Güterrecht "ebenfalls "bloss 
subsidiär, überlässt also. die Ordnung desselben’ innert den dem Code 
eivil entlehnten ‚allgemeinen Grenzen der Autonomie der Pärteien. 
Allein. auch! hier hat die ‚Praxis die Vertragsfreiheit ungemein ein- 
geschränkt.. Das Frauengut darf‘ sich während der Ehe nicht ver- 
mindern, Partieipation am Vorschlag ‘ist erlaubt, nicht aber am 
Rückschlag; der: Mann soll die ausschliessliche Verwaltung’ am 
ganzen: Weibergut behalten. Daneben wird die Errungenschafis- 
gemeinschaft zu gleichen Theilen als Vertragsgegenstand ganz gleich 
normirt wie in Freiburg, mit der Modifikation, dass dieselbe in der 
Waadt vor der: Ehe und nicht jederzeit eingeführt werden kann. 
Neben den Grenzen, welche die eheherrliche und elterliche Gewalt, 
sowie das Erbrecht der Vertragsfreiheit setzen, bestimmt das Gesetz 
von Wallis, dass durch Contract keine andere Gemeinschaft einge- 
führt werden könne, als diejenige der Errungenschaft, und dass der 
Frau keine Haft für Eheschulden überbunden werden dürfe. Im 
Uebrigen ist das Vertragsrecht frei. Demnach kann auch das Dotal- 
recht und die Gütertrennung zu Rathe gezogen werden. Die Clausel, 
«sich ohne Gemeinschaft zu ehelichen », zieht geradezu die Folgen 
der reinen Güterverbindung nach sich. Innerhalb jener Gemeinschaft 
können ‚alle möglichen Gombinationen durch Ehevertrag getroffen 
werden, 'z. B.: die Aussetzung gewisser Einkünfte zu persönlichem 
Gebrauche der Frau; die Theilung des Vorschlages wird anders als 
nach der gesetzlichen Hälfte bestimmt. 

In der deutschen Schweiz ist es vorab der Kanton Basel, welcher 
dem Gesetze bloss subsidiäre Bedeutung beilegt und die Autonomie 
der Gontrahenten als massgebend erklärt. Die Schranken, welche 
die 'gute Sitte, die eheherrliche und elterliche Gewalt, sowie die 
gesetzliche Erbfolge setzen, sind auch hier, wie überall, als selbst- 
verständlich vorausgesetzt. Kinder früherer Ehe müssen bei Vertrags- 
abschluss'beigezogen werden; im Streitfalle entscheiden die Gerichte. 

Der neue: Gesetzesentwurf betreffend das eheliche Güterrecht 
für Baselstadt hebt diese Vertragsfreiheit auf, beschränkt den Ehe- 
pakt’auf'erbrechtlichen und schenkungsweisen Inhalt, erlaubt daneben 
die Statuirung‘ der Gütertrennung. Die Frau erhielte in letzterem 
Falle einen Verwalter, der die Nutzung dem Manne zu übergeben 
hätte. ı Der Gütertrennungsvertrag könnte von den Verwandten der 
Frau gerichtlich verlangt werden. 

Die übrigen Vertragskantone grenzen die Autonomie wieder 
bedeutend 'ein. Zürich und: Schaffhausen: lassen unter 'geriehtlicher 
Bestätigung einen vom gesetzlichen Güterrecht abweichenden 'Ver- 
trag nur unter den früher erwähnten, individuellen Verhältnissen der 
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Ehegatten zu.‘ Wir.haben hier ein Stück internationalen ‚Privatrechts, 
das durch Vertrag geregelt,iist.. Dabei können,allerdings, auch andere 
individuelle Verhältnisse den ‚Ausschlag, geben... Thatsache ist, dass 
solche Verträge sehr erschwert sind. Indem Rahmen des gesetzliehen 
Güterrechts sind  Ehevorkommanisse. frei, z; B...über: die. Art ‚und 
Weise. der 'Wiedererstattung , des ‚Weibergutes, über ‚den demselben 
beizulegenden Schatzungswerth, über Constituirung von Sondergubete. 

Ganz ähnliche : Beschränkungen ‚stellt Appenzell: A.-R. auf: 
Solche Verträge müssen. ‚der. Heimathbehörde . vorgelegt, werden. 
Diese begutachtet den, Entwurf unter -Darlegung ‚der persönlichen 
und Vermögensverhältnisse der Vertragschliessenden, und. das Ober- 
gericht ertheilt die Genehmigung. - Sind durch solche Gonveutionen 
die Interessen von Kindern früherer Ehe gefährdet, .so müssen diese 
oderiihre Vormundschaftsbehörde die Einwilligung eriheilen. 

Im Ganzen und Grossen ist auch. das gesetzliche Güterrecht. im 
Kanton Graubünden obligatorisch. Der Gontract darf. die vollständige 
Disposilionsbefugniss des Mannes über das gemeinschaftliche Vermögen 
(das Sondergut vorbehalten) und seine Haftbarkeit für den Slamm- 
betrag des Frauengutes, mit Vorbehalt der Mitleidenschaft der Frauam 
Rückschlag; nicht beschränken. Die vorehelichen Schulden ‚dürfen 
darin nicht gemeinsam erklärt, die Solidarität für, die, übrigen 
Schulden und ‚das Privilesium der Frau im Goneurs nicht alterirt 
werden.. Die Pflicht zur Sicherung des Frauengutes darf nicht aus- 
geschlossen werden und ebenso wenig. die Möglichkeit, die Frau in ihren 
Dispositionsrechten unter den gesetzlichen Voraussetzungen. zu be- 
schränken. Die gesetzliche Erbfolge darf keine Veränderung erleiden, 
Güterverbindung, Gütertrennung und allgemeine. Gütergemeinschaft 
und Dotalrecht kommen nun offenbar mit. diesen Grundsätzen in 
Conflict. ı Die auf dem. Vertragsweg möglichen. Modifikalionen haben 
sich innerhalb den Grenzen. der gesetzlichen Ordnung zu halten ‚und 
haben bloss Einfluss auf das Verhäliniss der Ehegatten unter sich. 
Abweichend kann z. B. normirt werden. die Vertheilung des..Vor- 
schlages und die Partieipation des Weibes am Rückschlag, sofern 
sie mit Bezug auf, letztern günstiger gestellt wird, als ‚das Geselz 
vorschreibt. Vor oder ‚spätestens des Eingehung der Ehe kann sich 
die Frau Güter zur: persönlichen ‚Benutzung. vorbehalten. : Allein 
auch dieses ‚vorbehaltene Gut haftet den Gläubigern der Ehe und 
fällt gegen das früher bestimmte Privilegium. in die Masse. Diese 
Haftpflicht der Frau erlischt bloss ‚durch ‚die - oben ‚ dargestellte 
Stählung. 

Im Kanton Thurgau. ist der ‚Ehevertrag nur einer Abweichung 
vom ‚Gesetze fähig. Die Ehefrau kann sich dadureh ihr gegenwärliges 
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und 'zukünftiges'' Vermögen ganz: oder theilweise vorbehalten und 
gegenüber dem Ehemann und den Gläubigern sichern. 
Nach’ dieser Darstellung ergibt sich der Schluss, dass von einer 
Autonomie der Parteien, sich‘ ihr‘ Eherecht nach Gutfinden zu ge- 
stalten, nur im Gebiet des Code Nap., in Neuenburg, Tessin und 
Basel die Rede sein kann. Die andern Kantone, welche den Ehe- 
vertrag zulassen, legen demselben das Gesetzesrecht zu Grunde und 
erlauben wesentlich blosse Modificationen innerhalb desselben. Sie 
geben das Weibergut der Spekulation nicht Preis. So namentlich 
Waadt, Wallis und auch Freiburg, wo an dem Prinzip festgehalten 
wird, dass der Frau wohl eine Partieipation am Vorschlag ertheilt, 
nicht aber an Rückschlag und Schulden zugemuthet. werden kann. 
Ueberall können trotz des Vertrages die Mittel zur Sicherung des 
Frauengutes im Falle der Misswirthschait des Mannes ergriffen 
werden. In Graubünden darf das Mittel zur Stählung nicht aus- 
geschlossen werden, und im Thurgau ist der Ehevertrag geradezu 
Weibergutsversicherungsvertrag. Am wenigsten‘ bedenklich ist die 
sehr beschränkte Zulassung des Ehepactes in Zürich, Schaffhausen 
und Appenzell A.-R. 

Die grossen Verschiedenheiten, welche bei dem Vertragsrecht 
im Allgemeinen in ‚Betracht fallen, liegen in. den Abtrelungen, 
Schenkungen und leiztwilligen Zuwendungen, welche. die Gaiten 
sich durch Ehe, resp. Erbvertrag machen können. Sie werden durch 
das in jedem Kanton geltende Erbrecht bestimmt. Da schon oben 
die These aufgestellt worden, dass das Erbrecht seiner unversöhn- 
lichen Differenzen wegen nach dem Heimathsprinzip behandelt 
werden soll, so. halten wir consequenter Weise auch daran fest, 
wenn diese Verhältnisse durch: Vertrag geregelt werden. Ueberall 
begegnet man der bestimmten Formel, dass der Ehepakt der gesetz- 
lichen Erbfolge zwischen  Eliern und Kindern nicht widerstreiten, 
und Vergabungen Pflichttheilsrechte nicht verletzen dürfen. Das 
Erbrecht, welches hier substituirt werden soll, ist das’ Recht der 
Heimath. Dies ist offenbar auch der Sinn des Concordates betreffend 
Erbsehaft vom 15. Juli 1822. Davon noch später. 

Der Standpunkt, den ich hier gewonnen, ist der: Im Hinsicht 
auf Abtretungen, Schenkungen und Zuwendungen: von: Todeswegen 
durch Ehevertrag überhaupt, soweit Erbrecht in Betracht fällt, hat 
der Gontrakt den Anforderungen des Heimathrechtes zu genügen. 
Das durch Vertrag zu gründende Güterverhältniss ist nach Terri- 
torialrecht zu bestimmen. 

Material zur Begründung 'des Territorialgrundsatzes für die 
Bestimmung des vertraglichen Güterrechts entnehme ich dem Boden 
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selbst, auf dem der Kampf zwischen Wandelbarkeit und Stabilität 
des ehelichen Güterrechtes sich bewegt. Diejenigen Gelehrten, welche 
der letztern’ das Wort reden, wollen vom’ Standpunkte der» wohl- 
erworbenen Rechte aus nicht’zulassen, dass durch’ Veränderung’ des 
Domizils die verniögensrechtlichen Beziehungen der 'Gatien 'alterirt 
werden. Es fällt aber Niemanden ein, den’ Ehegatten zu verbieten, 
dem Gesetz des Wohnortes sich freiwillig: zu unterwerfen, 'wasam 
augenfälligsten dann geschieht, wenn’ die" Parteien 'einen "Vertrag 
gemäss Form und Inhalt des örtlichen Rechtes abschliessen. Hier 
hört aller prinzipielle Kampf zwischen diesem oder jenem System 
auf und wird allerhöchstens vom Standpunkt der  Bevormundung 
der Individuen aus weitergeführt. 

Ein anderer Wohnort schafft häufig andere individuelle Yen! 
hältnisse. Diejenigen, welche auf fremder Erde ihr Glück versuchen, 
sollen auch diejenigen Mittel zur Erlangung ihres Glückes erfässen 
dürfen, die das Gesetz ihnen bietet. Es ist dies das nothwendige 
Correlat der freien Niederlassung. Wenn nun z. B. Zürich vorsieht, 
dass solchen Bedürfnissen durch Errichtung eines vom Gesetze ab- 
weichenden Ehepaktes begegnet werden kann, so ist wahrhaft nicht 
einzusehen. warum Ehegatten, wenn sie von Hause dauernd fort 
sind, dem örtlichen Recht, welches dem dortigen Verkehrsleben 
entspricht, sich nicht unterwerfen dürften. 
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Aufhebung der Eheverträge durch Tod und Scheidung, 
andere Einwirkungen, Rechte der Gläubiger. 


Der Tod eines Ehegatten hat ganz verschiedene Folgen für den 
Ehevertrag, je nachdem derselbe lediglich Erbvertrag ist unter den 
Paeiscenten, je nachdem er Schenkungen unter ihnen oder von 
dritter Seite enthält, oder auf das Güterverhältniss selbst sich. be- 
zieht. Wenn keine Nacherbeinsetzung getroffen worden, so hat im 
erstern Fall lediglich der überlebende Theil ein vertragsgemässes 
Erbrecht geltend zu machen. Im zweiten Fall handelt es sich darum, 
zu erforschen, ob solche Schenkungen durch das Ueberleben des 
Beschenkten bedingt seien, oder ob sie auf die Nachkommen des 
Beschenkten übergehen und allfällig erst an den Schenkenden zurück- 
fallen, wenn er auch diese überlebt. Es ist hier nicht der Ort, 
diesen Gegenstand in’s Einzelne zu verfolgen, wodureh wir auf das 
weite Gebiet des Erbrechts und des Rechts der Schenkungen in’ den 


= AM : 


verschiedenen Kantonen „verlockt ‚würden, . Sehr reich an mannig- 
faltigen Bestimmungen. sind namentlich. die Godices ‚der; wälschen 
‚Schweiz. Mit Ausnahme; des . Gesetzes von. Freiburg, . wo. ‚diese 
Schenkungen „auf »Gegenwärtiges und Zukünftiges ‚sich. ‚beziehen 
können, und des Code Nap., wonach ‚ebenfalls Zukünttiges durch Ehe- 
vertrag: von: Todeswegen. verschenkt werden kann, erlaubt hier. das 
Gesetz Drittleuten, den Ehegatten; und ihren; Kindern bloss Gegen- 
‚wärtiges «zu vergaben, ‘lassen .aber die, Zuwendungen in. Ueberein- 
stimmung mit dem Code, bei Absterben des: Bedachten auf die Kinder 
übergehen.:  Hinfällig werden: diese Liberalitäten in ‚der Regel durch 
Dazwischenkunft eines ‚Kindes. auf. Seite. des Schenkenden, er sei 
denn ein Ascendent. Bedenken sich die Gatten, so hat die Dazwischen- 
kunft eines Nachkommen fast; ausnahmslos keinen Einfluss. In 
Neuenburg muss die Verfügung unter Ehegatten sich ebenfalls bloss 
auf Gegenwärtiges beschränken, im übrigen Gebiete kann dieselbe 
auch auf Zukünftiges sich ausdehnen. Dagegen ist sie bedingt. durch 
das Ueberleben des Bedachten.. Nur der Gode Nap. lässt, auch hier 
im Zweifel Transmission auf die Kinder eintreten. mit. Bezug. auf 
Schenkungen, die lediglich über Gegenwärtiges: verfügen. 

Im Uebrigen bildet der Ehepakt die Grundlage der Ausschei- 
dung in Folge Todes. Es ist dies sein hauptsächlichster Zweck. 

Die Entschädigungs- und Alimentenfrage vorbehalten, ist dies 
auch der Fall, wenn die Auflösung des Güterverhältnisses durch 
Scheidung eintritt. Wo jedoch der Vertrag bloss die Erbrechte der 
Gatten festsetzt, wird derselbe durch die Scheidung aufgehoben, 
z.B. in Bern, Luzern, Zug, St. Gallen, Graubünden, Aargau und 
Thurgau. ‚ Zürich und Schaffhausen lassen bei dem Anlasse den 
wechselseitigen Erbvertrag ausser Wirksamkeit treten. In Solothurn 
hebt Scheidung den Ehetag auf, es sei denn das Gegentheil bestimmt. 
Schenkungsversprechen Dritter fallen dahin, soweit nicht die Ab- 
lieferung bereits erfolgt war. 

., Das Recht des Ueberlebenden, Schenkungen und Vortheile gehen 
unter im Tessin, kommen dieselben von Seiten Dritter oder der 
Ehegatten unter sich. 

Freiburg, Waadt, Wallis, Neuenburg und der Code civil garan- 
tiren dem unschuldigen Theile alle durch. Vertrag demselben zu- 
kommenden. Vortheile. 

"Die. .hier erwähnten Unterschiede sind im Ganzen und Grossen 
unerheblich, indem sie sieh ausgleichen. durch ‚die Entschädigungs- 
forderung, die. dem schuldlosen Theile auch: in Bezug: aul,entgangene 
Anwartschaften überall zustehen. 
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Die gleichen Nachtheile knüpfen einige Stände, bei denen früher 
die Scheidung von Tisch und Bett in Rücksicht auf die Katholiken 
einzig zulässig war, auch an diese: 27. B. Luzern, Zug, Freiburg 
und Wallis.’ Aus schon angegebenen Gründen ist diese Folge nach 
dem gegenwärtig geltenden Civilstandsgesetz offenbar von zweifel- 
hafter Berechtigung. Dagegen verliert alle Vortheile aus dem Ehe- 
vertrag die Wittwe in Freiburg, wenn sie‘ sich vor dem 300sten 
Tag wieder verheirathet,*) von einem unehelichen Kinde entbunden 
wird ‘oder sonst ein ausgelassenes Leben führt. Im Wallis gelten 
bei der mit Kindern gesegneten Ehe letztwillige Verordnungen des 
einen Ehegenossen an den andern im Zweifel dadurch bedingt, dass 
der begabte Theil im Wittwenstande verharre. 


Rechte der Gläubiger. 


Sind im FEhevertrage die Creditverhältnisse innerhalb den 
Schranken des Gesetzes in vorgeschriebener Form normirt, so sind 
die Gläubiger hieran gebunden. Fraudulöse Manipulationen der 
Eheleute haben sie nicht zu achten. Es kommt hier insbesondere 
die lex Pauliana zur Anwendung. Eine Formalbestimmung findet 
sich im Recht von Solothurn, wonach Schenkungen von verlustigen 
Gläubigern nur dann zurückgefordert werden können, wenn selbe 
innert 5 Jahren, von der Verpflegung ‘des Geltstages an zurück- 
gerechnet, gemacht werden. 


..%®) Anmerkung. Nach neuesten Vorgängen zu schliessen, ist dies in der 
Schweiz trotz Art. 28 des B.-G. vom 24. Dez. 1874 noch möglich. 


-1V. Abschnitt. 


Theorie und Praxis. Kritik der Entwürfe der 
Bundesbehörden. 
(Schluss.) 
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Die Anwendung des Heimaths- oder des Territorialrechtes 
| nach den kantonalen Gesetzgebungen. 


In den kantonalen Gesetzen kommen in dieser Richtung Be- 
stimmungen vor über die Rechts- und Handlungsfähigkeit, über das 
Güterreeht und das Erbrecht, welche beim Güterverhältniss der 
Elıegatten in Betracht gezogen werden müssen. Das zürcherische 
Privatrecht ist auch hier unsere Leuchte. 

Mit Bezug auf die Handlungsfähigkeit, auf eheliche Vormund- 
schaft, Güterrecht und Erbrecht unterstellt es den Zürcher überall 
unter das Recht der Heimath, welches Recht es auch den Kantons- 
fremden gewährt, sofern das Recht des Staates, dem sie angehören, 
solches vorschreiben. Immerhin wird der Fremde nach Zürcherrecht 
als handlungsfähig angesehen in Verkehrsverhältnissen mit Kantons- 
einwohnern, wenn er es nach Heimathsrecht allgemein oder ins- 
besondere mit Bezug auf ein bestimmtes Rechtsgeschäft nicht wäre. 
Vorbehalten bleiben Staatsverträge, bindende Vorschriften und ab- 
weichende Vertragsbestimmungen, soweit dieselben der Autonomie 
der Parteien überlassen sind. (Privatr. $$ 2 3, 7, 164 und 165.) 
Auch das B.-G. betreffend Handlungsfähigkeit behandelt den Aus- 
länder im Verkehr nach Schweizerrecht. Die einschlägigen Gon- 
cordate werden unten behandelt. 

Die Regeln des Zürcherrechts sind in die Gesetzgebungen von 
Zug (2 und 6) und Schaffhausen (2, 3 und 7) übergegangen. Aus 
dem Concursgesetz des letztern Standes ist nach $ 48 beizufügen : 
«Ist die Ehe mit Gütergemeinschaft ausserhalb des Kantons ab- 
geschlossen und bei der Niederlassung im Kanton nicht ausdrücklich 
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die Fortsetzung: der Gütergemeinschaft' festgesetzt) und bekannt ‚ge- 
geben worden, ‚so steht der Frau für: ihr. 'erweislichvin den» Kanton 
initgebrachtes' Weibergut das gesetzliche Vorzugsrecht zu.» 'n. 

Für Bern ergibt sich ‚aus',derrSatzung4 'Absatz.2, dass'.die 
Handlungsfähigkeit nach dem Lande der Herkunit:sich richtet, was 
hier insbesondere auf die :Weibspersonen, resp. die: Ehefrauen'sich 
bezieht. Das 'eheliche.. Güterrecht!' erleidet ‘dureh Domizilwechsel 
« keine» Veränderung. Auch für» das: Erbrecht gilt: das ‚Heimaths- 
prinzip... Dagegen: unterliegt die. Sicherung des: »Weibergutes und 
offenbar. die. Stellung derselben: im  Goncurs''dem Territorialrecht. 
(Siehe König, Comm. 'I., S. 81, 82; 156, 344; dann:$ 5 des Ges. v. 
22. Juni 1864.) 

Luzern setzt in $ 29 des Ges. v. 25. Nov. 1880 fest: «Die Be- 
stimmungen des gegenwärtigen Gesetzes sind auf alle Kantonsbürger 
anwendbar, auch wenn sie ausserhalb des Kantons wohnen. Sie 
finden auch auf die güterrechtlichen Verhältnisse der im Kantone 
wohnhaften Kantonsfremden insoweit Anwendung, als es sich um 
ihre Haftbarkeit für die in demselben kontrahirten Schulden handelt 
und die hierortige Gesetzgebung für den Gläubiger günstiger ist.» 

Uri, Schwyz und Obwalden haben in der Frage nicht: legiferirt, 
Ihre Stellung in den Goncordaten wird nachher berührt. ‚Obwalden 
und Nidwalden behandeln sich gegenseitig nach: Territerialrecht It. 
Uebereinkunii dieser Halbkantone vom 21. Juni' 1852. (Geseizessamml. 
Obw. 1,,140;  Gesetzb. Nidw. $$ 5 und 6). Im Uebrigen‘ bestimmt 
Nidwalden die Handlungsfähigkeit wie Bern und ‚beruft sich. im 
Erbrecht auf das Concordat vom 15. Juli 1822. 

Der Kanton Glarus huldigt dem Territorialgrundsatz in Bouii 
auf das eheliche Güterrecht unter Lebenden, auch im: Goncursfalle. 
$:161. des bürgerlichen Geseizbuches spricht, dies klar und deutlich 
so aus: «Das in den $$ 148—160 bezeichnete Güterrecht: der :Ehe- 
gatten gilt als gesetzliche Regel für alle Kantonseinwolner.». „Den 
Goncordaten vom 15. Juli 1822 betreffend Vormundschaft und: Erb- 
recht ist der Kanton Glarus beigetreten. Das Erbrecht unter  Ehe- 
gatten richtet sich danach nach den erbrechtlichen Bestimmungen 
der Heimath. 

Freiburg bestimmt, dass die im Kanton angesessenen Fremden 
in Betreff ihres Standes und ihrer Fähigkeit zu den bürgerlichen 
Rechtsgeschäften den Gesetzen des Landes ihrer Herkunft unter- 
worfen sind (3). Auf das CGoncordat vom 22. Juli 1822 betreffend 
Erbrecht ‚gab dieser Stand zur Antwort, 'er könne von den zwei 
Grundsätzen nicht abweichen, dass einerseits eine Erbverlassenschaft 
nach den Gesetzen des Ortes, wo sie eröffnet wird, zu behandeln 
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sei, und: dassisandererseits: Eheverträge den Gesetzen: des Ortes, wo 
sie abgeschlossen: worden, unterliegen. i'Dem Vormundschafis-Con- 
cordat vom: gleichen Datum 'gegenühen erh Pre dem 
Wohnort ‚das Recht der ‚Bevormundung. : I 

Solothurn unterstellt Handlungsfähigkeit und Erbrecht ‘dem 
Heimathsprinzip;' vorbehalten sind) jedoch die nach den Gesetzen des 
Kantons. auf ‚andere Weise,)z..B. durch: ‚Schenkung, Hypothek oder 
andere ‚Verträge. erworbenen ‚Rechte (5: und 8). Jedoch wird ein 
Fremder nach ‘dem: Recht des: Kantons .behandelt, wenn bei einem 
Geschäfte nicht bewiesen wird, dass demselben bei Abschluss ein 
anderes ‚Recht zu Grunde gelegt. worden sei (6). 

Basel hat das Erbrechtsconcordat mit der Erklärung abgelehnt, 
dass testamentliche Verfügungen und Eheverträge unbedingt Gesetz 
und Forum des Wohnortes unterworfen sind. Im Coneurse be- 
handelt. dieser Stand jede Frau ohne Unterschied nach Territorial- 
recht, d. h. lässt, sie ihr Vermögen aus der Masse AOhRR (vergl. 
Schaffhausen). 

8. Gallen huldigt dem Territorialprineip (Ullmer, Praxis IH, 
Nr. 125, S. 115; Erklärung auf das Concordat vom Juli 1821, au 
gehoben durch 'B-G. v. 24., Dez. 1874, Samml. der E. d. B. IV, 
S. 383 und 592). 

Graubünden wendet das kantonale Personenrecht auf Nieder- 
gelassene und Aufenthalter an, soweit « als nicht etwa das Gesetz 
oder die Natur des betreffenden hechtsverhältnisses die Anwendung 
. eines fremden Rechts fordert.» Alle Erbschaften (wenn auch im 

Auslande gefallene) werden nach Bündner-Recht behandelt, sofern 
Kantonsangehörige dabei betheiligt sind. Auch die im Kanton lligen 
Erbschaften von Nichtbündnern unterliegen dem Ortsrecht, sofern 
nicht die heimathlichen Gesetze des Erblassers die Anwendung der 
letztern verlangen. 

* Aargau bestimmt die Handlungsfähigkeit nach dem Gesetz der 
Herkunft mit der Ausnahme, dass ein Geschäft ‘nach ‘dem Gesetz 
des Ortes;des Abschlusses zu beurtheilen sei, wenn nicht ein anderes 
Recht bei der Abschliessung zu Grunde gelegt wurde, und es sich 
nicht um Geschäfte handelt, welche den Kantonsbürgern untersagt 
sind (8,9 und 11). 

"Der; Fall Weber S.'53 gibt Aufschluss, wie das eheliche Güter- 
recht im 'Goncurse sich ‚gestaltet, nämlich ganz nach Territorial- 
recht. 

‚Der. Kanton Thurgau huldigt dem Territorialitätsprinzip. Das 
gesetzliche Güterrecht ‚beherrscht ' alle  Kantonseinwohner (108). 
Kommen Eheleute, die bisher unter der Herrschaft-von Gesetzen 
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lebten, welche. der; Frau ‚von'‚Rechtswegen..die‘ Versicherung‘ des 
ganzen ‚oder. eines: Theils. ihres’ Vermögens zusagten, so-können: sie 
innert.der Nothfrist von 90 Tagen,;den Rechten Dritter unbeschadet, 
nach. Massgabe der Dariangle Ra) BERYCREIgUNgA im Kanon Wehe 
briefe errichten lassen. (116).. Ä 

Haben: solche Thegaitaie vor ing] der Ehe Weibergütee 
versicherungsverträge geschlossen, so werden dieselben "auch im: 
Kanton geschützt, soweit 'sie ‚nach ‘den herwärtigen ‚Gesetzen zu- 
lässig) sind. Dieselben sind NAGHIERBUER 1 in die öffentlichen Protokolle: 
einzutragen (117). 

Unter Ehegatten anerkennt der Kanton Neuenburg das Hönath: 
prinzip. Dritten gegenüber bringt er das Territorialitätsprinzip zur 
Anwendung, jedoch mit folgenden Modificationen. Der Kantonsfremde 
kann sich bloss dann auf die vom Gesetze des Kantons abweichenden 
Bestimmungen des Ehevertrages berufen, nachdem er denselben auf 
der Gerichtskanzlei des Wohnortes deponirt und die Deposition 
durch öffentliche Bekanntmachung zur Kenntniss gebracht hat. Des- 
gleichen kann er sich bloss dann auf dasjenige fremde Recht be- 
rufen, unter welchem seine Ehe abgeschlossen ‘worden, "wenn er 
schriftlich seine Intentionen der Gerichtskanzlei des Wohnortes ein- 
gegeben und die daherige Erklärung officiell hat veröffentlichen 
lassen (1147). 

„Aus der amtl. Saml. der bundesgerichtlichen Entsch. II 251, 
ist ersichtlich, dass Wallis Fremde nach territorialem Rechte be- 
urtheilt. 

Für Genf entnehme ich aus der gekrönten Preisschrift (1878) 
von Alfred Martin, Advocat daselbst, dass die Praxis auf dem Boden 
des Heimathprinzips sich bewegt. 


Von den übrigen hier nicht genannten Kantonen habe ich an 
schüchterne Informationen erhalten, doch neigen sie sich mehr auf 
die Seite des Heimathprinzipes. 


Alle kantonalen Rechte anerkennen den Rechtssatz locus Kr 
actum.ı ‚Doch. ist selbstverständlich, dass der Heimathkanton auch 
diejenigen Geschäfte schützt, welche ausserhalb seiner Grenzen nach 
seinen eigenen. Formalitäten abgeschlossen werden. Es: gilt; dies 
auch.gegenüber Testamenten, trotzdem der Wortlaut des Concordats 
vom.15. Juli 1822 für . deren. Errichtung .die Form des Ortes der 
Vornahme der Handlung vorschreibt. (Ullmer, Comm. ‘8 6. Bd.1,$. 14). 
Ebenso allgemein gilt der Rechissatz, dass bindende, auf der öffent- 
lichen Ordnung beruhende gesetzliche Bestimmungen für alle Kantons- 
einwohner erlassen sind. 


"Das sind "die Regeln, welehe’ mit Bezug auf die Collision der 
ehelichen Güterreehte in Betracht: fallen können. Sie sind einander 
oft’ diametral entgegengesetzt und. geben keinen rechten "Einblick 
in die in’ Betracht fallenden Details und lassen ihrer Unbestimmt- 
heit wegen der CGonjektur und: der Praxis den’ grössten Spielraum. 
Die daraus entspringende Verschiedenheit inder Behandlung gleich- 
artiger Fälle in der Eidgenossenschaft, (die’Schwankungen und die 
damit zusammenhängende Rechtsunsicherheit, waren direkte: Ver- 
anlassungen, warum sich der Bund’ durch Fesistellung der Art. 46. 
und. 47 der Bundesverfassung zur Pflicht gemacht, über: ‘diese. 
interkantonalen Beziehungen zu .legiferiren. Es war dies um so 
nöthiger, als. der Bund selbst in seiner Praxis mit manchen dieser 
lokalen Bestimmungen in Widerspruch gerieth, indem er z. B. ge- 
zwungen war, der Rechtsordnung damit. aufzuhelfen, dass er die 
Handlungsfähigkeit nach territorialem Recht behandelte. (Ullmer, 
staatsrechtliche Praxis I, S. 95). 
> Eine weitere Nothwendigkeit, dass durch den Gesetzgeber die, 
Angelegenheit einheitlich reglirt werde, ergibt sich aus der Fassung 
der Art. 43 und 49 des Civilstandsgesetzes. Die Ehescheidungsklage. 
ist am Wohnort des Ehemannes, und wenn er keinen solchen in der 
Schweiz: hat, am Heimathort oder am letzten schweizerischen Wohn- 
sitz desselben anzubringen. An diesen Orten ist also der Ehemann 
der Gerichtsbarkeit in Sachen unterworfen. ‚Indem nun Art. 49 die 
vermögensrechtlichen und persönlichen Folgen der Scheidung und 
Trennung von T. und B. der Gesetzgebung des Kantons überlassen, 
dessen Gerichtsbarkeit der Ehemann unterworfen ist, so. lässt sich 
darüber streiten, ob das positive Recht des Gerichtsstandes zur An- 
wendung kommen soll, oder ob, wenigstens bis zum Erlass des er- 
warteten Bundesgesetzes, es den Kantonen freistehe, das örtliche 
Recht, oder dasjenige der Heimath, oder das des ersten Domizils der 
Eheleute anzuwenden. Gegenwärtig ist jedes Verfahren in dieser 
Richtung den Kantonen anheimgestellt, mangels eines einheitlichen 
Gesetzes und einer obersten Instanz. Es wird die unter Freund- 
eidgenossen sehr bemühende Beobachtung gemacht, dass sehr oft, 
namentlich im Erbrecht, ein Kanton bald auf das Territorial- bald 
auf das Heimathprinzip geräth, je nachdem das eine oder das andere 
den eigenen Angehörigen im einzelnen Fall mehr Vortheil bringt. 
Damit im Zusammenhang stehen Retorsion und Gegenrecht, Sachen, 
die unter Bundesangehörigen nicht einmal genannt werden sollten. 
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$ 47. | 
Die eintreffenden Concordate. 


Dem interkantonalen : Privatrecht wird''nur‘ sehr mangeltat 
aufgeholfen durch die bestehenden Concordate,  " Ä 

I. Concordat vom 15. Juni 1804 B: 

Ziff. 1. «Es liegt in den Befugnissen jedes Kantons, seine eigene 
Rechtspflege in ‚Schuldentreibungssachen. gesetzlich. zu bestimmen, 
doch ‚so, dass alle Schweizer ungehemmter und gleicher Rechte 
geniessen, wie die Kantonsbürger selbst. » 

Ausser Schwyz ist dieses Concordat von allen Ständen an- 
genommen worden. Dasselbe ist auch auf das eheliche Güterrecht 
im Sinne der Territorialität angewendet worden, indem man es 
namentlich für die Frage entscheidend erklärte, wie die in natura 
vorhandenen Vermögensstücke der Frau im Betreibungsfalle zu 
behandeln seien. Schaffhausen z. B. lässt die Pfändung der Beweg- 
lichkeiten .des Schuldners zu, ohne Rücksicht auf eheweibliches 
Einbringen. Graubünden erlaubt die Auspfändung des Ehemannes 
für » Eheschulden . in gleicher Weise und bis auf den vierten Theil 
des Eingebrachten der Frau. Aehnlich verhält es sich im Thurgau, z 
wenn das. Weibergut nicht versichert ist, wo die Schulden. ge-. 
meinsam werden. . Nicht .gepfändet werden kann das Weibergut. 
2..B. in Zürich, in den Urkantonen, in Glarus, Zug, in Freiburg, so- 
weit dasselbe nicht durch Assignat oder Reconnaissance in das Eigen-, 
thum des Mannes übergegangen etc. Nicht zur Sprache kommt die 
Pfändung in Kantonen, welche auf Concurs betreiben: Luzern, Solo-.. 
thurn, Basel und Aargau. r 

"Beschwerden speziell wegen der Anwendung ‚dieses De 
auf das eheliche Güterverhältniss sind mir nicht: bekannt; ‚Immerhin.. 
muss das Eigenthum der Frau in der Betreibung ‚nach demjenigen 
Recht geschützt werden, welches für das Güterverhältniss. Regel. 
bildet, ansonst ist das Heimathprinzip, welches: zu Zeiten der Gefahr 
sich‘ "bewähren sollte, dafür hauptsächlich bestimmt;ist Hr Be- 
deutung hat, geradezu: ein’ nutzloses. 

II. Das Gleiche muss 'behauptet ‘werden mit Rücksicht a das 2 
Goncordat G. vom gleichen Datum, betreffend Concursrecht in Falli-, 
mentsfällen : IM 

Ziff. 1. «In Fallimentsfällen werden alle SenWweRe sro in 
« verpfändeten als laufenden Schulden, in der privilegirten und der 
« allgemeinen Klasse, nach gleichen Rechten behandelt und collocirt 
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« wie. die Bewohner des Kin selbst, in: welchem der Geltstag 
« vorgeht. » 

Ziff. 2. «Diese Gleichheit! in Colloeatiim und Gonecursen, welche 
« der eine ‚Kanton‘ den Einwohnern des'andern 'zusichert, ist nach 
« den, besondern: Gesetzen. desjenigen. Kantons, .wo das Falliment aus- 
« bricht, zu: verstehen.» .......: 

Diesem Vertrag sind nicht beigetreten: "Schwyz, Appenzell L-R. 
uud Glarus. Letzterer Stand erklärte in der Ablehnung, das Weiber- 
gut soll in die Gantmasse fallen und der Rückfall statthaben:. Dieser 
Zurückweisung liegt die Auffassung zu Grunde, dass je nach dem 
Güterstand der Ehegatten, die Frau ebenfalls als Gläubigerin des 
Mannes in ‚Betracht fallen, und Jaher unter Umständen ihr Ver- 
mögen nicht in die Masse gezogen werden könne. 

Auch : dieses Goncordat stellt der: erhaltenen Auslegung nach 
gegebenen Falls das Güterrecht unter das Gesetz des Wohnortes 
und negirt das Heimathprinzip vollständig. Glarus und St. Gallen 
z. B. unterscheiden sich von zehn fernern Mitständen in Sachen des 
Güterrechtes hauptsächlich dadurch, dass ersteres das ganze Weiber- 
gut, letzteres den unbeweglichen Theil desselben in die Masse ziehen, 
und nun der Frau eine privilegirte Forderung für die Hälfte gewähren, 
wodurch der Vorgang dem Berner- und Aargauerrecht sich nähert. 
Den Coneursfall ausgenommen, ist es überhaupt für die vierzehn 
Stände der 'Güterverbindung mit einer Bevölkerung von nahezu 
2 Millionen ganz gleichgültig, ob unter. ihnen der Territorial- oder 
der Heimathgrundsatz ' zur Anwendung: komme. Auch die übrigen 
Kantone, welche der Frau eine Participation am Vorschlag ge- 
währen, streifen hier jeden andern Unterschied ab, indem bei 
pekuniärem Verfall von einem Vorschlag nicht mehr die Rede sein 
kann. Will überhaupt an dem Unterschied der Güterrechte fest- 
gehalten werden, so muss eben gerade im Concurs das Eigenthum 
nach dem betreffenden Güterstand geschützt werden. 

Für 'die Anwendung des Rechtes im Falliment ist nun der 
schon oben angeführte Fall Weber-Rohr (Ullmer, Bd. I, Nr. 559, 
S. 491 ff.) äusserst interessant und instruktiv. 

Aargau behandelte im Concurse ihres Mannes die Ziweherin 
Luise Weber-Rohr gestützt auf das in Behandlung: liegende Con- 
cordat nach territorialem Güterrecht. Ihr. in natura vorhandenes 
Vermögen wird als: Eigenthum des Mannes betrachtet und in die 
Masse gezogen, sie selbst wie jede andere Kantonsbürgerin: mit: der 
Hälfte des Eingebrachten in die Klasse der privilegirten Forderungen 
als Ansprecherin am Manne verwiesen und ihr Begehren : nach 
Zürcherrecht behandelt, und als: Vindicantin des vorhandenen Ver- 
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mögens zugelassen zu werden; abgewiesen:n Zürich wehrte sich für 
seine Bürgerin und stützte sich, mangels einer einschlägigen: Bundes- 
vorschrift, auf das Goncordat vom 15.:Juli'1822,: betreffend Erbrechts- 
 verhältnisse, wonach’ die Eheverkommnisse dem Recht\.derHeimath 
unterliegen. Hier »lag ‘aber’ kein: Ehevertrag vor: und!andererseits 
führte diese Behauptung zu: einer 'sehr' folgeriehtigen Interpretation 
"über den Umfang des -Erbrechtsconcordätes: mit) Bezug auf‘ Ehever- 
a selbst, wovon unten‘ die’ Rede sein wird: je 

Der Bundesrath' entschied‘ nun deutlich (und: klähl dass nach 
| leise des 'Goncordates G. vom 15..Juni 1804 die (aargauischen 
Gerichte nach territorialem Recht verfahren: « konnten und mussten». 

Allerdings besteht keine 'Bundesvorschrift darüber, welches 
'eheliche  Güterrecht der Niederlassungskanton anzuwenden «habe. 
Vorausgesetzt aber, ein früheres Verhältniss könne am neuen Wohn- 
orte festgehalten werden, wonach die Eheleute als selbsständige 
Subjekte mit 'eigenem Vermögen und mit besondern: Verbindlich- 
keiten in Betracht fallen, so'muss auch im Goncursfalle das Weib 
sein in natura vorhandenes Gut behalten können: und ist nur zu 
untersuchen, "wie sie als Gläubigerin des Mannes, ‚soweit sie nach 
‚früherem Recht es ist, zu collociren sei. Dabei ist das: vorliegende 
‚Goncordat unbedingt massgebend. Soweit sie. aber den Betrag, 
welchen der Goncursort privilegirt, infolge ihres vindicablen. Eigen- 
:‚thums erhalten, muss das Privilegium selbstverständlich dahinfallen. 
‚Diesen Typus enthält, das Luzernerrecht ($ 23). 

III. Das . Goncordat vom 7. Juni 41810. betreffend ‚Eifekten, 
welche als Pfand in Creditors Händen in einem andern Kanton 
liegen, welchem wiederum bloss Schwyz, Glarus und Appenzell L-R. 
nicht beigetreten, spielt auch im ehelichen Güterrecht eine Rolle. 
Gesetzt. nämlich den Fall, die Heimathbehörden haben vor. dem 
Domieilwechsel,, auf Begehren der Frau oder sonst vom Manne 
Sicherheit gefordert und diese in die Waisenlade genommen, so 
:kann dieselbe. offenbar im Coneursfalle des Mannes im forum rei 
„site, welches für diesen Fall durch das Concordat 'fixirt wird, 
realisirt. werden... Der analoge Fall findet sich bei Ullmer, Prax.’T, 
Nr. 560, 8. 495, Erw. 4 litt. b. - Die Frage, wie es zu halten sei, 
‚wenn der, Mann im neuen Domieil in: den Concurs .geräth, während 
‚er im frühern: Wohnsitz nach dort:bestehenden. Gesetzen Sicherheit 
geleistet, z. B. durch Hinterlagen bei dem Waisenamt, ist bis dato 
unentschieden geblieben. Der Mann wählt auch das Domizil für 
die. Frau. “Wichtiger 'als die Frage 'des Forums'ist die, ob die 
einmal bestellte Sicherheit auch im neuen ‘Wohnort geschützt sein 
soll. Diese Frage ist zu bejahen, sei'es dass dieselbe bei der 
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ursprünglichen Vormundschaftsbehörde ‚verbleibe., auf ‚diejenige des 
-Niederlassungsortes »übergehe,;; oder endlich: unter Vormerkung am 
-bezüglichen; öffentlichen ! Protokoll; in’ den: Händen der Frau selbst 
‘verbleibe. Zu »beachten »ist; dass; das 'gegenwärtige; Bundesgericht 
‚unter Berufung auf’ die: 'Kantonalsouveränetät:' entschieden hat, ‚der 
"Heimathkanton müsse: selbst: einer in: einem ‚andern Kanton nieder- 
-gelassenen Person das unter seiner Vormundschaft liegende Vermögen 
nicht : herausgeben’ (E.»d.»B. Ill, Nr. 5), für) ‚den: Fall wenigstens, 
da‘‘ die: :Heimathbehörde dem: Domizilwechsel: nieht » beigestimmt 
«Nr: 85 :cit.).*)) Das Besondere ‚über: die ‚Grundpfänder ist: bereits 
bemerkt worden (8.50). | 
TV. Das Concordat vom 15. Juli 1822 betreffend: Eirbditever: 

hältnisse gilt gegenwärtig bloss mehr für: Zürich, Bern, Luzern, 
die Urkantone, Glarus, Solothurn, Schaffhausen, Appenzell, Aargan 
und Tessin. Um von einem Goncordat zurückzutreten, genügt nicht 
die Aufstellung eines abweichenden kantonalen Gesetzes, sondern es 
‚bedarf hiezu einer ausdrücklichen Rn REG (B. d. Bi . L, 
S.'196, Erw. 2). | 
Im Erbschaftsfalle Plüss (Ullmer I, Nr. 558, 'S. 490,1 hat der 
" Bundesrath entschieden: Alle streitigen Anspr sich auf eine ‚Erb- 
schaft, die in verschiedenen Kantonen aus erbreehtlichen Titeln ge- 
macht werden, sind vom Richter des Heimathortes .des Erblassers 
"und nach dessen Gesetzen (vorbehältlich die Form der Teslamente) 
zu beurtheilen. Dieser Anschauung ist das Bundesgericht beigetreten 
und hat in den seiner Spruchpraxis zu Grunde liegenden Urtheilen 
in Sachen Lehrer Schmuckli (E. d. B. I, 194) und in Sachen des 
Ehemannes Vogel (eit. S. 198) und in nacherwähnten Fällen folgende 
"Einzelheiten berührt: | | 
„a. Als Erbstreitigkeit im eigentlichen Sinne könne nur betrachtet 
werden: einerseits die Streitigkeit über das Erbrecht zwischen zwei 
oder mehreren Erbprätendenten, bei welchen der Gegenstand der 
‚Klage als Hauptsache das Erbrecht und Erbschaft ausschliesslich 
oder zu einem idealen Antheile ist, und andererseits die Streitig- 
keiten unter Miterben über die Pficht zur Theilung oder die Art 
‚ derselben, überhaupt Klagen auf Erledigung sämmtlicher Ansprüche, 
“welche durch die Erbgemeinschaft zwischen den Miterben erzeugt 
‚worden ‚sind, 2 D, auch Differenzen wegen Collafionspflicht, und 


nt ») nn Vergl. Nr, nr Bd. Ww, a dem.B:: .G.-Entwurf Detrefle nd 
Handlungsfähigkeit, worin die Aufhebung der Geschlechtsvormundschaft ver- 
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Verletzung‘ von ’Pfliehttheilsrechten»« ‘(Fall eu "Bi “ar Er en 
S. 389 und\fe, insbesondere’ S:'398, Erw. 4)‘ 
bh. » Keine! Erbschaftsstreitigkeit im'Sinne des! rin bildet 
die Frace, ob eine ‚Sache‘ wirklich”zur Erbschaft gehöre, resp. Erb: 
schaftsqualität besitze. Erben‘ selbst und ‘Drittleute‘" welche”bes 
haupten eine Sache aus’einem andern'Grunde; als zufrerbrechtlichen 
Titel’hin zu "besitzen; oder: welehe "die Bxistenz einer’ Erbschafts® 
forderung, d.’'h. "eines" vom Erlasser hinterlassenen‘' Forderungs- 
rechtes’ bestreiten, unterliegen’nicht den Vorsehriften' des Concor- 
dates'und sind bei ihrem natürlichen ‘Richter zu"belangen!! I 
c.. Die Ansprüche des überlebenden Ehegatten" auf’ den‘ Niesek 
brauch 'am 'Nachlasse des Andern. erscheinen, abgesehen 'von' dem 
Falle, wo sie lediglich die Folge einer während der Ehe bestandenen 
Gütergemeinschaft. sind, als wirkliches‘ Erbrecht.‘ Erbfolge im \wei- 
teren Sinne bedeutet ‘jede Nachfolge von Todeswegen und: nun‘ wäre 
es offenbar unrichtig, die Anwendbarkeit des mehrerwähnten Gon- 
cordates nur auf die Erbfolge im eigentlichen: Sinne, nämlich auf 
die Nachfolge, welche in den Nachlass als Gesammitheit: stattfindet, 
zu ‚beschränken. ‘Aus Art. 3, ‚Al, 2 desselben, wonach’ auch 'Ehe- 
verkommnisse und  Eheverträge, deren Inhalt bekanntermassen in 
der Regel vornehmlich in der Regulirung der Erbfolge besteht, in 
Hinsicht ‘auf. ihren ‚Inhalt den gesetzlichen Bestimmungen: des 
Heimathortes unterliegen, geht vielmehr deutlich hervor, dass das’ 
Goneordat auch die Ansprüche des überlebenden Ehegatten an’den 
Nachlass des Andern dem; Rechte. ‚des :Heimathortes unterwerfen 
will. In Uebereinstimmung hiemit' ‚bezeichnen 'auch die meisten’ 
Gesetzgebungen diesen Anspruch des überlebenden ‚Ehegatten ‚als 
Erbrecht, trotzdem der Ehegatte nicht Universalsuccessor,.also nicht 
Erbe im eigentlichen (technischen) Sinne wird (8.201: cit.). R 
d. Eine besondere Behandlung hat die Schenkung erfahren, als 
Zuwendung unter Lebenden. Nach welchem Recht und\in welchem! 
Forum ist dieselbe zu: behandeln, nach welchem Gesetz ihre Inoffi- 
ciosität zu bestimmen ? | 
Sofern ‘dieselbe als Abrechnung unter Miterben, als. Streitigkeit/ 
welche aus der Erbgemeinschaft, unter Miterben entsteht, sich 
. darstellt (Einwerfungspflicht, Ergänzung. des Pflichttheils, "Auslie: 
ferung 'von Gegenständen und Summen, die ein »Miterbe "aus 'erb- 
rechtlichem’ Titel inne hat) wird dieselbe nach den Entsch.‘ des 
Bundesgerichtes, wie schon ‘bemerkt, von’ den Bestimmungen des: 
Concordates erfasst und dem‘ Forakn und der Gesetzgebung des 
Heimathortes des Erblaässers unterstellt. (BE. d. B.'in S. Munzinger, 
VI,'898, Erw. 4: vergl’ 'Ullmer, Nr. 561, Pr.’1, 8.495 u. fg.) 
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5 Schwierigkeiten) aber ergeben. sichudarız./B4:wo ein»reich;.be- 
schenkter' Präsumptiverbe  esiablehnt,,: siehlalsı,Zrde anzuerkennen, 
und’ in)einem’ Kantone wohnt; woiseineserhaltene Schenkung nicht 
als pflichtwidrig “(z&:B.uSolothurn);; angesehen wird, während). sie 
esistiinach; dem: Rechte! der, Heimath..des 'Erblassers: Wenn analog 
nach'/dem Recurs Plüss’(Ullmer iecit., «Nr. 858; 8.489) verfahren 
würde,so würde hier: offenbar das»»Concordat.. nieht ’anwendbar, 
In die Erbschaft tritt: erinicht- ein:und behauptet seinen Besitz auch 
nicht aus'erbreehtlichem: Titel. Dieser‘ spezielle 'Fall,.da der: nicht 
antretende: Erbe beschenkt: ist, «lag  den-bisherigen Entscheidungen 
der Bundesbehörden:nieht vor, doch seheint:durch.den Fall Munzinger, 
wonach die Einwerfungspflicht,: die Ergänzung: des Pflichitheils: nach 
dem Goneordat'sich richtet; der' Anhaltspunkt: gegeben, dass-.ein 
solcher 'Präsumptiverbe darnach zu behandeln : wäre.» Diese Auf 
fassung wird’ dadurch bestätigt, dass: das; Bundesgericht: in dem 
sofort zu behandelnden: Falle. Ackermann untersucht, .ob.'die be- 
schenkte ' Wittwe Ackermann Erbin: im technischen Sinne :seir.oder 
nicht (ER. d. B. VI, S.: 406, Erw.'3, lit. a). Danm‘ist: auch wirklich 
nicht einzusehen, warum das Concordat dem Präsumptiverben bloss 
ein Recht auf Gesetz und Forum der Heimath des: Erblassers ‚ge- 
währen ' wollte, ohne "ihn: gegebenen Falls auch zu verpflichten, 
sich darnach ’als' Erbe’ behandeln zu: lassen. 'Die:gegentheilige An- 
nahme führte unter Umständen zur Umgehung des: vorgeschriebenen 
heimathlichen ‚Erbrechts. ‘2 

'e. Unter dem’ 3..September 1880 lag. dem. B.-Gerichte ein ‚Fall 
von Schenkungen unter''Ehegatten vor. ©(VI, 8: 400 u.-18.)..; Holz- 
händler Ackermann ‘aus Nidwalden, wohnhaft in‘ Luzern, machte 
seiner Frau 'bei Lebzeiten eine bedeutende Zuwendung: Nach .Nid- 
waldner Recht, wo der überlebende Ehegatte:bloss ein Nutzniessungs- 
recht am Nachlasse' des’ Verstorbenen hat, ‘ist die Schenkung unter 
Ehegatten verboten. ‚Dieses Verbot ist in das Erbrecht aufgenommen 
worden und will offenbar: im Gegensatz zum R.-R., welches ‚damit 
die 'sittliche Reinheit der‘ Ehe’ zu: bewahren‘ ‚trachtet, ‚nach‘ dem 
Muster des deutschen ‘Rechtes, dessen: eigentlicher: Sitz in:.der 
Gentral=- "und Nordostschweiz sich 'befindet, die’Interessen der: natür- 
lichen ’ Erben) ‘schützen. Die‘ gesetzlichen Erben erhoben : in ‚Nid- 
walden: Klage, "welehe bezweekte, dası: ganzei «Vermögen, ‚sammt‘ 
Sehenkungssumme' indie: Heimath'zu ziehen ‚und den dortigen Ge-. 
setzen gemäss: der Erbtheilung'zu unterziehen: Die Kläger erwirkten 
bei ’dem’'Obergericht in Stanz demfür sie günstigen Entscheid: «Es 
sei zum Reehtsentscheide \über.' die. von“Fraw:Ackermann-Theiler 
seitens ihres Ehemannes Al. Ackermann während der Ehe erhaltenen 
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Schenkungen, 'resp.V. orempfänge, «däs. hiesige, Gerichtsforumsmass- 
gebend. » Der 'urtheilende: Richter.'gab' iniseinen  Erwägungen;na- 
mentlich: an; ‚dass wenn! dieser'Fallnder Schenkung» nicht nachi.dem 
CGoncordat behandelt. werde; Schenkungen : untervEheleuten;»den 
ganzen ‘Staatsvertrag illusorisch machen. könnten.’ Das: ‚Bundes- 
gericht: hob (den ‚Entscheid “auf'rund vgab:' der: Wittwe Recht; welche 
anihrem 'Wohnorte ;belangt! sein wollte.) Dem: Urtheik  hegen;die 
oben dargestellten: Entscheidungen :zu ‚Grunde, dass 'die»Zugehörig- 
keit veiner Sache, die »ein Dritter aus nichtierbrechtlichem.Rechts- 
gsrunde besitzt, zum:Nachlasse; der Bestand 'einer: Erbschaftsforderung; 
die Gültigkeit von » Zuwendungen des‘ Erblassers- an einen‘ Dritten 
durch'Geschäfte ‚unter Lebenden Gegenstand ‚gewöhnlicher, Vindiea- 
tions="oder ‘Forderungsprozesse: bilden können; Zu-einer.Erbstreitig- 
keit eignen siessich nicht; denn es’shandle sich; hier: überall. nicht 
um einen: ‚Streit über das Recht der: Nachfolge‘ ,von Tadesweggnt 
(Erbrecht i. w. 8) oder: um seinen Erbtheilungsstreit..\. | 

u Konnte von veiner Nachfolge: von Todeswegen nieht’rdie Rede 
sein, so fieldas entscheidende Gewicht auf’ die’ Frage; ob; eine. Erb- 
theilungsstreitigkeiti»ünter:; Miterben vorhanden. seis.‘..Auch,, diese 
Frage’ wurde. verneint, weil der überlebende „Ehegatte: nach nid- 
waldischem: Rechte gar nicht Erbe im technischen! Sinne,-.-dih. 
Universalsuccessor:des Verstorbenen. 'sei; sonlerh nur AukanaesBR 
rechte’ am Nachlass besitze. 

Mit der Entscheidung der letzten antenne erkeind nun, Be 
Sanz (das: Richtige” getroffen! worden.'zu: sein.. Einmal anerkannt, 
dass der überlebenbe Ehegatte nicht nur: dann ein: wirkliches Erb- 
recht. besitzt; wenn ihm ein ganzer oder »ein ‚aliquoter. Theil der 
Verlassenschaft ıdes-Verstorbenen' zu Eigenthum. zukömmt ‚(Erbrecht 
1. e:8.),»sondern: auch'dann; «wenn‘er hieran bloss ‚von Todeswegen 
ein Nutzniessungsrecht -erhält, oder 'zu’ seinen Gunsten|eine ‚Singular- 
Succession: in» bestimmte Sachen eintritt‘ (Erbr.i. w. $;);'so 'erscheint 
es.'nicht ganz folgerichtig, ‘bloss.:dieses: Erbrecht und nicht auch 
die Person, ‚als: Träger desselben, den! Grundsätzen. des Goncordates 
zu unterstellen. "80! gelangt‘ man denn auch consequenter Weise, 
abgesehen vonder Berufung.durch Testament, zur. Annahme, die 
concordirenden ı Stände! haben: Jeden. als‘ Erben: betrachten‘ wollen, 
welcher durch Gesetz ‘berufen ist, ‘von. Todeswegen ein’Recht"am 
Nachlass 'zu erhalten. ‘In’ diesem 'Falle 'ist aber. der, überlebende 
Ehegatte, und ‚er wird auch. bei :Erbtheilungen ‚von.den. meisten 
(iesetzen als ıErbe;.bezeichnet: und» behandelt. ‚Man. erinnere sich 
nur" an seine »Pflichttheilsrechte,, '; welche »auch..in» Nutzungen und 
Singularsuccessionen (z.B: Zürich in! Betr.‘ der -Fahrhabe); bestehen 
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‚können; und 'andererseitsan die ‚Rechtender ’Miterben;»»Nun (ist es 
-überhaupt: streitig,)'ob®nach' heutigem," resp. deutschem Privatrecht, 
welches'sich hauptsächlich wieder in: den‘ Erbrechten . erhalten; die 
suecessio'in'omne’jus allein Erbenqualität verleihe:: Und sonscheint 
‘es mir der' Wahrscheinlichkeit'zu "entbehren;sdie»Vertragskantone 
hätten einen Unterschied‘; machen "wollen,  je!'nachdem | Eigenthum 
oder © Nutzniessung‘'" auf . den’, überlebenden »'Ehepart überging. 
-Dann ist‘auch noch zu beachten,’ dass die! dürftige; Wittwe nach 
"RR. ein’analöges' Erbrecht »besassı' und wals Erbiu gehalten wurde 
‚and der Gollationspflicht unterlag '(Arndt'’sıPand: 1868,88 481::und 
606). Wird dies nicht''so gehalten, so’ kann: den überlebende’ Ehe- 
gatte sich mit'seinem gesetzlichen Erbrecht und: mit dem Goncordat 
damit abfinden, 'dass er sich 'ausserhalb ‘des Heimathkantons mit 
Schenkungen und: Abtretungen, auch ‘wenn dieselben »nur vor- 
genommen werden,‘ um 'letztwillige Verfügungen: zw'maskiren, be- 
friedigen lässt. Eine zwingende Norm,::dass'der : Niederlassungsort 
"ihn nach Heimathrecht' zu 'beurtheilen hat, ‚besteht eben nicht. 
Meine’ Ansicht geht also dahin, auch’ ‘der Ehegatte könne gestützt 
auf das Concordat gezwungen werden, sich im: Heimatlikanton des 
' Erblassers 'belangen zu lassen, um nach dem dortigen: Recht:sals 
Miterbe mit den übrigen ‘Erben abzurechnen, resp. nach dortigem 
Erbrecht sich abzufinden, über Alles, was er'ex'substantia' defuneti 
bezogen. Wenn aber auch bestimmt ‘ist »(i. 8. Vogel),..dass das 
gesetzliche Erbrecht’ des Gatten ‘nach ‘dem Recht der: Heimath sich 
richte, so ist er offenbar im Schenkungsfalle als dritte Person; d. h. 
als Nichterbe zu‘ betrachten,  wenm’ dasselbe‘ ihn als gesetzlichen 
‘Erben überhaupt nicht anerkennt, d. h. ihm kein: Erbrecht‘ (i. w.'S.) 
gewährt. Es ist selbstverständlich, dass: diese Ausgleichung' nach 
Heimathrecht sich nur auf Schenkungen unter Ehegatten bezieht, 
soweit dieselben 'inoffieios oder nach’ dem'.betreffenden Rechte aus 
re Grunde, wegen:der nächsten Erben, verboten: sind:*) 


'f. Aus dem‘ 'Vorstehenden erhellt ‘aber, dass wenn Drittleute 
wegen pflichtwidrigen Schenkungen, die sie erhalten "haben, von en 


‘*) Anmerkung. Also nicht, wenn sie bloss‘ aus'sittlichen Gründen 'un- 
statthaftisind, wie im«R..R., während: sie: der Niederlassungsort erlaubt.>.Zu 
jenen Fällen, sehiiren die hiinfig vorkommenden. Verbote, über..«.Ererbtes » zu 
verfügen, überhaupt alle Einschränkungen in dieser Hinsicht zu Gunsten der 
Erben. Diese gehören materiell in das Erbrecht und ‚Handlungen dagegen 
sind aus erbrechtlichem Grunde anfechtbar, richten sich also nach dem Gesetz, 
"dem die Succession unterstellt'ist.. Das’römisch-rechtliche'Verböt berüht ledig- 
lich: auf der Frage‘ der Handlungsfähigkeit und richtet sich nachdem Rechte 
‚des Wohnortes. ‚So fasse ich,.Dr., Bar,.auf, wovon noch ‚später, 
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Erben .belangt . werden. .wollen ‚.dieselben-;vor «ihrem natürlichen 
Riehter ‚gesucht: werden. ‚müssen. Nach. welchem..Recht, ‚dabei: »zu 
verfahren. ist, (dafür : besteht; ‚keine Vorschrift, 'und,,so ı könnte..die 
Gonstituirung der. Era snhelinhriniee allen: 28, ‚kantonalen 
Erbrechten: unterliegen sy Kr kipiae If erh Ares 
5 82. Endlich „bezieht, sich er en oa auch nf, 
Eheverkommnisse und:Eheverträge. ‚Die Möglichkeit; diese Geschäfte, 
vorzunehmen (Handlungsfähigkeit)‘ und. den Inhalt derselben. reglirt 
das ‚Gesetz. des.Heimathkantons ;- sein: Richter‘ hat daraus Bio er- 
Beheniee Erbsireitigkeiten: zu enitscheidens; | T 

‚Schon durch den Fall; Weber-Rohr  (Ullmer, p. Ar S. 492 Mir 
498, Erw. 2),ist constatirt, dass sich diese-Bestimmungen durchaus 
nieht. auf. dası'gesammte Güterrecht der Ehegatten, d..h.,.auf; die 
eigentliche Ordnung des  Güterverhältnisses während der.Ehe; .be- 
ziehen, ‘sondern lediglich auf die Regulirung: der, Successionsverhält- 
nisse durch Vertrag ‘der Braut-' oder Eheleute, m. a. W.;auf den 
Erbvertrag. Dieser Anschauung trat das gegenwärtige Bundesgericht 
bei, soweit wenigstens, als nur für sich ergebende Erbstreitigkeiten 
der Gerichtsstand der: Heimath begründet: sei.. Ueber: die. Frage 
dagegen, ob im ' Uebrigen ‘das CGoncordat auch das eheliche Güter- 
recht im Allgemeinen, oder: wenigstens die vertragsmässige Ordnung 
desselben nach: dem. heimathlichen‘ Rechte habe normiren'. wollen, 
spricht sich das B.-G. nicht mit: der gleichen: Entschiedenheit aus und 
scheint‘ die Entscheidung sich diesfalls noch vorbehalten zu wollen, 
(VI, 407,. Erw. '4). | 

Enthält der Ehevertrag Schenkungen Han Abtretungen unter 
Lebenden, so erheben sich ‚die: gleichen Bedenken, ob: eine Eirb- 
streitigkeit vorliege, wie oben. 

‚Dieses Goncordat ist durch Art. 46 un 47 der B-V. auf, den 
- Aussterbeetat gesetzt. Jedenfalls wird das Forum der Heimath für 
Erbstreitigkeiten aufgegeben: und durch das des letzten: .Wohnortes 
des Erblassers ersetzt. ‘Dagegen wird es sich darum. handeln, nach 
welchem Gesetz ‚die Verlassenschaft zu ‚behandeln. sei. ‚Die eidgen. 
Räthe haben bisher das Gesetz des Wohnortes vorgeschlagen. Bei 
den enormen Verschiedenheiten der Erbrechte glaube ich, es wäre 
besser das: Gesetz der Heimath zur Anwendung: zu. bringen. Will 
man das Eine oder das Andere, so ist doch soviel klar, dass die 
Pflichtwidrigkeit jeder Liberalität. unter Lebenden dem gleichen 
Gesetze unterworfen sein muss, . wie das Erbrecht selbst, ansonst 
ist jeder Anlass: geboten, dieses zu umgehen. | 

V. Auch das Coneordat'vom 15. Juli 1822 betreffend Vormund- 
schaftswesen übt auf das eheliche Güterrecht einen Einfluss. Die 
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Interdietion ‘des’ Mannes muss‘ als’ Sicherheitsmassregel auch für 
das Prauengut betrachtet‘ werden und scheins''im Basel und im 
Tessin mit ‘Bezug" auf die‘ Paraphernalien als" hauptsächliches 
Sicherunssmittel U betrachtet zu "werden. "Ziff. "5 "des Concördates 
erklärt nun'unpraktischerweise für das Interdictionsverfähren einzig 
und allein die’ Behörde des’ Heimathkantons' competent, anstatt’: die 
Behörde des Wohnortes, welche den 'Verschwender vor sich "hat, 
und'der'gefährdeten Ehefrau die’ nächste und sicherste Hülfe bieten 
könnte. Die ganze Bestimmung erinnert an die Fabel vom Lahmen 
und vom Blinden, ‘Der Niederlassungskanton sieht, ist aber lahm- 
gelegt und. der Heimathkanton sieht nicht, sollte aber handeln. 
Beachtenswerth ist die Antwort von Freiburg, womit der: Stand. das 
Coneordat ablehnt und dem Territorialrecht das Wort redet. Auch 
Basel, Genf, St. Gallen, Graubünden, Waadt, Wallis und ANSRDOR 


schlugen aus. 


$ 48. 
Gemeinrechtliche Theorien. 


' Die Frage, ob das gesetzliche eheliche Güterrecht mit dem Wohn- 
ort sich verändere und nach dem Recht des neuen Wohnsitzes sich 
richte, ist von verschiedenen Schriftstellern abweichend beurtheilt, 
und von der Praxis zu verschiedenen Zeiten anders gelöst worden. 
Funk *) weist darauf hin, dass früher in Deutschland Theorie und. 
Praxis jeder Wandelbarkeit abhold gewesen, und dass beide zur Zeit, 
wo er seine Abhandlung schrieb, zu Ende der Dreissiger-Jahre, leider 
in das Gebiet der Territorialität übergegangen waren. Gegenwärtig 
wird das früher. geltende Prinzip als das herrschende bezeichnet. **) 

Eichhorn, der Vater der Wandelbarkeitstheorie,***) bezeichnet das 
eheliche Güterrecht als gesetzliche Folge der Ehe, welche mit der. 
Gesetzgebung ändert und weist namentlich mit Rücksicht auf das 
Greditverhältniss der Eheleute zu Dritten auf den Umstand hin, dass 
letztere die gesetzlichen Verhältnisse vorauszusetzen berechtigt seien. 
Schmid, welcher dieser Ansicht beitritt, begründet dieselbe damit, 
dass das gesetzliche Güterrecht nach dem jeweiligen für die Person 
des Ehemannes geltenden Recht sich richte. ****) 


*) Arch. f. e, P. XXI, $ 1, 8.368. 
%*) Roth. Bayr. Cr., 8 16, 8: 138. 
*7%) P,R., $ 35 und’ 307. 
*#2#) Schmid, Herrschaft der Gesetze 138. 
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' Diese Theorie: ist'"unbedingt eine»eminent praktische, «in, Bezug’ 
auf Rechtsanwendung'und‘ Rechtssicherheit.’ @leichzeitig, ist» sie 
diejenige, ' welche ;'sichi :consequent, unter» allen. ,',Verhältnissen 
durchführen lässt „indem derselben auch der. übrige ‚Rechisapparat 
zur, ‚Unterstützung. bereit. steht;i,was. von ‚der gegentheiligen Ansicht, 
nicht: ‚gesagt . werden. kann. Die; .Betreibungs- und : ‚Concursgesetze, 
gerathen: mit» ihr! in Conflikt ‚..ebenso ‚ vielfach. ‚auch. die, Bestim- 
mungen über Sicherung des Frauengutes und machen, den Grundsatz j 
illusorisch. | 


"Während Bine d. P..R. Bd. H., ‘8.258 fr eine he derade 
ausgesprochene Stellung für die einte oder: andere Doktrin einnimmt. 
und die Autorität der positiven Gesetzgebung zur Beilegung des Streites 
herbeiruft,, spricht 'er sich als Anhänger der’ Wandelbarkeitslehre 
aus in den Erläuterungen zu $ 3 des zürcherischen Gesetzbuches. 
Jedoch verlangt er *), dass es dem Ehegatten überlassen sein soll, 
auch im neuen Domizil durch Vertrag das bisherige Güterver- 
hältniss beizubehalten und durch öffentliche Kundmachung Dritten 
gegenüber verbindlich zu machen; dass es der Frau unverwehrt 
bleibe, bei Wohnsitzveränderung sichernde ‚Massregeln zu ergreifen, 
und dass endlich den bisherigen Gläubigern, die unter (der Voraus- 
setzung eines früher ‚bestandenen Güterrechts kreditirt haben, der 
erforderliche Schutz gewährt werde. **) A 104 

Dieser Meinung widerspricht vorab. Wächter. In seiner Mono- 
graphie’ über die Collision der Privatrechtsgesetze verschiedener 
Staaten Si, stellt Wächter in $:9 folgende. leitende Grundsätze auf, \ 
darüber, wie der Richter zu verfahren habe: 


1. Vor Allem muss der Richter dasjenige DEEIBE SICHERE ‚ was 
das eigene Gesetz über Collision aufstellt. | | 

2. Ist nichts gesagt, so ist ein Verhältniss nach der eigenen 
Gesetzgebung zu beurtheilen, ob es darnach, nach dem Sinn und 
Geiste des eigenen Gesetzes, bestehen könne oder nicht. 


‘3. Lässt sich auch‘ das eigene Recht in dieser Hinsicht nicht. 
bestimmt: wahrnehmen, so hat der Richter im Zweifel das eigene 
Gesetz. als ex cogens anzuwenden.. Da aber der Richter immer für 


® ;P. R, 8.259. 

#°)..Die uhreen zahlreichen A unter denen. auch Winäscherd 
und Beseler rangiren, vide Roth, $ 16, 3, für die neueren, und Holzschuher, 
Theorie und Cas. 1843, I. Bd, ge ir $ 26, «Nr. i% 8. 87. und ce. 
Nero Oeend insbes. S. 61, für die älteih Schriftsteller. 

*#%) Arch. f. c. Pr., Bd. 24, S. 230 u. fgUF und: Bd. ’25,! 9: 13161, 
361 u. fg. 
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Aufrechthaltungerworbener Rechte sein‘ ‚soll; sorlist der: zweite Fall 
immer anzunehmen;,) wenn :keine»lexscogens entgegensteht.i.. 50, 
In Anwendung dieser Grundsätze ‘sagt der Jurist im S08 25, dit 
"Die Vermögensverhältnisse‘ der Ehegatten "seien in’ der apa 
autonom, Das “eheliehe Güterrecht richte‘ sich nach dem Wohnort 
des Mannes und bleibe’ unveränderlich , Wenn nicht EunenS Anderes 
ausdrücklich geboten sei (lex cogens). ao ‚aaa 
a Auf die nähere "Begründung geht: "Wächter in gi ont 


‚Das: .eheliche  Güterrecht, richte, sich "nach dem. Wohnort, des 
Mannes bei Eingehung der. Ehe, quia paret, ‚quod, actum est. Das 
einmal begründete | Rechtsverhältniss sei im objektiven und subjektiven 
Sinne unveränderlich, weil das Recht selbst, die Bestimmung, nach 
diesem Rechte, d. h..nach dem Rechte des _Wohnortes zu leben, 
durch stillschweigenden, Vertrag festgesetzt werde. Wächter erklärt 
es; als ungenügend.,zu:.sagen,,, die, w ‚ohlerworbenen Rechte seien im 
neuen Domizil zu schützen, um die Unveränderlichkeit herbeizuführen, 
weil nach dieser. Theorie, bloss das bisher erworbene Recht im. ni 
jektiven ‚Sinne, gereitet, die bisherige Potenz aber durch, das Güter- 
recht (im. obj.. S.),des neuen Wohnsitzes ersetzt, werde. Gegenüber 
Funk, welcher die von, ihm verworfene Veränderlichkeitsdoktrin als 
auf den Eheabschluss rückwirkend auffasst, =), behauptet Wächter: 


Niemand 'denke;daran, dass das,, neue Güterrecht hinter die 
unter ‘einem frühern Güterrecht. erw orbenen Rechte zurückgehe 
und das: Recht der Ehegatten ‚seit, Abschluss, der Ehe in. seiner 
Totalität ändere. Allein die Ansicht Funk’s ist wirklich die Ansicht 
der Wändelbarkeitstheoretiker, und auch Savig ny rubrieirt die: An- 
sicht Wächters über Veränderlichkeit unter die vermittelnde Theorie 
und verwirft dieselbe wegen der YAERCHSINNESR une MÄHRFERFÜRHR: 
denen 'sie rufe (Savigny 8. 334)... 


. Der Schriftsteller‘ richtet sich ferner Segen die Tee Funk’s, 
dass daseheliche Güterrecht sich’ Dritten! (Gläubigern) desenäher 
mit dem Wohnungswechsel 'verändere. | Gerade, diese: theilweise 
Wandelbarkeit macht die bisherige Rechtsordnung unter 'Eheleuten 
illusorisch, ja geradezu verhängnissvoll. Wer einegegen die Schulden 
des Mannes etwas: renitente Frau ..hat, brauchte nur in das Rechts- 
gebiet der Gütergemeinschaft habzurieälrgdlerin ; ‘so. wäre der Wider- 
SP SEES 


#) Anmerkung.  Arch..f. .c. Pr., Bd. DIN. "368 390. 50.222.009 
bis 126. 
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Wächter anerkennt‘ immerhin: die (Zweckmässigkeiti, „dass. die 
Gatten ihr dem Recht des Augnizils| en amer eheliches hlar 
recht publiziren. iu; | 
-Jao. Der Präsumption Eichhorn s wer mehrerer pen ch a 
here Sehriftsteller;*): «der ‚Gontrahent, sei ‚berechtigt, ‚die gesetz-. 
lichen ‚Verhältnisse, ‚vorauszusetzen», ‚stellt, er. die zwar ‚etwas. er- 
künstelte These entgegen: «da „die; Gatten ‚nach ‚demjenigen. Recht 
leben’ dürfen, das: sie wollen, ‚so.ist jene Voraussetzung falsch; ‚der 
Gontrahent soll sich erkundigen». Bei Veränderung des Wohnortes 
behalten also die Gatten unter sich sowohl, als gegenüber Drittleuten 
das einmal begründete Rechtsverhältniss. 

Auch Savigny **), Bar ***) und Roth ****) erklären die Domizils- 
veränderung ohne Wirkung auf das bestehende Vermögensverhältniss 
unter Ehegatten, doch aus andern Motiven als Wächter. 

. Savigny. (8. 331 eit.) verwirft ‘das Vorhandensein des still- 
schweigenden Vertrages aus dem Grunde, weil ein bestimmtes Be- 
wusstsein beider Theile, besonders aber auf Seiten der Frau, über 
das Güterrecht bei Eingehung der Ehe nicht angenommen werden 
dürfe. Aber eine freie Unterwerfung unter ‘das örtliche Recht sei 
bei Abschluss der Ehe allgemein anzunehmen. Diese sei, für das ört- 
liche Recht des neuen Wohnsitzes nicht vorhanden, sowohl ‚wenn 
das neue Gesetz der Frau, als auch umgekehrt, wenn es dem,Manne 
Nachtheil bringe. ‘So ‘müsse man für diesen Fall’ die Aenderung des 
Güterrechts, zu deren Annahme es an einem hinreichenden Grunde 
fehle, selbst von dem Standpunkte der Gegner aus, ‚die das Gesetz 
und nicht den Vertrag als Bestimmungsgrund für das: örtliche Hecht 
ansehen, verneinen. Andererseits, behauptet Savigny, wolle der 
Gesetzgeber nur die Verhältnisse der in seinem Bereich'entstehenden 
Ehen normiren, nieht auch diejenigen der einwandernden Gatten. 
Bar schliesst sich dem zuletzt angegebenen Grunde vollständig an, 
dem 'erstern‘ gibt er die Wendung: ‚das :Gesetz..des ältern.-Domizils 
habe die Absicht, das'Güterrecht der Ehegatten für immer.zu regeln... 
Roth’ (8. 1188:eit.) erklärt’ den Beitritt zu dieser Doktrin,in folgender, 
Weise :'« Die Begründung: derselben ist nicht darauf zurückzuführen, 
dass der Unterwerfung unter das gesetzliche Güterrecht..die. Bedeu- 
tung und Wirkung eines stillschweigenden Vertrags zukomme,sondern, 
beruht darauf, (dass die lediglich als Consequenz der-Ehesehliessung, 


*) Philipps d. P. R., $ 137, Mittermeier d. P. R., $ 406. 
**) System VII, 327 u. fg., Ziff. 3. 
*%%*) Internationales Privat- und Staatsrecht, $ 96, S. 341. 
#%#%) Bayr. Civilr., 8815 und 16, 8. 129 u. fg., und 8.297 eit. 
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mit dieser eintretenden era ‚neo zen nur aus der 
Ehe zu ‘schöpfen haben.» aus j 

1. Da es sich hier um die rein ee Loassie dar Fidge 
handelt, sö”halte ich’ ‘dafür, der Wächter’schen’ sei'der' Vorzug zu 
geben. Bei: Eingehüng der Ehe, welche, juridisch aufgefasst, ein 
Vertrag’ ist, -der persönliche ‘und vermögensrechtliche Wirkungen 
hat, "haben "die Eheleute nicht. bloss "das ‘Streben,’ eine Familie 'zu 
gründen, sondern "auch mit vereinten Kräften zu materiellem Wohl- 
stand zu gelangen. Es entspricht diese Auffassung durchaus dem - 
Leben. Nieht nur:die Brautleute selbst haben dieses Bewusstsein, 
sondern auch der Kreis der Bekannten und Verwandten, der Neider 
und Gönner beschäftigt sich lebhaft mit der Vermögensfrage. 

Wenn nun auch den Contrahenten die vermögensrechtlichen 
Wirkungen der Ehe nicht vollständig bekannt sind, so. benimmt 
dieser Umstand der Ehe die Vertragsnatur in der Richtung nach der 
Ordnung der äussern Glücksgüter der Ehegatten durchaus .niecht. 
Tausende von ‘Verträgen werden täglich abgeschlossen, wobei die 
meisten Consequenzen derselben den Pasciscenien durchaus nicht 
gegenwärtig sind. Wie Wächter ganz richtig sagt”), ergänzt hier 
das Dispositivgesetz den unvollständig ausgesprochenen Privatwillen. 
So nennt auch z. B. das französische Recht das gesetzliche Güter- 
recht « Contrat de mariage». Die gegentheilige Ansicht scheint mir 
die Gonsequenz zu haben, dass ein Ehevertrag vorhanden sei, wenn 
die Gatten das gesetzliche Güterrecht copiren und unterschreiben, 
oder irgend eine abweichende Bestimmung zu Papier bringen; wer 
aber so einsichtig ist, eine Gopie für überflüssig zu halten, weil das 
gedruckte Formular im Gesetzbuch sich befindet, käme als Gontrahent 
gar nicht in Betracht. 

Gegen diese Meinung richtet sich die Darstellung von Bar, 
weil das eheliche Güterrecht auch für handlungsunfähige Brautleute 
eintrele, welche einen Vertrag nicht schliessen können. Allein, 
wenn die Inhaber der elterlichen oder vormundschaftlichen Gewalt 
die Einwilligung zur Ehe ertheilen oder sich damit zufrieden geben, 
indem sie auf die Nichtigkeitsklage mangels Gonsenses ihrerseiis ver- 
zichten, so genehmigen dieselben auch das Güterrecht. Den bezeich- 
neten Gewaltinhabern ist das Recht, in den Ehevertrag (i. w. 8.) zu 
interveniren gewährleistet; thun sie es nicht, so stimmen sie bei. 
Das Verhältniss erscheint durchaus analog mit dem soeben berührten. 
Finden die Eltern und Vormünder eine Abänderung des gesetzlichen 
Güterrechtes für nothwendig, so. werden sie interveniren und 


*) Anmerkung. Bd. 25 eit., 8. 52 


Dr. Schreiber. Die ehelichen Güterrechte der Schweiz, II. I 
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nöthigenfalls den Abschluss der Ehe’ selbst hindern! Allerdings fällt) ' 
in : Betracht, dass’ die Berechtigung, die’ Ehe "ohne:'Einwilligung 
der Eltern oder Vormünder einzugehen, "oft "früher eintritt, als". 
die allgemeine 'Handlungsfähigkeit.*)) In dieser Ehemündigkeit liegt 
aber bereits die Handlungsfähigkeit 'zu diesem ‘Geschäft im ganzen) 
Umfange, analog derjenigen, welche da besteht, wo ein Güter- 
recht obligatorisch. erklärt: ist, und der: freie ‚Wille: nur den’ Spiel- 
raum hat, die: Ehe, ‚welche ein Vertrag ist, mit ihren: persönlichen 
und: vermögensrechtlichen Gonsequenzen einzugehen oder zu unter- 
lassen. Immerhin ist es ein sehr abnormes Verhältniss, den Eintritt‘ 
von Ehemündigkeit ‘und Vertragsfähigkeit im Allgemeinen zeitlich 
auseinanderzuhalten. Dann darf’ nicht ausser Acht gelassen werden, 
dass, wo ehemündige Brautleute nach dem gesetzlichen Güterrecht 
leben wollen, es durchaus überflüssig ist, noch einen weitern Gonsens 
zu fordern, da das Gesetz durch seine Satzungen eine weitere Be- 
vormundung ersetzt. Für Abänderungen ist die Intervention der 
elterlichen oder vormundschaftlichen Gewalthaber wiederum in den 
Gesetzen anerkannt. 

Der Grund, das Gesetz des Ortes des Eheabschlusses wolle das 
Güterverhältniss dauernd ordnen, und der fernere, das Gesetz wolle auf 
einwandernde Ehen nicht Anwendung finden, sind aber ganz äusser- 
liche. Nehmen wir an, das alte Gesetz schreibe sich überhaupt nicht 
oder nur unter gewissen Bedingungen Geltung zu für die Angehörigen, 
welche ausser seinem Herrschaftsgebiet Wohnsitz beziehen; oder das 
Recht dieses letztern fusse auf dem Territorialrecht, wie z.B. in 
Glarus, St. Gallen, Thurgau und, wie Roth anführt, in Castell; ‚oder 
es werde für das gesetzliche Güterrecht unter Bundesstaaten das 
jeweilige Gesetz des Domizils vorgeschrieben, wie der Bundesrath 
durch Art. 6 des diesbezüglichen Entwurfes; oder endlich ein Bundes- 
staatsglied, z. B. Wallis, erlässt ein Urtheil, welches auf dem Recht 
des Wohnsitzes basirt und nun gemäss Art. 61 der Bundesverfassung 
in der ganzen Schweiz vollziehbar wird, auch da, wo das Heimath- 
prinzip recipirt ist, so fallen jene Gründe dahin. Und doch soll: die 
Theorie in ihrer Art stärker sein als die Praxis, d. h. ein Criterium 
besitzen, das über der Praxis und der positiven Gesetzgebung steht. 
Dieser tieferliegende Grund ruht in der Theorie Wächters. Der 


*®) Anmerkung. Durch Beschluss des Ständerathes vom 18. Februar 1881 
betr. Ges.-Entwurf über persönl. Handlungsfähigkeit wird der Eintritt der 
Volljährigkeit mit demjenigen der vollständigen Ehemündigkeit vereinigt, 
resp. auf das zurückgelegte 20. Altersjahr verlegt (Entw. Art. 1 und ‚Ges. 
vom 24. Dez. 1874, Art. 27). 
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Vertrag, .weleher im, Abschluss der Ehe, mit Bezug auf. das Ver- 
mögen. eingegangen: ‚worden,, wird: durch. .die Wandelung verletzt, 
und .zwar, nicht. ‚allein ‘die mit ‚Bezug hierauf, erworbenen. Rechte 
an Sachen und ‚Forderungen, ‚sondern das Vertragsrecht in. Rück- 
sicht. auf zukünftigen Erwerb und die: zukünftige Stellung. der 
Gatten: selbst. | 

2. Weitaus' die meisten Freunde der Dauerhaftigkeit der einmal 
gegründeten 'Güterordnung. beziehen dieselbe sowohl auf das Ver- 
hältniss der Gatten unter sich, als auf die Schuldenhaft gegenüber 
Drittleuten, die angeführten Schriftsteller alle, mit Ausnahme Funk’s 
welcher ‘die Wandelung Dritten gegenüber eintreten lässt, sofern 
kein Vertrag besteht und dieser nicht öffentlich  kundgegeben sei. 
Allein die Theorie von der Veränderung Drittleuten gegenüber lässt 
sich dahin formuliren, dass das alte Recht gelte, wenn das materielle 
Wohl der Gatten gedeiht, und dass die Wandelung statthabe, wann 
Misserfolg eintrete. Diese Spaltung des Rechtes ist es geradezu, 
welche den nothwendigen Uebergang zum Territorialgrundsatz bildet. 
Mit Recht weist Wächter darauf hin, dass die bisherigen Rechtsverhält- 
nisse der Gatten dann untergehen, wann sie sich bewähren sollten. Es 
ist. das Richtigste, dass Dauer oder Veränderung das ganze Verhält- 
niss. .aktiver- und  passiverseils ergreifen. : Hierin liegt aber auch 
der schwächste Punkt der Lehre von der Stabilität des Güterrechts, 
indem ‚sie in Betreibung und Concurs dem Territorialrecht nicht 
Stand zu bieten. vermag. 


3. Eng hiermit in Verbindung steht die Untersuchung, wie es bei 
Veränderung des Rechts mit den: Gläubigern des frühern Domizils 
zu halten sei. Ihnen gegenüber soll das bisherige eheliche Güter- 
recht Regel bilden. So. hat seinerzeit der Ständerath die Lösung 
versucht. Auch Funk vertheidigt diese Ansicht und liefert gleich- 
zeitig die Beispiele, zu welch unentwirrbarem Knäuel von Streit- 
fragen es führt, wenn auch die Gläubiger noch berechtigt sein sollen, 
verschiedenes Güterrecht zu fordern (vide Funk, eit. 88 7—11). Der 
Uebergang vom Dotalrecht, wo die Gatten selbstständig verpflichtet 
sind zur Gütergemeinschaft zu Hälften habe zur Folge, dass die 
Frauengläubiger des ersten Forums auf das Zugebrachte greifen 
können. Beträgt dasselbe weniger als die Hälfte des gemeinsamen 
Vermögens, so erhält ihr Vermögen einen Zuwachs bis zur Hälfte. 
Jene ‚concurriren dann ‚in. diesen Zuwachs mit den. Gläubigern 
des zweiten Wohnsitzes u. s.f. Es ist absolut nicht mehr ‚zu folgen, 
wenn man noch hinzudenkt, wie der Knoten sich schürze, wenn 
noch Gläubiger hinzukommen, welche ihre Ansprüche geltend machen 
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wollen nach der Gemeinschaft zu Dritttheilen, ls den partikulären 
Gülergemeinschaften eLeN 

Eine irgendwie befriedigende Lösung ist nur dann zu finden, 
wenn die Existenz der. Forderung ganz unabhängig vom aktiven 
Vermögen des Schuldners in Betracht gezogen wird. Wie schon 
oben bemerkt worden. ist, ‚hat der Gläubiger,. welcher sich nicht 
durch Pfandrecht ‚gesichert hat, gar kein Recht darauf, dass der 
Schuldner ‚sein aktives Vermögen nicht ändere, neue Engagements 
eingehe, Societätsverträge abschliesse, untheilbare Vermögensgemein- 
schaften mit Andern gründe. ete. Für den Gläubiger kommt einzig 
in Betracht, dass seine Forderung nicht untergehe, dass die Person 
ihm verhaftet bleibe und in derjenigen Lage mit ihren dermaligen 
Mitteln zahle, welche sie zur Zeit der Zahlung, der Betreibung oder 
des Goncurses besitzt. Hat sich eine Vermögensgemeinschaft gebildet, 
welche im Concurse eine untheilbare, einheitliche Masse bildet, so 
muss auch.er verhältnissmässig partieipiren können. Res transit cum 
onere suo, und ist dies der Fall, wo die persönlichen Beziehungen 
einer Forderung ändern können, indem statt des ursprünglichen 
Alleinschuldners, nun auch der Antheilhaber an der Gemeinschaft 
mithaftet.. Allerdings muss der ursprüngliche Schuldner auch für 
einen allfälligen Rest über das Liquidationsergebniss der Gemeinschaft 
hinaus haften. 

Solche Veränderungen im Vermögen, im Exekutionsohjekt Kar | 
in: der:Person des Schuldners müssen sich nicht nur ergeben bei: 
Wandelung des ehelichen Güterrechts, sie kommen auch in einem. 
und demselben  Staate vor. Das französische Recht. erklärt die: Mo- 
biliarschulden der Eheleute für gemeinsam. Für die Schulden der. 
Frau haftet: nicht bloss sie, sondern auch der Mann. Die Gemein- 
schaft wird für die beidseitigen Ansprachen liquidirt..und für einen. 
Rest haftet die Frau weiter, wenn die Schuld von ihr ausging. ‚In 
Thurgau werden ‘die vorehelichen Schulden gemeinsam... In..Bern 
und Aargau gehen sogar die Schulden der Frau so auf.den Mann. 
über, dass erstere gar nicht mehr Schuldnerin ist. 

Darnach kann es sich 'bei Veränderlichkeit des ehelichen Güter- 
rechts "ergeben, ‘dass am einen Ort die Schulden ‚der: Ehegatten. 
getrennt sind. . Die‘ an einem: neuen Wohnort eingegangenen  Ver-. 
pflichtungen können gemeinsam werden, d. h. die Gatten, resp. die 
Frau, muss subsidiär (Neuenburg) oder primär (Thurgau und Grau-. 
bünden) für die Eheschulden haften. ‘Wieder: in» einem andern 
Wohnsitz kann'sich diese Haftpflicht auf einen: Drittheil ihres‘ Ver- 
mögens erstrecken’ (Solothurn). Ueberall haben ‚die Gontrahenten, 
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‚unten,der, Voraussetzung des. ‚gesetzlichen Güterrechts gehandelt und 
‚frägt es Re nun, das Verhältniss festzusetzen, wie sich. alle diese 
Ansprachen zu ‚einer allfälligen Concursmasse der Eheleute stellen. 
Die ursprüngliche Schuld mit der Haftune der Frau für das Ganze 
oder einen, Bruchtheil muss unbedingt gewahrt bleiben. 

| Es ist nun zu untersuchen, ob am Concursort eine einheitliche, 
ungetheilte Masse beider Gatten constituirt werde, oder ob die Ver- 
mögen derselben nach Ursprung getrennt behandelt, ‘oder ob doch 
wenigstens durch Collocation des Weibergutes oder der Weiberguts- 
forderung. Guthaben sich ausscheide. 

Für den erstern Fall wird sofort klar, dass simmtliche Forde- 
rungen ohne Unterschied an die gemeinsame Masse gewiesen 
werden müssen. Nachdem das Ehevermögen in dieser Weise ver- 
schmolzen, ist es auch ganz überflüssig zu sagen, der Mann hafte 
primär und voll und die Frau secundär oder theilweise ete. Es ist 
nur ein Executionsobjekt, die gemeinsame Concursmasse, vorhanden, 
und diese kann nur einmal und voll haften. Diesen Fall nehme 
ich für den Kanton Thurgau an und für das Gebiet des fran- 
zösischen Rechts, soweit Gemeinschaft und Gemeinschulden in 'Be- 
tracht fallen. 

Die zweite Velleität ist die einfachste und klarste. Werden die 
Vermögen im Falliment getrennt behandelt, so ist doch gewiss nichts 
dagegen, dass die gemeinsamen Schulden beidseitig, die getrennten 
auf die Sondervermögen und ebenso diejenigen, ‘wofür die Frau It. 
früherem Recht theilweise haftet, verhältnissmässig auf ihr Ver- 
mögen eolloeirt werden. 

‘Dieser Fall ergibt sich für die weitaus meisten Kantone, insbe- 
sondere aber auch für die Kantone Neuenburg und Graubünden. 
Bricht hier der CGoncurs aus, so werden doch Aktiven und Passiven 
der Gatten getrennt gehalten, trotz ihrer Solidarität für die Ehe- 
schulden. 

Die dritte Eventualität besteht darin, dass im Concurs anstatt 
des Weibergutes (Bern, Aargau, Freiburg, Waadt) oder für ihre 
Weibergutsforderung (Luzern, Basel, Solothurn, auch Glarus und 
St. Gallen) privilegirtes Guthaben ausgeschieden wird. ‚Kann hier 
ein Gläubiger eine weitergehende Haftung der Frau nachweisen, 
als der Ort des ausgebrochenen Concurses vorschreibt, so muss ihm 
natürlich das Weibergut weiter haften. Basel drückt dies prägnant 
so aus: wenn die Frau eigene Verpflichtungen hat, ‚so treten ihre 
Gläubiger an die betreffende Stelle. 

Die Weibergutsforderung 'selbst kann selbstverständlich nur nach. 
dem Recht des Goncursortes collocirt werden. Daraus sich ergebende 
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Vortheile und Nachtheile treffen mit Nothwendigkeit auch” die Gläu- 
"piger der' Frau, wenn jene Forderung nach dem’ Rechte, unter 

welchem "der vertrag abgeschlossen worden , BR: Oder un- 
günstiger rangirt sein würde. | | 

So findet der Satz, die richtige‘ Asspehliähg dass die 6 MBen 
Gläubiger die gesetzlichen Verhältnisse voraussetzen dürfen und 
dass ihnen gegenüber das bisherige Güterverhältniss fortwirke. 
Das ist auch der Sinn des französischen Rechts, wenn es z. B. vor- 
schreibt, dass die Güterordnung nach vorgenommener Gütertrennung 
unter Aufrechterhaltung der mittlerweile eingegangenen Schulden 
der Frau auf der ganz gleichen Basis wieder hergestellt werden 
könne (Art. 1451). 

4. Alle angeführten Schriftsteller und Praktiker sind einig, dass 
das Güterverhältniss nach dem am Wohnort des Ehemannes zur 
Zeit des Eheabschlusses geltenden Rechte begründet werden soll. 

Ein weiterer gemeinsamer Standpunkt ist der, dass es den Ehe- 
gatten frei stehen müsse, sich freiwillig einem neuen Ortsrecht zu 
unterwerfen und nach dessen Bestimmungen Verträge zu schliessen. 
Es hängt dies mit der Ansicht zusammen, dass die Handlungsfähig- 
keit nach dem Recht des Wohnortes sich richten soll, dass also in 
der Frage kein anderer Faktor zu entscheiden habe, als die gegen- 
seitige Willensbestimmung der. Ehegatten, welche sich nach den 
eigenen Bedürfnissen derselben gestaltet. Wo Jemand den Kampf 
um das Dasein unternimmt, da soll er auch seine Mittel und phy- 
sischen Kräfte nach den lokalen Bedürfnissen entfallen können. 
Diesen entspricht das Recht des dauerenden Aufenthaltes am besten. 


$ 49. 


end des Prinzipes der Unwandelbarkeit auf die 
einzelnen Rechtsverhältnisse. 


Die  Wandelung des ehelichen Güterrechts mit: Vesindlendfe 
des: Wohnortes, unter Aufrechthaltung der Haftung: der Frau für 
‘Schulden, welche die Eheleute in: einem ' Rechtsgebiete: contrahirt 
haben, wo jene Haftung vorgeschrieben war, bietet in ihrer Dureh- 
führung keine Schwierigkeiten. Dagegen gewährt die Theorie von 
der Unveränderlichkeit“nicht dieselbe Sicherheit in der Anwendung. 
Fast’ mühsam und nicht ohne Verlust an Kräften schlagen sich hier 
die Satzungen eines fremden Rechtes gleichsam durch das feindliche 


„Rechtsgebiet. des, neuen, Wohnsitzes, überall Kämpfe verursachend, 
„welche, bald zu Transaktionen, bald; zur vollständigen Niederlage des 
 Eindringlings. führen, ‚Berechnet ist ‚diese Theorie hauptsächlich: 
I. auf die Eigenthumsverhältnisse und aktiven Vermögensrechte 
..der. Gatten; und ‚die daherige, Ausscheidung bei: Auflösung, der Ehe. 
‚Die Getrenntheit der. zugebrachten, Vermögen, die. Gemeinschaft 
derselben, der. Antheil an dem. Vorschlag. ete., sollen namentlich 
der Frau,. aber auch. dem Manne dadurch Daran werden, wenn 
der Wohnsitz gewechselt. wird. | 
| II. Damit im engsten Zusammenhange stehen die Schullirerhält- 
„nisse. Die Frau soll bei Veränderung: des Domizils. keinen oder 
wenigstens nur den bisherigen Antheil an den Schulden; des Mannes 
und der Ehe haben. Allein schon hier ist eine consequente Durch- 
. führung des Prinzipes bestritten. Im Falle Weber-Rohr. ist nach- 
gewiesen worden, dass im Kanton Aargau, wo man in. Sachen dem 
Heimathrecht günstig ist, das Frauengut in die Masse gezogen und 
die Vindication desselben nach Zürcherrecht verweigert wurde. Der 
Bundesrath erklärte, eine andere Behandlung sei durchaus unmöglich. 
_ Gleicherweise hätte die Entscheidung ausfallen müssen, wenn der 
‚Coneurs im Kanton Bern, Glarus, Solothurn, St. Gallen, Thurgau 
eingetreten wäre. Aber immerhin handelt es sich hier um eine 
 Streitfrage. Der gleiche Contliet liegt vor, wo das Weibergut nicht 
‚, mehr in natura vorhanden ist und nur die Ersatzforderung am 
"Manne sich geltend macht. So wesentlich das Privilegium der Frau 
mit ihrem Güterrecht zusammenhängt, so steht und fällt dasselbe 
mit dem Recht des CGoncursortes. Das Vorrecht auf das ganze Ver- 
mögen, wie es Zürich, Uri, Basel, Schaffhausen, Appenzell IL.-R. 
statuiren, geht unter 2 Schwyz und Nidwalden. Die bevorzugten 
zwei Drittheile des Kantons Solothurn erleiden die Reduktion auf 
die Hälfte in Bern, Luzern, Aargau, auf den Viertheil in Graubünden ete. 
Wo sich also das Heimathsprinzip am ehesten bewähren sollte, 
unterliegt dasselbe dem öffentlichen Betreibungs- und CGoncursrecht. 
II. Mit Bezug auf die Handhungsfähigkeit, nicht aber mit Rück- 
sicht auf die Handlungsunfähigkeit, — indem z. B. die einmal voll- 
-jährig gewordene Person überall als handlungsfähig gilt, auch wenn 
sie nach‘ dem Recht des Domizils zu jung wäre, — ‘stehen die 
meisten neueren Schriftsteller auf dem Boden der Territorialität, , 
wenn auch aus ganz verschiedenen Gründen. 


r Anmerkung. Savigny, Syst. VIIL 8$ 362-365; insbes: 8.166 u. fg. 
‚ Bar, ;8$42.u. fg.‘ Derselbe 'in der kritischen Vierteljahrsschrift von. A: Brinz 
r und. ‚J. Pözl; dessen Abhandl. über Whartons, Collision der Gesetze, insbes. 
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Den gegentheiligen Standtpunkt, hat das den:10. September ‘1880 
in Oxford tagende Institul. für. Völkerrecht aufgestellt: ‚« Civilstand 
und rechtliche Handlungsfähigkeit einer. Person werden geregelt 
nach den Gesetzen .des ‚Staates; welchem..die ‚Person. angehört: Ist 
die Nationalität. einer: Person unhekanni, so werden ihr. Givilstand 
und. ihre Haniinngsfähigikeit nach. .;den. Gesetzen, ihres Domizils 
geregelt; (6). » H a 

Es ist, nicht Gegenktari dieser Iadhaieshfig; näher! auf die 
vorliegende CGontroverse einzutreten. Allein: die These,des genannten 
Institutes: muss; manch einen überrascht haben.‘ Abgesehen: davon, 
dass jeder Staat: das, Recht. hat zu bestimmen, wer durch ‚eigene 
Handlung. Rechte erwerben und: Verpflichtungen eingehen könne, 
und es der Rechtssicherheit und dem Grundsatz der Gerechtigkeit 
enspricht, dass Fremde dabei nicht ausgeschlossen werden, ist das 
Heimaths- oder Nationalitätenprinzip um so unausführbarer, je weiter 
sich. . Jemand vom: Herd des heimathlichen Rechtes entfernt. : Man 
denke. dabei nur an die Beweisführung. Dann aber. scheint das 
Institut ‚aus dem : Gegenstand mehr eine Frage der: richterlichen 
Gognition, als: eine Frage des Weltverkehrs zu machen. «Wird vor 
Gericht die Nationalität eines Gontrahenten bewiesen, so ‚fallen seine 
Verpflichtungen dahin, wird sie zufällig nicht bewiesen, so bleiben 
sie.nach ‚Ortsrecht fortbestehen. Obwohl auf dem Weltmarkte den. 
Contrahenten, nicht zugemuthet werden kann, dass sie die Gesetze 
der verschiedenen Nationalitäten kennen, so hätte der Satz  etwelche 
Berechtigung, wenn es hiesse: je nachdem den 'Vertragschliessenden 
die gegenseilige Staatsangehörigkeit bekannt oder nicht bekannt war, 


$. 23; Roth, 8$ 15 und 16, insbes. S. 130 und 136, vergl. Wächter, Arch. 
eit.. 8 22. Wächter anerkennt das deutsche Gewohnheitsrecht, dass die recht- 
lichen Eigenschaften einer Person nach den statuta domieilii-beurtheilt: wer- 
den, die Wirkungen. habe. der Richter nach dem Gesetze seines :ötaates zu, 
bestimmen. Mit Bezug auf Privilegien, womit Wächter argumentirt, ist dies 
richtig, dieselben können unmöglich über die Grenzen eines Staates hinaus 
wirken. Die Argumentation Wächter’s führt auf die Richtigkeit der herr- 
schenden ‘Lehre (vide‘Bar, 149, 7). Auch die Praxis der schweizerischen 
Bundesbehörden : muss als mit.der herrschenden Lehre übereinstimmend) erklärt 
werden, ‚wie oben; schon bemerkt... Das Bundesgesetz ‚über. Ertheilung, und) 
Verzicht auf. das Schweizerbürgerrecht ‚steht auf gleichem. Boden (Art..6 
lit. b des B.-G. vom 3. Juli 1876). Aus den bundesgerichtl. Entsch. ‘geht 
dann auch hervor, dass der Schweizer in den Ver. Staaten von Amerika 
fürshandlungsfähig ‘gehalten wird, auch wenn’ er: in seinem Heimathkanton 
bevögteti.äisti:» Bd. |V,) Bruhin: in ‘Lebanon County ‚gegen Schwyz, 8.325; 
Steiner in Brooklyn ca. Bern, 328; vergl. III, 477, Gothney in Saint-Louis 
ca. Freiburg; ‚Bd. VI, Röllin im Staate Illinois ‚ca. Zug, $. 220. 
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sei die’ 'Handlungsfähigkeit darnach zu "bestimmen. "Aber auch so 
wäre dem Missbrauch ein 'weites Gebiet\eröffnet. Ä 

In Anwendung‘ des Gründsatzes auf das eheliche Güterrecht hat 
die Maxime der Unveränderlichkeit desselben die grössten Bedenken 
hervorgerufen. Selbst Anhänger dieser Döktrin, wie’z. B. Funk und 
der’schweiz. Ständerath in seinem ursprünglichen Entwurf, geben 
zu, dass mit Bezug auf Drittleute das Recht des Wohnortes Geltung 
haben'soll; weil hier’ der‘Gontrahent offenbar die gesetzlichen Ver- 
hältnisse voraussetzen dürfe, sofern nicht ein entgegenstehender 
Vertrag'oder‘ das Festhalten "am bisherigen‘ G.-R. öffentlich kund- 
gegeben worden. In’ dem denkbar folgenschwersten Fall hat das 
preuss. Landrecht II, 1, 352 und 416, diesen Satz aufgenommen. In 
das Rechtsgebiet der allgemeinen Gütergemeinschaft einwandernde 
Eheleute ‘werden im Verhältniss zu Drittleuten ‘den Regeln der 
Gütergemeinschaft unterworfen. Der gleiche Grundsatz spricht auch 
das Bamberger Landrecht*) aus. Da aber Handlungsfähigkeit 
und Güterrecht sich ihrem grössten Umfange nach nicht. von 
einander trennen lassen, und insbesondere die Schuldverpflich- 
tungen nach  örtlichem ‘Recht (der passive Theil) auch das übrige 
Güterrecht (den activen Theil) theils voraussetzen, theils, namentlich 
in Betreibung und Concurs nach sich ziehen, so ist es das Richtigste, 
die Erhaltung oder Wandelung des ‚Güterrechtes als Ganzes von 
der Eintragung, resp. Publikation, oder Unterlassung derselben ab- 
hängig’ zu machen, zumal eine Entschädigungsklage der Frau dem 
nach’ örtlichem Recht fallirten Manne gegenüber in der Regel sich 
weder als nützlich, noch durchwegs als gerecht erweist. Ein Ver- 
schulden, welches in der Wahl des Wohnsitzes durch den Mann liegen 
und : seine . Entschädigungspflicht der Unerbittlichkeit des geltenden 
Gesetzes gegenüber: begründen soll, welches das bisherige Güterver- 
hältniss-mit souveräner Gewalt aufhebt, ist nicht anzunehmen, da 
das Pflichtgefühl, für seine Familie zu sorgen, bestimmend nu die 
Gründung des Domizils einwirkt. 
Die, Unterwerfung der Handlungsfähigkeit einer. Person unter 
das.Recht-des Wohnsitzes und das Festhalten.am ‚ehelichen Güter- 
recht desDomiziles zur Zeit des’Eheabschlusses haben zu einer weitern 
Complication des Gegenstandes geführt.‘ Ob die Frau ohne Ein- 
willigung des Mannes ein Geschäft gültig abschliessen könne, muss 
nach ‚zwei ‚Seiten. geprüft werden. War sie hiezu ‚unfähig, weil 
jene. Zustimmung ein. Ausfluss des. ehemännlichen Rechts an. dem 
Vermögen ‚der "Frau ist, so bestimmt sich'die Gültigkeit ‘oder -Un- 


*) Roth, S. 139 und 140; Bar, 343 und 344, insbes. Anmerk. 5. 
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gültigkeit nach dem ehelichen Güterrecht*).. Spielt dieses nicht mit, 
sondern handelt’ es ’sich'lediglich darum, ob’ein’Weib mit oder ohne 
Vertretung 'durch den’ Mann oder 'die Vormundschaftsbehörden: eine 
Verbindlichkeit eingehen könne, 'so ist das’ Recht des Domizils ent- 
scheidend. ' Diese wichtige’ Unterscheidung hat’ zuerst Bar: gemacht 
(8.844) und wird auch’ von: Roth’ (S. 136) festgehalten. Der'Grund- 
satz gilt sowohl’ mit‘ Bezug: auf die Handlungsfähigkeit NEED 
als hinsichtlich bestimmter ‘Rechtsgeschäfte (Roth cit.). 

Dennoch gehen die Juristen mit Bezug auf 'die sog. besondere 
Handlungsfähigkeit weit auseinander. Das Bürgschaftsverbot Tür 
Frauen im allgemeinen und insbesondere für ihre Ehemänner soll 
nach den Einen (Savigny, S. 144, Roth, S. 136 und 141) nach dem 
Recht des Wohnsitzes sich bestimmen, nach Andern nach dem Land 
der Herkunft (Bar, 179, insbes. Anm. 1), d. h. nach dieser zweiten 
Ansicht soll das Verbot auf im Staate sich aufhaltende Fremde sich 
nicht beziehen. Dagegen scheint man einig zu sein, dass wo jenes 
Verbot nicht besteht, der Ausländer sich nicht auf das Bestehen 
"desselben im Land der Herkunft berufen kann. 


Mit Bezug auf die Schenkungen unter Ehegatten herrscht grössere 
Einigkeit. Die Möglichkeit dieselben vorzunehmen, wird nach der lex 
domicilii beurtheilt (Savigny, S. 335, Bar, $ 97, Roth 8. 137). Bar 
weist auf die werthvolle Unterscheidung hin, dass die besagte 
Schenkung aus verschiedenen Gründen verboten sein kann; nämlich 
aus dem Grunde des R. R., wonach sie dem sittlichen Charakter der 
Ehe widerspricht, und dann des aus germanischen Rechtsprinzipien 
entspringenden Rechtes der nächsten Erben wegen. Da die gemein- 
rechtlichen Schriftsteller das Erbrecht und die Handlungsfähigkeit 
nach dem Gesetz des Wohnsitzes behandeln, so ist hier das Resultat 
das gleiche. In der Schweiz könnte jene Unterscheidung wichtig 
werden, wenn z. B. der grossen Verschiedenheiten in den Erbgesetzen 
wegen das Erbrecht nach dem Gesetz der Heimath bestimmt würde, 


*) Anmerkung. Gilt dies von der Frau, so muss es auch  consequenter 
Weise vom Manne gelten (Roth, 139). Auch. er soll nicht anders über das 
Ehevermögen. verfügen können, als das G.-R. zugibt. In der Schweiz kommt 
hier lediglich in Betracht, ob der Mann über Immobilien mit ‘oder ohne Zu- 
‚stimmung der Frau verfügen könne oder nicht, weil er. überall 'über "die 
Mobilien frei verfügt, mit’ Ausnahme von Nidwalden, wo die Veräusserung 
derselben ohne Zustimmung;des Weibes nur dem gutgläuhigen Besitzer gegen-. 
über Geltung hat. Es erscheint nun folgerichtig, dass das G.-R. zu ent- 
scheiden hat, unter.dem die Gatten leben, ob der Mann jener Zustimmung 
bedürfe oder nicht. Wie wichtig die Pübndität des vom Ortsrecht ab- 
weichenden Güterverhältnisses ist, erhellt auch daraus. 
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. die’ Handlungsfähigkeit und das eheliche Güterrecht aber nach: dem- 
snjenigen des Wohnortes. Bringt; man: damitin Verbindung, dassin 
stder‘ französischen Schweiz das R. R.prävalirt, ‚in ‚der deutschen 
‘Schweiz, 2. :B. in’"Nidwalden ‚und überall, wo der‘ Unterschied 
zwischen‘ Erhausetem und Ererbtem gezogen wird, die germanische 
"Anschauung, $o muss im‘einten Falle die lex domicilii,; im! andern 
‘Falle die lex originis entscheidend sein. Dass; soweit die Schenkung 
oder die übrigen  Liberalitäten gleichzeitig 'inofficios sind, »dieselben 
nach ‚demjenigen | Rechte, beurtheilt. werden müssen, , welches im 
Erbrecht Regel bildet, erscheint selbstverständlich. 

Das Recht, Eheverträge abzuändern, einzugehen oder einem 
neuen Rechte sich zu unterwerfen, wird den Ehegatten nach dem 
Recht des Wohnortes zugestanden (Savigny,S.330, Bar, 346, Roth, 138). 
Auch erscheint es als selbstverständlich, dass Ehegatten, abweichend 
von dem Güterrecht unter dem sie leben, einzelnen Gontraktsver- 
hältnissen ein anderes Recht ausdrücklich zu Grunde legen können, 
wenn das bezügliche Geschäft auch durch das örtliche Recht erlaubt 
ist. Z. B. die Frau übernimmt eine besondere Haftung: für. eine 
„einzelne Schuld. 

Was die Form der Geschäfte anbelangt, wobei die Frau inte- 
ressirt ist, so gilt hier der von Roth aufgestellte «allgemeine Grund- 
© satz, dass die Form für Abschliessung eines Rechtsgeschäftes nicht 
nach den Gesetzen des Ortes der Handlung sondern denen des Wohn- 
ortes der Contrahenten sich richtet, wenn das Gesetz. des letztern 
eine Vorschrift enthält, welche zur Sicherstellung vor Nachtheilen 
die Handhabung einer Aufsicht bezweckt» ($. 142 cit.). Als solche 
Vorschriften sind die mannigfachen Bestimmungen der kantonalen 
Rechte aufzufassen, welche bei einer Anzahl von Geschäften einen 
Vormund: oder die vormundschaftliche Aufsicht überhaupt verordnen. 
Ob das: Güterrecht nach Territorial- oder Heimathrecht  reglirt 
werde, ‘so 'ist unbedingt diese Form nach den Vorschriften. ‚des 
Wohnortes zu bestimmen und vorzunehmen. 

Im: Uebrigen erhält die Porämie: locus 'regit ra ihre volle 
j Berechtigung. 

Eine. Anwendung der oben beschriebenen Unterscheidung Bar’s 
‚zwischen Handlungsunfähigkeit der Frau an sich. und ihrer, Handlungs- 
unfähigkeit in Folge "der Rechte des: Ehemannes laut  Güterrecht, 
auf die Schweizerrechte dürfte noch’ erlaubt ‘sein. Die Distinetion 
"hat mit Rücksicht.auf die kantonalen gesetzlichen G.-R. wenig oder 
keine Bedeutung, da dem ‚Manne überall, entweder zu eigenen Oder 
zu Handen der Gemeinschaft, ‚die er verwaltet, ausgedehnte Admini- 
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strations- und, Nutzungsrechte zustehen, und so; lässt durchgehends 
(etwa mit Ausnahme der. Geschäfte, das vorbehaltene Gut, ‚betreffend) 
die. Handlungsunfähigkeit. durch. ein. güterrechtliches Interesse des 
Ehemannes: sich. ‚erklären. |.Wichtig. wird hingegen die gemachte 
Unterscheidung. mit Rücksicht darauf, dass ‚einzelne Kantone die 
Fallitenfrau. und: die, Frau ‚des. Bevogteten „und ‚Abwesenden.. als 
eigenen. Rechts. betrachten, andere nicht; dass einzelne Stände die 
Handelsfrau anerkennen; dass. der. Kanton Neuenburg das ,Eheweib 
als vollständig’handlungsfähig erklärt, wenn es nicht, in gesetzlicher 
Gemeinschaft lebt; dass. der Code, die Frau, welche nicht in Ge- 
meinschaft steht. oder dem Gute nach. gesondert ist, frei über. Mo- 
bilien, aber ‚nur mit Zustimmung des Mannes oder des Gerichtes 
über Immobilien verfügen lässt. Nach der herrschenden: Theorie 
muss ..diese, Handlungsfähigkeit durch das Recht des Wohnsitzes 
normirt ;werden. Ä 

IV. ‘Auch: mit den Bestimmungen über Sicherung kommt das 
Umwandelbarkeitsprinzip in Conflict. Vor Allem, ‚müssen .‚still- 
schweigende und gesetzliche ‚Pfandrechte im: neuen Domizil, das 
solche nicht, ‚kennt, unbedingt dahinfallen, ebenso Privilegien im 
CGoncurse. Dagegen soll es der Ehefrau gestattet sein, spezielle 
Sicherung ‚oder. Vermögensherausgabe in. demjenigen Betrage zu 
fordern, den das G.-R. angibt, dem sie anhängen. Wie gezeigt worden, 
kann hier nur eine Collision eintreten, zwischen Aargau, und Bern 
einerseits *), «welche diese Sicherungsmittel nur. bis zur Hälfte zu- 
lassen, :gegenüber achtzehn weiteren Kantonen, in denen dieselben 
auf das ganze Vermögen sich erstrecken können. Die Durchführung 
dieser Massregel in. Basel und Tessin,..wo die Sicherung. in.der. 
Interdietion des Mannes besteht, scheint mir. keine Schwierigkeiten. 
zu: bieten. 


Es ist schon oben: darauf: hingedeutet worden, dass das Goncurs- 
recht öffentliches Recht und daher unbedingte Anwendung in seinem 


*) Anmerkung. Auch in Solothurn können bloss ?/, versichert werden. 

Dagegen erlaubt dieser Stand die vollständige Gütertrennung ‚als: weiteres 
 Sieherungsmittel: Wenn hier verlangt wird, das gleiche Quantum 'Weibergut 
müsse am Niederlassungsort gesichert werden können, wie im ersten Wohn- 
sitz, so bezieht’ sich diese Behauptung "nicht auch 'auf die Formalitäten und 
insbesondere nicht ’auf' ‘den Zeitpunkt; indem die ‚Sicherung vorgenommen 
sein muss, um im Conecurse »den ’Gläubigern gegenüber zu gelten. »2:..B. 
schreibt::Luzern vor, ‚dass der, Ueberschuss . in die Masse gezogen werde, 
wenn: der: :Mann:aus eigenem. Vermögen. innert, Jahresfrist. vor. dem Coneurs 
mehr als die Hälfte des Weibergutes restituirt oder gesichert hat, während 
im Uebrigen das Ganze sichergestellt werden kann. 
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Geltüngsgebiete ‘finde N dass hingegen eine Ausnahme stattfinden 
muss, wenn überhaupt das G.-R. der Herkunft sich bewahrheiten 
soll. Die Vindichtion ‚des in natura vorhanderen Weibergutes aus 
der Masse soll der Frau gestattet ‘werden. Der Grund liegt darin, 
dass wenn nach einem "gesetzlichen oder vertragsmässigen G.-R., 
welches in dem fremden Staate anerkannt wird, die Gatten als ge- 
trennte Vermögenssubjekte in Betracht kommen, diese Getrenntheit 
auch im Concurs sich zu bewähren habe. 

Nun gestatten denn auch wirklich eine ganze Reihe kantonaler 
Gesetze, welche den Einzug des Frauengutes ganz oder zum Theil 
statuiren, Vorkehren zu treffen, wodurch jene Folge gehoben wird 
und zwar eben durch das Mittel der Frauengutsversicherung, resp. 
der Vermögensherausgabe während der Ehe. 

Mit Bezug auf einwandernde Ehen gibt der Kanton Thurgau 
das ziemlich geräuschlose Mittel an die Hand, dass innert bestimmter 
Frist die sich Niederlassenden nach ihrem bisherigen G.-R. Weiber- 
gutsversicherungsbriefe errichten können, welche bloss der Eintragung 
bedürfen. Solothurn verlangt gerichtliche Trennung und Publikation. 
Wollen dagegen sich Niederlassende in den Kantonen Glarus, St. Gallen 
und Graubünden durch die Weibergutsversicherung den gleichen 
Erfolg herbeiführen, so ist dies mit dem Schuldenruf verbunden, 
weil diese Stände kein von der allgemeinen Regel abweichendes 
Mittel haben, wodurch kantonsfremde Einsassen sich jenes Einzuges 
in die Masse erwehren könnten, wie es ihr Güterverhältniss 'er- 
fordern würde. Es frägt sich daher, ob es sich nicht empfehle; 
dass die blosse Eintragung des bisherigen Güterrechts für Nieder- 
gelassene genügen soll, um das Frauengut vor allfälligem Einzug 
in die Masse des Mannes zu schützen. Da es sehr unangenehm ist, 
den ehelichen Haushalt in einem fremden Kanton gleich mit einem 
Skandal, was ein Schuldenruf doch immerhin ist, zu beginnen, so 
erscheint es ‘gerechtfertigt von Bundeswegen jenen Erfolg an die 
blosse Eintragung zu knüpfen. **) 


#): Anmerkung. Savigny, 283 u. fg., insbes. 288; ..Bar, .8..488, u. 18, 
insbes.‘ 8.492, Beide Schriftsteller widersprechen sich, dagegen mit ‚Bezug 
auf'die Einheit (des: Coneurses, vergl. Instit. für Völkerrecht :.« In, ‚keinem 
Falle können:Gesetze eines Staates Anerkennung: und ‚Wirkung finden im 
Gebiete’ eines andern Staates, wenn sie hier im Pan eh sind. mit .dem 
öffentlichen Recht oder der öffentlichen: Ordnung-(8).»: 

*%) Anmerkung. Es ergibt sich'zwar auf den ersten Blick, "dass Pete 
die Bestimmung des Kantons Thurgau auf die interkantonalen Bbziehungenv 
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Y. Die. neuern Schriftsteller *) stellen durchwegs Fi run and | 
auf, dass, abgesehen: von. der. Form letzwilliger Verordnungen, sowohl a 
die. testamentarische als die Intestaterbfolge nach dem Recht ‚des. 
letzten. Wohnsitzes des, Erblassers. sich, bestimme., Der Lex. rei sit _ 
werden nur Grundstücke unterstellt, welche nach dem ‚örtlichen, ‚ 
Recht eine. bestimmte Erbfolge erheischen. | 

Einen Misston in diese Harmonie brachte die Entscheidung des. 
internationalen. Institutes für Völkerrecht vom 10. Sept. 1880 : 

« Die. Universalerbfolge bei elterlicher. Hinterlassenschaft wird, 
was die Bestimmungen über erbbefähigte Personen, den Umfang 
ihrer Rechte, das Mass oder die Grösse des diponiblen Theils oder 
des vorbehaltenen Guts, sowie die innere Gültigkeit der letztwilligen 
Verfügungen .betrifft, geregelt nach den Gesetzen des Staates, welchem 
der Verstorbene angehört oder subsidiär in dem in Art. 6**), vor-. 
gesehenen Falle durch die Gesetze seines Domizils, welches auch 
die Natur der Güter und ihre Lage sein mögen (7). » 

Im Sinne des Heimathprinzipes geht noch weiter das schweize- 
rische Concordat. betr. Erbrechtsverhältnisse vom 15. Juli. 1822, wie. 
bereits bemerkt. | | 

Da. nun viele 'gemeinrechtliche Schriftsteller das G.-R. un-. 
wandelbar erklären, das Erbrecht aber nach dem letzten Wohnort 
des Erblassers beurtheilen, so gerathen die Bestimmungen. über die _ 
Ausscheidung des Güterverhältnisses und diejenigen über das Erb- 
recht sehr oft in Collision. Trotzdem die civilrechtlichen Verhält- 
nisse. der Niedergelassenen, der grossen Verschiedenheiten im Erb- 
recht wegen kaum anders im Sinne der Mehrheit des Schweizeryolkes 
gelöst werden können, als wenn mit Rücksicht auf Succession das . 
Heimathsprinzip statuirt wird, so sind keine Verwickelungen zu 


berechnet ist, nicht aber die Sicherstellung der anderen angeführten Kan- 
tone, bei denen nicht Niederlassung, sondern Gefährde Voraussetzung bildet. 
Allein die Möglichkeit ist damit constatirt, vermittelst Versicherung dem 
Coneursrecht gegenüber Ausnahme zu machen, Und sofern dem Heimaths- 
prinzip Gunst erwiesen werden soll, so ist es die nächste Consequenz, nach 
dem Vorbilde Thurgaus an die Eintragung für sich Niederlassende jene Wir- 
kung zu knüpfen. Störung des Organismus erfolgt keine. 

#) Anmerkung. Wächter, Arch. XXV, $ 25, insbes. Ziff. 1, 8. 199; 
weitere Autoren, siehe Holzschuher, Bd. 1, 8. 58, dann Savigny, S. 295 
u: fg.; Bar, 376 u. fg., vergl. krit. Vierteljahrsschrift von Brinz und Pözl, 
B4.153°8.' 87 Roth; 6, SP4T. 

*®=), Oben S. 136. 
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befürchten, wenn auch daneben das GEN RN dem Territorial- 
gesetz folgen würde. 

In allen kantonalen aha ben klare und prägnante 
Bestimmungen über den Rückfall der zugebrachten Vermögen, über 
den Antheil am Ehevermögen als Ganzem (Basel) und über die 
Participation an Gewinn und Verlust. Diese Ausscheidung. beruht 
ganz zweifellos auf dem Güterrecht und geben durchaus keinen 
Anlass zu Zweifel. Was dem überlebenden Gatten an Nutzungs- 
rechten und an Eigenthum darüber hinaus von Todeswegen zu- 
kommt, subsumiren die kantonalen Rechte unter das Erbrecht. 

Dabei kommt es allerdings vor, dass die Abtheilung zwischen 
dem Ueberlebenden und den Kindern nicht nach allen Rechten 
sofort vorgenommen, sondern auf einen spätern Moment, z. B. bis 
zur Wiederverheirathung aufgeschoben wird. Als ein Ausfluss 
des ehelichen Güterrechts kann auch dieses Verhältniss nicht gelten. 
Es erinnert derselbe bloss an die Communio proragata, welche der 
allgemeinen Gütergemeinschaft entspricht ohne es zu sein. Nun 
kommt dieses Verhältniss in Basel, wo wenigstens aktiverseits die 
Gütergemeinschaft unter Gatten besteht, gerade nicht vor, während 
es für Kantone, wo dieselbe nicht bekannt ist, gesetzliche Geltung 
hat. Die Aufschiebung der Theilung besteht hier im Interesse des 
ungestörten Zusammenbleibens der Familie und wird bald vom 
Gesetz, bald auf Anordnung der Vormundschaftsbehörde statuirt. 
Auf Anordnung der Vormundschaftsbehörde und unter ihrer Auf- 
sicht erfolgt das ungetheilte Zusammenleben in Baselland, bis ein 
Theilhaber sich verheirathet. Im Aargau fällt das Eigenthum den 
Kindern beim Tode eines Elternparts sofort an, Genuss und Ver- 
waltung sind dem Ueberlebenden zugeschrieben. Abtheilung hat 
bis zur Wiederverehelichung des Ueberlebenden, resp. bis zur Emani- 
cipation der Kinder nicht statt. Dagegen wird das Eigenthum der 
letzteren durch das Waisenamt, nöthigenfalls durch besondere Pfleg- 
schaft vertreten und vermittelst Gautionsstellung seitens des über- 
lebenden Ehegatten gesichert. Im Thurgau bleibt die Haushaltung un- 
getheilt bei einander bis zur Wiederverheirathung des Ueberlebenden, 
beziehungsweise bis zur Emanieipation jedes Kindes, wo demselben 
der vierte. Theil’ seiner Erbportion herauszugeben ist.: Dass aber 
auch hier das Eigenthum am Vermögen des Verstorbenen den Kindern 
sofort anfällt, geht daraus hervor, dass der Ueberlebende zur Cautions- 
stellung angehalten werden kann für deren Erbportionen, und dass 
demselben das Gesetz ausdrücklich Niessbraueh daran zuerkennt. 

Besondere Schwierigkeiten bietet: noch das. alte. Bernerrecht. 
' Stirbt die Mutter, so erben die Kinder die Rechte, derselben’ am 
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überlebenden Vater. Dieser‘ muss sich mit den ersteren abtheilen, 
wenn er eine neue Ehe eingeht. Ist die Wittwe der überlebende 
Theil, so 'erbt sie das ganze Vermögen des Verstorbenen, ist aber 
in‘den Kapitalveränderungen an die Zustimmung: der Kinder oder 
ihrer gesetzlichen Vertreter gebunden. Sie muss das ganze Ehe- 
vermögen, auch ihr Zugebrachtes, mit den Kindern nach Köpfen 
theilen, wenn sie sich wieder verehelicht. Auch die Geschiedene 
und die Frau des Geltstagers müssen das Betreffniss, das sie bei 
jenen Prozeduren vom Manne erhalten, mit den Kindern theilen, 
wenn sie in den Fall kommen, da die Theilung von einer Mutter 
verlangt werden kann. Diese Beerbung der lebenden Mutter, welche 
sich. weder aus den Grundsätzen über Erbrecht ergibt, noch. als 
eine Consequenz des gegenwärtig für Bern geltenden ehel. G.-R. 
sich darstellt, wird mit Recht von Munzinger getadelt. Ferner 
erweist sich das Recht des überlebenden Ehegatten als Erbrecht und 
ist dasselbe der Intestaterbfolge einverleibt. 

Dem Wesen nach haben wir es bei diesen Gesetzgebungen 
immerhin. mit einem Erbfall und mit einer Nachfolge von Todes- 
wegen in das Vermögen des Verstorbenen zu thun. Das Gesetz 
normirt hier nicht nur den Theilungsmodus, sondern verordnet 
gleichzeitig den Zeitpunkt der Abtheilung. Aufdie Motive, aus welchen 
die Aufschiebung statthabe, hier sind es offenbar familienrechtliche, 
kommt es gar nicht an, und vermögen dieselben nicht, einem Institute 
den erbrechtlichen Charakter zu entziehen. Zu grossen Complica- 
tionen muss es aber führen, wenn dasjenige, was mit der Verlassen- 
schaft einer Person zu geschehen "hat, nach verschiedenen Erb- 
rechten bestimmt werden sollte, z. B. das Recht des Ueberlebenden 
‘nach Bernerrecht und die: Erbtheilung, resp. das Erbrecht nach 
Baslerrecht, oder das Erbrecht nach der Gesetzgebung von Zürich 
und das Recht der Wittwe nach demjenigen von Thurgau u. s. f. 
Diese Verwickelung ist nach den bisherigen Entwürfen der Bundes- 
behörden durch folgende Umstände geschaffen: das Erbrecht soll 
nach -dem Wohnort des Erblassers bestimmt werden; das eheliche 
Güterrecht ist möglicherweise dasjenige eines frühern Wohnsitzes. 
Gleichzeitig wird nun verlangt, dass das Erbrecht der Gatten sich 
nach demjenigen Recht normire, welches den Güterstand reglirt. 
Das allgemeine Erbrecht nach diesem, das Erbrecht der Gatten nach 
jenem Gesetz, vertragen sich aber in vielen Fällen durchaus nicht, 
weil sie sich ausschliessen. 

Aber eben die Ausscheidung zwischen ehelichem düitertechl 
und dem Erbrecht hat sich in der Literatur zur Zeit noch nicht 
vollzogen. Es gilt dies insbesondere von der Nutzniessung, welche 
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dem Ueberlebenden an der Verlassenschaft des Verstorbenen gewährt 
wird, von dem sog. Beisitz. *) 

Roth stellt denselben nicht nur der ed portio, sondern 
auch dem Gütererbrecht gegenüber. Wie die Ausführungen dieses 
Schriftstellers ergeben, scheint er diesen Fruchtgenuss überall als 
direeten Ausfluss des ehelichen Güterrechts anzusehen. Auch Bluntschli 
meint, dass der Ehegatte nicht eigentlicher Erbe sei, natürlich, weil 
er nicht per univertitatem succediri, aber seine Ansprüche auf theil- 
weisen Erwerb öder auf Genuss der  Verlassenschaft könne unter 
dem allgemeinen Ausdruck  erbliches Eherecht zusammengefasst 
werden. Diese Erklärung gibt Bluntschli dem Recht des Ueber- 
lebenden bei bestandener Güterverbindung (d. P.-R.,&-236). Sie gilt 
aber auch zweifellos bei der Auflösung‘ der particulären Güler- 
gemeinschaften **). Mit Bezug auf.die*ällgemeine Gülergemeinschaft 
(3. 277 cit.) heisst es: « Die Theilung ist auch vellständig, wenn sie 
blos dem Capital nach geschieht, der Niessbrauch aber dem Wittling 
auch an dem ganzen oder einem Theil des Vermögens der Kinder 

verbleibt; denn dieser Niessbrauch. ist dann nicht mehr als eine 
Wirkung der Gemeinschaft, sondern aus andern Rechtsgründen zu 
erklären. Die Grösse der Theile wird verschieden bestimmt, je nach 
dem besondern Ehe- und Erbrecht eines Ortes » (vergl. Roth 389). 

Das sind die allgemeinen Rechtsgrundsätze, auf welche die 
Nutzungsrechte der überlebenden Gatten in den kantonalen Rechten 
zurückgeführt werden können. Basel mit seiner allgemeinen Güter- 
gemeinschaft kennt kein Recht des Ueberlebenden, und wo etwas 
Aehnliches, wie communio prorogata vorkommt (Aargau, Thurgau, 
theilweise Bern), da fehlt es an der nölhigen Voraussetzung, an dem 
Bestehen der Gütergemeinschaft unter Ehegatten selbst. Der Niess- 
brauch am Ganzen, an einem aliquoten Theil, an den Erbportionen 
der Kinder, die vorläufige Verschiebung der Abtheilung, lassen sich 
als Erbanspruch erklären. Wollte man aber das Verhältniss histo- 
risch aus der Gütergemeinschaft ableiten, so trifft die Anschauung 


*) Anmerkung. Der Ausdruck «Beisitz» wird verschieden gebraucht. 
Bluntschli, d. P. R., S. 241, nennt Beisitz das Verhältniss, da nach dem 
Tode des Ehemannes die Ausscheidung verschoben und die Wittwe mit den 
Kindern die eheliche Wirthschaft fortsetzt, was meistens bis zur Selbst- 
ständigkeit sämmtlicher Kinder geschieht. 

Roth nennt Beisitz den Niessbrauch des Ueberlebenden im Allgemeinen 
(S. 368, 390). Hingegen spricht er sich über die rechtliche Natur der 
Nutzungsrechte, welche dem überlebenden Ehegatten bei der Gütereinheit 
zukommen, nicht aus (vide Seite 402). Mit Roth stimmt Beseler überein 
(d. P. R., $ 153, 8.500). 


*#) 8,289 cit., vergl. Roth, 367. 
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Bluntsehli’s zu, weleher'die Nutzung auf‘ das’ Erbrecht zurückführt. 
Die Theilung geschieht dem Kapital'näch in'der'Weise, dass, 'wenn 
auch die "auf Aeusserlichkeit) beruhende Papiertheilung) ‚instertanseh 
wird, das Eigenthum’den Kindern anfällt, unter wormundschaftlicher 
Aufsicht steht'und"dafür'auch jederzeit’ Sicherstellung vom Nutzniesser 
verlangt werden kann: Aus ‘dieser Darstellung ziehe'ich den Schluss, 
dass das Recht des überlebenden Ehegatten, insbesondere auch dessen 
Ususfructus an der Verlassenschaft des Verstorbenen, gemäss’‘den 
kantonalen Rechten überall erbrechtlteher Natur sei, und vom Erb- 
recht nicht getrennt behandelt werden darf. | 

Nach den historischen Darstellungen von Blüntschli *), Beseler er), 
Holzschuher ***) hat sich das Recht des Ueberlebenden bei ehelicher 
Güterverbindung, also bei getrennien zugebrachten Vermögen, aus 
der Vorsorge für den hinterlassenen Ehegenossen gebildet. Erst 'be- 
stellten sich die Gatten usufructuarische Rechte hei Lebzeiten, dann 
auf den Todesfall. Aus der regelmässigen Wiederkunft dieser Akte 
bildete sich Gewohnheitsrecht in dem Sinne, dass der überlebende 
Theil einen « Erbanspruch » (Bluntschli S. 231 eit.) erhielt, ‘auch 
wenn jene Verfügungen unterblieben. Diese Entwiekelung gilt auch 
für die particulären Gütergemeinschaften und darf für die Schweiz fast 
überall zutreffend erachtet werden, wo überhaupt von einem Recht 
des Ueberlebenden die Rede sein kann. Wir geben also gerne zu, 
dass das eheliche Verhältniss das Motiv des Erbrechtes der Gatten 
ist, und dass das Güterrecht der Baum ist, an welehem’ dasselbe als 
Frucht zur Reife gelangte. Allein näehdern diese I RC BR 
vollzogen, gehört das Institut dem Erbrecht an. 

Abgesehen von der eigentlichen Güterausscheidung, ist es anor 
auch umgekehrt schwierig, die weitern Rechte am Vermögen’ des 
Verstorbenen : Niessbrauch, Singularsuccession, Succession in einen 
aliquoten Theil, als nothwendige Folge des Güterrechtes selbst zu 
definiren. Im grossen Gebiet der Güterverbindung richten "jene 
Vortheile sich ganz launisch nach dem Erbrecht. Bald hat der 
Gatte einen solchen, bald keinen. Er kommt in allen denkbaren 
Variationen vor. Bei beerbter Ehe gewöhnlich mit einem Niess- 
brauch abgefertigt, erhält die verwittwete Person bei unbeerbter 
Ehe eine’Quote zu Eigen. Soll. nun im ersten Falle nicht das Erb- 
recht entscheiden, im zweiten aber wohl. Ganz gleich verhält’ sich 
die Sache im Gebiet der Errungenschaftsgemeinschaft. Schliesslich 

*) D. P.-R., V.:Kap., insbes. $$ 158 und 159, S. 228 u. fg. 

==) D| P.-R.,.'88 136, 137 und 138, 8. 400 u. fg. 
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darf auch ‚noch. darauf; hingewiesen ‚werden, ‚dass: das .R.. R. ohne 
‚historische Entwickelung der armen; Wittwe das: Erbrecht auf eine 
‚Quart; verliehen, wovon . sie, jedoch „bloss ‘den ‚ Ususfructus erhält in 
«oneurrenz, mit eigenen Nachkommen. Diesem: Beispiele ist Genf 
gefolgt, das durch! Ges. vom 5:-Sept.. 1874, ohne irgend welchen 
‚historischen  Entstehuugsgrund, dem fiherlebenden Ehepart Erbrecht 
zu. Nutzung oder Eigen verliehen hat,.jesnach der Nähe der al“ 
erbenden ‚Verwandten. Ä 

: Savigny; S.,.896, „ lässt. über, die Iniestmerbiolge Ehe- 
a en das Gesetz des letzien. -Wohnsitzes ‚entscheiden, gibt aber ‚zu, 
dass. es oft schwierig zu sagen, ob’. der. Anspruch au den Nachlass 
nicht aus der blossen Fortwirkung. der. während der Ehe bestehenden 
Güterverhältnisse (der Güiergemeinschaft) abzuleiten: ist, in welchem 
‚Falle nach. dem in Betracht fallenden Güterrecht zu verfahren wäre. 
Seine weitere Ausführung ist der für unsere 'Schweizerrechte ent- 
wickelten Anschauung günstig, indem er namentlich auf die Ver- 
bindung sieht, in welche dieser Anspruch mit der ganzen übrigen 
Intestaterbfolge durch das Gesetz gebracht wird, und auch die Sue- 
cession. der, dürftigen Ehegattin als Erbfolge betrachtet. Damit 
stimmt denn auch das bundesgerichtliche Urtheil: in Sachen. Vogel, 
‚wie: es. oben angeführt worden. | 
| Bar, 5. 349, entwickelt den gleichen Gedanken. ‚Die Argumen- 
tation ‚die ‚allgemeine Gütergemeinschaft betreffend, trifft für die 
‚Schweizerrechte nicht zu. Auch scheint mir die Analogie’ mit dem 
Socius, der nach Wegfall des andern Alleineigenthum, Verwaltung 
und Niessbrauch am gesammten gemeinschafilichen Vermögen er- 
halten soll, nicht. völlig zutreffend. Kein Soeius erwirbt durch den 
‚Tod,des andern derartige Rechte. 

Roth, 8.141, lässt das Gesetz des Domizils ebenfalls über die 
Intestaterbfolge der Gatten, resp. die statutario portio bestimmen. 
Dagegen ninımt ‘er von dieser aus: die blossen Nutzungsrechte (Bei- 
sitz) des,überlebenden Eheparis und das von ihm sog. Gütererbrecht 
-(8:.139, ‚Note 41 und S. 141, Note 56) und unterstellt diese Ver- 

Eitaisse den Regeln. über den Güterstand. 

„Im-weiterer Ausführung des Gegensiandes ($ 67, S.: 403) nennt Roth 
‚Gütererbrecht dasjenige Erbrecht, das mit der. Auseinandersetzung 
gegeben ist und welches nur als Consequenz des bestimmten Güter- 
Standes. erscheint „und. nur. mit ‚diesem, gegeben: ist, statutarisches 
Erbrecht dagegen ein Erbrecht, welches dem Ehegatten unabhängig 
von der Güterordnung zusteht, in welcher sie gelebt, und entweder als 
allgemeines Intestaterbrecht oder als Intestaterbreceht in den Fällen 
begründet ist, wo die gesetzliche Güterordnung nicht Platz greift. 
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Diese ‚Unterscheidung: in ein! Bundesgesetz betreffend Regelung: 
der eivilreehtlichen Verhältnisse der Niedergelassenen hineinzutragen,, 
erscheint nieht rathsam. Die kantonalen Gesetze über das, Recht 
des überlebenden Ehegatten: sind so aufzufassen, dass ein bestinimter- 
Gütersiand nicht die 'nothwendige:' Voraussetzung, desselben bildet. 
Die daherigen Bestimmungen sind im Erbrecht enthalten und greifen 
Platz, wenn: auch‘ vertraglich ein ‚vom gesetzlichen ‚abweichender 
Güterstand festgestellt : worden ist *). , Dies ‚ist allerdings in den 
wenigsten Kantonen möglich. Weitaus die meisten Stände hingegen 
kennen den im Goncordat vom 15. Juli 1822 gemeinten Ehevertrag: 
mit. erbrechtlichem Inhalt, welcher das gesetzliche Erbrecht der 
Gatten zu modificiren oder aufzuheben fähig ist, während umgekehrt. 
das Güterrecht sich gleich bleiben muss oder kann. Auch verbieten 
etwelche Statute den Erbverzicht selbst durch Ehevertrag, wie 
z. B. die Waadt, während hier hinwiederum das Güterverhältniss, 
der Praxis nach einigermassen, dem Gesetzestexte nach ganz will- 
kürlich vom Gesetz abweichend geordnet werden Kann. 

VI. Ueber die Folgen der Wiederverheirathung bestehen dreierlei 
Ansichten. 

1. Roth (S. 139) will diese Folgen und die Strafen der zweiten 
Ehe, nach dem Gesetz beurtheilt wissen, welches den Güterstand 
normirt, also durch das Gesetz des ersten Domizils. 

2. Bar (S. 350) macht die Unterscheidung, dass wenn der Vor- 
theil, den der Ueberlebende durch Wiederverehelichung verlieren 
soll, auf dem bestandenen Güterverhältniss beruhte, verfahren werden 
soll, wie sub 1 beschrieben ist, fussie er aber auf Erbrecht, so soll 
dasjenige Gesetz Anwendung finden, unter dessen Herrschaft getheilt 
worden, also ‘das Gesetz des letzten Wohnsitzes des Erblassers. 


3. Endlich ist durch Urtheil des O.-T. zu Berlin vom 3. Mai 
1853 (vide Bar eit.) entschieden. worden, die Folgen der zweilen 
Ehe beruhen nicht auf allgemeinen Rechtsgrundsätzen, sondern auf 


*) Anmerkung. Scheinbar widerspricht dem wenigstens das Recht von 
Bern, indem durch das Voıhandensein eines Ehevertrages das Notherbrecht 
der Gatten vernichtet wird. Allein da das gesetzl. G.-R. daselbst obliga- 
torisch ist, so bezieht sich ja überhaupt der Ehevertrag bloss auf das Erb- 
recht. ‘Ich kann da nur eine Differenz zwischen St. Gallen und ‚Bern con-, 
statiren. Dort kann der Ueberlebende, wenn er sich des Rechtes nicht. 
ausdrücklich begeben hat, bis auf,den Betrag des Pflichttheils nachfordern, 
wenn er It. Erbvertrag weniger erhält. In Bern gilt das Eheverkommniss 
als Verzicht auf das Notherbrecht. Zugleich bemerke, dass meines Wissens 
einzig Freiburg die Nutzungsrechte des Ueberlebenden an den Erbportionen 
der Kinder im Erbrecht nicht anzieht. 
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Rücksichten' der' Moralität, Nützlichkeit! und Billigkeit und wären 
‚daher nach’ dem örtlichen Recht ‚der IORPMUNN derselben zu be- 
urtheilen. | 

"0 Jeh entscheide Bi hie Frage betreffend, welches Recht für 
diese Fölgen Norm bilden soll, für die’ Ansicht Bar’s in dem Sinne, 
dasjenige Gesetz soll gelten, dem die Erbtheilung unterworfen war. 
Es ist unter den Modalitäten dieses Gesetzes getheilt' worden, und 
kommt dabei insbesondere das interesse der miterbenden Kinder 
erster Ehe in Betracht. 

Dagegen ist der Unterschied zwischen Vortheilen die auf G-R., 
und solehen, die auf Erbrecht beruhen, fallen zu lassen. Jeder Vor- 
theil am Nachlass des Verstorbenen, den ein Gatte über denjenigen 
"Theil des Gemeinguies hinaus erhält, welcher ihm gemäss Güter- 
recht zu Eigenthum gehört, ist als ererbt. zu betrachten und fällt 
anter die Herrschaft der Erbgesetze. 

Daraus ergibt sich dann auch: 

a) dass der Zeitpunkt der wirklichen Abtheilung zwischen Ueber- 
lebenden und Kindern nach demjenigen. Gesetz sich ‚bestimmt, 
dem eine Verlassenschaft unterstellt ist; 

b) dass die Folgen der Wiederverehelichung, und 

c) ‚diejenigen der Volljährigkeit oder selbstständigen Etablirung 
der Kinder sich ebenfalls darnach regliren. 

Die nachtheiligen Folgen aber, welche durch. Falliment und 
unsittlichen Lebenswandel herbeigeführt werden, sind. nach den- 
jenigen Satzungen zu beurtheilen, unter denen das erkennende 
Gericht steht. Für diese Fälle treffen in auffallendem Masse die 
oben erwähnten Erwägungen des O.-T. in Berlin zu. 
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Rückblick auf die bisherigen Entwürfe der Bundesbehörden 
(vide I. Abschnitt). 


1.. Die .von.;den eidgenössischen Behörden vorgeschlagene Be- 
stimmung, dass der Wohnsitz des: Mannes bei Abschluss der Ehe 
das Güterverhältniss begründen soll, wird in der‘ Theorie und 
Praxis nirgends bestritten. 

2. Die von den eidgenössischen Behörden vorgeschlagene Wan- 
delung des ehelichen Güterrechts löst in befriedigender Weise den 
Conflikt zwischen der streng theoretischen Richtung, wonach die 
Wohnsitzänderung keinen Einfluss üben soll, und der praktischen 
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Richtung, welche das Recht des jeweiligen’ Domizils ‚der‘ ‚Gatten 
(also des Mannes) über das Güterverhältniss entscheiden lassen will. 

Die richtige, praktische und wissenschaftliche Grundlage dieser 
Vereinigung bildet die Autonomie, der freie Wille der Eheleute. 
Sie sollen das Recht haben, am bisherigen Rechtsverhältniss fest- 
zuhalten, oder sich dem örtlichen Rechte zu unterwerfen. Diese 
Unterwerfüng muss beidseitig gewollt sein, sonst bleibt das bis- 
herige Güterrecht in Kraft, mit Bezug auf bereits erworbene einzelne 
Vermögensrechte sowohl, als auch als Grundlage der rechtlichen 
Behandlung zukünftiger a RAR und Anfälle. Diese freiwillige 
Unterwerfung und Verzicht auf den bisherigen Güterstand wird 
präsumirt, wenn kein Ehepart innert bestimmter Frist bei der zu- 
ständigen Registerbehörde das bisherige Verhältniss einregistriren 
lässt. Solche Formalbestimmungen für Erwerb oder Erhaltung von 
Rechten kommen auf allen Rechtsgebieten vor, und ist der Gesetz- 
geber zur Aufrechthaltung von Credit und Ordnung unbedingt 
befugt, sie zu erlassen. 

An diesen beiden Grundsätzen ist daher unbedingt festzuhalten. 

3. Dagegen gehen die bisherigen Vorschläge mit Bezug auf den 
Umfang der bedingt eintretenden Veränderung weit auseinander. 

a. Vor Allem muss der unentwirrbaren Streitfragen wegen das 
neue Recht auf den Abschluss der Ehe rückwirkend betrachtet, 
d. h. dis Verhältniss so behandelt werden, als ob es unter dem 
Gesetz des Domizils begründet worden wäre. 

b. Der Bundesrath schloss das gesetzliche Güterrecht von er 
Festhaltung durch Eintragung aus und wollte nur das vertrags- 
mässige Verhältniss dieser Bestimmung vorbehalten. 

Mit Recht haben bisher sowohl Nationalrath als Ständerath den 
gesetzlichen und vertragsmässigen Güterstand auf eine Linie gestellt. 

c. Nach meinem Dafürhalten hat der Nationalrath die richtige 
Entscheidung getroffen, dass das Güterrecht als Ganzes beibehalten 
oder verändert werden soll. Der Bundesrath und der Ständerath 
schlugen die halbe Massregel vor, wonach unter den Gatten, das 
alte, auf Vertrag (B.-R.), resp. Gesetz oder Vertrag (St.-R.) be- 
ruhende Verhältniss fortwirken, Drittleuten (Gläubigern) gegenüber 
das neue Domizilrecht Regel bilden sollte, sofern ‘die Eintragung 
nicht, erfolgt. Diese Bestimmung lautet in Praxi nicht anders, als: 
geht es gut, so gilt das alte, geht es schief, das neue Recht. Dem 
erstern fehlt zu seiner Fortexistenz der schützende Schild, der darin 
besteht. dass die Frau von den Verpflichtungen des Mannes und 
der Ehe nicht mehr beansprucht werden kann, als der bisherige 
Güterstand zuliess. Umgekehrt kann sich ergeben, dass der Mann 
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in,‚Nachtheil geräth,;, wenn: das. Weib von. jener Haftung im neuen 
Domizil ‚befreit, ‚wird. Das ‚Weitere gegen eine Trennung des aktiven 
vom passiven Theil des: Vermögenstandes der Gatten. ist oben. schon 
bemerkt worden. ,.(J; Theil, S..12, oben S. 42). 

202. Gegen die erste Aufstellung des Nationalrathes, wonach im 
Coneurse das Recht des Wohnsitzes gelten soll, lassen sich die 
gleichen Gründe anführen. Dass das Recht des Coneursortes über 
Privilegien und Collocation der Weibergutslorderung entscheidet, 
wird von keiner Seite beanstandet. Dagegen: scheint es gerecht- 
fertigt zu sein, dass. bei : Festhaltung eines abweichenden Güter- 
'verhältnisses, das in natura vorhandene Vermögen der Frau vor 
Einzug in die Masse und vor der Pfändung im Betreibungsverfahren 
gesichert sein soll. In diesem Einzug liegt eine Haftbarmachung 
des Eheweibes für Schulden der Ehe, resp. des Mannes. 

e. Der Grundsatz des Ständerathes, zu Folge dessen Drittpersonen 
gegenüber dasjenige Güterrecht gelte, unter dessen Herrschaft con- 
trahirt worden, lässt sich nicht anders durchführen als so, dass die 
Frau in der angegebenen Weise (S. 34 ff. und 132) für die be- 
treffenden Verpflichtungen weiter haftet, dass also die Fortexistenz 
der Forderung selbst garantirt sei. Wenn im Concursorte die beiden 
zugebrachten Vermögen zu einer Masse verschmolzen werden, so 
müssen auch die Sonderschulden der Gatten als gemeinsame be- 
handelt werden, was somit eine Aenderung der persönlichen Be- 
. ziehungen zur Folge haben muss. In dieser Form ist der Grundsatz 
ein selbstverständlicher. Im Uebrigen haben die Gläubiger zu den 
Veränderungen im Güterstande nichts zu sagen. 

‘f. Ein weiteres Detail hat die nationalräthliche Commission vom 
2.,Dez..1879 den Vorschlägen beigefügt: « Art. 6. Ebenso fallen die 
Verhältnisse betreffend das Elternrecht, die Adoption und die An- 
‚erkennung ausserehelicher Kinder unter die Gesetzgebung und die 
Gerichtsbarkeit des Wohnsitzes. Ist ein solches familienrechtliches 
Verhältniss gültig begründet worden, so verliert dasselbe durch den 
nachfolgenden Domizilwechsel seine Rechtswirkung nicht. » 

Das Elternrecht ist nicht Gegenstand dieser Abhandlung, soweit 
dasselbe nicht mit dem Recht des Ueberlebenden zusammenfällt. 
Dass das Recht der Kinder an der Verlassenschaft des Verstorbenen, 
der Einfluss der zweiten Ehe und die Selbstständigkeit der Kinder 
‚nach demjenigen Rechte sich bestimmen sollen, welchem der Erbfall 
unterworfen war, ist soeben berührt worden. Das Verhältniss ist 
dabei in bestimmter Weise begründet worden. 

Was die elterlichen Nutzungsrechte am. Vermögen der Kinder 
anbetrifft, welches ihnen von dritter ‚Seite anfällt, oder den Niess- 
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brauch.‘ an. Erbportionen, “welche. nicht kraft Rechts’ des Ueber- 
lebenden, sondern »kraftElternrechts damit belastet sind, so gilt der 
Grundsatz, dass Eltern durch Wohnortswechsel ‘keine grösseren 
Rechte an dem den Kindern schon zustehenden Vermögen erwerben. 
(Roth, S. 140, Bar, $. 361.) 

g. In seiner letzten Berathung über diesen Gegenstand, im Dez. 
1879, hat der: Nationalrath’ den! von seiner’Commission vorgeschla- 
genen Satz angenommen: «Das Erbrecht der Ehezatten richtet sich 
indessen nach dem Gesetze, welchem das eheliche Güterrecht unter- 
liegt,» dem ich früher beigesiimmt. Allein das. nähere ‚Studium 
des Gegenstandes hat darauf geführt. dass eine Trennung dieses 
Erbrechtes der Gatten von dem übrigen: Intestaterbrecht unmöglich 
ist, indem dadurch gewaltigen Gollisionen gerufen und unter Um- 
ständen das eine oder das andere selbst illusorisch gemacht wird. 
We ches Intestaterbrecht kann z. B. noch bestehen neben dem. Eirb- 
recht der Gatten nach alibernischem Recht? In: seinem ganzen. 
Zusammenhang führt der Satz dahin, dass der Niedergelassene mit 
dem Güterstand auch sein Erbrecht wählt. Beliebt dasjenige des 
Wohnsitzes, so unterwerfen sich die Gatten dem Recht des Domizils, 
sonst optiren sie für das Güterrecht des frühern Wohnortes. Ein 
solches Wahlerbrecht wäre nun allerdings nichts Neues, indem es 
2. B. in Preussen besteht (Pr. A.-L.-R., Th. II, Tit. I, $ 496, Holz- 
schuher, I, $. 38). 

Die Verschiedenheiten der schweizerischen Erbgesetze sind aber 
so gewaltig grosse, dass ich bei dem Bestehen des Volksreferendums 
an das Gelingen eines Gesetzes nicht glaube, welches das Erbrecht 
dem Territorialprinzip oder gar der freien Wahl der Ehegatten 
unterstellt. | | 

Alle bisher erfolgten Vorschläge betreffend Ordnung der Güter- 
verhältnisse der Niedergelassenen erscheinen denn auch zu wenig. 
detaillirt. Ein so folgenreiches Prinzip, wie der Territorialgrund- 
satz und auch umgekehrt, wie das Heimathprinzip mit seinen 
vielen, nothwendigen Ausnahmen; in einem kurzen, bündigen Satz 
dem Volke zur 'Abstimmung unterbreiten, heisst‘ Besorgniss' und 
Bedenken erregen ‘und die Verwerfung veranlassen. Wenn in 
der letzten Berathung ‘des Nationalrathes über diesen Gegenstand 
(5.—9. Dez. 1879) schliesslich das ganze Gesetz über die civilrecht- 
lichen‘ Verhältnisse der Niedergelassenen, namentlich: wegen: des 
Güterrechtsartikels verworfen wurde, so hat jedenfalls der‘ Redner, 
welcher auf 'Verwerfung "antrug‘ (Nationalrath Straub), "die Volks- 
anschauung über den Entwurf glänzend getroffen, indem er sich‘des 
Motivs bediente: Die Sache sei noch nicht recht in das Fleisch und 


an. 


Blut. des. ‚Gesetzgebers übergegangen. Es ist durchaus geboten, das 
Prinzip in einem .durch ee ‚beleuchteten Gesetz 
dem Volke vorzulegen. N.ıdamul | 
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_ Es erübrigt uns noch, die Frage zu beantworten, ob das bisher 
von den eidgenössischen Behörden vorgeschlagene Verfahren sich in 
Anbetracht der Verschiedenheit der kantonalen Gesetze empfehle. 
Diese Frage ist zu bejahen. 

Die Grundverschiedenheiten der ehelichen Güterordnungen sind 
nicht so gross, wie man selbe sich in der Regel denkt. Die Art 
und Weise, wie gegen die Wandelung argumentirt wird, erinnert 
vielfach an die Vorstellungen mit der laterna magica. Bringt man 
eine Tafel i in den Bereich ihrer Lichistrahlen, so haben wir. reizende 
Bilder vor. uns, wird sie daraus zurückgezogen, so ist tabula rasa. 
Gewöhnlich beschreibt man uns den Güterstand eines Ortes, versetzt 
dann die Eheleute über eine Kantonsgrenze und. sagt dann, alles 
dies sei nun dahin. Die Uebereinstimmungspunkte der verschie- 
denen Rechte und die Vortheile des Rechtes des neuen Wohnsitzes 
bleiben in der Regel unhesghigt, Der Wirklichkeit entspricht aber 
Folgendes: 


l. Zwanzig Kantone geben dem Weibergut eine abgetrennte 
Existenz, sei es in Form des Eigenthums an den. in natura. vor- 
handenen Vermögensstücken, welches der Frau zugeschrieben bleibt, 
sei es in Form einer ganz (Freiburg und Waadt Mobilien betreffend) 
oder zum Theil (Bern und Aargau) versicherten oder privilegirten 
Forderung am Manne, während das Eigenthum an den Mann über- 
geht. Bedenkt man, dass auch bei den ‚hier mitzählenden sechszehn 
übrigen Ständen die Frau für das nicht mehr in natura vorhandene 
Vermögen Ansprecherin am Manne wird, was für die, bewegliche 
Bevölkerung die: Regel bildet, so gilt für dieses grosse Gebiet von 
20 Kantonen der Rechtssatz: Der Mann. ist verantwortlich für den 
Stammbetrag des  zugebrachten Weibergutes. nach. Abzug. der damit 
verbundenen Schulden. 

2. Eine Gemeinschaft an den eingebrachten Vermögen von Mann 
und Weib besteht nur im Gebiet ‘des Gode Napoleon mit ‚Bezug auf 
das Mobiliarvermögen, während die übrigen Sondergüter der Frau 
ein analoges Schicksal haben, wie in den’ vorbenannten  Rechis- 
gebieten; 
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dann in beiden Basel, wo alles, Vermögen ‚der Gatten wirkliches 
Gemeingüt wird, das zu einem. Drittheil. der, Frau und zu zwei 
Drittheilen dem Manne zugehört. Allein im Falliment des Mannes 
kehrt das Weibergut in die gleiche Stellung zurück, _wie bei jener 
ersten Gruppe von: 20 Kantonen, d.h... das: Weib zieht das Einge- 
brachte aus «der, Masse, entweder, in natura ‚oder. in. Gestalt einer 
privilegirten Forderung, 

3. Von‘ dem: erstbenannten zwanzig. .Kantonen gewähren noch 
folgende der Frau einen 'Antheil am. Vorschlag, den dritten Theil: 
Solothurn und Graubünden; ‚die Hälfte: Schaffhausen, Thurgau, 
Wallis und Neuenburg. Da die Gemeinschaften ‚des Code Napoleon 
und diejenige des Standes Basel sich gleichzeitig als Errungenschafts- 
gemeinschaften: darstellen, so gilt für letztere mit Bezug. auf den 
Erwerb die Dreitheilung, wie in Solothurn und Graubünden, für das 
Gebiet des französischen Rechts die Theilung zur Hälfte. 

4. Achtzehn Kantone erkennen der Frau das Recht zu, ihr ganzes 
zugebrachtes Vermögen durch den Mann sichern zu lassen oder die 
Aushingabe zu verlangen. Das Besondere, Solothurn betreffend, ist 
bereits erwähnt. 

Bern und Aargau beschränken dieses Recht auf die Hälfte des 
Eingekehrten, und Basel und Tessin sehen zur Sicherung der Frau 
die Interdietion des Mannes vor. 

5. Eine direkie Haftbarkeit der Frau für die Schulden der Ehe 
oder für diese und diejenigen des Mannes anerkennen einzig: 

Solothurn mit einem Drittheil des Vermögens; 

Graubünden solidarisch, im Falliment aber ist ihr ein Viertheil 
des Eingebrachten privilegirt; 

Thurgau solidarisch mit dem ganzen Vermögen; 

Neuenburg solidarisch, aber subsidiär mit dem ganzen Vermögen; 

Genf, soweit die Gemeinschaft reicht für die Gemeinschulden. 

In Graubünden und Neuenburg gilt diese Haftung für die vor- 
ehelichen Schulden nicht, welche für jeden ’Erepart separat bleiben. 
Die drei übrigen hier genannten Stände lassen die angegebene Haf- 
tung der Frau auch für die vorehelichen Schulden eintreten. Unter 
der Bedingung, dass der Konkurs eintrete, ergibt sich die gleiche 
Haftung für die Frau in Glarus und St. Gallen, wo. das Weibergut 
gegen Privilegirung der Hälfte in die Masse gezogen wird, wie ‚oben 
S. 55, Ziff. 4, beschrieben. Auch ist daran zu erinnern, dass die Be- 
weglichkeiten der Frau in Schaffhausen gepfändet werden können. 

Im  Uebrigen ist darauf aufmerksam zu machen, dass die: Frau 
in Graubünden‘ zuseinem: Driitheil, in Thurgau pro rata der ein- 
gebrachten Güter am Rückschlag participirt, ebenso in Genf am 
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Rückgang der Gemeinschaft. “Sonst bleibt der'Mann auch in: diesen 
Fällen der Frau verantwortlich, wenn IR Gut in nn —— Schulden- 
zahlung abgenommen. 

"Alle diese drohenden Nachtheile kann die Frau ieh das Mittel 
der Versicherung von 'sich abwenden, welehe ihre Wirksamkeit von 
der Sicherheitsstellung, resp. von der Güterausscheidung an entfaltet. 

6. Die Weibergutsforderung für nicht mehr’ in natura: Vorhan- 
denes unterliegt überall der Collocation, ‘wie das: am Orte des aus- 
gebrochenen CGoncurses geltende Recht angibt. Bei Eheleuten, welche 
Wohnsitz ändern, bildet diese Forderung in der Regel das Ver- 
mögensobjekt der Frau. 

7’. Es versteht sich nach dem Gesagten von selbst, dass die durch 
Gesetz oder Vertrag an einem Orte übernommenen Verbindlichkeiten 
auch bei Veränderung des Güterstandes fortbestehen müssen. 

8. Enorm gross sind dann allerdings die Differenzen mit Bezug 
auf das Erbrecht der Ehegatten, welches schon aus diesem Grunde 
von der Behandlung des ehelichen Güterrechtes zu trennen. ist. 
Dann aber gehört letzteres dem Verkehrsleben an, ersteres nicht. 
Während der Staat ein grosses Interesse hat, dem Verkehr angehörige 
Rechtstheile, wie das Güterrecht, auch für Einwanderer zu ordnen, 
so muss ihm in der Regel nichts daran liegen, die erbrechtlichen 
Anwartischaften der Nichtangehörigen zu regeln. Ein Interesse kann 
ihm allfällig zugestanden werden, wo eigene Angehörige am Erbfall 
betheiligt sind, wie Graubünden dies in seiner Gesetzgebung aus- 
drückt; wo eine besondere Erbfolge für Grundstücke verlangt wird 
und mit Bezug auf die Vakanz in seinem Gebiet liegender Ver- 
lassenschaften. Die Regel bilden diese Fälle nicht. 

Nachdem die Grundverschiedenheiten der schweizerischen Güter- 
rechte durchaus nicht Bedenken erregend sind, so ist man es der 
Rechtssicherheit schuldig, den Territorialgrundsatz auch während 
der Ehe im Falle des Domizilwechsels als Grundlage des interkan- 
tonalen Rechts festzuhalten. Doch rechifertigt es sich, dass es in 
das Belieben der Ehegatten gestellt werde, am neuen Wohnorte, 
durch Eintragung und Publication, diejenigen Vortheile festzuhalten, 
welche ihr bisheriges Güterrecht ihnen dem Ortsrechte gegenüber 
zu bieten scheint. Ich bringe daher den vom Nationalrath am 
8. Dezember 1876 angenommenen Antrag Anderwert wieder zum 
Vorschlag: 

« Die güterrechtlichen Verhältnisse der. Ehegatten unterliegen 
der Gesetzgebung des Wohnsitzes. Jeder Ehegatte ist jedoch berech- 
tigt, dasjenige gesetzliche oder vertragsmässige  Eherecht*), unter 


*) Statt dessen : « Güterrecht ! » 
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welchem die Ehe abgeschlossen wurde, auch bei einer Veränderung 
des Wohnsitzes festzuhalten, insofern er innert drei Monaten nach 
dem Wohnsitzwechsel eine’entsprechende Erklärung'bei ‘der zustän- 
digen Behörde einregistriren lässt. Die betreffende Behörde hat für 
die amtliche Publikation einer solchen Erklärung zu sorgen.» 


Jedoch mit folgender Ergänzung: 


L. 


«Durch die Eintragung garantiren sich die Gatten: 

a. das nach bisherigem Rechte gesonderte  Eigenthum, resp. 
den Mitantheil an dem gemeinsamen Vermögen, sowie eine allfällig 
bereits bestellte Sicherheit für das Weibergut, sofern selbe sich 
in Händen der Frau befindet, oder die Eheleute darüber verfügen *) 
(S..51, al. 3 und 4); 

b. dass der Mann nicht einseitig mit den in die Ehe gebrachten 
Vermögen anders verfahren kann, als der bisherige Güterstand 
‚angibt; 

c. dass das Wein unter den gleichen Voraussetzungen für das 
gleiche Quantum des eingekehrten Gutes spezielle Sicherheit oder 
Aushingabe zu fordern berechtigt bleibt; 

d. dass die Haftpflicht der Frau für die Schulden der Ehe oder 
des Mannes nicht verändert werde, es sei denn, es werde unter 
Einwilligung des erstern, im einzelnen Falle den CGontrahenten gegen- 
über ein anderes Recht zu Grunde gelegt, und dass das Geschäft 
nach dem Recht des Domizils für die Frau erlaubt sei; 

e. dass das in natura vorhandene Weibergut bei einem allfälligen 
CGoncurs des Mannes, im Gegensatz zum bisherigen Güterrecht, weder 
in die Masse gezogen, noch bei einer auAlIgEN Betreibung zu Pfand 
ergriffen werden kann. 
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Inwieweit die Frau zu Rechtsgeschäften mit dem Manne oder mit 
Drittleuten der Mitwirkung eines Beistandes oder der Vormundschafts- 
behörde bedarf, wird nach dem Recht des Domizils beurtheilt, ebenso 
die Frage, ob und wie weit ein Weib ohne Zustimmung des Mannes, 
sofern dessen güterrechtlichen Interessen ausser Betracht fallen, 
handlungsfähig sei. 

Im Uebrigen richtet sich die Form der Verträge nach dem Gesetz. 
des Ortes des abgeschlossenen Vertrages. 


*) Anmerkung. Dem Falle, da die Vormundschaft die Sicherheit in Händen 
hat, soll nicht vorgegriffen sein. 
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Die Verlassenschaft ‚eines schweizerischen Niedergelassenen und 
Aufenthaltres' steht, unter‘ dem‘ Gesetze seines-Heimathkantons. 

Das ‚Erbrecht des überlebenden Ehegatten, die Nutzungen ‘und 
Antheile kraft Erbrechts an der. Verlassenschaft. des Verstorbenen, 
sowie der Zeitpunkt der: Abtheilung werden nach dem in der Hei- 
math des Ehemannes geltenden Recht beurtheilt. | 

Dieses ist entscheidend für die spätern durch die Wiederver- 
heiraihung und die Selbstständigkeit der Kinder bedingten Folgen 
mit Rücksicht auf die von Todeswegen erlangten Vortheile des 
Ueberlebenden. 

Der erbrechtliche Inhalt von Eheverträgen, der Inhalt von 
Erbverträgen, Testamenten und Liberalitäten aller Art unterliegt 
den beschränkenden Vorschriften, welche der Heimathkanton, das 
Pflichttheilsrecht betreffend, feststel! t: 

Für die Form dieser Kebscnärte sind die gesetzlichen Bestim- 
mungen massgebend, wo dieselben errichtet worden sind. 

Aus diesem Gesetz sich ergebende Erbstreitigkeiten unter Prä- 
sumptiverben, wozu auch der Ehegatte zählt, sofern er nach dem 
Recht.der Heimath von Gesetzeswegen berufen ist, einen Vortheil aus 
dem Nachlass zu ziehen, testamentarischen Erben und Vermächtniss- 
nehmern hat der Richter des letzten Wohnortes des Erblassers zu 
entscheiden. 

Drittleute dagegen, welche durch Geschäfte unter Lebenden 
in inoffizioser Weise vom Erblasser bedacht worden, sind vor a 
natürlichen Richter zu belangen. 
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